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EINLEITUNG

Mit dem Bericht Gber die Wettbewerbspolitik 2021 und der vorliegenden Arbeitsunterlage der
Kommissionsdienststellen wird eine zweite Zwischenbilanz der wettbewerbspolitischen
Entwicklungen unter der Leitung von Kommissionsprésidentin von der Leyen gezogen. Der
Bericht deckt die Entwicklungen der EU-Wettbewerbspolitik im Jahr 2021 ab und ist zugleich
der 51. Bericht dieser Art, den die Kommission vorlegt.

Wie die Erfahrungen mit der schwersten Pandemie seit mehr als 100 Jahren in der gesamten
EU verdeutlicht haben, sind eine solide Wettbewerbspolitik und ihre wirksame Durchsetzung
wichtiger denn je. Die EU-Wettbewerbspolitik tragt zur Erhaltung und Festigung des EU-
Binnenmarkts bei und kommt Verbrauchern, Unternehmen und der Gesellschaft
gleichermal3en zugute.

Auch im Jahr 2021 spielte die EU-Wettbewerbspolitik eine wichtige Rolle bei den
Bemuhungen der EU, auf die durch die COVID-19-Pandemie verursachte Gesundheits- und
Wirtschaftskrise zu reagieren und diese zu Uberwinden. Durch den Befristeten Rahmen fir
staatliche Beihilfen zur Stutzung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von
COVID-19 (im Folgenden ,Befristeter Rahmen fiir staatliche Beihilfen*)! konnten die
Mitgliedstaaten den aufgrund der Pandemie gefahrdeten Unternehmen, insbesondere kleinen
und mittleren Unternehmen (im Folgenden ,,KMU*) erforderliche und angemessene Beihilfen
bieten und gleichzeitig die negativen Auswirkungen auf den Binnenmarkt begrenzen. Die
Kommission wird die Flexibilitat des Instrumentariums fir staatliche Beihilfen erneut nutzen,
um den Folgen der derzeitigen durch die Invasion Russlands in die Ukraine ausgeltsten
politischen und wirtschaftlichen Situation in Europa zu begegnen und es den Mitgliedstaaten
zu ermdglichen, die negativen wirtschaftlichen Auswirkungen der neuen Notlage zu
bewaltigen.

Trotz der weltweit anhaltenden Pandemie blieb die Durchsetzung der EU-
Wettbewerbsvorschriften im Jahr 2021 auf einem sehr hohen Niveau. Zusétzlich zu den im
Jahr 2021 erlassenen 675 Beschlussen Uber staatliche Beihilfen im Zusammenhang mit
COVID-19 gab es eine wirksame Fusionskontrolle mit 396 Fusionskontrollbeschlissen, die
von der Kommission erlassen wurden. Auch im Bereich Kartellrecht ergriff die Kommission
wichtige Durchsetzungsmanahmen, um Wettbewerbsverstolie zu beheben, wobei Geldbul3en
in Hohe von insgesamt 1746 Mio. EUR verhangt wurden. Die Beschlisse betrafen zahlreiche
Bereiche  wie  Finanzmarkte,  Eisenbahnverkehrsdienste,  Kraftfahrzeugemissionen,
Lebensmittel und Biokraftstoffe. Dariiber hinaus sorgte die Kommission im Rahmen des
Européischen Wettbewerbsnetzes (ECN) fiir eine enge Zusammenarbeit und Koordination in
Wettbewerbsfragen.

Wie in ihrer Mitteilung ,,Eine Wettbewerbspolitik fiir neue Herausforderungen“2 dargeleqgt,
filhrt die Kommission eine beispiellose Uberpriifung der EU-Wetthewerbspolitik durch, die
sich auf mehr als 20 Regelwerke erstreckt, um sicherzustellen, dass die
wettbewerbspolitischen Instrumente der EU zukunftssicher bleiben und den 6kologischen und

1 https://ec.europa.eu/competition-policy/state-aid/coronavirus/temporary-framework_de

2 Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Europédischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine Wettbewerbspolitik fir neue Herausforderungen
(COM(2021) 713 vom 18.11.2021).



digitalen Wandel der EU, den Erholungsprozess sowie die Reaktion auf wirtschaftliche
Entwicklungen unterstltzen und die Widerstandsfahigkeit des Binnenmarkts starken.

Im Jahr 2021 erzielten die gesetzgebenden Organe auch Fortschritte bei den VVorschlagen der
Kommission fir das Gesetz Uber digitale Markte und fur die Verordnung Uber den
Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen. Im Bereich der Fusionskontrolle
ergriff die Kommission Malinahmen, wie z. B. die Annahme elektronischer Anmeldungen,
um die Aufrechterhaltung des Geschaftsbetriebs von Unternehmen, die Zusammenschlisse
anmelden, zu gewahrleisten und gleichzeitig die Einhaltung der rechtlichen Verpflichtungen
sicherzustellen, und stellte weiterhin die Umsetzung der Fusionskontrollvorschriften der EU
sicher.

Die vorliegende Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen besteht aus zwei Teilen. Im
ersten Teil werden die wichtigsten Entwicklungen im Jahr 2021 firr die drei folgenden
Wettbewerbsinstrumente vorgestellt: staatliche Beihilfen, Kartellrecht und Fusionskontrolle.
Im zweiten Teil werden spezifische Durchsetzungsmallhahmen anhand eines sektoralen
Uberblicks ausfiihrlich dargestellt.



l. WICHTIGSTE ENTWICKLUNGEN IN DER WETTBEWERBSPOLITIK UND
IHRER DURCHSETZUNG

1. KARTELLRECHT

Artikel 101, 102 und 106 AEUV

Nach Artikel 101 AEUV sind wettbewerbswidrige Vereinbarungen mit dem Binnenmarkt unvereinbar und
verboten. Artikel 101 AEUV untersagt Vereinbarungen, die eine Verfalschung des Wettbewerbs bezwecken oder
bewirken und bei denen Unternehmen ihre Verhaltensweisen aufeinander abstimmen, statt unabhéngig
voneinander zu konkurrieren. Selbst wenn eine horizontale oder vertikale Vereinbarung als Einschrankung
betrachtet werden kdnnte, kann sie nach Artikel 101 Absatz 3 AEUV zuléssig sein, wenn sie letztlich den
Wetthewerb fordert (zum Beispiel durch die Férderung des technischen Fortschritts oder die Verbesserung der
Warenverteilung).

Artikel 102 AEUV verbietet die missbrauchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung. Eine
marktbeherrschende Stellung oder die Erlangung einer solchen Stellung stellt an sich keinen VerstoR gegen das
Wetthewerbsrecht dar. Marktbeherrschende Unternehmen haben wie jedes andere Unternehmen auf dem Markt
das Recht, mit anderen Unternehmen in Leistungswettbewerb zu treten. Artikel 102 AEUV untersagt jedoch
missbrauchliches Verhalten marktbeherrschender Unternehmen, die beispielsweise unmittelbar oder mittelbar
unangemessene Einkaufs- oder Verkaufspreise bzw. sonstige unangemessene Geschaftsbedingungen erzwingen.

Nach Artikel 106 AEUV schlieBlich durfen die Mitgliedstaaten in Bezug auf 6ffentliche Unternehmen und auf
Unternehmen, denen sie besondere oder ausschlieRliche Rechte gewahren, keine den Vertrdgen
widersprechenden MalRnahmen treffen oder beibehalten.

Insbesondere in Krisenzeiten ist die Aufrechterhaltung der Marktdisziplin zur Sicherung des
funktionsféhigen Binnenmarkts unerlasslich. Die wirksame Durchsetzung der EU-
Wetthewerbsvorschriften ist von entscheidender Bedeutung fiir den digitalen Ubergang der
EU-Wirtschaft und zur Bewahrung der Wettbewerbs- und Anpassungsféhigkeit des
Binnenmarktes. Die Durchsetzung des Kartellrechts kann dazu beitragen, verbleibende
Hindernisse fur den Binnenmarkt abzubauen und Beschrédnkungen fur die Entwicklung
sauberer Technologien und den freien Fluss von Ressourcen, die fiir die Kreislaufwirtschaft
und die Ziele des européaischen Griinen Deals erforderlich sind, zu beseitigen. In der
vorliegenden  Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen werden die jungsten
kartellrechtlichen Beschlisse hervorgehoben, wéhrend die nachstehenden Grafiken einen
Uberblick tiber die Kkartellrechtlichen Durchsetzungsmafnahmen in den letzten zehn Jahren
geben, einschlieBlich der Beschliisse, mit denen Beschwerden abgewiesen wurden.

Im Jahr 2021 erzielte die Kommission erhebliche Fortschritte bei ihrer ehrgeizigen
Uberpriifung der Wettbewerbspolitik, die mehrere ihrer wichtigsten
Gruppenfreistellungsverordnungen, Leitlinien und Bekanntmachungen betrifft. Im
November 2021 hat die Kommission eine Mitteilung Uber eine Wettbewerbspolitik fir neue
Herausforderungen® angenommen, in der die Rolle der Wettbewerbspolitik fir die
wirtschaftliche Erholung nach der Pandemie, fiir den 6kologischen und digitalen Wandel und
fir einen widerstandsfdhigen Binnenmarkt dargelegt wird. Neben der Durchsetzung sind
Reformen entscheidend, damit gewéhrleistet werden kann, dass die Wettbewerbspolitik
wirksam bleibt. Im Jahr 2021 hat die Kommission ihre Agenda zur Uberprifung der Politik,

3 Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Europaischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine Wettbewerbspolitik fiir neue Herausforderungen
(COM(2021) 713 vom 18.11.2021).




die eine Vielzahl ihrer wichtigsten Gruppenfreistellungsverordnungen, Leitlinien und
Bekanntmachungen umfasst, sowie die Arbeit an einer Reihe laufender Initiativen zur
Sicherstellung eines fairen Wettbewerbs im Binnenmarkt vorangetrieben.

Kartellrechtliche Beschliisse 2012—2021

18 16 17 m Kartellverbot (Normal)

16 m Kartellverbot (Hybrid)

14 m Kartellverbot (Vergleich)

5 H Nicht kartellbezogenes Verbot
i, B Nicht kartellbezogenes Verbot

(Zusammenarbeit)
M Kartellrechtliche Verpflichtungszusage

Das Diagramm enthdlt Beschliisse zur
erneuten Annahme: einen 2012, zwei
2017, einen 2019, einen 2020 und zwei
2021.

Quelle: Generaldirektion Wettbewerb
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1.1. Uberpriifung des Kartellrechts und der entsprechenden Leitlinien

Im Jahr 2021 hat die Kommission die Uberpriifung des Kartellrechts und der entsprechenden
Leitlinien vorangetrieben, damit diese fur ein sich veranderndes Marktumfeld, zu dem auch
die beschleunigende Digitalisierung der Wirtschaft zahlt, geeignet sind; ferner legte sie eine
neue Initiative zur Anwendung des EU-Wettbewerbsrechts auf Tarifvertrage von Solo-
Selbstandigen vor.

1.1.1. Leitlinien im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie

Mit dem im April 2020 angenommenen Befristeten Rahmen fur die Prifung kartellrechtlicher
Fragen der Zusammenarbeit von Unternehmen in durch den derzeitigen COVID-19-Ausbruch
verursachten Notsituationen* wurde ein zeitlich befristetes Instrument eingefiihrt, das die
Madglichkeit bietet, Ad-hoc-Verwaltungsschreiben anzunehmen. Diese stellen eine Ausnahme
von der Vorschrift zur Selbstbeurteilung dar, die zusétzlich zu den bestehenden
Madglichkeiten zur Bereitstellung von Handlungsempfehlungen in bestimmten Situationen
zum Tragen kommt, weil diese bestehenden Mdoglichkeiten aufgrund ihrer
Verfahrensvorschriften nicht fir Situationen geeignet sind, in denen &uBerste Dringlichkeit
geboten ist.> Die Kommission stellte klar, dass sie ihren Ermessensspielraum nutzen wird, um
darliber zu entscheiden, wie und wann sie Handlungsempfehlungen geben soll; sie sei aber
bereit, sich einzubringen und Gesprache zu fuhren, und werde sicherstellen, dass ihre
umfassenden allgemeinen Leitlinien den gegenwartigen Bedirfnissen und der Realitat der
Unternehmen Rechnung tragen.®

Am 25. Mdrz 2021 stellte die Kommission das zweite Verwaltungsschreiben seit der
Annahme des Befristeten Rahmens flr staatliche Beihilfen aus. Das Schreiben wurde
anlasslich einer europaweiten Matchmaking-Veranstaltung der Kommission herausgegeben.
Das Ziel bestand darin, Engpasse zu beseitigen sowie Impfstoffhersteller und
Dienstleistungsunternehmen (z. B. Vertragsentwicklungs- und Herstellungsorganisationen,
Hersteller von Abfillgeraten u. a.) schneller miteinander in Verbindung zu bringen, damit die
Planung fiir die derzeitige und kiinftige Impfstoffproduktion in Europa verbessert wird.

1.1.2. Leitlinien zu vertikalen Vereinbarungen

4 Mitteilung der Kommission: Befristeter Rahmen fiir die Priifung kartellrechtlicher Fragen der Zusammenarbeit
von Unternehmen in durch den derzeitigen COVID-19-Ausbruch verursachten Notsituationen (ABI. C 1161 vom
8.4.2020, S. 7). Im Befristeten Rahmen sind die wichtigsten Kriterien festgelegt, die die Kommission bei der
Bewertung von Kooperationsvorhaben zur Behebung eines Versorgungsengpasses bei wesentlichen Gitern und
Dienstleistungen wéhrend der COVID-19-Pandemie anwenden wird. Der Befristete Rahmen ist nicht
sektorspezifisch, bezieht sich aber auf die von der Kommission in Gesprachen mit Akteuren des
Gesundheitssektors gesammelten Erfahrungen und baut auf diesen auf.

5 Siehe Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates (Feststellung der Nichtanwendbarkeit) und
Bekanntmachung der Kommission ber informelle Beratung bei neuartigen Fragen zu den Artikeln 81 und 82
des Vertrages, die in Einzelféllen auftreten (Beratungsschreiben) (Text von Bedeutung fur den EWR) (ABI.
C 101 vom 27.4.2004, S. 78).

& Um den Kontakt mit der Kommission zu kartellrechtlichen Fragen im Zusammenhang mit COVID-19 zu

erleichtern, hat die Kommission eine Webseite mit dem Titel ,,Antitrust rules and Coronavirus“ (Kartellrecht und
Coronavirus) eingerichtet, auf der Informationen und Kontaktdaten fiir Ersuchen um Handlungsempfehlungen zu
bestimmten Kooperationsvorhaben bereitgestellt werden: https://ec.europa.eu/competition-
policy/antitrust/coronavirus_en;



https://ec.europa.eu/competition-policy/antitrust/coronavirus_en
https://ec.europa.eu/competition-policy/antitrust/coronavirus_en

Die Kommission setzte ihre Folgenabschatzung fir die Uberarbeitung der Vertikal-
Gruppenfreistellungsverordnung (im Folgenden ,,Vertikal-GVO*)’ und der flankierenden
Leitlinien fiir vertikale Beschriinkungen (im Folgenden ,,Vertikale Leitlinien*)® fort und
veroffentlichte die Ergebnisse der offentlichen Konsultation, die am 26. Marz 2021 beendet
wurde, die Zusammenfassung der Beitrage der nationalen Wettbewerbsbehorden zur
Folgenabschatzung zur Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung sowie das
Sachverstindigengutachten ,,Active sales restrictions in different distribution models and
combinations of distribution models und das Sachverstdandigengutachten ,,Cases dealing with
online sales, and online advertising, restrictions at EU and national level“ (beide in
Englisch).® Am 9. Juli 2021 veroffentlichte die Kommission den Entwurf der tiberarbeiteten
Vertikal-GVO und den Entwurf der Uberarbeiteten Vertikalen Leitlinien zur 6ffentlichen
Konsultation und gab auch einen Hintergrundvermerk zu den vorgeschlagenen Anderungen
heraus.’® Die offentliche Konsultation endete am 17. September 2021. Am 22. November
2021 veroffentlichte die Kommission die nicht vertraulichen Beitrdge der Interessentrager
zum Entwurf der (berarbeiteten Vorschriften sowie eine Zusammenfassung aller Beitrage
zum Entwurf der Vorschriften.!

Am 28. Mai 2021 veroffentlichte die Kommission den Evaluierungsbericht zur Kfz-
Gruppenfreistellungsverordnung (im Folgenden ,Kfz-GVO*“)!2 und die begleitende
Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen. Insgesamt ergab die Bewertung, dass es in
den letzten zehn Jahren keine wesentlichen Entwicklungen gegeben hat, die eine
Neugestaltung des Kfz-GVO-Rahmens rechtfertigen wiirden; es sei jedoch eine
Aktualisierung erforderlich, um den Stellenwert des Zugangs zu fahrzeuginternen Daten als
Wettbewerbsfaktor zu beriicksichtigen. Die Kommission arbeitet derzeit an Vorschlagen
dazu, wie es mit dem Rahmen weiter gehen kann, da dieser am 31. Mai 2023 auslduft.

1.1.3. Leitlinien zu horizontalen Vereinbarungen

Im Mai 2021 veroffentlichte die Kommission die Ergebnisse der Evaluierung® der beiden
horizontalen Gruppenfreistellungsverordnungen fur den Bereich Forschung und Entwicklung
(FUE-GVO) und fur Spezialisierungsvereinbarungen (Spezialisierungs-GVO) (zusammen
Horizontal-Gruppenfreistellungsverordnungen oder H-GVO) zusammen mit den Leitlinien
fir horizontale Vereinbarungen. Ziel dieser Evaluierung war es, eine Grundlage fir den
Beschluss der Kommission (ber das Auslaufen, die Verlangerung der Geltungsdauer oder die
Uberarbeitung der H-GVO zu schaffen.

" Verordnung (EU) Nr. 330/2010 der Kommission vom 20. April 2010 tber die Anwendung von Artikel 101
Absatz 3 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf Gruppen von vertikalen
Vereinbarungen und abgestimmten Verhaltensweisen (ABI. L 102 vom 23.4.2010, S. 1).

8 Leitlinien fir vertikale Beschrankungen (Text von Bedeutung fir den EWR), (ABI. C 130 vom 19.5.2010,

S. 1).

® Siehe https://ec.europa.eu/competition-policy/public-consultations/2018-vber_de.

10 Siehe https://ec.europa.eu/competition-policy/public-consultations/2021-vber_de.

11 Insgesamt nahmen 152 Interessentrager und sechs nationale Wettbewerbsbehorden zum Entwurf der
Uberarbeiteten Vertikal-GVO und zum Entwurf der Uberarbeiteten Vertikalen Leitlinien Stellung.

12 \erordnung (EU) Nr. 461/2010 der Kommission tber die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags
Uber die Arbeitsweise der Européischen Union auf Gruppen von vertikalen Vereinbarungen und aufeinander
abgestimmten Verhaltensweisen im Kraftfahrzeugsektor (ABI. L 129 vom 28.5.2010, S. 52).

13 Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen — Evaluierung der horizontalen
Gruppenfreistellungsverordnung (SWD(2021) 103 vom 6.5.2021).



https://ec.europa.eu/competition-policy/public-consultations/2018-vber_de
https://ec.europa.eu/competition-policy/public-consultations/2021-vber_de

Wichtigste Ergebnisse der Evaluierung der Vorschriften Gber horizontale Vereinbarungen

Die Evaluierung ergab, dass die Vorschriften tber horizontale Vereinbarungen fur Unternehmen nach
wie vor nitzliche Instrumente sind. Es wurden jedoch einige Bereiche ermittelt, in denen die Regeln
die Digitalisierung und die Verfolgung von Nachhaltigkeitszielen nicht hinreichend beriicksichtigen.
Einige Bestimmungen der H-GVO werden von den Unternehmen als starr und komplex angesehen,
andere wiederum als unklar und schwer auszulegen. Insbesondere erfassen die Voraussetzungen fur
eine Freistellung in der FUE-GVO mdglicherweise nicht mehr alle wettbewerbsférdernden Fuk-
Vereinbarungen, und der Anwendungsbereich der Spezialisierungs-GVO konnte zu eng gefasst sein.
Einige Bestimmungen der H-GVO und der Leitlinien fir horizontale Vereinbarungen werden auch als
unklar oder zu streng angesehen. Schlie8lich bieten die Leitlinien fur horizontale Vereinbarungen nur
wenig Orientierungshilfe fir die jungsten Marktentwicklungen wie Digitalisierung und
Nachhaltigkeitsziele in horizontalen Vereinbarungen (z. B. bieten sie keine ausreichende
Rechtssicherheit fir die Selbstbewertung von Vereinbarungen, mit denen Nachhaltigkeitsziele verfolgt
werden, Vereinbarungen Uber den Datenaustausch, Daten-Poolvereinbarungen sowie Vereinbarungen
uber die gemeinsame Nutzung von Netzen).

Im Juli 2021 leitete die Kommission im Rahmen der Folgenabschatzungsphase der
Uberarbeitung eine 6ffentliche Konsultation ein.** Die Kommission hat sich zum Ziel gesetzt,
dass die Uberarbeiteten Vorschriften zum 31. Dezember 2022 in Kraft treten, wenn die
geltenden Vorschriften auslaufen.

1.1.4. Tarifvertrage Uber die Arbeitsbedingungen von Solo-Selbstandigen

Digitale Arbeitsplattformen haben die Art und Weise, wie Menschen arbeiten, verandert. Sie
bieten Zugang zur Arbeit und sorgen fir Flexibilitat, kénnen aber auch zu schlechten
Arbeitsbedingungen fuhren. Fur Selbststdndige, die Dienstleistungen Uber digitale
Arbeitsplattformen erbringen, ist nicht immer Klar ersichtlich, ob sie den EU-
Wettbewerbsvorschriften zufolge kollektiv verhandeln und Vereinbarungen uber ihre
Arbeitsbedingungen abschlielen dirfen.

Um diese Problematik anzugehen, hat die Kommission im Juni 2020 ein Verfahren
eingeleitet, um zu prifen, ob auf EU-Ebene MalRnahmen erforderlich sind, damit das EU-
Wettbewerbsrecht  Selbststandigen, die ihre Arbeitsbedingungen durch Tarifvertrage
verbessern mochten, nicht im Wege steht. Die Kommission verdffentlichte daher im
Januar 2021 eine Folgenabschétzung in der Anfangsphase und konsultierte im Méarz 2021 alle
Interessentrager anhand eines detaillierten Fragebogens. Im April 2021 fand eine spezielle
Sitzung mit den Sozialpartnern statt. Am 9. Dezember 2021 verdffentlichte die Kommission
den Entwurf von Leitlinien zur Anwendung des EU-Wettbewerbsrechts auf Tarifvertrédge tber
die Arbeitsbedingungen von Solo-Selbststindigen.®®

In dem Entwurf von Leitlinien werden auf der Grundlage der standigen Rechtsprechung des

14 Offentliche Konsultation — Horizontale Vereinbarungen zwischen Unternehmen, 13.7.2021 bis 5.10.2021.
Siehe:  https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13058-Horizontal-agreements-
between-companies-revision-of-EU-competition-rules/public-consultation_de

15 Mitteilung der Kommission: Leitlinien zur Anwendung des EU-Wettbewerbsrechts auf Tarifvertrage tber die
Arbeitsbedingungen von Solo-Selbstéandigen (C(2021) 8838 final vom 9.12.2021, ANHANG). Der Entwurf von
Leitlinien ist Teil eines Pakets von Initiativen der Kommission, das auch einen Vorschlag fur eine Richtlinie zur
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Plattformarbeit und eine Mitteilung Uber die umfassende Nutzung
der Vorteile der Digitalisierung flr die Zukunft der Arbeit enthalt.




Gerichtshofs der Europiischen Union (EuGH)¥ Situationen beschrieben, in denen Solo-
Selbststandige mit Arbeitnehmern vergleichbar sein kénnen, wobei deutlich gemacht wird,
dass ihre Tarifvertrdge dann nicht in den Anwendungsbereich des Artikels 101 AEUV fallen.
Dies bezieht sich auf wirtschaftlich abhangige Solo-Selbststdndige, auf Solo-Selbststandige,
die ,,Seite an Seite”“ mit Arbeitnehmern arbeiten, und auf Solo-Selbststdndige, die ihre
Dienstleistungen Uber digitale Arbeitsplattformen bereitstellen. Darlber hinaus wird in dem
Entwurf von Leitlinien Kklargestellt, dass auch Selbststandige, die zwar nicht mit
Arbeitnehmern vergleichbar sind, aber aufgrund einer unausgewogenen Verhandlungsposition
nur schwer auf ihre Arbeitsbedingungen Einfluss nehmen konnen, ebenfalls kollektiv
verhandeln kdnnen, ohne ein Eingreifen der Kommission befiirchten zu mussen. Dies schlief3t
auch Solo-Selbststdndige mit ein, die ihre Arbeitsbedingungen mit Gegenparteien aushandeln,
die Uber eine gewisse Wirtschaftskraft verfligen, oder Personen, die kollektiv im Einklang mit
der Urheberrechtsrichtlinie!” und den nationalen Rechtsvorschriften verhandeln.

1.2. Kartellbekdmpfung hat weiterhin hochste Prioritat

Die deutlichen Ergebnisse bei der Durchsetzung des Kartellrechts durch die Kommission im
Jahr 2021 zeigen, dass sie weiterhin entschlossen ist, Kartelle energisch zu bekampfen und
den Wettbewerbsprozess wahrend der Erholungsphase zu schiitzen. Im Jahr 2021 erliel? die
Kommission zehn Beschllisse und verhangte Geldbullen in HOhe von insgesamt
1746 Mio. EUR. Die Beschliisse betrafen zahlreiche Bereiche wie Finanzmérkte,
Eisenbahnverkehrsdienste, Kraftfahrzeugemissionen, Lebensmittel und Biokraftstoffe.
AuRerdem konnte die Kommission ihre Kontrolltatigkeiten, die in der friheren Phase der
Pandemie aus Hygiene- und Logistikgriinden vorlbergehend ausgesetzt worden waren,
schrittweise wieder aufnehmen.

Die Kommission konzentrierte sich im Jahr 2021 vor allem auf Kartelle im Bereich der
Finanzdienstleistungen. Im April 20218 erlieR die Kommission einen Beschluss gegen die
Bank of America Merrill Lynch, Crédit Agricole, Credit Suisse und Deutsche Bank wegen
ihrer Beteiligung an einem Kartell betreffend auf US-Dollar lautende supranationale,
staatliche und halbstaatliche Anleihen (USD SSA-Anleihen). Die Kommission verhangte
Geldbuf3en in Hohe von insgesamt 28,494 Mio. EUR gegen diese Banken, mit Ausnahme der
Deutschen Bank, die die Kommission tber die Existenz des Kartells unterrichtet hatte und der
die Geldbuf3e im Rahmen des Kronzeugenverfahrens vollstandig erlassen wurde.

Im Mai 2021 verhangte die Kommission gegen die Bank of America, Natixis, Nomura, UBS,
UniCredit und die WestLB (jetzt Portigon)*® GeldbuBen in Ho6he von insgesamt
371 Mio. EUR wegen eines Kartells auf dem Primér- und Sekundarmarkt fir européische
Staatsanleihen (European Government Bonds — EGB). RBS (jetzt NatWest) hatte die

16 Urteil des Gerichtshofs vom 4.12.2014, FNV Kunsten Informatie en Media/Staat der Nederlanden, C-413/13,

ECLI:EU:C:2014:2411; Urteil des Gerichtshofs vom 21.12.1999, Albany International BV/Stichting

Bedrijfspensioenfonds Textielindustrie, C-67/96, ECLI:EU:C:1999:430.

17 Richtlinie (EU) 2019/790 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 Uber das

Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt und zur Anderung der

Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG (ABI. L 130 vom 17.5.2019, S. 92).

18 Sache AT.40346 Staatliche und halbstaatliche Anleihen, siehe:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_2004.

19 Sache AT.40324 Europaische Staatsanleihen, siehe

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_ 2565.
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Kommission Uber die Existenz des Kartells unterrichtet, daher wurde dem Unternehmen die
GeldbuRe im Rahmen des Kronzeugenverfahrens vollstandig erlassen.

Im Dezember 2021 schloss die Kommission die dritte Stufe ihrer Untersuchung auf dem
Devisenkassamarkt (Foreign Exchange ,,Forex* spot trading market) ab.?° Die Kommission
verhangte Geldbuf3en in Hohe von insgesamt 344 Mio. EUR gegen Barclays, RBS HSBC und
Credit Suisse (zuséatzlich zu den 1,07 Mrd. EUR, die ihnen bereits in den beiden friheren
Forex-Sachen auferlegt worden waren). UBS hatte die Kommission uber die Existenz der
Kartelle unterrichtet, daher wurde dem Unternehmen die GeldbufRe im Rahmen des
Kronzeugenverfahrens vollstandig erlassen.

Daruber hinaus erlieR die Kommission im Juli 2021 einen Beschluss gegen die flnf
Automobilhersteller Daimler, BMW, Volkswagen, Audi und Porsche.?* Grund fiir die dort
gegen diese Automobilhersteller verhdngten Geldbuflen in Hohe von insgesamt
875 Mio. EUR war die Beschrankung der technischen Entwicklung im Bereich der
Abgasreinigungstechnologie fiir Dieselfahrzeuge. Daimler wurde die Geldbuf3e erlassen, weil
das Unternehmen die Kommission von dem Kartell in Kenntnis gesetzt hatte. Alle
Unternehmen rdumten ihre Kartellbeteiligung ein und stimmten einem Vergleich zu.

Im April 2021 verhangte die Kommission im Bereich der Schienenverkehrsdienste?
Sanktionen gegen die Osterreichischen Bundesbahnen (OBB), die Deutsche Bahn (DB) und
die Société Nationale des Chemins de fer belges/Nationale Maatschappij der Belgische
Spoorwegen (SNCB) wegen ihrer Beteiligung an einem Kartell, bei dem es um die Aufteilung
von Kunden ging, die auf wichtigen Eisenbahnkorridoren in der EU in Ganzzligen erbrachte
grenziberschreitende  Schienenguterverkehrsdienste in  Anspruch nahmen. Die drei
Unternehmen raumten ihre Kartellbeteiligung ein und stimmten einem Vergleich zu. Die
Kommission verhangte gegen die DB und die SNCB eine Geldbufe in Hohe von insgesamt
48 Mio. EUR, wahrend der OBB die GeldbuRe vollstindig erlassen wurde.

Im Agrar- und Lebensmittelsektor verhangte die Kommission im November 2021 Geldbulien
in Héhe von insgesamt 20 Mio. EUR gegen Conserve lItalia Soc. coop. agricola und ihre
Tochtergesellschaft Conserves France S.A. (zusammen im Folgenden ,,Conserve Italia*)?3.
Der Beschluss folgt auf einen friiheren Vergleichsbeschluss, der im September 2019 gegen
drei weitere Unternehmen, die ebenfalls an dem Kartell beteiligt waren, erlassen wurde.
Conserve Italia hatte sich gegen einen Vergleich mit der Kommission entschieden, sodass die
Untersuchungen der Kommission gegen Conserve Italia nach dem normalen Kartellverfahren
fortgesetzt wurden. Von 2000 bis 2013, d. h. Uber einen Zeitraum von mehr als 13 Jahren,
hatten Conserve lItalia und die anderen Kartellteilnehmer Preise festgesetzt, Marktanteile und
Mengenkontingente vereinbart, Kunden und Maérkte untereinander aufgeteilt, sensible
Geschaftsinformationen ausgetauscht und ihre Antworten auf Ausschreibungen abgestimmt.

20 Sache AT.40135 FOREX, siehe

https://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/case details.cfm?proc_code=1 AT 40135.

21 Sache AT.40178 Pkw-Emissionen, siehe https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21 3581.

22 Sache AT.40330 Schienenguterverkehr, siehe
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 21 1843.

23 Sache AT.40127 Dosengemiise, siehe https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 21 6164.
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SchlieRlich verhdngte die Kommission im Dezember 2021 noch gegen das Unternehmen
Abengoa S.A. und dessen Tochtergesellschaft Abengoa Bionenergia S.A.?* eine GeldbuRe in
Hohe von 20 Mio. EUR wegen Beteiligung an einem Kartell in Bezug auf die
GroRhandelspreisbildung auf dem europdischen Ethanolmarkt. Biokraftstoffe kénnen zur
Forderung eines  umweltfreundlicheren  Verkehrs und zur  Verringerung  der
Treibhausgasemissionen beitragen, sodass sie beim Ubergang zu einer griinen Wirtschaft eine
Schlisselrolle spielen. Die Untersuchung der anderen betroffenen Unternehmen ist noch nicht
abgeschlossen.

Kartellbeschliisse 2021:

Kartellsache Datum des | GeldbuRRe EUR Beteiligte Verbotsverfahren
Beschlusses Unternehmen

Schienengdterverkehr 20.4.2021 48 594 000 3 Vergleich

SSA-Anleihen 28.4.2021 28 494 000 4 Verbot

EGB 20.5.2021 371 393 000 7 Verbot

Zinsderivate in | 28.5.2021 6 450 000 1 Verbot

japanischen Yen, erneute

Annahme

Euro-Zinsderivative 28.6.2021 31 739 000 1 Verbot

(Euro  Interest  Rate
Derivates, EIRD), erneute

Annahme

Pkw-Emissionen 8.7.2021 875 189 000 3 Vergleich
Dosengemiise 19.11.2021 20 000 000 1 Verbot
Forex (Sterling Lads) 2.12.2021 83 294 000 1 Verbot
Forex (Sterling Lads) 2.12.2021 261 101 000 4 Vergleich
Ethanol-Benchmarks 10.12.2021 20 000 000 1 Vergleich
Insgesamt 1746 254 000 26

1.3. Wichtige Urteile der Gerichte der Europaischen Union

Zieht man einen Vergleich zur Situation von vor einigen Jahren, so fallten die Unionsgerichte
zur Kartellrechtsdurchsetzung der Kommission im Jahr 2021 eine vergleichsweise geringe
Zahl von Urteilen. Bei der Uberwiegenden Mehrheit der ergangenen Urteile wurde jedoch die
Kartellrechtsdurchsetzungspraxis der Kommission weitgehend bestétigt. Dazu gehorte auch
eine Bestatigung des EuGH in Bezug auf die Praxis der Kommission, hybride
Vergleichsverfahren durchzufiihren. Die Gerichte bestétigten ferner, dass der Kommission
nach Artikel 101 AEUV und Artikel 53 des EWR-Abkommens die Kompetenz eingerdumt
wird, weltweit tatige Kartelle zu Uberprifen.

1.3.1. Verfahrensrechte bei Untersuchungen der Kommission — zeitversetzte hybride
Rechtssachen

In einem Urteil zum Stahl-Strahlmittel-Kartell?® stellte der EUGH fest, dass die Kommission
die Verteidigungsrechte eines Unternehmens nicht verletzt hat, als sie in einem

24 Sache AT.40054 Ethanol-Benchmarks, siehe
https://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/case details.cfm?proc_code=1 40054.
%5 Urteil des Gerichtshofs vom 18.3.2021, Pometon/Kommission, C-440/19 P, ECLI:EU:C:2021:214.
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Vergleichsbeschluss, der vor der Sanktionierung in einem Beschluss im Standardverfahren
ergangen ist (zeitversetztes hybrides Vergleichsverfahren), auf dieses Unternehmen Bezug
genommen hat. Nach Auffassung des EuGH hat die Kommission nicht gegen die
Unschuldsvermutung und den Grundsatz der Unparteilichkeit verstoRen. Der EUGH stimmte
mit dem Gericht darin Uberein, dass die Kommission bei ihrer Ausarbeitung ,hinreichend
vorsichtige Formulierungen® verwendet und ,,unmissverstiandlich* festgestellt hat, dass der
Vergleichsbeschluss nicht an den Rechtsmittelfihrer gerichtet war und sich auf das
Unternehmen bezogen hat, wenn dies erforderlich war, um die Verantwortlichkeit der anderen
Kartellmitglieder festzustellen.

1.3.2. Die Zustandigkeit der Kommission

In zwei Urteilen zum Kondensatoren-Kartell®® bestitigte das Gericht die raumliche
Zustandigkeit der Kommission bei der Anwendung von Artikel 101 AEUV und Artikel 53
des EWR-Abkommens. Die Rechtsmittelfihrerinnen beanstandeten die rdumliche
Zustandigkeit der Kommission, und zwar mit der Begriindung, dass das wettbewerbswidrige
Verhalten auf Asien ausgerichtet gewesen sei und weder im EWR verwirklicht worden sei,
noch nennenswerte Auswirkungen auf den EWR gehabt habe?’; sie bestritten auch eine
entsprechende Verkniipfung zum EWRZ%,

Nach Auffassung des Gerichts sind die Voraussetzungen der territorialen Geltung von
Artikel 101 AEUV und Artikel 53 des EWR-Abkommens in zwei Konstellationen erfullt:
erstens, wenn die Verhaltensweisen, um die es in dieser Bestimmung geht, im Gebiet des
Binnenmarkts verwirklicht werden, und zwar unabhdngig davon, von wo sie ihren Ausgang
nehmen?®, und zweitens, wenn vorhersehbar ist, dass die genannten Verhaltensweisen eine
unmittelbare und wesentliche Auswirkung im Binnenmarkt hervorrufen®.

Das Gericht stellte fest, dass das Kriterium der Durchfihrung des Kartells u. a. bereits bei
einem bloRen Verkauf des kartellbefangenen Produkts in der Union unabhangig von der Lage
der Versorgungsquellen oder der Produktionsanlagen erfiillt ist.3!

1.3.3. Haftung bei Kartellverhalten

In einem Urteil zum Stromkabelkartell bestatigte der EUGH die Auslegung der Kommission
und des Gerichts zum Begriff der ,,Haftung der Muttergesellschaft” bei der Zuweisung der
Haftung bei Kartellverhalten eines Unternehmens an seine Muttergesellschaften.?

Der EuGH bestitigte, dass sich die Kommission auf die ,,AKZO“-Vermutung der
tatséchlichen Austibung eines bestimmenden Einflusses der Muttergesellschaft auf die
Tochtergesellschaft stuitzen darf, und zwar nicht nur in einer Situation, in der sie das gesamte
oder nahezu das gesamte Kapital der Tochtergesellschaft hélt, sondern auch dann, wenn sie

% Urteile des Gerichts vom 29.9.2021, Nichicon/Kommission, T-342/18, ECLI:EU:T:2021:635, und Nippon
Chemi-Con/Kommission, T-363/18, ECLI:EU:T:2021:638.

27 Urteil des Gerichts vom 29.9.2021, Nippon Chemi-Con/Kommission, T-363/18, ECLI:EU:T:2021:638,
Rn. 71.

28 Urteil des Gerichts vom 29.9.2021, Nichicon/Kommission, T-342/18, ECLI:EU:T:2021:635, Rn. 73.

29 Urteil des Gerichts vom 29.9.2021, Nichicon/Kommission, T-342/18, ECLI:EU:T:2021:635, Rn. 75.

30 Urteil des Gerichts vom 29.9.2021, Nichicon/Kommission, T-342/18, ECLI:EU:T:2021:635, Rn. 77.

81 Urteil des Gerichts vom 29.9.2021, Nichicon/Kommission, T-342/18, ECLI:EU:T:2021:635, Rn. 76.

32 Urteil des Gerichtshofs vom 27.1.2021, The Goldman Sachs Group/Kommission, C-595/18 P,
ECLI:EU:C:2021:73.
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tiber samtliche mit den Aktien ihrer Tochtergesellschaft verbundenen Stimmrechte verfiigt.®®
In demselben Urteil bestatigte der EUGH auch, dass sich die Kommission bei der Feststellung,
dass eine Muttergesellschaft einen bestimmenden Einfluss ausubt, zu Recht auf personliche
Verbindungen in Bezug auf die Zusammensetzung des Vorstands der Tochtergesellschaft
berufen hat. Solche personlichen Verbindungen kénnten in der Tat auch dann vorliegen, wenn
ein Mitglied des Vorstands eines Unternechmens durch ,frithere Beratungsleistungen* oder
,Beratungsvertrige* mit einem anderen Unternehmen verbunden ist.3

Im Kartell Lebensmittelverpackungen fur den Einzelhandel bestatigte der EuGH die
stdndige Rechtsprechung zur Vermutung der tatsdchlichen Ausiibung eines bestimmenden
Einflusses der Muttergesellschaft auf die von ihr kontrollierten operativen Unternehmen und
bestatigte das diesbeziigliche Vorgehen der Kommission bei der Kartellrechtsdurchsetzung.*®

1.3.4. Festsetzung der Geldbulen

In einem Urteil zum Stahl-Strahlmittel-Kartell hob der EuGH einen Teil des Urteils des
Gerichts auf, in dem die urspringliche GeldbuBe von 6,2 Mio. EUR auf 3,87 Mio. EUR
herabgesetzt worden war.®® Nach Ansicht des EuGH habe das Gericht den Grundsatz der
Gleichbehandlung verletzt und keine ordnungsgemalie Begriindung gegeben, als es einen
Erméaligungssatz von 75 % gemalR Ziffer 37 der Leitlinien der Kommission fur die
Berechnung der GeldbuRen® auf die Rechtsmittelfiihrerin angewandt hat, wobei einem
anderen Unternehmen eine ErmaRigung in derselben Hohe gewéhrt worden war. Der EUGH
stellte fest, dass das Gericht nicht dargelegt hatte, aus welchen Griinden es trotz der
unterschiedlichen Situation mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung vereinbar war, der
Rechtsmittelfihrerin  den gleichen ErmafRigungssatz zu gewéhren wie der anderen
Gesellschaft.®

In einem Urteil betreffend das Kondensatoren-Kartell bestétigte das Gericht den Beschluss
der Kommission, die GeldbufRe zu erhéhen, da das Unternehmen in der Vergangenheit fir
eine ahnliche Zuwiderhandlung haftbar gemacht worden war.>® Die Kommission hatte
festgestellt, dass es ungeachtet der Tatsache, dass diese erste Zuwiderhandlung wahrend der
Begehung der im Kondensatoren-Kartell festgestellten Zuwiderhandlung geahndet worden
sei, zu einer Erhohung des Grundbetrags der Geldbulle aufgrund der wiederholten
Zuwiderhandlung kommen misse und folglich die gesamte Zeitspanne der Haftung des
Unternehmens fiir die Zuwiderhandlung beriicksichtigt werden misse, einschlieBlich des
Zeitraums von fast neun Monaten vor Erlass des urspriinglichen DRAM-Beschlusses.*® Das
Gericht befand, dass bereits eine Zuwiderhandlung des Unternehmens festgestellt wurde und

3 Urteil des Gerichtshofs vom 27.2.2021, The Goldman Sachs Group/Kommission, C-595/18 P,
ECLI:EU:C:2021:73, Rn. 29-42.

3 Urteil des Gerichtshofs vom 27.2.2021, The Goldman Sachs Group/Kommission, C-595/18 P,
ECLI:EU:C:2021:73, Rn. 89-104.

35 Urteil des Gerichtshofs vom 15.4.2021, Italmobiliare u. a./Kommission, C-694/19 P, EU:C:2021:286.

36 Urteil des Gerichts vom 18.3.2021, Pometon/Kommission, C-440/19 P, ECLI:EU:C:2021:214.

37 Leitlinien fur das Verfahren zur Festsetzung von GeldbuRen gemaR Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe a) der
Verordnung (EG) Nr. 1/2003 (ABI. C 210 vom 1.9.2006, S. 2).

38 Urteil des Gerichts vom 18.3.2021, Pometon/Kommission, C-440/19 P, ECLI:EU:C:2021:214, Rn. 145-154.
39 Urteil des Gerichts vom 29.9.2021, Nec/Kommission, T-341/18, ECLI:EU:T:2021:634.

40 Sache COMP/38.511 — DRAM.
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es trotz dieser Feststellung und der verhdngten Sanktion fast zwei Jahre lang weiter an einer
anderen, dhnlichen Zuwiderhandlung beteiligt war.**

In einem anderen Urteil zum Kondensatoren-Kartell*? bestitigte das Gericht ebenfalls, dass
die Kommission bei der Anwendung eines Abschreckungsfaktors von 16 % weder gegen den
Grundsatz ,,ne bis in idem**® noch gegen den Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit verstoRen
hatte, obwohl in anderen Rechtsraumen bereits erhebliche GeldbulRen verhéngt worden sind.

In der Kartellsache Lebensmittelverpackungen fur den Einzelhandel erliel? der Président des
Gerichts einen Gerichtsbeschluss, durch den ein Antrag auf vorlaufigen Rechtsschutz mit dem
Ziel, einen Beschluss der Kommission gegen CCPL auszusetzen, zuriickgewiesen und das
Unternehmen zur Zahlung von GeldbufRen in Héhe von 9,44 Mio. EUR verurteilt wurde. Die
Kommission hatte gegen CCPL erneut eine deutlich niedrigere Geldbuf3e verhéngt, nachdem
das Unternehmen erfolgreich ein Rechtsmittel eingelegt hatte, weil die Zahlungsfahigkeit des
Unternehmens nicht ausreichend begriindet worden war. In seinem Gerichtsbeschluss erklarte
der Prasident des Gerichts, dass jeglichem Rechtsmittel gegen den berarbeiteten Beschluss
der Kommission wohl kein Erfolg beschieden sein kénne, da die Kommission offensichtlich
eine ausreichende Analyse der finanziellen Lage von CCPL vorgenommen habe.*

1.3.5. Zahlung von GeldbuRen nach dem Kartellrecht

In der Rechtssache Kommission/Printeos®, die das Briefumschlag-Kartell betraf, wies der
EuGH das Rechtsmittel der Kommission zuriick und bestétigte das Urteil des Gerichts,
wonach die Kommission verpflichtet ist, Verzugszinsen zu zahlen, wenn sie eine
wettbewerbsbezogene Geldbuf3e erstattet, die von einem Adressaten vorlaufig gezahlt, dann
angefochten und spater von den Gerichten aufgehoben oder herabgesetzt wurde. Printeos
hatte Anspruch auf Erhalt von: 1) Verzugszinsen ab dem Tag der vorlaufigen Zahlung der
GeldbuRe bis zu ihrer Rickzahlung an Printeos (zum Refinanzierungssatz der EZB zuziiglich
2 %) und 2) Zinseszinsen auf den oben genannten Betrag der Verzugszinsen ab dem Tag, an
dem Printeos ihre Klage beim Gericht eingereicht hat (d. h. die Zahlung von Zinsen auf nicht
gezahlte Verzugszinsen zum Refinanzierungszinssatz der EZB zuziglich 3,5 %).

1.3.6. Anwendung der Mitteilung der Kommission Uber die Nichtfestsetzung oder die
niedrigere Festsetzung von Geldbul3en in Kartellsachen (Kronzeugenregelung)

In einem Urteil betreffend das Autobatterie-Recycling-Kartell bestdtigte der EuGH die
Auslegung der Kronzeugenregelung der Kommission von 2006 durch die Kommission und
das Gericht.*® Der EuGH entschied, dass der Begriff , teilweiser Erlass“ nur fiir Unternehmen
gelten sollte, die Beweise fir neue, der Kommission bis dahin nicht bekannte Sachverhalte
erbringen. Die bloRe Untermauerung von Beweismitteln, (ber die die Kommission bereits

41 Urteil des Gerichts vom 16.12.2004, T-341/18, De Nicola/EIB, T-341/18, ECLI:EU:T:2004:367.

42 Urteil des Gerichts vom 29.9.2021, Nichicon/Kommission, T-342/18, ECLI:EU:T:2021:635, Rn. 512-520.

43 Der Grundsatz ,,ne bis in idem* bezieht sich auf das Verbot der doppelten Strafverfolgung. Wértlich tibersetzt
bedeutet es ,,nicht zweimal fiir dasselbe*.

4 Beschluss des Prasidenten des Gerichts vom 22.7.2021, CCPL/Kommission, T-130/21 R (ABI. C 391 vom
27.9.2021, S. 18); der Ausgangsrechtsstreit ist noch anhangig.

4 Urteil des Gerichtshofs vom 20.1.2021, Kommission/Printeos, C-301/19 P, ECLI:EU:C:2021:39.

4 Mitteilung der Kommission Gber den Erlass und die ErmaRigung von GeldbuBen in Kartellsachen (ABI. C 298
vom 8.12.2006, S. 17).
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verfugt, reicht nicht aus, um einem Unternehmen einen teilweisen Erlass der Geldbulle zu
gewahren.*’

In  &hnlicher Weise bestdtigte der EuGH in einem Urteil zum Kartell
Lebensmittelverpackungen fiir den Einzelhandel*® den Standpunkt der Kommission und des
Gerichts, dass die Rechtsmittelfiihrerin in jener Rechtssache nicht fur einen Erlass nach der
Kronzeugenregelung der Kommission von 2006 in Betracht kommt, da die Kommission
zuerst von einem anderen Unternehmen Informationen erhalten hat, anhand derer sie eine
unangekindigte Nachprifung durchfiihren konnte.

In einem Urteil betreffend das Kondensatoren-Kartell*® bestatigte das Gericht die praktische
Anwendung des Begriffs ,.teilweiser Erlass® durch die Kommission. In dem Fall legte die
Rechtsmittelfuhrerin der Kommission zusétzliche Informationen vor, anhand derer die
Kommission eine erhohte Dauer der Zuwiderhandlung feststellen konnte; im Gegenzug
gewdhrte die Kommission der Rechtsmittelfuhrerin einen teilweisen Erlass fir den
verlangerten Zeitraum, wodurch der fur die Rechtsmittelfiihrerin verwendete Multiplikator fir
die Dauer entsprechend verringert wurde. Der fur die Rechtsmittelfuhrerin geltende
Schweremultiplikator jedoch wurde von der Kommission nicht herabgesetzt. In seinem Urteil
bestatigt das Gericht die Schlussfolgerung der Kommission, dass die von der
Rechtsmittelfihrerin  vorgelegten Beweise keinen Einfluss auf die Schwere der
Zuwiderhandlung hatten.

1.3.7. Private Durchsetzung des EU-Wettbewerbsrechts

Da sich die wettbewerbsrechtlichen  Schadensersatzklagen haufen und die
Schadensersatzrichtlinie vermehrt zur Anwendung kommt, haben die nationalen Gerichte dem
EuGH zahlreiche Fragen zur Anwendung der Schadensersatzrichtlinie zur Vorabentscheidung
vorgelegt. Im Jahr 2021 erliel} der EUGH Urteile in drei dieser Rechtssachen.

Zur internationalen und raumlichen Zusténdigkeit

Am 15. Juli 2021 erlieB der EuGH ein Urteil in der Sache RH/Volvo.*® In Erganzung der
Sache Tibor-Trans/DAF Trucks® aus dem Jahr 2019 enthielt das Urteil ausfiihrliche
Hinweise zur Festlegung der Zustindigkeit bei kartellrechtlichen Schadensersatzanspriichen
nach Artikel 7 Absatz 2 der Briissel-1-Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 (Neufassung)®. Eine
juristische oder natirliche Person, die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
hat, kann in einem anderen Mitgliedstaat vor dem Gericht des Ortes, an dem das schadigende
Ereignis eingetreten ist oder einzutreten droht, verklagt werden. Bei einer
Schadensersatzklage aufgrund eines VerstoRes gegen Artikel 101 AEUV liegt der Ort des
Schadens folglich in dem Mitgliedstaat des von diesem Verstol betroffenen Marktes, in dem
die zusatzlichen Kosten entstanden sind. Der EuGH wies darauf hin, dass zur Bestimmung

47 Urteil des Gerichtshofs vom 3.6.2021, Recylex u. a./Kommission, C-563/19 P, ECLI:EU:C:2021:428, Rn. 27—
43.

48 Urteil des Gerichtshofs vom 15.4.2021, Italmobiliare u. a./Kommission, C-694/19 P, ECLI:EU:C:2021:286.

4 Urteil des Gerichts vom 29.9.2021, Rubycon und Rubycon Holdings/Kommission, T-344/18,
ECLI:EU:T:2021:637.

50 Urteil des Gerichtshofs vom 15.7.2021, RH/AB Volvo u. a., C-30/20, ECLI:EU:C:2021:604.

51 Urteil des Gerichtshofs vom 29.9.2019, Tibor-Trans/DAF Trucks, C-451/18, ECLI:EU:C:2019:635.

52 Verordnung Nr. 1215/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2012 tber die
gerichtliche Zustandigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen in Zivil- und Handelssachen
(ABI. L 351 vom 20.12.2012, S. 1).

16



des zustandigen Gerichts in den Mitgliedstaaten zwei Kriterien angewandt werden sollten.
Falls das geschadigte Unternehmen die von der Absprache betroffenen Waren ausschlieRlich
im Zusténdigkeitsbereich eines einzigen Gerichts erworben hat, dann ist dieses Gericht
zustandig. Falls die K&ufe an mehreren Orten getatigt wurden, kann jedes geschadigte
Unternehmen eine Schadensersatzklage bei dem Gericht des Ortes erheben, an dem der
Kléger seinen Sitz hat.

Zum Begriff des ,, Unternehmens “

In seinem Urteil vom 6. Oktober 2021 befasste sich der EUGH mit einer VVorabentscheidung
zu einer Frage, die von einem spanischen Gericht in der Sache Sumal vorgelegt wurde.>® In
dem Urteil wird u. a. klargestellt, dass der funktionelle Begriff des Unternehmens sowohl bei
der offentlichen als auch der privaten Durchsetzung des EU-Wettbewerbsrechts anwendbar
ist. Bei Folgeklagen auf Schadensersatz kann eine hundertprozentige Tochtergesellschaft fir
eine Zuwiderhandlung ihrer Muttergesellschaft gegen das Wettbewerbsrecht der Union
haftbar gemacht werden, sofern die beiden Gesellschaften eine wirtschaftliche Einheit bilden.
Das entscheidende Kriterium fir die Feststellung einer wirtschaftlichen Einheit ist ein
einheitliches Marktverhalten. Der EuGH stellte Kklar, dass die Abgrenzung der
wirtschaftlichen Einheit auf einer Uberpriifung in zwei Schritten basiert: i) das Bestehen einer
wirtschaftlichen, organisatorischen und rechtlichen Beziehung und ii) das Bestehen eines
konkreten Zusammenhangs zwischen der wirtschaftlichen Tatigkeit dieser Tochtergesellschaft
und dem Gegenstand der Zuwiderhandlung der Muttergesellschaft. Es obliegt dem Opfer
dieser Zuwiderhandlung, beide Verbindungen nachzuweisen. Im Hinblick auf den
funktionellen Begriff des Unternehmens kann eine Muttergesellschaft Teil mehrerer
wirtschaftlicher Einheiten sein.

Zur Zustandigkeit der nationalen Gerichte fur die Anwendung von Artikel 101 AEUV

Am 11. November 2021 erlieR der EuGH ein Urteil in der Sache Stichting Cartel
Compensation®, in dem er bestitigte, dass ein nationales Gericht befugt ist, eine
Zuwiderhandlung gegen Artikel 101 AEUV festzustellen und Schadensersatz wegen
KartellrechtsverstdRen auch fir den Zeitraum zu gewdhren, in dem die Kommission nicht
uber wirksame Befugnisse zur Durchsetzung des EU-Wettbewerbsrechts verfugte. Die dem
Gerichtshof vorgelegten Vorabentscheidungsfragen gingen aus einem Rechtsstreit Uber
Schadensersatzanspriiche aufgrund von Verhaltensweisen im Luftverkehr hervor, die vor der
Anwendung der Durchfuhrungsbestimmungen zu Artikel 101 AEUV aufgetreten waren. Zum
maRgeblichen Zeitpunkt galt die Ubergangsregelung der Artikel 104 und 105 AEUV. In dem
zugrunde liegenden Beschluss, der das gleiche Verhalten betraf (Airfreight)®® hatte die
Kommission entschieden, dass sie in Bezug auf den Zeitraum, der unter die
Ubergangsregelung fallt, Artikel 101 AEUV nicht auf das Verhalten anwenden konne.

53 Urteil des Gerichtshofs (GroBe Kammer) vom 6.10.2021, Sumal SL/Mercedes Benz Trucks Espafia SL, C-
882/19, ECLI:EU:C:2021:800.

54 https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?lgrec=fr&td=%3BAL L &language=de&num=C-819/19&jur=C.

55 https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2022-03/cp220053de.pdf
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1.4. Zusammenarbeit im Rahmen des Europdaisches Wettbewerbsnetzes und mit den
Gerichten der Mitgliedstaaten

1.4.1. Zusammenarbeit mit nationalen Wettbewerbsbehtrden im Rahmen des Europaischen
Wettbewerbsnetzes

Seit 2004 arbeiten die Kommission und die nationalen Wettbewerbsbehtrden aller EU-
Mitgliedstaaten im Europaischen Wettbewerbsnetz (ECN) zusammen. Damit soll
sichergestellt werden, dass das EU-Wettbewerbsrecht wirksam und kohérent gegen
Unternehmen angewendet wird, die wettbewerbswidrige Geschaftspraktiken in der EU
anwenden.

Im Jahr 2021 sorgte die Kommission tber das ECN weiterhin flr die koharente Anwendung
der Verordnung (EG) Nr. 1/2003°® zur Durchfithrung der Wettbewerbsregeln (Artikel 101 und
102 AEUV). Zwei der wichtigsten Mechanismen fiir die Zusammenarbeit sind nach Malgabe
dieser Verordnung die Verpflichtung der nationalen Wettbewerbsbehorden, die Kommission
bei der Einleitung der ersten formlichen Ermittlungshandlung unverziiglich zu unterrichten,
und ihre Verpflichtung, die Kommission zu jeder in Betracht gezogenen Entscheidung zu
konsultieren. Im Jahr 2021 wurden 145 neue Untersuchungen innerhalb des Netzes eingeleitet
und 84 in Betracht gezogene Entscheidungen vorgelegt.

Zusétzlich zu diesen in der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 festgelegten Mechanismen fiir die
Zusammenarbeit gewahrleisten auch andere Kooperationsbereiche des ECN eine kohérente
Durchsetzung der EU-Wettbewerbsvorschriften. Auf regelméRigen Treffen der ECN-
Teilnehmer werden Falle in einem frihen Stadium, politische Fragen und Fragen von
strategischer Bedeutung erortert. Im Jahr 2021 fanden 37 Sitzungen von horizontalen
Arbeitsgruppen und sektorspezifischen Untergruppen statt, auf denen Vertreter der
Wettbewerbsbehdrden einen Meinungsaustausch flhrten.

1.4.2. Die ECN+-Richtlinie

Die ECN+-Richtlinie® zur Starkung der Wettbewerbsbehorden der Mitgliedstaaten im
Hinblick auf eine wirksamere Durchsetzung der Wettbewerbsvorschriften im Bereich des
Kartellrechts trat am 4. Februar 2019 in Kraft. Mit der ECN+-Richtlinie soll sichergestellt
werden, dass die einzelstaatlichen Wettbewerbsbehdrden bei Anwendung derselben
Rechtsvorschriften, d. h. des EU-Kartellrechts, Gber wirksame Durchsetzungsinstrumente und
die erforderlichen Ressourcen verfligen, um Zuwiderhandlungen von Unternehmen gegen die
Artikel 101 und 102 AEUV aufzudecken und zu sanktionieren. Ferner soll daflr gesorgt
werden, dass die Wettbewerbsbehdrden der Mitgliedstaaten ihre Entscheidungen in voller
Unabhangigkeit entsprechend der Sach- und Rechtslage treffen koénnen. Die neuen
Vorschriften leisten einen Beitrag zur Verwirklichung eines echten Binnenmarkts sowie zur
Forderung des Ubergeordneten Ziels eines offenen, wettbewerbsorientierten und innovativen
Binnenmarkts, der Arbeitsplatze und Wachstum schafft.

% Artikel 11 Absidtze 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur
Durchfuhrung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABI. L 1 vom
4.1.2003, S. 1).

5 Richtlinie (EU) 2019/1 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Starkung der
Wetthewerbsbehdrden der Mitgliedstaaten im  Hinblick auf eine wirksamere Durchsetzung der
Wettbewerbsvorschriften und zur Gewahrleistung des reibungslosen Funktionierens des Binnenmarkts (ABI.
L 11 vom 14.1.2019, S. 3).
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Die Mitgliedstaaten mussten die Richtlinie bis zum 4. Februar 2021 in nationales Recht
umsetzen. Am 19. Marz 2021 Ubermittelte die Kommission Aufforderungsschreiben, mit
denen Vertragsverletzungsverfahren gegen 22 Mitgliedstaaten wegen Nichtmitteilung der
UmsetzungsmaBnahmen im Rahmen der Frist eingeleitet wurden. Von diesen
22 Mitgliedstaaten teilten 14 Mitgliedstaaten jedoch vor Ende 2021 die vollstandige
Umsetzung der Richtlinie mit. Die Vollstandigkeit ihrer UmsetzungsmaRnahmen wird vor
Abschluss des Vertragsverletzungsverfahrens geprift. AnschlieRend wird die Kommission die
Konformitat ihrer nationalen UmsetzungsmalBnahmen (berpriifen. Die Kommission
unterstutzt die Gbrigen Mitgliedstaaten weiterhin in den letzten Phasen ihrer
Umsetzungsverfahren.

1.4.3. Zusammenarbeit mit Gerichten der Mitgliedstaaten

Neben ihrer Zusammenarbeit mit den nationalen Wettbewerbsbehdrden im Rahmen des
Européischen Wetthewerbsnetzes hat die Kommission auch ihre Zusammenarbeit mit
einzelstaatlichen Gerichten fortgesetzt. Die Kommission unterstiitzt die einzelstaatlichen
Gerichte bei der wirksamen und koh&renten Durchsetzung der EU-Wettbewerbsvorschriften,
indem sie fallbezogene Informationen bereitstellt, zu wesentlichen inhaltlichen Fragen
Stellung nimmt oder in Verfahren vor den einzelstaatlichen Gerichten als Amicus Curiae
auftritt.

Nach Zustimmung der betroffenen Gerichte verdffentlicht die Kommission ihre als Amicus
Curiae vorgelegten Stellungnahmen und Ausfuhrungen auf ihrer Website.

1.4.4. Private Durchsetzung

Die Richtlinie 2014/104/EU uber  wettbewerbsrechtliche  Schadensersatzklagen
(Schadensersatzrichtlinie)®® soll gewiahrleisten, dass jeder, der durch Zuwiderhandlungen
gegen die Wettbewerbsvorschriften der Union einen Schaden erleidet, sein Recht auf
Schadensersatz wirksam vor den nationalen Gerichten geltend machen kann. Wie aus dem
Bericht Uber die Umsetzung der Schadensersatzrichtlinie an das Européische Parlament und
den Rat vom Dezember 2020 hervorgeht, hat die Zahl der Schadensersatzklagen vor
nationalen Gerichten seit der Annahme der Schadensersatzrichtlinie im Jahr 2014 erheblich
zugenommen, und Schadensersatzklagen sind in der EU mittlerweile sehr weit verbreitet.%
Eine betrachtliche Anzahl der Klagen besteht nach wie vor aus Folgeklagen: Dabei wird von
der durch die Zuwiderhandlung gegen das Wettbewerbsrecht geschadigten Person
Schadensersatz nach einer rechtskréftigen Entscheidung einer Wettbewerbsbehorde verlangt.

Die Kommission tberwacht weiterhin die Umsetzung der Richtlinie durch die nationalen
Gerichte der Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine Uberprifung der Richtlinie, sobald
ausreichende Erfahrungen mit der Anwendung der Vorschriften vorhanden sind.

%8 Richtlinie 2014/104/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014 (ber bestimmte
Vorschriften fir Schadensersatzklagen nach nationalem Recht wegen Zuwiderhandlungen gegen
wettbewerbsrechtliche Bestimmungen der Mitgliedstaaten und der Europdischen Union (ABI. L 349 vom
5.12.2014, S. 1).

%9 Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen zur Umsetzung der Richtlinie 2014/104/EU des Européischen
Parlaments und des Rates vom 26. November 2014 (ber bestimmte Vorschriften fir Schadensersatzklagen nach
nationalem Recht wegen Zuwiderhandlungen gegen wettbewerbsrechtliche Bestimmungen der Mitgliedstaaten
und der Europaischen Union (SWD(2020) 338 final vom 14.12.2020).
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2. FUSIONSKONTROLLE

EU-Fusionskontrolle

Die EU-Fusionskontrolle soll gewéhrleisten, dass die Marktstrukturen wettbewerbsorientiert bleiben,
und zugleich eine reibungslose Umstrukturierung der Wirtschaftszweige ermdglichen. Dies gilt nicht
nur fir die in der EU ansédssigen Unternehmen, sondern fur alle auf den EU-Markten tatigen
Unternehmen. Die Umstrukturierung der Wirtschaftszweige ist eine wichtige Mdéglichkeit, um den
effizienten Einsatz von Produktionsmitteln zu fordern. Es gibt allerdings auch Situationen, in denen
sich eine Konsolidierung der Wirtschaftszweige angesichts der Marktmacht der am Zusammenschluss
beteiligten Unternehmen und anderer Marktmerkmale negativ auf den Wettbewerb auswirken kann.
Die EU-Fusionskontrolle gewéhrleistet, dass die Marktstruktur nicht so verdndert wird, dass es zu
nachteiligen Auswirkungen auf den Wettbewerb kommt.

Die EU-Fusionskontrolle stellt sicher, dass alle auf den Markten in der EU tatigen
Unternehmen zu gleichen Bedingungen fair miteinander konkurrieren konnen.
Zusammenschlussvorhaben, die mdglicherweise zu einer Verzerrung des Wettbewerbs
fihren, werden von der Kommission einer sorgfaltigen Prifung unterzogen. Wenn dies zum
Schutz des Wettbewerbs erforderlich ist, kann die Kommission den fusionierenden
Unternehmen die Mdglichkeit geben, durch das Angebot von Verpflichtungszusagen die
Wettbewerbsbedenken auszurdumen. Werden keine ausreichenden Zusagen gefunden oder
kann keine Einigung daruber erzielt werden, kann die Kommission das VVorhaben untersagen.
In ihrer Beurteilung berlicksichtigt die Kommission Effizienzgewinne, die durch Fusionen
entstehen konnen. Effizienzgewinne konnen sich beispielsweise positiv auf Kosten und
Innovationen auswirken, sofern sie nachpriifbar und durch den betreffenden
Zusammenschluss bedingt sind und ihre Weitergabe an die Verbraucher wahrscheinlich ist.

2.1. Aktuelle Entwicklungen in der Durchsetzungspraxis

Wihrend die COVID-19-Pandemie im Laufe des Jahres2021 anhielt, lag die
Durchsetzungstatigkeit der Kommission weiterhin auf einem sehr hohen Niveau; insgesamt
wurden im Jahr 2021 396 Fusionskontrollbeschliisse erlassen (bei 405 Anmeldungen) — ein
bisheriger Spitzenwert.

Daruber hinaus erhielt die Kommission im Jahr 2021 44 begrindete Antrdge von Anmeldern
in Form von VVorabmeldungen, mit denen die Verweisung eines Falls von der Kommission an
eine nationale Wettbewerbsbehorde oder umgekehrt beantragt wurde. Die Kommission
genehmigte die Prufung zweier Vorhaben nach einer Verweisung nach Artikel 22 der
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (im Folgenden ,,EU-Fusionskontrollverordnung*)%
und verwies vier Vorhaben nach Artikel 9 der EU-Fusionskontrollverordnung zur Priifung
durch die nationalen Wettbewerbsbehdrden.

Die Uberwiegende Mehrheit der 2021 angemeldeten Zusammenschlisse gab keinen Anlass zu
wettbewerbsrechtlichen Bedenken und konnte rasch uberprift werden. Bei 78 % aller nach
der EU-Fusionskontrollverordnung im Jahr 2021 angemeldeten Transaktionen wurde das
vereinfachte Verfahren angewandt.

8 Verordnung (EG) Nr.139/2004 des Rates vom 20.Januar 2004 (ber die Kontrolle von
Unternehmenszusammenschliissen (ABI. L 24 vom 29.1.2004, S. 1).
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Ungeachtet dessen war die Durchsetzungstatigkeit der Kommission im Bereich der
Fusionskontrolle aufgrund der groen Zahl der angemeldeten Zusammenschliisse sowie
aufgrund der Komplexitat zahlreicher Falle im Jahr 2021 auf einem hohen Niveau. Dariber
hinaus intervenierte die Kommission in 14 Féllen. Eine zunehmende Zahl der angemeldeten
Zusammenschlisse betraf bereits konzentrierte Wirtschaftsbereiche. Die Kommission musste
bei der Uberpriifung dieser Vorhaben ihre potenziellen Auswirkungen auf den Wettbewerb
besonders sorgfaltig bewerten, wofiur ausgefeilte quantitative Methoden und umfassende
qualitative Untersuchungsinstrumente erforderlich waren.

Im Jahr 2021 leitete die Kommission in sieben Féllen ein eingehendes Prifverfahren ein (im
Folgenden ,,Phase II). Diese Fille betrafen verschiedene Wirtschaftszweige, u.a. die
Herstellung von Container- und Umschlagsanlagen und den Handel damit, technische
Schaumstoffe und Bauddmmstoffe wie Sandwichpaneele mit Mineralwolle, Halbleiter, den
digitalen Sektor, die Gesundheitstechnologie sowie den Passagierluftverkehr.

Entsprechend den Trends der letzten Jahre prifte die Kommission im Jahr 2021
Zusammenschlisse, die digitale Aspekte beinhalteten. So leitete die Kommission
beispielsweise ein eingehendes Priifverfahren zu der geplanten Ubernahme von Kustomer
durch Meta (ehemals Facebook)®! ein, die den Markt fiir die Lieferung von Software fiir
Customer Relationship Management betraf. Digitale Aspekte waren auch Teil des
eingehenden Priifverfahrens zu der geplanten Ubernahme von Arm durch NVIDIA.%? Trotz
der COVID-19-Pandemie verblieb die Durchsetzungstatigkeit der Kommission auf einem
ahnlichen Niveau wie in den Vorjahren. Im Jahr 2021 erlieR die Kommission
396 Fusionskontrollbeschliisse® und intervenierte in 14 Fallen®®. Sieben Zusammenschliisse
wurden in Phase |l vorbehaltlich von Verpflichtungen genehmigt, und vier
Zusammenschliisse® wurden nach einem Phase-Il-Priifverfahren vorbehaltlich von
Verpflichtungen genehmigt. Daruber hinaus wurden drei Vorhaben eingestellt und ihre
Anmeldungen wihrend des eingehenden Priifverfanrens zuriickgezogen.®® SchlieBlich
untersagte die Kommission im Jahr 2021 keine VVorhaben.

61 Sache M.10262 Meta (ehemals Facebook)/Kustomer.

62 Sache M.9987 NVIDIA/Arm.

Fur die Zwecke dieses Berichts gelten Beschliisse auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a und b
in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 2 sowie Artikel 8 Absatze 1, 2 und 3 der EU-Fusionskontrollverordnung als
abschlieBende Beschlisse.

6 Darunter fallen sieben Félle, die in Phase I vorbehaltlich von Verpflichtungen genehmigt wurden (M.9686
Mitsui/Belchim Crop Protection; M.9945 Siemens Healthineers/Varian Medical Systems; M.9969 Veolia/Suez;
M.10047 Schwarz Group/Suez Waste Management Companies; M.10108 S&P Global/IHS Markit; M.10153
Orange/Telekom Romania Communications; M.10249 Derichebourg Environnement/Groupe Ecore Holding),
vier Félle, die in Phase Il vorbehaltlich von Verpflichtungen genehmigt wurden (M.9564 LSEG/Refinitiv
Business; M.9569 EssilorLuxottica/GrandVision; M.9820 Danfoss/Eaton Hydraulics; M.9829 Aon/Willis Tower
Watson) und drei VVorhaben, die eingestellt und deren Anmeldungen in Phase Il zuriickgezogen wurden (M.9162
Fincantieri/Chantiers de I’ Atlantique; M.9489 Air Canada/Transat; M.9637 IAG/Air Europa).

65 Sachen M.9564 LSEG/Refinitiv Business; M.9569 EssilorLuxottica/GrandVision; M.9820 Danfoss/Eaton
Hydraulics; M.9829 Aon/Willis Towers Watson.

% Sachen M.9162 Fincantieri/Chantiers de 1’ Atlantique; M.9489 Air Canada/Transat; M.9637 IAG/Air Europa.
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Bei den von der Kommission im Jahr 2021 angenommenen Abhilfemanahmen handelte es
sich mehrheitlich um die VerauRerung materieller oder immaterieller Vermdgenswerte. Dies
bestétigt, dass die Kommission in Fusionsféllen grundsatzlich strukturelle Abhilfemanahmen
bevorzugt, da diese am besten geeignet sind, die beziglich eines Zusammenschlusses
aufgeworfenen wettbewerbsrechtlichen Bedenken dauerhaft auszuraumen.

Neben solchen AbhilfemalRnahmen, die bei Phase-1I-Priifverfahren ergriffen werden konnten,
genehmigte die Kommission im Jahr 2021 auch Vorhaben vorbehaltlich von
AbhilfemaBnahmen in  Phasel, wenn die Anmelder rechtzeitig umfassende
AbhilfemaRnahmen anboten, darunter einige komplexe VVorhaben wie beispielsweise das von
Schwarz ~ Group/Suez  Waste  Management  Companies im  Bereich  der
Abfallbewirtschaftung.®” Die Kommission stimmte in einigen Fallen auch AbhilfemaRnahmen
zu, die keine VerduBerung zur Folge hatten, wenn solche MalRnahmen aufgrund der
Besonderheiten des Wirtschaftszweigs und des jeweiligen Falles als wirksame Lésung fir die
festgestellten wettbewerbsrechtlichen Bedenken angesehen wurden, beispielsweise bei
Siemens Healthineers/Varian Medical Systems im Bereich der medizinischen Bildgebungs-
und Strahlentherapieldsungen.5®

Darliber hinaus erlieB die Kommission einen Beschluss nach Artikel 14 der EU-
Fusionskontrollverordnung, mit dem gegen Sigma-Aldrich GeldbufRen in Ho6he von
7,5 Mio. EUR verhdngt wurden, weil das Unternehmen wahrend der Untersuchung der

67 Sache M.10047 — Schwarz Group/Suez Waste Management Companies.
% Sache M.9945 — Siemens Healthineers/Varian Medical Systems.
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Ubernahme von Sigma-Aldrich durch Merck im Jahr 2015 falsche oder irrefiinrende
Auskiinfte gemacht hatte.®°

Im Jahr 2021, nachdem Illumina seine Ubernahme von GRAIL vorzeitig vollzogen hatte und
als das Ergebnis der Fusionskontrollpriifung des Vorhabens noch ausstandig war™, erlieR die
Kommission einstweilige MaRRnahmen nach Artikel 8 Absatz5 Buchstabea der EU-
Fusionskontrollverordnung, um die Bedingungen fir einen wirksamen Wettbewerb
wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten.” Dies war das erste Mal, dass die Kommission
nach dem vorzeitigen Vollzug eines Zusammenschlusses einstweilige MaRnahmen ergriffen
hat. Parallel dazu leitete die Kommission eine Untersuchung ein, um die mdgliche
Verhingung einer GeldbuBe wegen eines VerstoRes gegen die Stillhaltepflicht zu priifen.”

Schliellich kindigte die Kommission am 29. Oktober 2021 die Einleitung einer
Untersuchung zu einem  mdoglichen  VerstoR  gegen  Artikel 21  der EU-
Fusionskontrollverordnung an’®, da Ungarn ein Veto gegen die Ubernahme zweier
ungarischer Tochtergesellschaften AEGON durch VIG verhdngt hatte, die beide im
Versicherungssektor tatig sind, obwohl das Vorhaben von der Kommission bereits am
12. August 2021 uneingeschrankt genehmigt worden war.’

2.2. Uberpriifung der Fusionskontrollvorschriften und der entsprechenden Leitlinien

2.2.1. Evaluierung ausgewahlter verfahrensrechtlicher und gerichtlicher Aspekte der EU-
Fusionskontrolle

Im Jahr 2021 schloss die Kommission die Evaluierung ausgewahlter verfahrensrechtlicher
und gerichtlicher Aspekte der EU-Fusionskontrolle ab und ver6ffentlichte die Ergebnisse.”
Nach der Auswertung der Evaluierungsergebnisse nahm die Kommission eine Mitteilung mit
Leitlinien fir die Anwendung des Verweisungssystems nach Artikel 22 der EU-
Fusionskontrollverordnung an’®, um potenziell problematische Vorhaben, die die in dieser
Verordnung genannten Schwellenwerte nicht erreichen, zu erfassen, wie beispielsweise
Vorhaben, an denen Unternehmen beteiligt sind, die eine wichtige Rolle im Wettbewerb
spielen, obwohl sie nur geringe oder gar keine Umséatze erzielen, oder Vorhaben, an denen
innovative Unternehmen in Sektoren wie der Pharmaindustrie beteiligt sind.

Im Anschluss an die Evaluierungsergebnisse leitete die Kommission auch eine
Folgenabschatzung ein, um zu prufen, durch welche politischen Optionen das
Fusionskontrollverfahren weiter vereinfacht werden konnte, darunter die mogliche
Einfiihrung einer elektronischen Anmeldung als Standardmethode fir die Anmeldung von
Zusammenschlissen. Ziel der Vereinfachungsinitiative ist es, den Aufwand sowohl fir die
Unternehmen als auch fiir die Kommission zu verringern.

89 Sache M.7435 — Merck/Sigma-Aldrich.

7 Sache M.10188 — Illumina/GRAIL.

1 Sache M.10493 — Illumina/GRAIL (Verfahren nach Artikel 8 Absatz 5).

2 Sache M.10483 — Illumina/GRAIL (Verfahren nach Artikel 14).

73 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/mex_21_5664

4 Sache M.10102 — VIG/AEGON CEE.

> Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, Evaluation of procedural and jurisdictional aspects of EU
merger control (SWD(2021) 66 final vom 26.3.2021),
https://ec.europa.eu/competition/consultations/2021_merger_control/SWD_findings_of evaluation.pdf.

6 Leitfaden zur Anwendung des Verweisungssystems nach Artikel 22 der Fusionskontrollverordnung auf
bestimmte Kategorien von Vorhaben, C(2021) 1959 final vom 26.3.2021, https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?2uri=CELEX%3A52021XC0331%2801%29.
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2.2.2. Bekanntmachung tber die Marktdefinition

Im Laufe des Jahres 2021 priifte die Kommission weiterhin, ob die Bekanntmachung der
Kommission (ber die Definition des relevanten Markts fur die Zwecke des
Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft (im Folgenden ,Bekanntmachung iiber die
Marktdefinition)’’, die sie bei ihren Kartellrechtlichen und fusionskontrollrechtlichen
Beurteilungen anwendet, noch zweckdienlich ist. Im Juli 2021 ver0ffentlichte die
Kommission die Ergebnisse der Evaluierung der Bekanntmachung tiber die Marktdefinition®
und nahm die Arbeit an ihrer Uberarbeitung auf, um insbesondere sicherzustellen, dass sie
weiterhin zweckdienlich und fiir das digitale Zeitalter geeignet ist. Der Uberarbeitungsprozess
ist noch nicht abgeschlossen, und die Kommission wird die Interessentrdger im Jahr 2022
zum Entwurf der Uberarbeiteten Bekanntmachung konsultieren.

2.3. Wichtige Urteile der Unionsgerichte in Fusionskontrollsachen

In seinem Urteil vom 22. September 2021 bestatigte das Gericht den Beschluss der
Kommission, mit dem zwei GeldbufRen in Hohe von insgesamt 124,5 Mio. EUR wegen
voreiligen Handelns (,,Gun-Jumping®) gegen den Telekommunikationsbetreiber Altice
verhangt wurden; dabei wurde Altice eine begrenzte ErméaRigung der in Verbindung mit dem
Verstol3 gegen die Anmeldepflicht nach Artikel 4 Absatz 1 der Fusionskontrollverordnung
verhangten GeldbuBe um 10 % gewahrt.”

In seinem Urteil vom 20. Oktober 2021%° bestitigte das Gericht zwei Beschliisse der
Kommission aus dem Jahr 2017, mit denen der Erwerb bestimmter Vermdgenswerte von Air
Berlin durch EasyJet bzw. Lufthansa nach der EU-Fusionskontrollverordnung genehmigt
worden war. Das Gericht bestatigte die Beurteilung der Kommission und stellte insbesondere
fest, dass die fur die einzelnen Strecken durchgefuhrten Prufungen, die die Kommission in
Fusionsféllen, an denen Fluggesellschaften beteiligt sind, fur gewdhnlich vornimmt, in diesen
beiden Fallen nicht erforderlich waren, weil Air Berlin zum Zeitpunkt der Zusammenschliisse
ihren Betrieb ganzlich und endglltig eingestellt hatte. Dariiber hinaus stellte das Gericht fest,
dass der von der Kommission im Zuge des flughafenbezogenen Ansatzes angewandte
Rahmen fir die Analyse hinreichend und angemessen erlautert worden war.

3. BEIHILFENKONTROLLE

Die Beihilfenkontrolle ist ein wesentlicher Bestandteil der EU-Wettbewerbspolitik und ein
notwendiges Instrument, um den wirksamen Wettbewerb und freien Handel im Binnenmarkt zu
erhalten.

Im Vertrag Uber die Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV) ist der Grundsatz verankert, dass

" Bekanntmachung der Kommission Uber die Definition des relevanten Marktes im Sinne des
Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft (ABI. C 372 vom 9.12.1997, S. 5).

8 Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, Evaluation of the Commission Notice on the definition of
relevant market for the purposes of Community competition law of 9 December 1997 (SWD(2021) 199 final
vom 12.7.2021), https://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2021-07/evaluation_market-definition-
notice_en.pdf.

7 Urteil des Gerichts vom 22.9.2021, Altice Europe/Kommission, T-425/18, ECLI:EU:T:2021:607.

80 Urteile des Gerichts vom 20.10.2021, Polskie Linie Lotnicze ,,LOT“/Kommission, T-240/18 und T-296/18,
ECLI:EU:T:2021:723; ECLI:EU:T:2021:724.
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staatliche Beihilfen, die den Wettbewerb verfalschen oder zu verfélschen drohen, verboten sind,
soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeintrachtigen (Artikel 107 Absatz 1 AEUV).
Staatliche Beihilfen, die zur Erreichung bestimmter, genau definierter Ziele beitragen, ohne den
Wettbewerb zwischen Unternehmen und den Handel zwischen Mitgliedstaaten GbermaRig zu
verfalschen, kénnen hingegen als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden (beispielsweise
nach Artikel 107 Absatz 3 AEUV).

Durch die Beihilfenkontrolle der Kommission soll sichergestellt werden, dass Beihilfen
wachstumsfordernd, effizient und wirksam sind und in Zeiten knapper Haushaltsmittel gezielter
eingesetzt werden; die Kontrolle soll Gewéhr dafur bieten, dass Beihilfen den Wettbewerb nicht
einschranken, sondern Marktversagen zum Nutzen der Gesellschaft insgesamt entgegenwirken. Ferner
ergreift die Kommission MalRnahmen, um mit dem Binnenmarkt unvereinbare Beihilfen zu verhindern
bzw. zurlickzufordern.

Die Kommission setzt die Vorschriften ber staatliche Beihilfen durch, um sicherzustellen,
dass die den Unternehmen von den Regierungen der Mitgliedstaaten gewahrten
Unterstutzungen ihnen keinen unfairen Vorteil im Binnenmarkt verschaffen. Auch im
Jahr 2021 spielte die Beihilfepolitik eine wichtige Rolle bei der Krisenbewaltigung, um die
Wirtschaft zu stabilisieren und den Weg aus der Krise zu ebnen.

In dem zu Beginn der COVID-19-Pandemie im Jahr 2020 verabschiedeten und mehrfach
geédnderten Befristeten Rahmen fiir staatliche Beihilfen sind die Bedingungen festgelegt, auf
deren Grundlage die Kommission erklart, ob die Beihilfe mit dem Binnenmarkt vereinbar ist.
Eine gezielte 6ffentliche Forderung trug dazu bei, den Schaden, der gesunden Unternehmen
zugefugt wurde, abzufedern und die Aufrechterhaltung des Geschéftsbetriebs zu
gewdhrleisten. Um die Uberwindung der COVID-19-Krise vorzubereiten und zu einer
nachhaltigen und widerstandsféahigen Erholung der EU-Wirtschaft zu gelangen, die sich auf
den 0©kologischen und digitalen Wandel konzentriert, unterstiitzte die GD Wettbewerb
gemeinsam mit anderen Kommissionsdienststellen die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung
ihrer Aufbau- und Resilienzplane.

Die Kommissionstatigkeit im Jahr 2021 war jedoch nicht auf Krisenbewaltigung und
Erholung beschrankt. Die umfassende Uberprifung der VVorschriften (iber staatliche Beihilfen
und die DurchsetzungsmalRnahmen wurden in allen Sektoren fortgesetzt.

Um das Zusammenspiel zwischen den EU-Finanzierungsvorschriften und den EU-
Beihilfevorschriften im Rahmen des neuen Mehrjihrigen Finanzrahmens® zu verbessern,
wurde von der Kommission im Juli 2021 eine Ausweitung des Anwendungsbereichs der
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) angenommen®; dadurch wurden die

81 Siehe: https://ec.europa.eu/info/strategy/eu-budget/long-term-eu-budget/2021-2027_de.

8 Verordnung (EU) 2021/1237 der Kommission vom 23.Juli 2021 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (Text von
Bedeutung fiir den EWR) (ABI. L 270 vom 29.7.2021, S. 39). Offentliche Finanzmittel, die die VVoraussetzungen
fur staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV erfullen, missen in der Regel bei der
Kommission angemeldet und genehmigt werden, bevor sie zur Wirkung kommen, um sicherzustellen, dass die
offentlichen Ausgaben nicht zu unlauterem Wettbewerb fiir Unternehmen fiihren, die im Binnenmarkt der EU
tatig sind. Die Mitgliedstaaten sind jedoch nicht verpflichtet, staatliche Beihilfen bei der Kommission
anzumelden, wenn alle einschldgigen Kriterien der AGVO erfiillt sind.
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Vorschriften Uber staatliche Beihilfen gestrafft, die fur nationale Finanzierungen gelten, die in
den Anwendungsbereich bestimmter kiirzlich angenommener EU-Programme fallen.®

Im Jahr 2021 nahm die Kommission die Uberarbeiteten EU-Leitlinien fur Regionalbeihilfen,
die Uberarbeitete Mitteilung ber die kurzfristige Exportkreditversicherung®, die
Risikofinanzierungsleitlinien und die Mitteilung Uber das Beihilferecht fiir wichtige Vorhaben
von gemeinsamem europdischem Interesse (im Folgenden ,,IPCEI-Mitteilung®) an, billigte die
Leitlinien fur staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen, die im Januar 2022
formlich angenommen wurden®, und legte den Entwurf der Leitlinien fir den
Breitbandsektor zur Konsultation vor®®. Die Uberpriifung der sektorspezifischen Vorschriften
und Leitlinien wird im zweiten Teil der Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen in der
Ubersicht tiber die einzelnen Wirtschaftszweige naher ausgefiihrt.

3.1. Befristeter Rahmen flur staatliche Beihilfen zur Stitzung der Wirtschaft
angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19

Am 19. Mérz 2020 nahm die Kommission einen Befristeten Rahmen fir staatliche Beihilfen
an, der es den Mitgliedstaaten ermdglicht, zur Unterstlitzung der Wirtschaft die in den
Beihilfevorschriften vorgesehene Flexibilitat voll auszuschépfen.®” Der Befristete Rahmen fur
staatliche Beihilfen, der urspriinglich zum 31. Dezember 2020 auslaufen sollte, sieht eine
Reihe von BeihilfemalRnahmen vor, die die Kommission als nach Artikel 107 Absatz 3
Buchstaben b und ¢ AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar ansieht, wie etwa Beihilfen in
begrenzter Hohe, selektive Steuervorteile und staatliche Garantien fur Darlehen. Mit dem
Befristeten Rahmen fir staatliche Beihilfen soll es den Mitgliedstaaten ermdglicht werden,
den derzeitigen Schwierigkeiten von Unternehmen zu begegnen und gleichzeitig die Integritét
des EU-Binnenmarkts zu wahren und fir einen freien und fairen Wettbewerb zu sorgen. Der
Befristete Rahmen fiir staatliche Beihilfen enthdlt bestimmte Anforderungen im
Zusammenhang mit dem 6kologischen und digitalen Wandel. GroRe Unternehmen, die eine
Beihilfe zur Rekapitalisierung erhalten haben, missen darliber Bericht erstatten, inwieweit die
erhaltenen Beihilfen ihre Tatigkeiten im Einklang mit den EU-Zielen und den
einzelstaatlichen Verpflichtungen hinsichtlich des 6kologischen und digitalen Wandels, etwa
dem EU-Ziel der Klimaneutralitat bis 2050, unterstiitzen.

8 Bei den betreffenden nationalen Mitteln handelt es sich um: durch den Fonds ,InvestEU“ unterstiitzte
Finanzierungen und Investitionen; Forschungs-, Entwicklungs- und Innovationsprojekte (FEI), die im Rahmen
von Horizont 2020 oder Horizont Europa ein Exzellenzsiegel erhalten haben, sowie kofinanzierte Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben oder Teaming-Mafinahmen im Rahmen von Horizont 2020 oder Horizont Europa;
bestimmte Vorhaben im Bereich transeuropdischer digitaler Vernetzungsinfrastruktur, die im Rahmen der
Fazilitat ,,Connecting Europe® finanziert werden oder mit einem Exzellenzsiegel ausgezeichnet wurden
(Verordnung (EU) 2021/1153); Projekte der Europdischen territorialen Zusammenarbeit (ETZ), der sogenannten
,Interreg-Politik*.

8 Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten zur Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Gber
die Arbeitsweise der Europdischen Union auf die kurzfristige Exportkreditversicherung (ABI. C 497 vom
10.12.2021, S. 5).

8 Mitteilung der Kommission — Leitlinien flr staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2014-2020 (ABI.
C 200 vom 28.6.2014, S. 1, sieche EUR-Lex — 52014XC0628(01) — DE — EUR-Lex (europa.eu)).

8 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_6049

87 Mitteilung der Kommission: Befristeter Rahmen fiir staatliche Beihilfen zur Stltzung der Wirtschaft
angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 (ABI. C 91 | vom 20.3.2020, S. 1) in seiner durch folgende
Mitteilungen der Kommission geénderten Form: C(2020) 2215 (ABI. C 1121 vom 4.4.2020, S. 1); C(2020) 3156
(ABI. C 164 vom 13.5.2020, S. 3); C(2020) 4509 (ABI. C 218 vom 2.7.2020, S. 3); C(2020) 7127 (ABI. C 340l
vom 13.10.2020, S. 1) und C(2021) 564 (ABI. C 34 vom 1.2.2021, S. 6) und C(2021) 8442 (ABI. C 473 vom
24.11.2021, S. 1).
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Daruber hinaus konnen die Mitgliedstaaten auf der Grundlage von Artikel 107 Absatz 2
Buchstabe b AEUV Unternehmen auch fir unmittelbar durch die COVID-19-Pandemie
verursachte Schéden entschadigen (z. B. in den Wirtschaftszweigen Verkehr, Tourismus,
Kultur, Gastgewerbe und Einzelhandel). Derartige Entschadigungsmalnahmen kénnen von
den Mitgliedstaaten angemeldet werden und werden daraufhin von der Kommission
unmittelbar nach Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV gepruft.

3.1.1. Der Befristete Rahmen fir staatliche Beihilfen: Erweiterung und Verlangerung

Seit seiner Annahme wurde der Befristete Rahmen fir staatliche Beihilfen im Jahr 2020
viermal und im Jahr 2021 zweimal geéndert, um jene Wirtschaftszweige zu unterstutzen, die
am starksten von den in den Mitgliedstaaten infolge der Pandemie angewandten Vorschriften
betroffen waren.

Am 28. Januar 2021 verlangerte die Kommission die Verfugbarkeit aller Mainahmen des
Befristeten Rahmens fur staatliche Beihilfen, einschliellich der
RekapitalisierungsmalRnahmen, bis zum 31. Dezember 2021 und erweiterte den
Anwendungsbereich des Befristeten Rahmens fir staatliche Beihilfen, indem sie die fir
bestimmte Malinahmen festgelegten Obergrenzen anhob und die Umwandlung bestimmter
riickzahlbarer Instrumente in direkte Zuschiisse bis Ende 2021 gestattete.? Am 18. November
2021 beschloss die Kommission, den Befristeten Rahmen fiir staatliche Beihilfen bis zum
30. Juni 2022 zu verlangern und zeigte gleichzeitig einen Weg flr den schrittweisen Ausstieg
aus den KrisenmaBnahmen auf.® Um die Erholung von der Pandemie weiter zu unterstiitzen,
hat die Kommission auflerdem beschlossen, fiir einen weiteren begrenzten Zeitraum zwei
neue MaBnahmenkategorien einzufiihren, um direkte Anreize flr zukunftsorientierte private
Investitionen und SolvenzhilfemaRnahmen zu schaffen.

3.1.2. Genehmigte MaRnahmen im Zusammenhang mit dem Ausbruch der COVID-19-
Pandemie

Im Zeitraum 2020-2021 erlieR die Kommission mehr als 1180 Beschlusse (darunter etwas
mehr als 470 Anderungsbeschliisse) in allen Mitgliedstaaten, inklusive der Beschliisse auf der
Grundlage des Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen. Es wurden staatliche Beihilfen in
Hohe von insgesamt 3,13 Billionen EUR fur von der COVID-19-Pandemie betroffene
Unternehmen bewertet. Bei einigen Malinahmen auf der Grundlage des Befristeten Rahmens
fur staatliche Beihilfen, fiir die es nicht erforderlich ist, einen Betrag anzugeben, gibt es eine
Reihe wichtiger Vorbehalte. Bei den angegebenen Betrdgen handelt es sich daher um
bestmdégliche Schéatzungen auf der Grundlage der in Beihilfebeschliissen genehmigten
Betrdge und anderer verfiigbarer Statistiken, die beispielsweise in 6ffentlichen Mitteilungen
der nationalen Behdrden genannt werden.

8 Mitteilung der Kommission: 5. Anderung des Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen zur Stitzung der
Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 und Anderung des Anhangs der Mitteilung der
Kommission an die Mitgliedstaaten zur Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise
der Européischen Union auf die kurzfristige Exportkreditversicherung, C(2021) 564 (ABI. C 34 vom 1.2.2021,
S. 6).

8 Mitteilung der Kommission — Sechste Anderung des Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen zur Stiitzung
der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19 und Anderung des Anhangs der Mitteilung
der Kommission an die Mitgliedstaaten zur Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die
Arbeitsweise der Européischen Union auf die kurzfristige Exportkreditversicherung C/2021/8442 (ABI. C 473
vom 24.11.2021, S. 1).
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Alle genehmigten staatlichen Beihilfen wurden als notwendig und verhaltnismaRig betrachtet,
um Unternehmen zu unterstiitzen und die aufgrund der COVID-19-Pandemie entstandenen
betrachtlichen Stérungen der europdischen Wirtschaft zu beheben. Gleichzeitig gab es in den
einzelnen Mitgliedstaaten groRe Unterschiede bei den genehmigten Betrédgen, was offenbar
mit dem zur Verfligung stehenden haushaltspolitischen Spielraum sowie der jeweiligen Grofie
ihrer Volkswirtschaften zusammenhéngt.

Im Einzelnen wurden 51,7 % der genehmigten staatlichen Beihilfen von Deutschland
angemeldet. Der Anteil der von Italien angemeldeten Malinahmen bel&uft sich auf rund
15,5 % der gesamten staatlichen Beihilfen, wéhrend die von Frankreich angemeldeten
Beihilfen 14,5 % des Gesamtbetrags ausmachen. Die von Spanien angemeldeten Beihilfen
betragen 5,5 % des Gesamtbetrags an genehmigten staatlichen Beihilfen, die von Polen etwa
2,3% und die von Belgien 1,9 %. Die von anderen Mitgliedstaaten gemeldeten Beihilfen
liegen schatzungsweise zwischen 0,04 % und 1,5 % des geschatzten Gesamtbetrags von
3,13 Billionen EUR.

GemaR den Antworten von 26 Mitgliedstaaten auf die Erhebung® wurden bis Ende Juni 2021
von den bis dahin genehmigten Beihilfen in Ho6he von 3,01 Billionen EUR rund
729 Mrd. EUR tatsachlich in Anspruch genommen, was rund 5,4 % des BIP der EU von 2019
entspricht.

Zwischen den Mitgliedstaaten gibt es groRe Unterschiede hinsichtlich der tatsachlich
erbrachten Nennbetrdge. Nach den von den Mitgliedstaaten Ubermittelten Daten hat
Frankreich in absoluten Zahlen mehr als ein Viertel der insgesamt bereitgestellten Beihilfen
gewahrt (188 Mrd. EUR), gefolgt von Italien mit 23 % (169 Mrd. EUR), Deutschland mit
19 % (136 Mrd. EUR) und Spanien mit 14 % (105 Mrd. EUR). In relativen Zahlen hat Italien
die Mittel im ersten Halbjahr 2021 besonders schnell ausbezahlt und war damit das Land, das
im Vergleich zu seinem BIP den gr6Rten Betrag fir die Wirtschaft bereitgestellt hat (9,4 %)°?,
gefolgt von Spanien (8,4 %), Frankreich (7,7 %), Ungarn (6,7 %) und Griechenland (6,1 %).
Bei den am stérksten von der ersten Welle der Pandemie betroffenen Mitgliedstaaten zeigte
sich von Dezember 2020 bis Juni 2021 eine allgemeine Verlangsamung bei der Auszahlung
von Mitteln (Frankreich, Deutschland, Niederlande und D&nemark), mit Ausnahme von
Italien und Spanien, die ihre Ausgaben im ersten Halbjahr 2021 stark erhoht haben.®? Ein
weiterer starker Anstieg der Ausgaben flr staatliche Beihilfen im Zusammenhang mit
COVID-19 erfolgte im Jahr 2021 in den am starksten von den spateren Wellen betroffenen
Mitgliedstaaten (Ungarn, Slowenien, Lettland, Tschechien, Slowakei, Litauen und Zypern).

Wie das sich abzeichnende Bild zeigt, stehen die von den Mitgliedstaaten tatsachlich
durchgefihrten BeihilfemalRnahmen nicht in einem Missverhaltnis zu dem wahrend der Krise
erlittenen wirtschaftlichen Schaden. Das ist beruhigend, da somit mogliche Bedenken im
Hinblick auf gleiche Wettbewerbsbedingungen ausgerdumt werden.

% 26 von 27 Mitgliedstaaten antworteten auf die im Juni 2021 eingeleitete Erhebung: Osterreich hat die
erbetenen Informationen nicht ibermittelt.

%1 BIP vor der COVID-19-Krise im Jahr 2019.

%2 Bruegels Datenerhebung ber die staatlich garantierte Bankkreditvergabe: Anderson J., Papadia F. und Véron
N. (2021), COVID-19 credit- support programmes in Europe’s five largest economies, Arbeitsunterlage 03/2021,
Bruegel.
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3.2. Erleichterung des Ausstiegs aus der Krise — Aufbau- und Resilienzfazilitat
(ARF)

Das Programm der Aufbau- und Resilienzfazilitat (ARF) trat am 19. Februar 2021 in Kraft.®®
Dadurch werden Reformen und Investitionen in den Mitgliedstaaten vom Beginn der
Pandemie im Februar 2020 bis zum 31. Dezember 2026 finanziert. Die Kommission
unterstitzt die Umsetzung der ARF, die die erste Sdule des Aufbauinstruments
,NextGenerationEU* ist. Mit 672,5 Mrd. EUR stellt die ARF den bei Weitem groRten Teil
des mit Gber 800 Mrd. EUR ausgestatteten Aufbaupakets ,,NextGenerationEU* dar.®* Mit der
ARF werden 6ffentliche Investitionen und Reformen in den Mitgliedstaaten zur Abmilderung
der wirtschaftlichen und sozialen Folgen der COVID-19-Pandemie sowie zur Forderung des
grinen und des digitalen Wandels untersttzt.

Um Zuschisse und zinsglnstige Darlehen im Rahmen der ARF zu erhalten, haben die
Mitgliedstaaten Aufbau- und Resilienzpléane vorgelegt, die von der Kommission vor der
Auszahlung der Mittel geprift werden. Durch die Beihilfenkontrolle wird die Umsetzung der
Aufbau- und Resilienzpléne begleitet, um sicherzustellen, dass die gefoérderten Investitions-
und Reformvorhaben mit den Beihilfevorschriften vereinbar sind. Die Mitgliedstaaten melden
der Kommission Malinahmen, die staatliche Beihilfen beinhalten kénnen und nicht unter eine
der bestehenden Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnungen (AGVO,
Gruppenfreistellungsverordnung fir den Agrarsektor oder Gruppenfreistellungsverordnung
flr den Fischereisektor) oder unter eine bestehende genehmigte Regelung fallen. Zu diesem
Zweck veroffentlichte die GD Wettbewerb einen praktischen Leitfaden fur die
Mitgliedstaaten fur eine zligige Bearbeitung von Beihilfeanmeldungen im Rahmen der ARF
und wird den Mitgliedstaaten auch kinftig entsprechende Leitlinien und Vorlagen zur
Verfiigung stellen.%

3.3. Staatliche Beihilfen fur horizontale Ziele

Im Laufe der Jahre hat sich die Struktur der Beihilfenkontrolle weiterentwickelt. Heute wird
ein wesentlicher Teil der Beihilfen im Rahmen von Regelungen gewdhrt, die unter eine
Gruppenfreistellung fallen und von der Kommission vor ihrem Inkrafttreten nicht gepriift
werden. Staatliche Beihilfen fiir horizontale Ziele machen im Allgemeinen den
uberwiegenden Teil aller Beihilfen aus.

Die Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnungen (AGVO,
Gruppenfreistellungsverordnung fur den Agrarsektor und die Gruppenfreistellungsverordnung
fiir den Fischereisektor)®® ermdglichen es den Mitgliedstaaten bereits jetzt, nach vorheriger

% Verordnung (EU) 2021/241 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur
Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitat (ABI. L 57 vom 18.2.2021, S. 17).

% Siehe: NextGenerationEU (europa.eu).

% https://ec.europa.eu/competition/state_aid/what_is_newi/practical_guidance_to_MS_for_notifications_under_RRF.pdf

% Verordnung (EU) Nr.651/2014 der Kommission vom 17.Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags
Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union; Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in
landlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die
Arbeitsweise der Europdischen Union; Verordnung (EU) Nr. 1388/2014 der Kommission vom 16. Dezember
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von in der Erzeugung,
Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur tatigen Unternehmen mit
dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags tber die Arbeitsweise der Europdischen
Union.
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Anmeldung und sofern bestimmte Voraussetzungen erfullt sind, ein breites Spektrum
offentlicher Fordermalinahmen in Bereichen wie Forschung und Entwicklung, Umweltschutz,
Breitbandanbindung, regionale Entwicklung oder Unterstiitzung von KMU durchzufiihren.
Wie die nachstehenden Abbildungen zeigen, fallt ein Grofteil der horizontalen Beihilfen
unter die AGVO.

Aufschliisselung der Ausgaben fiir staatliche Beihilfen nach Verfahrensart
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Beschlisse uber staatliche Beihilfen 2012—2021
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3.3.1. Staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen

Im Dezember 2021 billigte die Kommission die neuen Leitlinien fir staatliche Klima-,
Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022%, die die Leitlinien fiir staatliche Umweltschutz-
und Energiebeihilfen 2014-2020 (von 2014)% ersetzen. Die Leitlinien, die mit ihrer Annahme
am 27. Januar 2022 in Kraft traten, folgen auf die Bekanntmachung des européischen Grinen
Deals®® und die Verabschiedung des Europaischen Klimagesetzes'®. Mit den Leitlinien fir
staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen wird ein flexibler, zweckmaRiger
Rahmen geschaffen, der den Mitgliedstaaten die Mdglichkeit bietet, die fur die Erreichung der
Ziele des europaischen Griinen Deals erforderlichen Fordermittel gezielt und kosteneffizient
bereitzustellen. Weitere Informationen sind Abschnitt I1 Nummer 1.1 zu entnehmen.

3.3.2. Staatliche Forschungs-, Entwicklungs- und Innovationsbeihilfen

Um mit den verfligbaren Haushaltsmitteln die grofitmogliche Wirkung zu erzielen, sollten
private Finanzierungen nicht durch die staatlichen Beihilfen fir Forschung, Entwicklung und
Innovation (FEI) ersetzt oder verdréangt werden. Im Gegenteil: Durch die 6ffentlichen Mittel
sollten mehr private Investitionen mobilisiert werden. Forschungs-, Entwicklungs- und
Innovationsbeihilfen kénnen hilfreich sein, wenn die Marktkréfte allein nicht in der Lage

% Mitteilung der Kommission — Leitlinien fir staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022
(ABI. C 80 vom 18.2.2022, S. 1).

% Mitteilung der Kommission — Leitlinien flr staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2014-2020 (ABI.
C 200 vom 28.6.2014, S. 1).

% Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Européischen Rat, den Rat, den Européischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Der europdische Grine Deal
(COM(2019) 640 final).

100 Verordnung (EU) 2021/1119 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung
des Rahmens fir die Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999, (,,Européisches Klimagesetz*) (ABI. L 243 vom 9.7.2021, S. 1).
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sind, fur die notwendigen Investitionen in vielversprechende, aber risikoreiche innovative
Vorhaben zu sorgen.

Im Jahr 2021 sorgte die Kommission weiterhin dafur, dass im Rahmen der Beihilferegelungen
fir FEI angemeldete oder vorangemeldete Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen gezielt auf
Projekte ausgerichtet waren, die eine bahnbrechende Forschung und Innovation ermdglichen.
Ihre Beihilfenkontrolle im FEI-Bereich erstreckte sich auf eine Vielzahl von Sektoren,
darunter neuartige Technologien fur die Dekarbonisierung industrieller Produktionsprozesse,
flr elektrische und vernetzte Mobilitét, fir digitale Losungen bei Prozessinnovationen sowie
fur Forschungs- und Technologieinfrastrukturen, Innovationscluster und
Hochleistungsrechner; dabei lag der Schwerpunkt auf der Férderung der Entwicklung neuer
sauberer und digitaler Technologien, die den 6kologischen und digitalen Wandel in Europa
unterstitzen.

Nach der Modernisierung des Beihilferechts im Jahr 2014%! stiegen die Gesamtausgaben fur
FEI-Beihilfen im Rahmen der AGVO und des FEI-Rahmens von 8,9 Mrd. EUR im Jahr 2014
auf fast 14 Mrd. EUR im Jahr 2019, wobei allein im Rahmen der AGVO 12,8 Mrd. EUR
ausgezahlt wurden.

Im Jahr 2021 wurde die AGVO durch die Einfiihrung von Bestimmungen geandert, mit denen
die beihilferechtliche Bewertung fur FEI-Projekte durch Verkniipfung der Mittel aus dem
Programm Horizont Europa mit nationalen Mitteln erleichtert und vereinfacht werden sollte.

AnschlieBend an die Eignungsprifung setzte die Kommission ihre Arbeit an der
Uberarbeitung der Beihilfevorschriften fur FEI fort. Ziel ist es sicherzustellen, dass die
Uberarbeiteten Beihilfevorschriften fir FEI zweckdienlich sind, indem sie der Markt- und
Technologieentwicklung, den spezifischen Zielen des Ubergangs zu einer griinen und
digitalen Wirtschaft sowie der Forschungs- und Innovationspolitik der EU Rechnung tragen.

3.3.3. Beihilfen, die es Mitgliedstaaten ermdglichen, wichtige Vorhaben von gemeinsamem
europaischem Interesse gemeinsam zu unterstitzen

Bis Ende 2021 priifte die Kommission geplante staatliche Beihilfen fur die Durchfihrung
wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europdischem Interesse (IPCEI) auf der Grundlage
der Vereinbarkeitskriterien, die in einer im Jahr 2014 angenommenen speziellen Mitteilung%2
festgelegt wurden. Um nach diesen Vorschriften als mit dem Binnenmarkt vereinbar zu
gelten, mussen forderféhige VVorhaben ein bedeutendes Marktversagen oder andere wichtige
systemische Mangel beheben und i) einen wesentlichen Beitrag zu strategischen Zielen der
EU leisten, ii) mehrere Mitgliedstaaten umfassen, iii) eine private Finanzierung durch die
Beglnstigten beinhalten, iv) positive Spillover-Effekte in der gesamten EU erzeugen und
v) Wettbewerbsverfalschungen begrenzen.

Im Januar 2021 genehmigte die Kommission im Einklang mit der Initiative der Kommission

101 Staatliche Beihilfen: Kommission setzt Modernisierung des Beihilferechts in die Tat um und fordert bessere
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten zur Férderung von Wachstum (europa.eu).

102 Mitteilung der Kommission — Kriterien flr die Wardigung der Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur
Forderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europdischem Interesse mit dem Binnenmarkt

(ABI. C 188 vom 20.6.2014, S. 4).
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der ,,Europdischen Batterie-Allianz*'% die zweite Gruppe von IPCEI zu Batterien fiir die
Entwicklung innovativer Technologien fiir Elektromobilitat und Energiespeicherung, die von
zwolf Mitgliedstaaten gemeinsam angemeldet wurde. %

Daruber hinaus wurden im Einklang mit der Mitteilung zur Aktualisierung der
Industriestrategie die Gesprache mit den Mitgliedstaaten und der Industrie Gber mdgliche
neue IPCEI in den Bereichen Wasserstofftechnologien und -systeme, Cloud-Infrastruktur und
Cloud-Dienste, Mikroelektronik und Konnektivitdt sowie Gesundheit im Jahr 2021
intensiviert. Im zweiten Halbjahr 2021 wurden konkrete Projekte fur zwei IPCEI im
Wasserstoffbereich (Technologie und Industrie) entwickelt, und kurz vor Jahresende wurde
eine Reihe von Projekten auf den Weg gebracht, die Teil eines méglichen neuen IPCEI im
Bereich Mikroelektronik und Konnektivitat sein werden. Noch wurden nicht alle diese
Projekte bei der Kommission angemeldet, aber im Laufe des Jahres 2022 dirften in allen
oben genannten Bereichen IPCEI auf den Weg gebracht werden. Diese konnen dazu
beitragen, die Widerstandsfahigkeit der EU zu erh6hen und strategische Abhéngigkeiten zu
bewaéltigen.

Im Jahr 2021 schloss die Kommission die Uberarbeitung der IPCEI-Mitteilung im Anschluss
an die Eignungsprifung des Pakets fiir staatliche Beihilfen ab. Die neue Uberarbeitete IPCEI-
Mitteilung wurde von der Kommission im November 2021 angenommen und gilt seit
Januar 2022.1%°

In der Uberarbeiteten IPCEI-Mitteilung wird die Beteiligung von mindestens vier
Mitgliedstaaten gefordert, werden weitere Anreize fur die Beteiligung von KMU an IPCEI
geschaffen und diese gefordert, der Begriff der ersten gewerblichen Nutzung klargestellt und
der Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen in den Bewertungsrahmen
aufgenommen. In ihr heillt es, dass IPCEl zu nachhaltigem Wirtschaftswachstum,
Beschaftigung, Wettbewerbsfahigkeit und Resilienz von Industrie und Wirtschaft in der
Union beitragen und ihre offene strategische Autonomie stiarken kénnen.

3.3.4. Regionalbeihilfen

Im April 2021 nahm die Kommission Uberarbeitete Leitlinien fir Regionalbeihilfen an, die
am 1.Januar 2022 in Kraft traten.!®® Es ist Sache der Mitgliedstaaten, ihre kiinftigen
Fordergebietskarten anzumelden; die Kommission wird dann Einzelbeschliisse zu den
einzelnen Fordergebietskarten erlassen. Bis zum 31. Dezember 2021 hatte die Kommission
fur fast die Hélfte der Mitgliedstaaten eine neue Fordergebietskarte angenommen.

Die Regionalbeihilfeleitlinien waren die ersten Beihilfevorschriften, die nach der
Bekanntgabe des europdischen Grinen Deals sowie der Industriestrategie und der
Digitalstrategie Uberarbeitet wurden. Die Uberarbeiteten Vorschriften enthalten eine Reihe

103 Strategischer Aktionsplan fir Batterien, Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat,
den Européischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Europa in Bewegung vom
17.5.2018 (COM(2018) 293 final Anhang 2).

104 Sjehe: Staatliche Beihilfen: Kommission genehmigt 6ffentliche Férderung von 2,9 Mrd. EUR fiir ein zweites,
die gesamte Batterie-Wertschdpfungskette betreffendes paneuropédisches Forschungs- und Innovationsvorhaben
von zwoIf Mitgliedstaaten (europa.eu).

105 Gtaatliche Beihilfen: Kommission nimmt Uberarbeitete Beihilfevorschriften an, abrufbar unter:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_6245.

106 Staatliche Beihilfen: Kommission nimmt tiberarbeitete Regionalbeihilfeleitlinien an, abrufbar unter
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21 1825.
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gezielter Anpassungen, die der Vereinfachung dienen und die bei der Anwendung der
friheren Vorschriften gewonnenen Erfahrungen aufgreifen; ferner wird dadurch diesen neuen
politischen Prioritdten Rechnung getragen.

Im Jahr 2021 erlie} die Kommission zudem mehrere Beschllsse tiber Regionalbeihilfen, mit
denen sie regionale Investitionsbeihilfen fiir das Investitionsvorhaben von SKBM¥" zur
Errichtung einer neuen Anlage fiir Batteriezellen in Ungarn sowie die einjahrige
Verlangerung von zwei Betriebsbeihilferegelungen in Gebieten in duRerster Randlage!®
genehmigte. AulRerdem genehmigte die Kommission die Verlangerung der steuerlichen
Beihilferegelung Frankreichs zur Forderung produktiver Investitionen in den franzésischen
Gebieten in &uBerster Randlage bis 2027'%° sowie die Verlangerung einer Regelung zur
Forderung des sozialen Wohnungsbaus in St. Martin'® bis 2025. Die Kommission
genehmigte ferner einen Plan zur Bewertung einer groRen Gruppenfreistellungsregelung
Griechenlands.!

3.3.5. Beihilfen fur Finanzinstitute

Im Jahr 2021 genehmigte die Kommission die Verlangerung bestehender Regelungen fiir
Banken, um die Resilienz des Wirtschaftszweigs weiter zu fordern, ohne neue Beihilfen fir
einzelne Finanzinstitute gewahren zu missen. Die Kommission genehmigte insbesondere die
Verlangerung von Regelungen zur Umstrukturierung oder zum geordneten Marktaustritt
notleidender Unternehmen in Polen!?, Irland!®® und Danemark!** sowie zur Bewaltigung
potenzieller Liquiditatsprobleme fir Banken in Griechenland!'®. AuBerdem genehmigte die
Kommission die Verlangerung von Garantieregelungen fur die Verbriefung notleidender
Kredite (non-performing loans— NPL) in Griechenland (,Hercules“!!®) und Italien
(,,GACS“!) und unterstiitzte die Banken weiterhin bei der Sanierung ihrer Bilanzen, ohne
Beihilfen zu gewahren oder den Wettbewerb zu verfalschen.

Im Laufe des Jahres genehmigte die Kommission in Zypern!® und Griechenland!!® indirekte
Beihilfen fiir Finanzinstitute im Rahmen von Regelungen, die in erster Linie darauf abzielen,
sozial schwache Haushalte zu unterstltzen, die vom Verlust ihres Eigenheims bedroht sind.
Daruber hinaus erteilte die Kommission den Mitgliedstaaten die Genehmigung, kleine und

107 Sache SA.58633 LIP — Regionale Investitionsbeihilfe fir SKBM Ungarn. Siehe: SA_58633_B00B247D-
0000-C867-BF2A-DDFCB1574EA8 146 1.pdf (europa.eu).

108 Sachen SA.60766 — ErmaRigter Verbrauchsteuersatz fir Rum und Likore, die im Zeitraum 1.1.2021 bis
31.12.2021 auf Madeira hergestellt und verbraucht wurden (Verlédngerung der Regelung SA.38823); SA.60288 —
Verliangerung der Regelung ,,Octroi de mer” SA.46899 bis Juni 2021; SA.63693 — Betriebsbeihilfenregelung flr
Gebiete in duBerster Randlage, durch die ErmédBigungen der ,,Octroi de Mer*“-Steuer vorgesehen sind.

109 Sache SA.60282 — Aide fiscale a I’investissement productif outre-mer (défiscalisation).

110 Sache SA.62675 — Aide fiscale a I’investissement en faveur du logement social & Saint-Martin.

11 Sache SA.61580 — Einbeziehung der Regelung fir Klein- und Kleinstunternehmen in den genehmigten
Evaluierungsplan fir die allgemeine Regelung fiir unternehmerische Initiative.

112 5ache SA.63002 (ABI. C 285 vom 16.7.2021, S. 1); Sache SA.64522 (ABI. C 487 vom 3.12.2021, S. 1).

113 Sache SA.62303 (ABI. C 240 vom 18.6.2021, S. 1); Sache SA.100030 (ABI. C 487 vom 3.12.2021, S. 1);
Sache SA.62649 (ABI. C 240 vom 18.6.2021, S. 1).

114 Sache SA.58478 (ABI. C 60 vom 19.2.2021, S. 1).

115 Sache SA.59030 (ABI. C 144 vom 23.4.2021, S. 1).

116 Sache SA.62242 (ABI. C 214 vom 4.6.2021, S. 1).

117 Sache SA.62880 (ABI. C 295 vom 23.7.2021, S. 1).

118 Sache SA.63005 (ABI. C 366 vom 10.9.2021, S. 1).

119 Sache SA.100197. Die offizielle Fassung dieses Beschlusses wurde noch nicht veréffentlicht. Siehe:
https://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/index.cfm?fuseaction=dsp_result&policy area_id=1,2,3.
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mittlere Unternehmen (KMU) und Start-up-Unternehmen, die noch nicht lange bestehen und
in der Regel nur begrenzten Zugang zu Finanzmitteln haben, zu unterstitzen. In diesem
Zusammenhang genehmigte die Kommission eine Anderung der bestehenden
Risikofinanzierungsregelung in Frankreich.*?° Sie genehmigte eine Preisbildungsmethodik fiir
marktgerechte Sicherheiten, die von der portugiesischen Entwicklungsbank Banco Portugués
de Fomento bereitgestellt werden sollen'?!, und eine Kapitalerhohung von 11,2 Mio. EUR fiir
den Fondsmanager fiir Finanzinstrumente in Bulgarien (FMFIB)'?2, der die von den
europdischen Struktur- und Investitionsfonds kofinanzierten Finanzinstrumente verwaltet.
SchlieBlich aktualisierte die Kommission einige auf Finanzinstrumente bezogene
Beihilfevorschriften im Einklang mit ihren derzeitigen politischen Prioritéten, insbesondere
mit der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGV0)!?, der Mitteilung tber die
kurzfristige Exportkreditversicherung'®* und den Risikofinanzierungsleitlinien'?®,

3.3.6. Beihilfen zur Forderung des Ausbaus und der Nutzung von festen und mobilen
Breitbandnetzen

Die Zahl der MaRnahmen zur Forderung des Aufbaus von Mobilfunknetzen hat sich im
Jahr 2021 weiter erhdht, beispielsweise mit der Annahme einer deutschen bundesweiten
Regelung in Hohe von 2,1 Mrd. EUR, einer regionalen Mobilfunkregelung in Niedersachsen,
einer spanischen Regelung zur Forderung des Aufbaus passiver Infrastruktur fir die
Bereitstellung von Mobilfunkdiensten in Gebieten ohne 4G-Mobilfunkversorgung*?® und
einer galizischen MaRnahme zur Unterstiitzung des Aufbaus von Mobilfunknetzen in
landlichen Gebieten'?’. Die Kommission genehmigte ferner mehrere Beschliisse in Bezug auf
feste Breitbandnetze, insbesondere eine spanische MaRnahme zum Ausbau von Netzen mit
symmetrischen Geschwindigkeiten von mindestens 300 Mbit/s, die auf 1 Gbit/s symmetrisch
aufgeriistet werden konnen!?, in Gebieten mit nur einem Zugang zu Netzen der nachsten
Generation (Next Generation Access — NGA) und mit einer Download-Verbindung von
weniger als 100 Mbit/s. Die Kommission genehmigte auch die Verlangerung -einer
kroatischen Regelung fiir den Ausbau von NGA-Netzen.'?® AuRerdem genehmigte sie eine
mit 610 Mio. EUR ausgestattete italienische Gutscheinregelung zur Erleichterung des
Zugangs von KMU® zu Hochgeschwindigkeits-Breitbanddiensten sowie eine MaRnahme zur
Forderung des Breitbandanschlusses italienischer Schulen®3t,

120 Sache SA.59985 (ABI. C 195 vom 21.5.2021, S. 1).

121 Sache SA.61340 (ABI. C 327 vom 13.8.2021, S. 1).

122 gache SA.61100. Die offizielle Fassung dieses Beschlusses wurde noch nicht verdffentlicht. Siehe:
https://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/index.cfm?fuseaction=dsp_result&policy area_id=1,2,3.

123 \erordnung (EU) 2021/1237 der Kommission vom 23. Juli 2021 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (Text von
Bedeutung fur den EWR) (ABI. L 270 vom 29.7.2021, S. 39).

124 Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten zur Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Gber
die Arbeitsweise der Europdischen Union auf die kurzfristige Exportkreditversicherung (ABI. C 497 vom
10.12.2021, S. 5).

125 Mitteilung der Kommission: Leitlinien fir staatliche Beihilfen zur Forderung von Risikofinanzierungen (ABI.
C 508 vom 16.12.2021, S. 1).

126 SA 64394 ARF — Spanien — Nationale Beihilferegelung flr passive Infrastruktur fir Mobilfunknetze.

127 5A 57216 Mobilfunkversorgung in landlichen Gebieten in Galicien (Spanien).

128 SA 62696 (2021/N) ARF — Erweiterung der Breitbandregelung fir NGA-WeiRk- und Grauzonen.

129 SA.100662 ARF — Kroatien — Nationaler Breitbandplan.

130 5 57496 Breitbandgutscheine fur KMU — Italien.

181 SA 57497 (2020/N) Implementierung der Breitbandinfrastruktur zur Anbindung von Schulen —IT.
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3.3.7. Beihilfen zur Starkung der Resilienz des Okosystems fiir Halbleiter in der EU

Die Beihilfevorschriften bieten auch eine Reihe von Mdglichkeiten, um die Resilienz des
Okosystems fiir Halbleiter in der EU zu stiirken. In ihrer Mitteilung ,,Eine Wettbewerbspolitik
fiir neue Herausforderungen® vom 18. November 2021'%? bezeichnete die Kommission den
weltweiten Halbleitermangel und die Abhangigkeit der EU von der Versorgung durch eine
begrenzte Zahl an Unternehmen in einem sich wandelnden geopolitischen Kontext als eine
Herausforderung fur die Union. VVor diesem besonderen Hintergrund wurde in der Mitteilung
darauf hingewiesen, dass die Kommission auf der Grundlage von Artikel 107 Absatz 3
Buchstabe ¢ AEUV in Betracht ziehen konnte, Forderungen zu genehmigen, die darauf
ausgerichtet sind, mogliche Investitionsliicken in der Halbleiterbranche zu schlieRen,
insbesondere um damit fir Europa neuartige Anlagen zu errichten. Diese Rechtsgrundlage
ermoglicht es der Kommission, Beihilfen zur Foérderung der Entwicklung gewisser
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete zu genehmigen, die mit den Beihilfevorschriften
vereinbar sind, jedoch nur soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verandern,
die dem gemeinsamen Interesse zuwiderlauft. Um flr eine positive Gesamtbilanz der
Auswirkungen dieser Beihilfen zu sorgen, werden die Beihilfen strengen Vorschriften zum
Schutz des Wettbewerbs unterliegen und es wird sichergestellt, dass die Vorteile der
gesamten européischen Wirtschaft umfassend und diskriminierungsfrei zugutekommen. Die
einschlagigen Begriffe wurden von der Kommission in ihrer Mitteilung uber ein europaisches
Chip-Gesetz am 8. Februar 2022 weiter prazisiert.!3

3.3.8. Malinahmen zur Unterstiitzung der Infrastruktur

Die Kommission genehmigte mehrere  Mallnahmen  zur  Unterstitzung  von
Infrastrukturvorhaben. Im Januar 2021 genehmigte sie die Bereitstellung 6ffentlicher Mittel in
Griechenland fir den Bau und den Betrieb des Nordabschnitts der Autobahn E65.1** Im
Marz 2021 genehmigte sie staatliche Beihilfen fir den Wiederaufbau der Parc Exposition
Hall 3 Le Bourget in Paris vor dem Hintergrund der Olympischen und Paralympischen
Spiele 2024.1%5 Im Juli 2021 genehmigte sie staatliche Beihilfen fiir den Bau einer Anlage zur
Kohlenstoffbindung und speicherung in Hengelo (Niederlande).’*® Im Dezember 2021
genehmigte die Kommission die Anderung einer deutschen MaBnahme, um die Verlagerung
des Verkehrs von der Strale auf die Schiene im Land Sachsen-Anhalt zu fordern.®’

3.3.9. Evaluierung von Beihilferegelungen durch die Mitgliedstaaten

Mit der Modernisierung des EU-Beihilferechts wurde die Verpflichtung fir Mitgliedstaaten
zur Evaluierung bestimmter Beihilferegelungen eingefiihrt. Damit sollen Erkenntnisse
gewonnen werden, die fir eine bessere Erfassung der positiven und der negativen

132 Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine Wettbewerbspolitik fiir neue Herausforderungen
(COM(2021) 713 vom 18.11.2021).

133 Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Europaischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Ein Chip-Gesetz fur Europa (COM(2022) 45 und damit
zusammenhéngende Vorschldge vom 8.2.2022).

134 SA 54273 — Autobahnkonzession E65 — Trikala-Egnatia (Nordabschnitt).

135 SA.61094 — Aide a I’investissement pour la reconstruction du hall 3 du parc des expositions du Bourget en
vue des jeux olympiques et paralympiques 2024.

136 SA.61295 — Beihilfe fiir Twence fir Investitionen in Technologien zur CO,-Bindung.

187 SA.63202 — Anderung der Regelung SA.54102 zur Férderung von Investitionen zur Starkung des
Schienengterverkehrs in Sachsen-Anhalt.
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Auswirkungen von Beihilfen erforderlich sind und in Form von Anregungen in die kinftige
Politikgestaltung der Mitgliedstaaten und der Kommission einflieBen sollen. Seit dem 1. Juli
2014 ist fur umfangreiche nach der AGVO freigestellte Regelungen im Rahmen bestimmter
Beihilfegruppen®*® und fiir ausgewahlte Regelungen, die nach den neuesten Fassungen der
Beihilfeleitlinien angemeldet wurden, eine Evaluierung vorgeschrieben. %

Bis Ende Dezember 2021 hat die Kommission Evaluierungspléne fiir 76 Beihilferegelungen
genehmigt. Zwolf weitere Regelungen, die insgesamt 17 Mitgliedstaaten®*® und das
Vereinigte Konigreich betreffen, werden derzeit gepruft. Die meisten dieser Beschlisse
betrafen entweder grofle Regionalbeihilfevorhaben oder Beihilferegelungen fiir Forschung,
Entwicklung und Innovation (FEI) im Rahmen der AGVO oder angemeldete Energie- und
Breitbandregelungen. Diese Regelungen machen insgesamt mehr als 62 Mrd. EUR der
jahrlichen Mittelausstattung fir staatliche Beihilfen aus. Bis Ende 2021 hatten die
Mitgliedstaaten der Kommission 27 Zwischenevaluierungsberichte und 33 abschlieRende
Evaluierungsberichte vorgelegt. Sie wurden von den Kommissionsdienststellen bewertet und
als von durchschnittlicher bis guter Qualitat eingestuft.4!

Im Jahr2021 schlug die Kommission eine teilweise Umstrukturierung der
Evaluierungsanforderung vor, bei der die in den vorangegangenen Jahren gesammelten
Erfahrungen sowie die Eignungsprifung und die Studie zur Untersuchung der Sachlage von
2020 bericksichtigt wirden. Die (berarbeitete Fassung der Evaluierungsanforderung ist
bereits in den neu genehmigten Regionalbeihilfe-, Risikofinanzierungs- und EHS-Leitlinien
enthalten.

Aufgrund der COVID-19-Pandemie organisierte die Kommission 2021 — anders als in den
Vorjahren — keinen Workshop mit Vertretern der Mitgliedstaaten und Evaluierungsexperten.
Die Kommission geht davon aus, dass die jahrlichen Treffen im Jahr 2022 wieder
aufgenommen werden. Die derzeitige Prioritdt der Kommission besteht darin, sowohl die
Zwischenevaluierungsberichte als auch die abschlieenden Evaluierungsberichte umfassend
zu bewerten, um i) den Mitgliedstaaten angemessene Rickmeldungen zu geben,
ii) sicherzustellen, dass die Ergebnisse fur eine bessere Politikgestaltung genutzt werden, und
iii) Belege zu liefern, die sie bei ihren Uberlegungen zu kiinftigen rechtlichen Entwicklungen
unterstitzen.

1% Regelungen mit einem durchschnittlichen jahrlichen Beihilfebudget von tiber 150 Mio. EUR in den
Bereichen Regionalbeihilfen, Beihilfen fur

KMU und Zugang zu Finanzmitteln, Beihilfen flr Forschung, Entwicklung und Innovation, Energie- und
Umweltschutzbeihilfen

sowie Beihilfen fur Breitbandinfrastrukturen.

139 Die Evaluierung kann fiir angemeldete Beihilferegelungen mit hohen Haushaltsmitteln oder mit neuartigen
Merkmalen gelten bzw. wenn

erhebliche Markt-, Technologie- oder Regulierungsanderungen vorgesehen sind.

140 Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Litauen, Osterreich, Polen,
Portugal, Rumanien,

Schweden, Slowakei, Spanien, Tschechien und Ungarn.

141 Alle eingereichten Evaluierungsberichte werden von der Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) im Rahmen

der Verwaltungsvereinbarung zwischen der GD Wettbewerb und der GFS Uber die ,Unterstiitzung der

Qualitatsbewertung von Evaluierungsberichten im Bereich der staatlichen Beihilfen, 2018-2020* gepriift. Die

GFS unterstutzte die GD Wettbewerb weiterhin im Rahmen der neuen Verwaltungsvereinbarung Uber die

»Unterstitzung der Qualititsbewertung von Evaluierungsplénen und -berichten im Bereich der staatlichen

Beihilfen 2021-2023 (EVALSA TI)“.
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1.4. Starkung des Instrumentariums der Kommission — eine neue politische Initiative,
um verzerrenden Subventionen aus Drittstaaten zu begegnen

Im Mai 2021 nahm die Europdische Kommission einen Vorschlag fiir eine Verordnung Uber
den  Binnenmarkt verzerrende drittstaatliche  Subventionen!*? an, dem eine
Folgenabschatzung*® beigefiigt war. Der Legislativvorschlag folgt auf die Veréffentlichung
eines WeiBbuchs im Juni 2020'** und einen umfassenden Konsultationsprozess mit den
Interessentragern.

Mit dem Vorschlag soll eine Regelungsliicke geschlossen werden. VVon Drittstaaten gewahrte
Subventionen werden derzeit weitgehend nicht kontrolliert, wahrend von EU-Mitgliedstaaten
gewahrte Beihilfen den EU-Beihilfevorschriften unterliegen. Mit dem vorgeschlagenen neuen
Instrument soll gegen drittstaatliche Subventionen vorgegangen werden, die zu
Wettbewerbsverzerrungen fuhren und den Wettbewerb im Binnenmarkt beeintréchtigen. Die
vorgeschlagene Verordnung wird es der Kommission ermdglichen, drittstaatliche
Subventionen zu untersuchen und ihren wettbewerbsverzerrenden Auswirkungen in jeder
Marktsituation Einhalt zu gebieten, wobei jedoch ein besonderer Schwerpunkt auf
Zusammenschlissen und Verfahren zur Vergabe offentlicher Auftrége liegt.

Der Vorschlag umfasst drei Instrumente: i) Geplante Zusammenschliisse, bei denen der
Umsatz des EU-Zielunternehmens 500 Mio. EUR bersteigt und die finanziellen
Zuwendungen aus Drittstaaten 50 Mio. EUR Ubersteigen, missten bei der Kommission
angemeldet werden. ii) Gebote bei 6ffentlichen EU-Ausschreibungen mit einem Auftragswert
von mehr als 250 Mio. EUR, die finanzielle Zuwendungen aus Drittstaaten umfassen,
miussten bei der Kommission angemeldet werden. iii) Die Kommission ware befugt, ein Ex-
officio-Priufinstrument fir alle anderen Marktsituationen anzuwenden, einschlie3lich bei
kleineren Zusammenschlissen und kleineren Verfahren zur Vergabe 6ffentlicher Auftrage.

Die Kommission hatte die ausschliellliche Zustandigkeit fir die Durchsetzung der
Verordnung. Wenn die negativen Auswirkungen der drittstaatlichen Subvention ihre positiven
Auswirkungen Uberwiegen, ist die Kommission befugt, AbhilfemaRnahmen aufzuerlegen oder
Verpflichtungen zur Beseitigung der Verzerrung anzunehmen. Diese Malinahmen und
Verpflichtungen umfassen eine  Reihe  struktureller oder verhaltensbezogener
AbhilfemaBnahmen wie die VerauflRerung bestimmter Vermdgenswerte oder das Verbot eines
bestimmten Marktverhaltens. Die Kommission ware auch befugt, einen subventionierten
Zusammenschluss oder die Vergabe eines 6ffentlichen Auftrags an einen subventionierten
Bieter zu untersagen. Der Vorschlag der Kommission unterliegt dem ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren durch die beiden gesetzgebenden Organe, den Rat und das
Parlament.

3.5. Monitoring, Ruckforderung und Zusammenarbeit mit einzelstaatlichen
Gerichten

3.5.1 Verstarktes Monitoring bestehender staatlicher Beihilfen zur Gewahrleistung fairer und
gleicher Wettbewerbsbedingungen

142 Siehe: https://ec.europa.eu/competition-policy/international/foreign-subsidies_en.
143 Sjehe: https://ec.europa.eu/competition/international/overview/impact_assessment_report.pdf.
144 Siehe: https://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2021-06/foreign_subsidies_white_paper_de.pdf.
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Den jingsten verfugbaren Zahlen zufolge'®® fallen 95,5 % der im Jahr 2020 umgesetzten
neuen staatlichen Beihilfen unter die AGVO, und von allen im selben Jahr aktiven staatlichen
Beihilfen stellen 86,1 % Malinahmen im Rahmen der AGVO dar. Diese Zahlen zeigen, dass
die Kommission unbedingt prufen muss, ob die Mitgliedstaaten die Beihilferegelungen
korrekt anwenden und nur dann Beihilfen gewahren, wenn alle erforderlichen Bedingungen
erfiillt sind. Daher stellt die Uberwachung das Gegengewicht zur ,,Selbstbeurteilung® der
Mitgliedstaaten aufgrund der Freistellung von der Anmeldepflicht (z. B. durch die AGVO)
dar und ist zudem eine notwendige Erganzung der Genehmigung staatlicher
Beihilferegelungen durch die Kommission.

3.5.2 Wiederherstellung des Wettbewerbs durch die Rickforderung von Beihilfen, die unter
Verstol} gegen die geltenden Vorschriften gewahrt wurden

Um die Integritdt des Binnenmarkts zu gewdhrleisten, mussen die Mitgliedstaaten alle
erforderlichen MalRnahmen ergreifen, um rechtswidrige und unvereinbare Beihilfen
zurlickzufordern. Durch die Rickforderung soll die Marktlage wiederhergestellt werden, die
vor Gewéhrung der betreffenden Beihilfe bestand. Dies ist notwendig, um sicherzustellen,
dass der Wettbewerb im Binnenmarkt zu fairen und gleichen Bedingungen stattfinden kann.

Im Jahr 2021 setzte die Kommission ihre Bemihungen um eine Gewadhrleistung der
wirksamen und unverziglichen Durchsetzung von Ruckforderungsbeschliissen fort. Die
Kommission erliel funf neue Rickforderungsbeschlisse, wodurch von den betreffenden
Mitgliedstaaten schatzungsweise insgesamt 1,2 Mrd. EUR zuriickzufordern sind.'*® Ende
Dezember waren bei der Kommission 53 Riickforderungsfalle anhangig.*4’

Zum 31. Dezember 2021 belief sich die Summe der rechtswidrigen und unvereinbaren
Beihilfen, die von Beihilfeempfangern zuriickgefordert wurden, auf 29,4 Mrd. EUR.*® Zum
selben Zeitpunkt betrug die Summe der ausstehenden, noch zuriickzufordernden Betrage
7,6 Mrd. EUR.

Erlassene Rickforderungsbeschliisse 2021 5

Am 31. Dezember 2021 anhangige | 53
Rickforderungsfalle

Im Jahr 2021 beschloss die Kommission, ein Gerichtsverfahren nach Artikel 108 Absatz 2
AEUV wegen Nichtumsetzung der Riuckforderungsanordnung in der Sache SA.34914
einzuleiten’*®, hob jedoch ihren Beschluss auf, nachdem das Vereinigte Konigreich bestatigt
hatte, dass es die rechtswidrige staatliche Beihilfe in vollem Umfang zurlickgefordert hatte.

145 Sjehe Anzeiger fiir staatliche Beihilfen 2020, abrufbar unter https://ec.europa.eu/competition-policy/state-
aid/scoreboard_de.

146 Die betroffenen Mitgliedstaaten sind Danemark, Italien, Schweden und Spanien. Siehe auch die
Informationen  zur  Ruckforderung, die von der Kommission verdffentlicht wurden, unter:
https://ec.europa.eu/competition-policy/state-aid/procedures/recovery-unlawful-aid_de.

147 Darunter sind zehn anhangige Ruckforderungsfalle, die den Agrar- und Fischereisektor betreffen.

148 Bezugszeitraum ist der Zeitraum vom 1. Januar 1999 bis zum 31. Dezember 2021. In diesem Betrag sind auch
die Beihilfen enthalten, die in anh&ngigen Insolvenzverfahren erfasst wurden. Dar(iber hinaus konnte der Betrag
von 4,5 Mrd. EUR aus abgeschlossenen Insolvenzverfahren nicht zuriickgefordert werden, weil die Liquidation
der Vermdgenswerte nicht ausreichte, um die Beihilfeforderungen abzugelten.

149 SA 34914 — Vereinigtes Konigreich — Korperschaftsteuersystem in Gibraltar (ITA 2010).
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3.5.3. Zusammenarbeit mit einzelstaatlichen Gerichten mit Blick auf die Wirksamkeit der
Beihilfevorschriften

Die Kommission setzte ihre Zusammenarbeit mit Gerichten der Mitgliedstaaten nach
Artikel 29 der Verfahrensverordnung fort.®®® Im Rahmen dieser Zusammenarbeit unterstiitzt
die Kommission die einzelstaatlichen Gerichte im Einzelfall bei der Anwendung des EU-
Beihilferechts. Die einzelstaatlichen Gerichte konnen die Kommission um Informationen zu
einem Fall oder um Stellungnahme zur Anwendung der Vorschriften tber staatliche Beihilfen
ersuchen. Des Weiteren hat die Kommission die Moglichkeit, als Amicus Curiae aus eigener
Initiative Stellungnahmen zu Gbermitteln.

Wahrend die Kommission im Jahr 2021 keine Auskunftsersuchen erhielt, gingen bei ihr zwei
Ersuchen um eine rechtliche Stellungnahme von Gerichten in Lettland und Osterreich ein.
Der erste Antrag des Senats des Obersten Verwaltungsgerichts in Riga betraf die Berechnung
von Uberkompensationen bei der Finanzierung von Anlagen fiir erneuerbare Energien.

Auch im Jahr 2021 intervenierte die Kommission als Amicus Curiae in nationalen
Verfahren.®® Um ihre Auffassungen offentlich bekannt zu machen, veréffentlicht die
Kommission ihre Amicus-Curiae- und sonstigen Stellungnahmen sowie ihre an andere
Einrichtungen, wie beispielsweise an Schiedsgerichte, gerichteten Stellungnahmen auf ihrer
Website. 2

Im Juli 2021 nahm die Kommission eine neue Bekanntmachung tber die Durchsetzung der
Vorschriften (iber staatliche Beihilfen durch die nationalen Gerichte'®® an, die die
Durchsetzungsbekanntmachung von 2009 ersetzt und aktualisierte praktische Leitlinien zur
Durchsetzung der Beihilfevorschriften auf nationaler Ebene und zu den Instrumenten der
Zusammenarbeit nach Artikel 29 der Verfahrensverordnung enthélt.

3.6. Wichtige Urteile der Unionsgerichte zu staatlichen Beihilfen

Im Jahr 2021 erlieBen die Unionsgerichte eine Reihe wichtiger Urteile zu staatlichen
Beihilfen. Der folgende Uberblick basiert auf einer Auswahl von Gerichtsurteilen,
insbesondere zu Fragen im Zusammenhang mit der Unterscheidung zwischen staatlichen
Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen, dem Begriff der Selektivitat, der Vereinbarkeit von
Beihilferegelungen, die infolge des COVID-19-Ausbruchs angenommen wurden, und
mehreren Verfahrensfragen.

Beihilferegelung und Einzelbeihilfen

150 Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015 Uber besondere Vorschriften fiir die Anwendung
von Artikel 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABI. L 248 vom 24.9.2015, S. 9).
151 Die Kommission hat nach Artikel 29 Absatz 2 der Verfahrensverordnung beim polnischen Obersten
Gerichtshof schriftliche Stellungnahmen zu einem Urteil des Berufungsgerichts von Warschau eingereicht, mit
dem ein Schiedsspruch in Handelssachen mit der Begrindung aufgehoben wurde, dass das Schiedsgericht es
versdumt habe, die Anwendung des Beihilferechts von Amts wegen zu prifen. Die Kommission intervenierte
auch als Amicus Curiae vor Gerichten auBerhalb der EU und Schiedsgerichten innerhalb und auRerhalb der EU
in Beihilfesachen.

152 https://ec.europa.eu/competition-policy/state-aid/national-courts_de.

153 Bekanntmachung der Kommission tiber die Durchsetzung der Vorschriften Gber staatliche Beihilfen durch die
nationalen Gerichte (ABI. C 305 vom 30.7.2021, S. 1).

154 Bekanntmachung der Kommission Uber die Durchsetzung des Beihilfenrechts durch die einzelstaatlichen
Gerichte (ABI. C 85 vom 9.4.2009, S. 1).
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In seinem Urteil Kommission/Belgien und Magnetrol International™® prazisierte der EUGH
den Begriff der Beihilferegelung. Der Gerichtshof bestatigte insbesondere, dass das Bestehen
einer Beihilferegelung auf einer stdndigen Verwaltungspraxis beruhen kann; dies ist auch
dann mdoglich, wenn diese Praxis zusammen mit Rechtsakten besteht, die von den
Mitgliedstaaten systematisch fehlerhaft angewandt werden. Dies ermoglicht es der
Kommission, vom Wortlaut der Rechtsakte abzuweichen und den tatsachlichen
Anwendungsbereich der fraglichen Beihilferegelung zu bestimmen, um eine wirksame
Beihilfenkontrolle zu gewéhrleisten.

Die Begriffe ,, bestehende Beihilfen und ,,neue Beihilfen “

In der Rechtssache C-128/19, Azienda Sanitaria Provinciale di Catania®®®, prazisierte der
EuGH die Begriffe ,bestehende Beihilfen“ und ,neue Beihilfen”. Er bestétigte, dass
Anderungen wie die Verlangerung einer genehmigten Beihilferegelung und eine
Mittelaufstockung nicht als Anderungen rein formaler oder verwaltungstechnischer Art
angesehen werden konnen. Sie stellen vielmehr eine Anderung einer bestehenden Beihilfe im
Sinne von Artikel 1 Buchstabe ¢ der Verordnung Nr. 659/1999 dar. Diese neuen Beihilfen
sind zu melden, es sei denn, sie erfullen die Voraussetzungen der De-minimis-Verordnung
oder der Gruppenfreistellungsverordnung.

Vorteil

In der Rechtssache C-890/19 P Fortischem/Kommission®®’ erinnerte der EUGH daran, dass
die Anwendung einer von den allgemeinen insolvenzrechtlichen Vorschriften abweichenden
Regelung auf ein Unternehmen unter bestimmten Umstanden einer staatlichen Beihilfe
gleichgestellt ist.

In der Rechtssache C-362/19 P, Kommission/Futbol Club Barcelona®®®, bestatigte der EuGH,
dass sich die von der Kommission vorzunehmende Prifung ausschlieflich auf diese Regelung
(Ex-ante-Analyse) und nicht auf die spéter auf ihrer Grundlage gewéhrten Beihilfen bezieht.

In den verbundenen Rechtssachen T-516/18 und T-525/18, Luxemburg und
Engie/Kommission®, stellte das Gericht unter anderem fest, dass die Steuervorbescheide in
Abweichung von den nationalen Vorschriften tiber ,,Rechtsmissbrauch* erteilt wurden, sodass
Engie ein ,,selektiver Vorteil* gewéhrt wurde.

In den verbundenen Rechtssachen T-816/17 und T-318/18, Luxemburg und
Amazon/Kommission'®®, erklarte das Gericht die erste Feststellung des Vorteils und die
alternativen Feststellungen der Kommission dazu im Zusammenhang mit den zwischen den
Unternehmen des Konzerns gezahlten Preisen fir eine Lizenz fur das geistige Eigentum flr

155 Urteil des Gerichtshofs vom 17.2.2021, Kommission/Belgien und Magnetrol International, C-337/19 P,
ECLI:EU:C:2021:741.

1% Urteil des Gerichtshofs vom 20.5.2021, Azienda Sanitaria Provinciale di Catania/Assessorato della Salute
della Regione Siciliana, C-128/19, ECLI:EU:C:2021:401.

157 Urteil des Gerichtshofs vom 29.4.2021, Fortischem/Kommission, C-890/19 P, ECLI:EU:C:2021:345.

1% Urteil des Gerichtshofs vom 4.3.2021, Kommission/Fitbol Club Barcelona, C-362/19 P,
ECLI:EU:C:2021:1609.

159 Urteil des Gerichts vom 12.5.2021, Luxemburg und Engie/Kommission, verbundene Rechtssachen T-516/18
und T-525/18, ECLI:EU:T:2021:251.

160 Urteil des Gerichts vom 12.5.2021, Luxemburg und Amazon/Kommission, verbundene Rechtssachen T-

816/17 und T-318/18, ECLI:EU:T:2021:252.
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nichtig. Das Gericht war insbesondere der Auffassung, dass die Kommission bei ihrer
Funktionsanalyse und der Feststellung, dass ein Konzernunternehmen blof3 passiver Inhaber
der besagten immateriellen Wirtschaftsgiter sei, Fehler begangen habe. Die Kommission
habe weder die ausgelbten Funktionen, die dieses Unternehmen im Hinblick auf die
Verwertung der besagten immateriellen Wirtschaftsglter wahrgenommen hat, noch die von
ihr in diesem Zusammenhang (bernommenen Risiken geblhrend berlicksichtigt. Die
Kommission hat in dieser Sache Berufung eingelegt.

Was die Anwendung des Grundsatzes des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers
betrifft, so wurde in der Rechtssache C-933/19P Autostrada Wielkopolska
S.A./Kommission®®! erstmals das Verhalten des Staates mit dem eines ,,privaten Schuldners*
verglichen, was fur Situationen relevant ist, in denen der Staat einem Unternehmen Geld
schuldet. Wie der EuGH erklarte, ist es — im Unterschied zu Situationen, in denen Investoren,
Betreiber, Verkaufer oder Glaubiger versuchen, die Ertrage, die Gebihren, die Verkaufserltse
oder die eingezogenen Vermdgenswerte zu maximieren — das Anliegen eines privaten
Schuldners, so wenig wie mdglich zahlen zu missen.

Wirtschaftliche Kontinuitat

In der Rechtssache C-890/19 P Fortischem a.s./Kommission!®? bestitigte der EuGH, dass der
Transferpreis nur einer der zu berticksichtigenden Faktoren ist. Wenn nicht klar ist, ob der
Geschaftsvorgang zum Marktpreis erfolgte, ist die Kommission nicht verpflichtet, zu diesem
Punkt endgdiltig Stellung zu nehmen.

Selektivitat

In einer Reihe von Urteilen vom 6. Oktober 20215 zur Selektivitat einer steuerlichen
MaRnahme wies der EuGH die Rechtsmittel gegen frihere Urteile des Gerichts ab und
bestatigte die Negativbeschliisse der Kommission, die 2011 in Bezug auf eine spanische
Mafnahme, die die Abschreibung des finanziellen Geschafts- oder Firmenwerts bei Erwerb
von Beteiligungen an ausléandischen Unternehmen ermdglichte, erlassen wurden. Die Urteile
bieten wichtige Anhaltspunkte fur die Beurteilung der Selektivitat steuerlicher MaRnahmen,
insbesondere fur die Bestimmung des flir die Feststellung der Selektivitat steuerlicher
Mafnahmen nétigen Bezugsrahmens.

Am 16. Marz 2021 bestétigte der EUGH in den Rechtssachen C-562/19 P Kommission/Polen
und C-596/19 P Kommission/Ungarn®* die Urteile des Gerichts vom Mai und Juni 2019, mit
denen die Beschliisse der Kommission von 2016 und 2017 in den Sachen SA.44351
(polnische Einzelhandelsteuer mit progressiver Steuersatzstruktur) und SA.39235 (ungarische
Werbesteuer mit progressiver Steuersatzstruktur) mit der Begrindung fir nichtig erklart

161 Urteil des Gerichtshofs vom 11.11.2021, Autostrada Wielkopolska S.A./Kommission, C-933/19 P,
ECLI:EU:C:2021:905.

162 Urteil des Gerichtshofs vom 29.4.2021, Fortischem/Kommission, C-890/19 P, ECLI:EU:C:2021:345.

163 Urteile des Gerichtshofs (GroRe Kammer) vom 6.10.2021, Sigma Alimentos Exterior/Kommission, C-50/19
P, ECLI:EU:C:2021:792; World Duty Free Group/Kommission und Spanien/Kommission, C-51/19 P und C-
64/19 P, ECLI:EU:C:2021:793; Banco Santander/Kommission, C-52/19 P, ECLI:EU:C:2021:794; Banco
Santander und  Santusa/Kommission und  Spanien/Kommission,  C-53/19P, und C-65/19 P,
ECLI:EU:C:2021:795; Axa Mediterranean/Kommission, C-54/19 P, ECLI:EU:C:2021:796; Prosegur Compafiia
de Seguridad/Kommission, C-55/19 P, ECLI:EU:C:2021:797.

164 Urteile des Gerichtshofs (GroBe Kammer) vom 16.3.2021, Kommission/Polen, C-562/19 P,
ECLI:EU:C:2021:201, und Kommission/Ungarn, C-596/19 P, ECLI:EU:C:2021:202.
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worden waren, dass die Kommission bei der Bewertung der Selektivitat das
Referenzsteuersystem falsch ermittelt hatte. Der Gerichtshof stellte fest, dass auRerhalb der
Bereiche, in denen das Steuerrecht der Union harmonisiert wurde, die Bestimmung der
grundlegenden Merkmale jeder Steuer aufgrund der Steuerautonomie der Mitgliedstaaten in
deren Ermessen liegt. Dies gilt u. a. fir die Wahl des Steuersatzes, der proportional oder
progressiv sein kann, aber auch fur die Festlegung der steuerlichen Bemessungsgrundlage und
des Steuertatbestands. Diese grundlegenden Merkmale definieren somit grundsétzlich das
Referenzsystem bzw. die ,,normale* Steuerregelung, anhand deren die Voraussetzung der
Selektivitat zu prufen ist. Daruber hinaus hat der Gerichtshof darauf hingewiesen, dass das
Unionsrecht einer an den Umsatz anknupfenden progressiven Besteuerung nicht
entgegenstent, da die HOhe des Umsatzes einen relevanten Indikator fir die
Leistungsfahigkeit der Steuerpflichtigen darstellt. Folglich bilden die grundlegenden
Merkmale der Steuer, zu denen die progressiven Steuersdtze gehtren, grundsétzlich das
Referenzsystem bzw. die ,,normale® Steuerregelung. Ferner vertrat der Gerichtshof die
Auffassung, dass die Gibraltar-Rechtsprechung (Kommission und Spanien/Government of
Gibraltar und Vereinigtes Konigreich (C-106/09 P und C-107/09 P)) die vorstehenden
Erwégungen nicht infrage stellt, da die Kommission nicht nachgewiesen hat, dass die
Progression der Steuersétze in offensichtlich diskriminierende Weise ausgestaltet wurde, um
die Anforderungen zu umgehen, die sich aus dem Unionsrecht im Bereich staatlicher
Beihilfen ergeben.

Rechtmaligkeit von Regelungen, die angesichts der COVID-19-Pandemie angenommen
wurden

Im Jahr 2021 kam es wéhrend der COVID-19-Pandemie zu neuen Arten von Rechtssachen,
die sich auf verschiedene Arten von Beihilfen bezogen. Bei dieser Art von Klagen — die
hauptsachlich von Ryanair eingelegt wurden — bezogen sich die haufigsten Probleme auf die
Anwendung und die Bedingungen von Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV sowie von
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV. Das Gericht wies auch den Vorwurf eines
Verstoles gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminierung und des freien
Dienstleistungsverkehrs zurtick. Von den zehn bisher in erster Instanz ergangenen Urteilen
wurden die Beschliisse der Kommission in drei Féllen wegen VerstofRes gegen die
Begrindungspflicht fur nichtig erklart.

In seinem Urteil vom 17. Februar 2021, Ryanair/Kommission®®, wies das Gericht die Klage
von Ryanair gegen den Beschluss der Kommission ab, keine Einwénde gegen die staatliche
Beihilfe Schwedens fur in Schweden tatige Luftfahrtunternehmen zu erheben. Zu der
Behauptung, die Beihilfe sei diskriminierend, stellte das Gericht fest, dass die
Beihilferegelung die in Artikel 107 Absatz3 Buchstabeb AEUV festgelegten
Voraussetzungen erflllt. Das Gericht war ferner der Ansicht, dass die Beschrankung des
Beihilfeanspruchs auf Luftfahrtunternehmen mit einer schwedischen Betriebsgenehmigung
angesichts des dauerhaften und auf gegenseitigen Verpflichtungen zwischen den
Luftfahrtunternehmen und der schwedischen Wirtschaft begriindeten Verhéltnisses geeignet
sei, das Ziel der Behebung einer betrachtlichen Stérung im Wirtschaftsleben Schwedens zu
erreichen.

165 Urteil des Gerichts vom 17.2.2021, Ryanair/Kommission, T-238/20, ECLI:EU:T:2021:91, Rechtsmittel beim
Gerichtshof anhéngig, C-209/21 P.
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In einem weiteren Urteil vom 17. Februar 2021, Ryanair/Kommission®®, wurde vom Gericht
die Klage von Ryanair abgewiesen, die sich gegen den Beschluss der Kommission richtete,
keine Einwénde gegen die Beihilfe Frankreichs fir in Frankreich tatige Fluggesellschaften zu
erheben (Moratorium fiir die Erhebung der Zivilluftfahrtsteuern und der normalerweise vom
franzosischen Staat erhobenen Solidaritdtsabgaben). Das Gericht bestatigte, dass die
COVID-19-Pandemie sowie die von Frankreich zur Bewaltigung ihrer Folgen erlassenen
Beschrankungs- und EinddmmungsmaRnahmen ein aulRergewdhnliches Ereignis im Sinne von
Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV darstellen, durch das den in Frankreich tatigen
Luftfahrtunternehmen wirtschaftliche Schaden entstanden sind. Das Gericht war der Ansicht,
dass die Beseitigung dieser Schaden das Ziel des Zahlungsmoratoriums fiir Steuern war.

Verfahrensfragen

In seinem Urteil vom 22. September 2021, DEI/Kommission'®’, erklarte das Gericht die
Beschllisse fur nichtig, in denen die Kommission zu dem Schluss kam, dass ein
Schiedsspruch, mit dem ein vorgeblich bevorzugter Stromtarif festgesetzt wurde, einem
Aluminiumhersteller keinen Vorteil gewéhre. In diesem Urteil prézisierte das Gericht den
Begriff des Beschwerdefiihrers als ,,Beteiligten” mit Klagebefugnis gegen einen Beschluss.
Dartiber hinaus war das Gericht der Ansicht, dass die Kommission unter Vornahme
wirtschaftlicher und technischer Beurteilungen sorgféltig, hinreichend und umfassend
untersuchen hatte mussen, ob eine staatliche Beihilfe vorliegt.

In seinem Urteil vom 2. September 2021, Kommission/Tempus Energy und Tempus Energy
Technology!®®, hob der EuGH das frilhere Urteil des Gerichts auf und bestitigte den
Beschluss der Kommission (ber den Kapazitaitsmarkt im Vereinigten Konigreich
(Mechanismus fir die Versorgungssicherheit im Vereinigten Konigreich im Bereich der
Stromversorgung). Dabei wurde bestétigt, dass die Kommission Artikel 108 AEUV korrekt
angewandt hat, als sie beschloss, keine Einwénde gegen die Beihilfe ohne formliches
Prifverfahren zu erheben. Der EuGH stellte insbesondere klar, dass die Dauer der Kontakte
zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten, die Komplexitét einer Malinahme, das
hohe Budget einer MalRnahme oder das Vorliegen spontaner Stellungnahmen Dritter fiir sich
genommen nicht bedeuten, dass die Kommission ernsthafte Schwierigkeiten hatte, die
Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Binnenmarkt festzustellen. Der EUGH bestatigte ferner,
dass die Kommission nicht verpflichtet ist, alle mit dem bei ihr anhdngigen Fall in
Zusammenhang stehenden Informationen einzuholen, selbst wenn diese 6ffentlich sind.

In der Rechtssache C-933/19 P Autostrada Wielkopolska S.A./Kommission®® wies der EuGH
darauf hin, dass die Beteiligten selbst keinen Anspruch auf eine kontradiktorische Erdrterung
mit der Kommission haben, wie es bei einem Mitgliedstaat der Fall wére. Obwohl wéhrend
des Verwaltungsverfahrens neue Leitlinien in Kraft getreten sind, kam der EuGH zu dem
Schluss, dass sich der Sachverhalt des Falles nicht gedndert hat, um eine zweite Runde von

186 Urteil des Gerichts vom 17.2.2021, Ryanair/Kommission, T-259/20, ECLI:EU:T:2021:92, Rechtsmittel beim
Gerichtshof anhéngig, C-210/21 P.

167 Urteil des Gerichts vom 22.9.2021, DEI/Kommission, verbundene Rechtssachen T-639/14 RENV, T-352/15
und T-740/17, ECLI:EU:T:2021:604.

168 Urteil des Gerichtshofs vom 2.9.2021, Kommission/Tempus Energy und Tempus Energy Technology, C-
57/19 P, ECLI:EU:C:2021:663.

169 Urteil des Gerichts vom 11.11.2021, Autostrada Wielkopolska S.A./Kommission, C-933/19 P,

ECLI:EU:C:2021:905, Rechtsmittel beim Gericht anhangig, T-778/17.
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Kontakten zwischen der Kommission und dem Begunstigten zu rechtfertigen. Die
Kommission war nicht verpflichtet, den Beteiligten die Mdglichkeit einzurdumen, sich zu den
Stellungnahmen des Mitgliedstaats zu auf3ern.
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4, ENTWICKLUNG DER INTERNATIONALEN DIMENSION DER EU-
WETTBEWERBSPOLITIK

1.5. Multilaterale Beziehungen

Im Jahr 2021 setzte die Kommission ihr aktives Engagement in internationalen
wettbewerbsrelevanten Foren wie dem OECD-Wettbewerbsausschuss, dem Internationalen
Wettbewerbsnetz (ICN) und der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten
Nationen (UNCTAD) fort.

Auf den Sitzungen des OECD-Wettbewerbsausschusses im Jahr 2021 beteiligte sich die
Kommission an den Diskussionen (ber die Durchsetzung des Wettbewerbsrechts und
regulatorische ~ Alternativen’’®, Programme zur Einhaltung des Wetthewerbsrechts!’t,
potenziellen Wettbewerb'’? und Methoden zur Messung des Marktwettbewerbs!’®. Im
Dezember 2021 leistete die Kommission einen Beitrag zu den Beratungen des
Wettbewerbsausschusses — Uber  Umwelterwdgungen bei  der  Durchsetzung  des
Wettbewerbsrechts!™® und die Forderung der Wettbewerbsneutralitit durch die
Wettbewerbshehdrdent™.

In ihrer Rolle als Ko-Vorsitzende der ICN-Arbeitsgruppe ,,Unilateral Conduct® setzte die
Kommission das mehrjahrige Projekt zur ,Bewertung der Marktbeherrschung und
Marktmacht im digitalen Bereich fort“. Die Kommission leistete Beitrdge zu verschiedenen
Arbeitsergebnissen der Arbeitsgruppe ,,Kartellrecht®, vor allem zu Folgenden: ,,Leitlinien zur
Verbesserung  der  grenziberschreitenden  Zusammenarbeit im  Rahmen  der
Kronzeugenregelung®, ,Krisenkartelle und horizontale Zusammenarbeit in Zeiten von
COVID-19* und das ,,Projekt Big Data und Kartelle*.

Im Juli2021 nahm die Kommission an der 19. Sitzung der Zwischenstaatlichen
Expertengruppe (IGE) fur Wettbewerbsrecht und -politik der UNCTAD teil. Im Mittelpunkt
der Sitzung zum Thema ,,Wettbewerbsrecht, Politik und Regulierung im digitalen Zeitalter*
standen die Herausforderungen, mit denen die Wettbewerbsbehdrden auf den digitalen
Markten konfrontiert sind.1® Im November 2021 nahm die Kommission an der Ad-hoc-
Arbeitsgruppe ,,Grenziiberschreitende Kartelle“ teil. Die Kommission hob die im Rahmen des
ECN entwickelten, bewéhrten Grundsatze fur die Zusammenarbeit und die Verfolgung von
Kartellen hervor. Darlber hinaus nahm die Kommission im Dezember 2021 auch am globalen
politischen Dialog der UNCTAD teil, dessen Schwerpunkt auf kleinen und mittleren
Unternehmen und der Wettbewerbspolitik in der Zeit nach der COVID-19-Pandemie lag.

SchlieBlich setzte sie ihre Bemiihungen zur Verbesserung der internationalen Regeln fir
Subventionen fort. Die Reform der Regeln fur Subventionen ist eine der wichtigsten

170 Siehe: https://www.oecd.org/daf/competition/competition-enforcement-and-regulatory-alternatives.htm.

171 Siehe: https://www.oecd.org/daf/competition/competition-compliance-programmes.htm.

172 Siehe: https://www.oecd.org/daf/competition/the-concept-of-potential-competition.htm.

173 Siehe: https://www.oecd.org/daf/competition/methodologies-to-measure-market-competition.htm.

174 Siehe: https://www.oecd.org/daf/competition/environmental-considerations-in-competition-enforcement.htm.
175 Siehe: https://www.oecd.org/daf/competition/the-promotion-of-competitive-neutrality-by-competition-
authorities.htm.

176 Sjehe: https://unctad.org/meeting/intergovernmental-group-experts-competition-law-and-policy-nineteenth-
session.
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Prioritdten der EU bei der Modernisierung der Handelsregeln der WTO, wie in der
gemeinsamen Erklarung der EU, der USA und Japans bestitigt wurde.>”” Zu diesem Zweck
beteiligte sich die Kommission im Jahr 2021 an sektorbezogenen Initiativen, die sich mit
Subventionen im internationalen Kontext befassen, wie dem Globalen Forum der G20 zu
Uberkapazitaten im Bereich Stahl.

1.6. Bilaterale Beziehungen

Im Dezember 2021 leiteten die Kommission und die Wettbewerbsbehdrden der USA den
gemeinsamen Dialog uber die Wettbewerbspolitik im Technologiebereich zwischen der EU
und den Vereinigten Staaten ein, um gemeinsame Ansdtze zu entwickeln und die
Zusamrq7esnarbeit bei der Wettbewerbspolitik und ihrer Durchsetzung in den Tech-Sektoren zu
starken.

Mit den koreanischen und japanischen Wettbewerbsbehdrden gab es im Rahmen der
jeweiligen Kooperationsabkommen eine enge bilaterale Zusammenarbeit.1”® Die multilaterale
technische Zusammenarbeit der GD Wettbewerb mit den chinesischen, japanischen,
koreanischen, indischen Wettbewerbsbehtrden sowie den Wettbewerbsbehtrden des ASEAN
wurde fortgesetzt.'® Die Kommission setzte mit der Staatlichen Verwaltung fir
Marktregulierung (SAMR) in China ihre Zusammenarbeit im Bereich der Wettbewerbspolitik
und bei der Uberpriifung von Fallen im Rahmen der Kooperationsabkommen von 2019 fort.
Die Kommission setzt sich dafir ein, dass Bestimmungen zum Wettbewerb und zur Kontrolle
staatlicher Beihilfen in auszuhandelnde Freihandelsabkommen aufgenommen werden. Im
Jahr 2021 setzte die Kommission die Verhandlungen Uber Freihandelsabkommen mit
Aserbaidschan, Australien, Chile, Indonesien, Neuseeland und Usbekistan fort.

In Bezug auf den Entwurf des Kooperationsabkommens der zweiten Generation zwischen der
EU und Kanada steht die Kommission in regelmaigem Kontakt mit der kanadischen
Wettbewerbsbehorde, um eine Ldosung fir den Datenschutz in Kanada zu finden, die den
Standards entspricht, die im Gutachten des Gerichtshofs zum Abkommen zwischen der EU
und Kanada iber ein Fluggastdatensystem von 2014 festgelegt wurden.'®! Die Kommission
setzte ferner die Verhandlungen mit Japan tber ein Abkommen der zweiten Generation fort,
mit %Izem das bestehende Kooperationsabkommen aus dem Jahr 2003 aktualisiert werden
soll.

Im Hinblick auf die Bewerberlander und mdéglichen Bewerberldnder besteht das wichtigste
politische Ziel der Kommission darin, diese L&nder bei der Schaffung eines Rechtsrahmens
mit gut funktionierenden und operativ unabhangigen Wettbewerbsbehdrden, die eine solide
Durchsetzungsbilanz aufbauen, zu unterstiitzen. Im Jahr 2021 (berwachte die Kommission
weiterhin die Einhaltung der von den Bewerberlandern im Rahmen der Stabilisierungs- und
Assoziierungsabkommen eingegangenen Verpflichtungen. Daruber hinaus setzte sie die
Kontrolle der Umsetzung des gemeinschaftlichen Besitzstandes im Bereich des Wettbewerbs

177 Siehe: https://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=2330.

178 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21 6671.

17 Sjehe: https://ec.europa.eu/competition-policy/international/bilateral-relations/korea_de;
https://ec.europa.eu/competition-policy/international/bilateral-relations/japan_de.

180 Sjehe: https://asia.competitioncooperation.eu/.

181 Gutachten des Gerichtshofs (GroRe Kammer) vom 26.7.2017, Gutachten 1/15, Entwurf eines Abkommens
zwischen Kanada und der EU — Ubermittlung von Fluggastdatensétzen aus der EU an Kanada,
ECLI:EU:C:2016:656.

182 Sjehe: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:22003A0722(01).
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in  Nachbarlandern fort, mit denen die EU weitreichende und umfassende
Freihandelsabkommen geschlossen hat.

Die Kommission arbeitete darlber hinaus aktiv mit mehreren nationalen und regionalen
afrikanischen Behdrden zusammen, um die Kooperation im Bereich des Wettbewerbs
auszubauen. Im Jahr 2021 veranstaltete die Kommission gemeinsame Workshops mit der
stidafrikanischen Wettbewerbskommission zu digitalen Aspekten des Wettbewerbsrechts und
zur behdrdendbergreifenden Zusammenarbeit. Im Jahr 2022 wird die Kommission erstmals
Wettbewerbswochen zwischen Afrika und der EU veranstalten, um den Dialog mit den
afrikanischen Wettbewerbsbehdrden auf nationaler und regionaler Ebene zu férdern.
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5. UNTERSTUTZUNG DER DURCHSETZUNG DES EU-WETTBEWERBSRECHTS

5.1. Digitaler Wandel

Die Kommission erkennt den digitalen Wandel als eine wichtige politische Prioritat fur ihr
derzeitiges Mandat (Ein Europa fur das digitale Zeitalter) an, und zwar nicht nur dahin
gehend, den Wandel auf den Markten voranzutreiben, sondern auch um die Modernisierung
des offentlichen Sektors zu ermdglichen. Die Umsetzung der Digitalstrategie der
GD Wettbewerb zur weiteren Digitalisierung der Geschéftsprozesse, zur Modernisierung
digitaler Losungen und zur Umwandlung in eine starker datengesteuerte Organisation, damit
die Durchsetzung der EU-Wettbewerbspolitik unterstiitzt wird, wurde das ganze Jahr 2021
hindurch im Einklang mit der Digitalstrategie der Kommission® fortgesetzt. Dariiber hinaus
hat die GD Wettbewerb in Zusammenarbeit mit der GD DIGIT ihren Aktionsplan fir IT-
Sicherheit  aktualisiert und weiter umgesetzt, um die Cybersicherheit ihrer
Informationssysteme, deren Sicherheitsplédne sowie die Cyberkompetenz und -aufkl&rung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiter zu verbessern.

5.1.1 Modernisierung des Fallmanagements

Im Jahr 2021 wurde eine neue gemeinsame Fallbearbeitungsplattform — CASE@EC — fir die
Verwaltung von Beihilfesachen sowie flr die Registrierung und Verwaltung von Dokumenten
flr alle Instrumente zur Durchsetzung des Wettbewerbsrechts eingerichtet. Die Arbeiten zur
Vorbereitung der Umsetzung von CASE@EC in anderen Bereichen, insbesondere bei der
Bearbeitung von Féllen in Kartell- und Fusionskontrollsachen, wurden fortgesetzt.

5.1.2. Verbesserung des digitalen Austauschs mit Verwaltungen, Unternehmen und
Bulrgerinnen und Birgern der Mitgliedstaaten

Im Jahr 2021 erweiterte die GD Wettbewerb ihre Bandbreite an bestehenden digitalen
Losungen, um die Kommunikations- und Kooperationsprozesse mit ihren externen
Interessentragern, insbesondere den Verwaltungen der Mitgliedstaaten, den nationalen
Wettbewerbsbehorden, Birgerinnen und Birgern und Unternehmen sowie Rechtsanwélten
und Anwaltskanzleien, zu verbessern und vollstindig zu digitalisieren. Dies umfasste
beispielsweise ein Uberarbeitetes Instrument fir die Mitgliedstaaten zur Meldung staatlicher
Beihilfen (SARI2) und eine neue Losung zur Digitalisierung der Verhandlungen mit den
Parteien Uber Antrége auf vertrauliche Behandlung und zur Erstellung nicht vertraulicher
Fassungen von Dokumenten im Rahmen der Akteneinsicht und der Vorbereitung von
Beschliissen (eConfidentiality).

Die GD Wettbewerb leitete auBerdem ein Pilotprojekt fiir eine neue digitale Losung zur
Unterstitzung von Auskunftsersuchen im Rahmen von Marktuntersuchungen (eRFI) ein und
startete ein Projekt zur Uberarbeitung der Veroffentlichung von Daten zu Wettbewerbssachen
auf der EUROPA-Website'®, um Biirgerinnen und Biirgern und externen Interessentriagern
den Zugang zu 6ffentlichen Wettbewerbsdaten sowie deren Suche und Export zu erleichtern.

5.1.3. Fortgeschrittene Datenunterstiitzung und digitale Lésungen fur wettbewerbsrechtliche

183 Mitteilung der Kommission vom 21.11.2018, Digitalstrategie der Europdischen Kommission — Eine digital
gewandelte, nutzerorientierte und datengesteuerte Kommission (C(2018) 7118 final).
184 Sjehe https://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/index.cfm?clear=1&policy area_id=3.
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Untersuchungen

Da die GD Wettbewerb weiterhin mit einem exponentiellen Anstieg des Volumens der
elektronischen Kommunikation mit den Parteien sowie der elektronischen Beweismittel
konfrontiert ist, wurden Projekte eingeleitet, um die Bearbeitung grofRer Mengen
fallbezogener Eingaben sowie den Vor-Ort-Zugang der betroffenen Parteien zu Dateien zu
verbessern, und Entwicklungen bei fortgeschrittenen Daten- und maschinellen Lerndiensten
und Loésungen zur Unterstiitzung der Untersuchungen auf den Weg gebracht.

Darlber hinaus investiert die GD Wettbewerb nach wie vor in nicht standardméfige
Hardware- und Softwarelésungen, die von Fachpersonal im Zusammenhang mit
ermittlungstechnischen  und  forensischen  IT-Téatigkeiten  betrieben  werden, um
wettbewerbswidriges Verhalten besser aufzudecken und wirksam zu verfolgen.

5.2. Binnenmarktprogramm

Die Anpassung an ein zunehmend digitales und schnelllebiges Umfeld stellt fiir die
Durchsetzung der Wettbewerbspolitik der EU eine stdndige Herausforderung dar. Neue
hochentwickelte digitale Werkzeuge und Algorithmen, die von den Wirtschaftsbeteiligten
genutzt werden, bewirken zusammen mit einer exponentiellen Zunahme der elektronischen
Kommunikation, der schieren Menge an Daten und der Zahl der Dokumente in den Fallakten,
dass die wettbewerbsrechtlichen Untersuchungen immer komplexer werden. Daher
bezeichnete die GD Wettbewerb den digitalen Wandel als eine der wichtigsten Prioritaten fur
2021 und konzentrierte ihre Bemiihungen auf die Einfiihrung innovativer und modernisierter
digitaler Losungen, um durch die Arbeit an der Umsetzung ihres Modernisierungsplans fir
digitale Losungen die Durchsetzung des Wettbewerbsrechts wirksamer zu gestalten.

Auch mit dem Mehrjdhrigen Finanzrahmen 2021-2027 wird auf diese neuen
Herausforderungen reagiert, indem darin erstmals ein spezielles Wettbewerbsprogramm als
Teil des Binnenmarktprogramms!8® mit Haushaltsmitteln fir MaRnahmen zur Unterstiitzung
der  Wettbewerbspolitik und der Durchsetzung vorgesehen ist. Uber das
Wettbewerbsprogramm mit einer Mittelausstattung von 20,4 Mio. EUR fir das Jahr 2021
werden Investitionen in Bereiche gelenkt, in denen die wirksame und aktuelle Durchsetzung
der EU-Wettbewerbspolitik wie auch politische MaRnahmen, die Zusammenarbeit und
Partnerschaften mit ¢ffentlichen Verwaltungen in der EU sowie die globale Zusammenarbeit
und Partnerschaften mit Behdrden von Drittldndern unterstutzt werden; ferner tragt es dazu
bei, das Bewusstsein der Interessentréger fur die EU-Wettbewerbspolitik zu scharfen.

Allerdings kam es 2021 aufgrund der spaten Annahme des Binnenmarktprogramms und des
erforderlichen Durchfiihrungsbeschlusses der Kommission'® zu einigen Verzogerungen bei
der Programmdurchfiihrung, sodass Ausschreibungen oder andere BeschaffungsmaRnahmen

185 Verordnung (EU) 2021/690 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 zur Aufstellung
eines Programms fiir den Binnenmarkt, die Wettbewerbsfahigkeit von Unternehmen, einschlieflich kleiner und
mittlerer Unternehmen, den Bereich Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel sowie europdische Statistiken
(Binnenmarktprogramm) und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 99/2013, (EU) Nr. 1287/2013, (EU)
Nr. 254/2014 und (EU) Nr. 652/2014 (ABI. L 153 vom 3.5.2021, S. 1).

188 Durchflihrungsbeschluss der Kommission vom 6. Mai 2021 zur Finanzierung des Programms Uber den
Binnenmarkt, die Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen, einschliellich der kleinen und mittleren
Unternehmen, und die européischen Statistiken sowie zur Annahme des Arbeitsprogramms fur den Zeitraum
2021-2024, siehe: https://ec.europa.eu/info/publications/210506-financing-single-market-programme-
decision_de.
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erst ab Mai 2021 eingeleitet werden konnten. Aufgrund der COVID-19-Pandemie konnte eine
Reihe geplanter MalRnahmen nicht in den urspriinglich vorgesehenen Formaten durchgefihrt
werden, und die Aktivitdten zusammen mit den Mitgliedstaaten, auf internationaler Ebene
oder bei Veranstaltungen im Bereich der Interessenvertretung wurden wahrend des gesamten
Jahres 2021 weiterhin tGberwiegend aus der Ferne und in virtueller Form durchgefihrt.

Trotz dieser Einschrankungen verfolgte die GD Wettbewerb aktiv einen umfassenden Plan
zur Umsetzung des Wettbewerbsprogramms. Sie investierte insbesondere in die Entwicklung
digitaler Verwaltungslosungen, die der Modernisierung des Fallmanagements und der
Interaktion mit externen Interessentragern dienen und durch Datenverwaltungsprogramme
und andere Software eine schnellere und effizientere Durchsetzung des Wettbewerbsrechts
ermdoglichen sollen. Dartiber hinaus veroffentlichte die Kommission eine Aufforderung zur
Einreichung von Vorschlagen, um Schulungen fur die auf Wirtschafts- und
Finanzermittlungen spezialisierten nationalen Strafverfolgungsbehérden anzubieten und sie
fur wettbewerbsrechtliche Themen und die Entwicklung einer Ermittlungszusammenarbeit zu
sensibilisieren.

5.3. Externe Kommunikation und Interessenvertretung

Die GD Wettbewerb richtet ihre Offentlichkeitsarbeit an eine Vielzahl von Interessentragern,
darunter Unternehmen, Rechtsanwalte und andere Berater, politische Entscheidungstrager,
Akademiker, Studierende und die Zivilgesellschaft im Allgemeinen. Zu diesem Zweck
werden verschiedene Kandle genutzt, in erster Linie die Pressekonferenzen und Reden von
Exekutiv-Vizeprésidentin Vestager, aber auch Pressemitteilungen, Newsletter, Konferenzen,
Fachver6ffentlichungen und eine aktive Présenz in den sozialen Medien.

Im Jahr 2021 hielt Exekutiv-Vizeprasidentin Vestager 43 Ansprachen vor einem breiten
Publikum. Der Generaldirektor nahm ebenfalls an mehr als 40 internationalen
Veranstaltungen teil. Die GD Wettbewerb postete rund 900 Tweets von ihrem Konto aus und
erreichte mit ihrem elektronischen Newsletter fast 14 000 Abonnenten; ihre unter den EU-
Veroffentlichungen erhaltlichen Veroffentlichungen wurden etwa 6000 Mal eingesehen,
heruntergeladen oder als Papierexemplare bestellt.

Im Jahr 2021 gab die GD Wettbewerb mehr als 1000 Pressemitteilungen heraus. Einige der
Félle und politischen Initiativen l6sten eine breite Medienberichterstattung aus, z. B. die an
Apple gerichtete Mitteilung der Beschwerdepunkte (ber die App-Store-Regeln fir
Musikstreaming-Anbieter, der Beschluss, Automobilhersteller wegen Beschrankung des
Wettbewerbs bei der Abgasreinigung neuer Diesel-Pkw mit GeldbuBen zu belegen, und der
Vorschlag fir eine neue Verordnung gegen Verzerrungen im Binnenmarkt durch
drittstaatliche Subventionen.
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I1. UBERSICHT UBER DIE EINZELNEN WIRTSCHAFTSZWEIGE

1. ENERGIE UND UMWELT

1.1 Die groRten Herausforderungen im Uberblick

Die Wettbewerbspolitik leistet einen Beitrag zu den Umwelt- und Klimazielen der EU, unter
anderem zur Dekarbonisierung der Wirtschaft. Zu diesem Zweck hat die Kommission
staatliche Beihilfen zur Férderung des Einsatzes erneuerbarer Energien, zur Verbesserung der
Energieeffizienz, zur Belebung der Nachfrage nach emissionsarmen Fahrzeugen fir den
offentlichen und privaten Verkehr genehmigt und trdgt damit zur Verringerung der
Treibhausgasemissionen (THG) bei. Durch die Wettbewerbspolitik wird auflerdem
sichergestellt, dass die Verbraucher Zugang zu sauberer, erschwinglicher und nachhaltiger
Energie haben, und es werden Innovationen gefordert.

Nach der Annahme der Mitteilung tiber den europaischen Griinen Deal'®” im Dezember 2019,
die einen Fahrplan fiir die wichtigsten Strategien und MalRnahmen enthélt, die zum Erreichen
der Treibhausgasneutralitat in der EU bis 2050 und zur Bewaltigung anderer
umweltbezogener Herausforderungen erforderlich sind, wurde 2021 von den beiden
gesetzgebenden Organen der EU das Europaische Klimagesetz!® verabschiedet, mit dem
sichergestellt werden soll, dass die Klimaneutralitatsziele der EU erreicht werden.

Am 4. Februar 2021 fand die ,,Greening Competition Conference* (Konferenz zur
Okologisierung des Wettbewerbs) statt, auf der erdrtert wurde, wie die Wettbewerbsregeln
mit der Nachhaltigkeitspolitik zusammenwirken kénnen. Als Folgemalnahme veréffentlichte
die GD Wettbewerb im September 2021 ein  Competition Policy Brief Uber
wettbewerbspolitische Initiativen zur Verwirklichung der Ziele des Griinen Deals.*®°

Im Bereich der staatlichen Beihilfen billigte das Kollegium der Kommissionsmitglieder am
21. Dezember 2021 die Leitlinien fur staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen
(Climate, Energy and Environmental aid guidelines — CEEAG)'®, die die Leitlinien fiir
staatliche Umweltschutz- und Energiebeihilfen (Energy and Environmental State aid
guidelines — EEAG) von 2014 (Geltungsdauer wurde bis Ende 2021 verlangert) ersetzen. Die
CEEAG wurden am 27. Januar 2022 formlich angenommen und traten an diesem Tag in
Kraft.

Mit den CEEAG werden die Kategorien von Investitionen und Technologien erweitert, die
von den Mitgliedstaaten unterstiitzt werden koénnen, und es werden Beihilfen fir die
Vermeidung  oder  Verringerung  von  Umweltverschmutzungen,  die  nicht
Treibhausgasemissionen betreffen, wie beispielsweise die Larmbelastung, Beihilfen fur
Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft und Beihilfen fur die biologische Vielfalt und
die Sanierung von Umweltschéden zugelassen bzw. ihr Bereich dahin gehend ausgedehnt. Die

187 Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Europaischen Rat, den Rat, den Europaischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Der europdische Grine Deal
(COM(2019) 640 final).

188 Verordnung (EU) 2021/1119 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung
des Rahmens fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999, (,,Européisches Klimagesetz*) (ABI. L 243 vom 9.7.2021, S. 1).

189 https://ec.europa.eu/competition-policy/index/news/competition-policy-brief-12021-policy-support-europes-
green-ambition-2021-09-10 de

190 https://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2021-

12/CEEAG_Guidelines with_annexes_|_and_1I_0.pdf
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CEEAG enthalten spezifische Abschnitte fur Beihilfen, die Anreize fur Investitionen in
Bereichen wie der Dekarbonisierung industrieller Prozesse, der Energieeffizienz von
Gebaduden und der sauberen Mobilitét bieten, und stellen die Koh&renz mit den einschlagigen
Rechtsvorschriften und politischen Malinahmen der EU sicher, vor allem in Bezug auf die
Abschaffung der Subventionen fir die umweltsch&dlichsten fossilen Brennstoffe. Sie
ermoglichen Beihilfen fir bis zu 100 % der Finanzierungsliicke, besonders wenn
Ausschreibungen zugrunde liegen. Dadurch ist es unwahrscheinlich, dass Beihilfen fur die
umweltschadlichsten fossilen Brennstoffe gewdéhrt werden; Beihilfen fur Gas sind nur
zulassig, wenn sie mit den Klimazielen der EU fir 2030 und 2050 vereinbar sind. Die
CEEAG umfassen auch einen neuen Abschnitt Gber Beihilfen fur die Stilllegung von Kohle-,
Torf- und Olschieferkraftwerken, um die Dekarbonisierung des Stromsektors zu erleichtern.
Sie sehen Schutzvorkehrungen vor, um sicherzustellen, dass staatliche Beihilfen wirksam in
die Bedarfsstellen flieRen, und nach denen die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die
Offentlichkeit und die Interessentrager zu den wichtigsten Elementen groRer staatlicher
Beihilfemalnahmen zu konsultieren. Nicht zuletzt erhdhen sie auch die Flexibilitat,
beispielsweise durch die Abschaffung der Verpflichtung zur Einzelanmeldung von griinen
GroRprojekten, die auf der Grundlage von zuvor von der Kommission genehmigten
Beihilferegelungen durchgefiihrt werden. Darlber hinaus werden die entsprechenden Artikel,
die die AGVO betreffen, im Rahmen der gezielten Uberpriifung der AGVO (iberarbeitet.'%
Mit dieser Uberarbeitung wird vorgeschlagen, den Anwendungsbereich der AGVO
auszuweiten, indem die Palette an BeihilfemalRnahmen, die von der vorherigen Meldepflicht
ausgenommen sind, erweitert wird, und die Anmeldeschwellen fur Klima-, Energie- und
Umweltschutzbeihilfen anzuheben, wo immer dies objektiv gerechtfertigt ist.

1.2 Wirksamer Wettbewerb in der umweltvertraglichen Wirtschaft

Auch im Jahr 2021 trug die Durchsetzung des Wettbewerbsrechts durch die Anwendung der
Beihilfe-, Kartell- und Fusionskontrollvorschriften zur Verwirklichung der Umweltziele der
EU bei.

1.2.1. Emissionsfreie und emissionsarme Mobilitat

Die emissionsfreie und emissionsarme Mobilitdt war einer der Schwerpunkte der
Kommission.  Die  grof¥flichige =~ Einrichtung  von  Elektroladestationen  und
Wasserstoffstationen in einem wettbewerbsorientierten Markt ist wichtig, um die Verbreitung
von Elektrofahrzeugen und wasserstoffbetriebenen Fahrzeugen sicherzustellen und die
Abkehr von fossilen Brennstoffen zu fordern.

Im Jahr 2021 genehmigte die Kommission mehrere Programme fiur die Einrichtung von
Elektroladestationen und anderen Betankungsinfrastrukturen fur alternative Kraftstoffe sowie
fir den Erwerb emissionsfreier oder emissionsarmer Fahrzeuge (insbesondere von Elektro-
oder Wasserstoffbussen fiir den offentlichen Nahverkehr).'®2 AuRerdem beriet sie die

191 Sjehe: https://ec.europa.eu/competition-policy/public-consultations/2021-gber_de.

192 Sjehe z. B. die Sachen SA.61890 — Deutschland — ARF — Richtlinie zur Forderung alternativer Antriebe von
Bussen im Personenverkehr; SA.62618 — Portugal — Emissionsfreie Busse und entsprechende unterstiitzende
Infrastruktur; SA.60775— Deutschland — Offentlich zugéngliche Ladeinfrastruktur fir Elektrofahrzeuge;
SA.59352 — Deutschland — Bundesbeihilferegelung fir den Erwerb von Ladeeinrichtungen fir leichte und
schwere Nutzfahrzeuge mit Elektroantrieb; SA.63458 — Deutschland — Beihilfe flr die Zusatzausstattung fur die
Wasserstoffbetankung; SA.63718 — Polen — Entwicklung einer Ladeinfrastruktur fur Elektrofahrzeuge und
Wasserstofftankstellen und Sache SA.64653 — Portugal — ARF — Emissionsfreie Busse und entsprechende
unterstitzende Infrastruktur.
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Mitgliedstaaten zu mehreren anderen Programmen, damit diese entweder in den
Anwendungsbereich der AGVO einbezogen werden oder sichergestellt wird, dass sie keine
staatlichen Beihilfen im Sinne der veréffentlichten einschlagigen Leitlinien beinhalten. 1%

Im Juli 2021 &nderte die Kommission die AGVO, indem sie eine neue Gruppenfreistellung
fur Beihilfen fir offentlich zugangliche Lade- oder Betankungsinfrastrukturen fir die
Versorgung von emissionsfreien und emissionsarmen Stralenfahrzeugen fur Transportzwecke
mit Strom und Wasserstoff einfiihrte. Dadurch wird es leichter, fiir umfassende Netze solcher
Infrastrukturen in den Mitgliedstaaten Beihilfen bereitzustellen, die weit 0ber das
hinausgehen, was vor den gednderten AGVO-Vorschriften moglich war. %

Im Juli 2021 erlieR die Kommission einen Beschluss gegen fiinf Automobilhersteller —
Daimler, BMW, Volkswagen, Audi und Porsche —, mit dem GeldbuRen in Hohe von
insgesamt 875 Mio. EUR verhangt wurden, weil die Automobilhersteller die technische
Entwicklung im Bereich der Abgasreinigungstechnologie fiir Dieselfahrzeuge eingeschrankt
hatten. Daimler wurde die GeldbufBe erlassen, weil das Unternehmen die Kommission von
dem Kartell in Kenntnis gesetzt hatte. Alle Unternehmen rdumten ihre Kartellbeteiligung ein
und stimmten einem Vergleich zu. Die Automobilhersteller hatten regelméRig Fachtreffen
abgehalten, bei denen sie uber die Entwicklung der SCR-Technologie (die englische
Abkiirzung ,,SCR* steht im Deutschen fiir den Begriff ,,selektive katalytische Reduktion®)
berieten, mit der schédliche Stickoxidemissionen (,,NOx-Emissionen‘) von Diesel-Pkw durch
die Einspritzung von Harnstoff (,,AdBlue*) beseitigt werden konnen. Bei diesen Treffen und
uber einen Zeitraum von funf Jahren hinweg stimmten die Automobilhersteller die GréRe und
Reichweite des AdBlue-Tanks ab und einigten sich auf den durchschnittlichen AdBlue-
Verbrauch. Durch ihre Absprachen signalisierten sie einander, dass sie nicht beabsichtigten,
bei der Reinigung Uber die gesetzlichen VVorgaben hinauszugehen. Es war das erste Mal, dass
die Kommission ein Kartell sanktionierte, bei dem es nur um Absprachen zur Begrenzung der
technischen Entwicklung geht.

1.2.2. Energieeffizienz von Gebauden

Mit der im Juli 2021 erfolgten AGVO-Anderung werden die Vorschriften iber staatliche
Beihilfen fir Malnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz in bestimmten
Gebiudekategorien vereinfacht. Dazu zahlen auch Wohngebaude, wobei die Anderung eine
neue Maglichkeit beinhaltet, Beihilfen fir Manahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz
mit Beihilfen flr die Erzeugung erneuerbarer Energie am Standort des Geb&udes und fiir die
Speicherung dieser Energie, flr Ausristungen und Infrastrukturen fur das Aufladen von
Elektrofahrzeugen und Investitionen in die Digitalisierung des Geb&udes zu kombinieren,
sowie die neue Mdglichkeit, dass die Beihilfen fur Malinahmen auch die Begunstigung von
Energieleistungsvertragen zum Gegenstand haben kénnen.%

1.2.3. Energie- und Umweltbeihilfen und die Aufbau- und Resilienzfazilitat

193 Sjehe https://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2021-

12/template RRF _electric_and hydrogen charging_stations.pdf; https://ec.europa.eu/competition-
policy/system/files/2021-12/template RRF premiums_acquisition low emission vehicles.pdf.

194 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21 3804.

195 Sache AT.40178 — Pkw-Emissionen, siehe
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_ 21 3581.

196 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21 3804.
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Im Jahr 2020 veroffentlichte die Kommission Standardvorlagen zur Unterstiitzung der
Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung ihrer nationalen Aufbau- und Resilienzplédne (ARP) im
Einklang mit den EU-Beihilfevorschriften, einschlieBlich einer Reihe von MaRnahmen zur
Forderung des Umweltschutzes im Einklang mit den ,,europdischen Leitinitiativen* der
jahrlichen Strategie filr nachhaltiges Wachstum 2021 der Kommission.!®" Bislang wurden
22 ARP von der Kommission gebilligt.!® Dariiber hinaus teilen die Mitgliedstaaten der
Kommission jede geplante Gewéhrung von Beihilfen gemal? Artikel 108 AEUV mit. Im
Jahr 2021 nahm die Kommission im Rahmen der Aufbau- und Resilienzplane vier
Beschllsse, keine Einwande zu erheben, in Bezug auf erneuerbare Energien und
Energiespeicherung an'®®, und es werden noch weitere Beschliisse erwartet.

1.2.4. Erneuerbare Energien und Energieritickgewinnung

Im Jahr 2021 erlie die Kommission 20 Beschllsse, keine Einwénde zu erheben, zu
Forderregelungen fiir erneuerbare Energien und Kraft-Warme-Kopplung®®, die eine Reihe
verschiedener Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen (beispielsweise
Erdwérme, Photovoltaik, Onshore- und Offshore-Windenergie, Biomasse), einschlie3lich der
Unterstutzung fir lokale Gemeinschaften und der Nutzung von Technologien zur
Dekarbonisierung (wie Wasserstoff), betrafen.

Am 29. April 2021 genehmigte die Kommission die Verlangerung und Anderung einer
deutschen Beihilferegelung, durch die die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen
und aus Grubengas geférdert wird und Teilbefreiungen von der Umlage zur Forderung von
Strom aus erneuerbaren Energiequellen gewahrt werden. Die Teilbefreiungen kdnnen von
stromintensiven Unternehmen und Schiffen am Liegeplatz in Hafen fir die landseitige
Stromversorgung genutzt werden. 20

Dartiber hinaus genehmigte die Kommission am 20. Dezember 2021 die osterreichische
Forderregelung fir Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen (Wind, Solarenergie,
Wasserkraft, Biomasse und Biogas) bis Ende 2030.2%

197 Siehe https://ec.europa.eu/competition-policy/state-aid/coronavirus/rrf-guiding-templates_de.

198 https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/recovery-coronavirus/recovery-and-resilience-

facility de#the-recovery-and-resilience-facility

19 Sachen SA.57089 — Kroatien — ARF — Regelung fiir erneuerbare Energiequellen in Kroatien; SA.57473 —
Griechenland — RRF — Pumpspeicherkraftwerk — Amfilochia — Griechenland; SA.58731 — Osterreich — ARF —
Betriebsbeihilfe fiir Strom aus erneuerbaren Energiequellen in Osterreich; SA.63178 — Litauen — ARF — Beihilfe
fur Investitionsvorhaben zur Stromspeicherung.

20 gSachen SA.60596 — Malta, SA.54318 — Slowakei, SA.53308 — Deutschland, SA.57858 — Danemark,
SA.57610 — Deutschland, SA.62025 — Frankreich, SA.57779 — Deutschland, SA.55940 — Polen, SA.56826 —
Deutschland, SA.50272 — Frankreich, SA.61902 — Frankreich, SA.60115 — Frankreich, SA.62218 — Frankreich,
SA.64713 — Polen, SA.64376 — Deutschland, SA.63414 — Deutschland, SA.57089 — Kroatien, SA.60064 —
Griechenland, SA.58482 — Griechenland und SA.56831 — Danemark.

201 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21 2042; die Beihilferegelung ist Teil des
deutschen Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2021). Die Regelung wird Deutschland dabei helfen, seine
Ziele fir erneuerbare Energien (65 % der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen bis 2030) zu
erreichen, ohne den Wettbewerb tiberméRig zu verfélschen. Die Zahlungen im Rahmen der Regelung wurden fiir
2021 mit rund 33,1 Mrd. EUR veranschlagt.

202 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21_7023; die Regelung wird Osterreich beim
Erreichen seines Ziels (entsprechend dem ARP) helfen, den Anteil der erneuerbaren Energie in der
Stromerzeugung bis 2030 auf 100 % zu erh6hen, und wird zum europdischen Ziel der Klimaneutralitat bis 2050
beitragen, ohne den Wetthewerb bermalig zu verféalschen.
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Die Durchsetzung des Kartellrechts tragt auch zum Ziel einer kohlenstoffarmen Wirtschaft
und zu den Zielen des europdischen Griinen Deals bei. Im Jahr 2021 setzte die Kommission
ihre Untersuchung gegen Hersteller von Ethanol fort, die im Verdacht standen, Absprachen
getroffen zu haben, um die von der Preismeldestelle Platts vertffentlichten Ethanol-
Benchmarks zu beeinflussen, und dadurch den Wettbewerb beeintrachtigt und den
europdischen Grinen Deal und die Energieziele der EU untergraben zu haben. Am
10. Dezember 2021 erliell die Kommission in dieser Sache einen Vergleichsbeschluss mit
einer GeldbuRe von 20 Mio. EUR gegen Abengoa (Spanien).?®® Die Untersuchung der
anderen betroffenen Unternehmen ist noch nicht abgeschlossen.

Am 10. September 2021 schloss die Kommission die langjahrige Kartellrechtssache im
Braunkohlesektor in Griechenland ab, indem sie die von Griechenland vorgeschlagenen
MaRnahmen zur Beseitigung der Wettbewerbsverzerrungen, die durch die Gewahrung des
ausschlieBlichen Zugangs des etablierten staatlichen Stromversorgers DEI (Public Power
Corporation — PPC) zu Braunkohle-Verstromungskapazitaten entstanden waren, fur bindend
erklarte.?%* Griechenland verpflichtete sich insbesondere, dafiir zu sorgen, dass die DEI einen
Teil ihres Grol3handelsstroms (der aus Wasserkraft, Gas, erneuerbaren Energien oder
Braunkohle erzeugt wird) mehrere Monate vor der tatsachlichen Lieferung uber die beiden in
Griechenland vorhandenen Strombdrsen, EEX oder HEnEX, verkauft. Dadurch erhalten die
Wettbewerber der DEI einen stabilen Zugang zu den Verstromungsmengen, die sie benétigen,
um ihre Preise gegen Schwankungen abzusichern, und kénnen somit den Endverbrauchern
leichter Angebote unterbreiten. Die MalRnahmen, die auslaufen werden, wenn die bestehenden
stark umweltbelastenden Braunkohlekraftwerke ihren kommerziellen Betrieb im Rahmen des
nationalen Energie- und Klimaplans Griechenlands (oder spétestens Ende 2024) einstellen,
stehen zudem vollstdndig im Einklang mit dem europdischen Griinen Deal und den
Klimazielen der EU.

1.2.5. Kohleausstieg

Auch die schrittweise Stilllegung von Kohlekraftwerken tragt entscheidend zum Ubergang zu
einer klimaneutralen Wirtschaft bei, ganz wie es den Zielen des europdischen Griinen Deals
entspricht. Im Jahr 2021 setzte die Kommission ihre Priifungen der von den Mitgliedstaaten
ergriffenen MalRnahmen zur Unterstlitzung des Ausstiegs aus der Kohleverstromung fort.
Insbesondere leitete die Kommission im Mérz 2021 eine eingehende Untersuchung ein, um zu
prufen, ob die von Deutschland geplanten Entschadigungszahlungen fir die vorzeitige
Stilllegung von Braunkohlekraftwerken mit den EU-Beihilfevorschriften im Einklang
stehen.?%

Daruber hinaus werden mit den Leitlinien fur staatliche Klima-, Umweltschutz- und
Energiebeihilfen neue Vereinbarkeitsregeln fur MaRBnahmen eingefihrt, die die
Mitgliedstaaten ergreifen kénnen, um die Stilllegung von Kraftwerken, in denen Kohle, Torf
oder Olschiefer verbrannt wird, und die Beendigung des Abbaus dieser Brennstoffe zu
fordern.2%

203 Sjehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 21 6769.

204 Sache AT.38700 — Griechische Braunkohle- und Strommérkte;

Siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 21 4661.

205 Sache SA.53625 — Deutschland — Braunkohleausstieg.

206 Sjehe Abschnitt 4.12.1 der CEEAG, in dem es um Beihilfen geht, die von den Mitgliedstaaten als Ausgleich
fir die vorzeitige Einstellung rentabler Tatigkeiten gewahrt werden, wahrend Abschnitt 4.12.2 der CEEAG
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1.3 Sichere Energieversorgung

Im Jahr 2021 setzte die Kommission ihre Durchsetzungstétigkeit in Bezug auf Malinahmen
zur Energieversorgungssicherheit, die auch Kapazitatsmechanismen umfassen, fort.

Im August 2021 kam die Kommission im Anschluss an ein férmliches Priifverfahren zu dem
Schluss, dass der belgische Kapazitdtsmechanismus mit den Leitlinien fur staatliche
Umweltschutz- und Energiebeihilfen und der Elektrizitatsverordnung im Einklang steht.2%
Die Kommission stellte insbesondere fest, dass Belgien — entgegen ihren vorldufigen
Feststellungen in ihrem Beschluss zur Einleitung eines foérmlichen Priifverfahrens — seine
Abschatzung der Angemessenheit der Ressourcen verbessert und mit der von der Agentur der
Européischen Union fur die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehdrden (ACER) im
Oktober 2020 genehmigten Methodik fur die Abschdtzung der Angemessenheit der
Ressourcen auf europdischer Ebene in Einklang gebracht hat.2%®

Daruber hinaus genehmigte die Kommission im Jahr 2021 nach den EU-Beihilfevorschriften
eine FordermalRnahme Griechenlands in Hohe von 166,7 Mio. EUR (Direktzuschuss
zugunsten von Gastrade SA) fur den Bau eines neuen Terminals fir Flissigerdgas (LNG) in
der griechischen Stadt Alexandroupoli. Das Vorhaben wird zur Sicherheit und
Diversifizierung der Energieversorgung in Griechenland und in Sudosteuropa insgesamt
beitragen, ohne den Wetthewerb tibermaRig zu verfalschen.?%®

1.4 Wirksamer Wettbewerb auf den Energiemarkten

Im Energiesektor geht es bei der Durchsetzung des Wettbewerbsrechts darum, die
sektorspezifischen  Vorschriften zu ergdnzen, um einen gut funktionierenden
Energiebinnenmarkt zu schaffen, auf dem Energie in der gesamten EU frei und sicher
ausgetauscht werden kann und alle einschldgigen Dienstleistungen nach wettbewerblichen
Gesichtspunkten erbracht werden, sodass Unternehmen und Verbraucher von verlasslicher
und nachhaltiger Energie zu erschwinglichen Preisen profitieren kdnnen.

Im Marz 2021 leitete die Kommission ein Verfahren gegen den etablierten griechischen
Strombetreiber DEI  (Public Power Corporation— PPC) wegen potenzieller
Verdrangungspraktiken auf dem StromgroRhandelsmarkt im griechischen Verbundnetz (vor
allem auf dem griechischen Festland) ein.?® Die Untersuchung konzentriert sich auf das
mutmaliliche strategische Bietverhalten von DEI, das dazu gefuhrt haben konnte, dass ihre
Warmekraftwerke auch dann fir die Erzeugung ausgewahlt wurden, wenn ihre
durchschnittlichen variablen Kosten nicht gedeckt waren. Diese Ausschlusspraxis von DEI
hat vermutlich ihre wichtigsten Wettbewerber bei der Stromerzeugung daran gehindert, auf
dem GroRhandelsmarkt zu expandieren, und dazu gefiihrt, dass die griechischen Verbraucher
hoheren Preisen, einer geringeren Auswahl und einer groReren Umweltverschmutzung durch
weniger umweltfreundliche Stromerzeugungsquellen ausgesetzt waren.

Beihilfen betrifft, die von den Mitgliedstaaten zur Deckung aufiergewdhnlicher sozialer und ékologischer Kosten
gewahrt werden, die sich aus der Einstellung nicht wettbewerbsféhiger Tatigkeiten ergeben.

207 Verordnung (EU) 2019/943 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 5.6.2019 (ber den
Elektrizitatsbinnenmarkt (ABI. L 158 vom 14.6.2019, S. 54).

208 Sache SA.54915 — Belgien — Marktweiter Kapazitatsmechanismus in Belgien.

209 Sache SA.55526 — Griechenland — LNG-Terminal in Alexandroupolis in Griechenland.

210 Sache AT.40278 — Griechischer StromgroRhandelsmarkt. Diese Untersuchung steht nicht in Zusammenhang
mit der Sache AT.38700 betreffend die privilegierten Zugangsrechte zu Braunkohle, die der griechische Staat
dem staatlichen Unternehmen DEI gewahrt hat (siehe Abschnitt 1.2.4.).
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Der Stromhandel spielt eine grole und zunehmend wichtige Rolle beim wirksamen und
sicheren Management der Stromnetze und tragt dazu bei, sicherzustellen, dass der Strom vom
Ort seiner Erzeugung an den Ort flieRt, an dem er bendtigt wird. Aufgrund einer Beschwerde
beschloss die Kommission die Einleitung eines formlichen Prifverfahrens am 30. Mérz 2021,
um festzustellen, ob die Stromborse EPEX Spot SE ihre marktbeherrschende Stellung
ausgenutzt hat, um die Téatigkeiten von Wettbewerbern auf dem Markt fur Dienstleistungen
zur Erleichterung des Intraday-Stromhandels in mindestens sechs Mitgliedstaaten (Belgien,
Deutschland, Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden und Osterreich) zu behindern.?!!
Sollte sich dies bestatigen, kdnnte diese Verhaltensweise gegen Artikel 102 AEUV verstoRen,
da dadurch die Preise fir den Stromhandel verzerrt werden und letztlich hthere Strompreise
fiir die Verbraucher sowie eine Verlangsamung der Okologisierung der Stromversorgung die
Folge sein kdnnten, indem die kosteneffiziente Integration von erneuerbaren Energien in den
Strommix verhindert wirde.

Vor dem Hintergrund des im zweiten Halbjahr 2021 beobachteten drastischen Anstiegs der
Energiepreise leitete die Kommission Untersuchungen ein, um festzustellen, ob die
wichtigsten europdischen Gasversorger moglicherweise durch wettbewerbswidriges Verhalten
versuchten, die Gaspreise in Europa zu erhéhen.

Auch im Umweltsektor gab es im Jahr 2021 intensive Fusions- und Ubernahmeaktivitaten. Im
April 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme mehrerer
Abfallbewirtschaftungsunternehmen in Deutschland, Luxemburg, den Niederlanden und
Polen durch die Schwarz-Gruppe von Suez vorbehaltlich der VerduRerung der urspriinglich
im Besitz von Suez befindlichen LVP-Sortieranlage (Leichtverpackungs-Sortieranlage) in
Rotterdam.?!2 Die Ubernahme in der urspriinglich angemeldeten Form hétte zu einem
Zusammenschluss der beiden groRten Marktteilnehmer auf dem Markt fur die Sortierung von
LVP in den Niederlanden und wahrscheinlich zu héheren Preisen fiir die LVP-Sortierung,
héheren Recyclingkosten und letztlich zu Preiserhéhungen bei den Konsumgditern gefiihrt.

Am 14. Dezember 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme von Suez durch
Veolia?® vorbehaltlich der VerauRerung von beinahe dem gesamten Abfall- und
Wassergeschaft von Suez in Frankreich. Beide Unternehmen sind weltweit wichtige Akteure
in den Bereichen Wasseraufbereitung und Abfallwirtschaft, und die Kommission stellte fest,
dass die Ubernahme in der urspriinglich angemeldeten Form wahrscheinlich zu hoheren
Preisen und einer geringeren Qualitat der Dienstleistungen fir den offentlichen Sektor und
Industriekunden gefuhrt hétte.

Am 16. Dezember 2021 genehmigte die Kommission auch die Ubernahme von Group Ecore
durch Derichebourg?* unter der Auflage, dass mehrere Anlagen fiir die Sammlung und das
Recycling von Metallschrott in Frankreich verduRert werden. Beide Unternehmen sind
flhrende Akteure bei der Sammlung, dem Recycling und der Vermarktung von Metallschrott
in Frankreich und hatten zusammen eine starke Position in mehreren Regionen eingenommen,
was zu hoheren Preisen und einer geringeren Auswahl fir Lieferanten und Kunden gefiihrt
hatte, was wiederum zulasten der Verbraucher gegangen waére. Derichebourg bot an, eine

211 Sache AT.40700 — Intraday-StromgroRhandel.

212 Beschluss der Kommission vom 14.4.2021 in der Sache M.10047 — Schwarz Group/SUEZ Waste
Management Companies.

213 Beschluss der Kommission vom 14.12.2021 in der Sache M.9969 — Veolia/Suez.

214 Beschluss der Kommission vom 16.12.2021 in der Sache M.10249 — Derichebourg Environnement/Groupe
Ecore Holding.
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Reihe von Anlagen zu veraulRern, um die wettbewerbsrechtlichen Bedenken der Kommission
in vollem Umfang auszurdumen.

2. INFORMATIONS- UND KOMMUNIKATIONSTECHNOLOGIEN UND MEDIEN

2.1 Die groRten Herausforderungen im Uberblick

Die Markte der Informations-, Kommunikations-, Technologie- und Medienbranche (IKT)
entwickeln sich mit dem Auftreten neuer Gerédte und neuer immaterieller Errungenschaften
wie Diensten, Anwendungen und Okosystemen nach wie vor rasant. Die Geschéftsmodelle
und Einnahmequellen auf den digitalen Markten neigen dazu, sich schneller als auf anderen
Markten zu &ndern. Der Mediensektor hat sich aufgrund der technologischen Konvergenz
erheblich weiterentwickelt, da die Inhalte den Nutzern ber immer mehr Geréte und Netze zur
Verfligung gestellt werden (z. B. sind Filme, Musik und redaktionelle Inhalte, die von
verschiedenen Plattformen angeboten werden, auf Fernsehbildschirmen, Telefonen, Tablets
und Laptops verfligbar, die (ber verschiedene Telekommunikationsnetze, einschlief3lich
Festnetz und Mobilfunk, laufen). Die technologische Innovation hat auch neue
grenziberschreitende Mdoglichkeiten geschaffen und stellt etablierte Geschéftspraktiken vor
Herausforderungen.

Aufgrund der auf den IKT-Markten haufig zu beobachtenden Netzwerkeffekte sind diese
besonders anféllig daftr, dass Verbraucher von bestimmten marktbeherrschenden Anbietern
abhangig sind und diese Anbieter eine festgefahrene Position hinsichtlich der
Marktbeherrschung innehaben. Marktakteure nehmen héufig eine Doppelfunktion ein, indem
sie eine Plattform oder einen Marktplatz flr Dritte betreiben und gleichzeitig eigene Produkte
oder Dienstleistungen auf dieser Plattform oder diesem Marktplatz im Wettbewerb mit diesen
Dritten anbieten. Auf den IKT-Markten sind der Zugang zu und die Kontrolle Uber
verschiedene Arten von Daten oft entscheidend fir den wirtschaftlichen Erfolg. Gleichzeitig
kénnen wettbewerbswidrige Praktiken dazu flhren, dass Marktzutrittsschranken entstehen
und kleine und innovative Wettbewerber friihzeitig aus dem Markt ausscheiden.

Um zum digitalen Wandel beizutragen, muss gewahrleistet werden, dass das Verhalten der
Marktteilnehmer, einschlieBlich der Plattformen, einer wirksamen kartellrechtlichen Prifung
unterzogen und rechtzeitig auf den IKT-Markten eingegriffen wird. Damit die Mérkte im
Einklang mit den Zielen der digitalen Agenda der EU offen und wettbewerbsfahig werden
und bleiben, muss sich die Durchsetzung darauf konzentrieren, dass die Interoperabilitat und
der Wettbewerb zwischen den technologischen Plattformen gewaéhrleistet werden und die
Normung verbessert wird.

2.2. Beitrag der EU-Wettbewerbspolitik zur Bewaltigung der Herausforderungen
2.2.1. Daten und Plattformen

Am 20. Januar 2021 belegte die Kommission das Unternehmen Valve, das Eigentimer der
Online-PC-Spieleplattform ,,Steam* ist, sowie fiinf Spieleverlage — Bandai Namco, Capcom,
Focus Home, Koch Media und ZeniMax— mit GeldbuBen in Ho6he von insgesamt
7,8 Mio. EUR wegen Beschrankung des grenziberschreitenden Verkaufs wvon PC-
Videospielen an Kunden in bestimmten Lindern des EWR (,,Geoblocking®).?’® Die

215 Sachen AT.40413, Focus Home; AT.40414, Koch Media; AT.40420, ZeniMax; AT.40422, Bandai Namco
und AT.40424 Capcom. Siehe https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21 170.
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GeldbuBen von insgesamt mehr als 6 Mio. EUR gegen die Verlage wurden jedoch aufgrund
ihrer Zusammenarbeit mit der Kommission ermaRigt. Valve hatte beschlossen, nicht mit der
Kommission zusammenzuarbeiten, und wurde mit einer GeldbuBe von mehr als
1,6 Mio. EUR belegt.

Die Kommission stellt sicher, dass die Art, wie Plattformen auf Daten zugreifen und diese
nutzen, nicht gegen das Wettbewerbsrecht verstot. In diesem Zusammenhang untersucht die
Kommission Amazons systematischen Ruckgriff auf nichtdffentliche Geschaftsdaten
unabhéngiger Handler, die tber den Amazon-Marktplatz ihre Waren und Dienstleistungen
anbieten, der zum Vorteil von Amazons eigenem Einzelhandelsgeschaft sein konnte, das in
unmittelbarem Wettbewerb mit diesen Handlern stent. Am 10. November 2020 gab die
Kommission in der Sache Amazon Data eine Mitteilung der Beschwerdepunkte?!® ab, und die
Untersuchung ist noch nicht abgeschlossen.

Am 4. Juni 2021 leitete die Kommission eine formliche kartellrechtliche Untersuchung ein,
um zu priifen, ob Facebook (jetzt ,,Meta“) gegen die EU-Wetthewerbsvorschriften verstofien
hat, indem es Werbedaten insbesondere von Werbetreibenden im Wettbewerb mit diesen auf
anderen Mérkten, auf denen Meta tatig ist, etwa im Bereich der Kleinanzeigendienste,
verwendete.?!” Im Rahmen des Priifverfahrens wird die Kommission auch untersuchen, ob
Meta mit der Kopplung seines Online-Kleinanzeigendienstes ,,Facebook Marketplace* an sein
soziales Netzwerk gegen die EU-Wettbewerbsvorschriften verstofit. Sofern sich dies bestatigt,
kénnen die untersuchten Verhaltensweisen einen VerstoR gegen die EU-
Wettbewerbsvorschriften (ber wettbewerbswidrige Vereinbarungen zwischen Unternehmen
(Artikel 101 AEUV) und/oder tber den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung
(Artikel 102 AEUV) darstellen.

Am 22. Juni 2021 leitete die Kommission eine formliche Untersuchung nach Artikel 101
und/oder 102 AEUV ein, die sich auf eine breite Palette von Werbetechnologien (Ad-Tech)
und datenbezogenen Praktiken von Google bezieht.?'® Der Beschluss der Kommission zur
Einleitung der Untersuchung war an Google und seine Muttergesellschaft Alphabet gerichtet
und betrifft die Rolle von Google und seine Nutzung von Daten in der Online-Werbung und
seine Bereitstellung von Ad-Tech-Diensten, d. h. Online-Vermittlungsdiensten zwischen
Werbetreibenden und Verlagen zur Anzeige von Werbung.

Die Untersuchung erstreckt sich insbesondere auf folgende Aspekte: 1) moégliche
Beschrankungen der Schaltung von Online-Werbeanzeigen auf YouTube durch
konkurrierende Ad-Tech-Dienste und eine potenzielle Verpflichtung, die Dienste von Google
fur den programmatischen Kauf von Online-Werbeanzeigen auf YouTube zu nutzen (seit
mindestens 2015); 2) potenzielle gegenseitige Beglnstigung der Ad-Tech-Dienste von

216 Sache AT.40462 — Amazon Marketplace; Pressemitteilung der Kommission vom 10.11.2020, , Kartellrecht:
Kommission richtet Mitteilung der Beschwerdepunkte an Amazon wegen Nutzung nichtéffentlicher Daten
unabhéngiger Verkéaufer und leitet zweite Untersuchung der E-Commerce-Geschaftspraxis des Unternehmens
ein®, unter ,,Mitteilung der Beschwerdepunkte zur Nutzung von Marktplatz-Verkduferdaten durch Amazon®,
abrufbar unter: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20 2077.

217 Sache AT.40684 — Nutzung von Daten durch Facebook; Pressemitteilung der Kommission vom 4.6.2021,
»Kartellrecht: Kommission leitet Untersuchung zu moglichen wettbewerbswidrigen Praktiken von Facebook
ein‘; abrufbar unter: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21 2848.

218 Sache AT.40670 — Google — Online-Werbetechnologie und Praktiken in Zusammenhang mit Daten;
Pressemitteilung der Kommission vom 22.6.2021, ,Kartellrecht: Kommission leitet Untersuchung zu
mutmallich wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen von Google im Bereich der Online-Werbetechnologie ein®,
abrufbar unter: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21 3143.
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Google auf der Seite der Werbetreibenden und auf der Seite der Verleger (seit mindestens
2010); 3) mogliche Beschrankungen seitens Google hinsichtlich der Madoglichkeit von
Werbetreibenden, Verlagen und konkurrierenden Vermittlern von Online-Werbeanzeigen, auf
Daten Uber die Identitdt der Nutzer oder das Nutzerverhalten zuzugreifen, die den eigenen
Ad-Tech-Diensten von Google zur Verfligung stehen (seit mindestens 2012); 4) die von
Google angekindigten Plane, die Platzierung von Drittanbieter-Cookies auf Chrome zu
verbieten und sie durch das Instrumentarium der ,Privatsphire-Sandbox“ zu ersetzen
(mindestens seit der Ankindigung der Plane im Januar 2020); 5) die von Google
angekulndigten Plane, Dritten die Werbekennung auf Android-Mobilgeraten nicht mehr zur
Verfligung zu stellen, wenn der betreffende Nutzer die interessenbezogene Werbung oder die
personalisierte Werbung deaktiviert (mindestens seit der Ankiindigung im Juni 2021).

Zudem leitete die Kommission aufRerdem drei formliche Kartellverfahren gegen Apple ein,
die die Regeln des Unternehmens fiir den Vertrieb von Apps betreffen, die mit Apples
eigenen Apps und Diensten im App-Store von Apple im Europdischen Wirtschaftsraum
konkurrieren.?*® Die Kommission hat insbesondere bei dem Fall zur Geschaftspraxis im App-
Store (Musikstreaming) vorlaufig festgestellt, dass die von Apple auferlegten Anforderungen
den Wettbewerb auf dem Musik-Streaming-Markt verfalschen und einen Missbrauch der
marktbeherrschenden Stellung von Apple auf dem Vertriebsmarkt von Musik-Streaming-
Apps an iPhone- und iPad-Nutzer darstellen.??

Daruber hinaus pruft die Kommission auch maogliche Bevorzugungen eigener
Unternehmensteile und diskriminierende Praktiken digitaler Plattformen mit Doppelfunktion.
Die Kommission prift insbesondere, ob die Kriterien, nach denen Amazon das
Einkaufswagen-Feld vergibt und es Verkdufern ermdglicht, Prime-Kunden zu beliefern
(,,Prime durch Verkiufer®), zu einer Vorzugsbehandlung der Angebote von Amazon oder der
Angebgtze von Verk&ufern, die die Logistik- und Versanddienste von Amazon nutzen,
fiihren.?2

Im Juli 2020 leitete die Kommission auf der Grundlage von Artikel 17 der Verordnung (EG)
Nr. 1/2003%%? die Sektoruntersuchung zum Internet der Dinge ein, um diesen Sektor, seine
Wettbewerbslandschaft, die Entwicklung von Trends und mégliche Wettbewerbsprobleme
besser zu verstehen. Am 9. Juni 2021 veroffentlichte die Kommission ihren vorlaufigen
Bericht Uber die Sektoruntersuchung zum Internet der Dinge, in dem sie ihre ersten
Ergebnisse darlegte und einen Uberblick Uber die wichtigsten wettbewerbsrelevanten

219 Sache AT.40437 — Apple — App-Store-Geschaftspraxis (Musikstreaming); Sache AT.40652 — Apple App-
Store-Geschaftspraxis (E-Books/Horbiicher); Sache AT.40716 — Apple — App-Store-Geschéftspraxis.

220 Sache AT.40437 — Apple — App-Store-Geschaftspraxis (Musikstreaming); Pressemitteilung der Kommission
vom 30.4.2021, , Kartellrecht: Kommission iibermittelt Apple Mitteilung der Beschwerdepunkte zu App-Store-
Regeln fur Musikstreaming-Anbieter®, abrufbar unter:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 21 2061.

221 Sache AT.40703 — Amazon — Einkaufswagen-Feld; Pressemitteilung der Kommission vom 10.11.2020,
»Kartellrecht: Kommission richtet Mitteilung der Beschwerdepunkte an Amazon wegen Nutzung
nichtoffentlicher Daten unabhéngiger Verkdufer und leitet zweite Untersuchung der E-Commerce-
Geschiftspraxis des Unternehmens ein“, unter ,Untersuchung der Amazon-Geschéftspraxis zum
Einkaufswagen-Feld und zZu ,,Prime*, abrufbar unter:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 20 2077.

222 Sache HT.5752 — Beschluss der Kommission vom 16.7.2020 zur Einleitung einer Untersuchung des Bereichs
der Produkte und Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Internet der Dinge fiir Verbraucher geman
Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003, abrufbar unter:
https://ec.europa.eu/competition/antitrust/loT_decision_initiating_inquiry de.pdf.
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Markttrends gab, die ermittelt wurden.?? Auf die Veroffentlichung folgte eine 6ffentliche
Konsultation, bei der die Interessentréager zu den ersten Ergebnissen der Sektoruntersuchung
Stellung nehmen konnten. Im Januar 2022 verdffentlichte die Kommission den
Abschlussbericht??* und die dazugehorige Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen®2®,
in denen sie die Ergebnisse der Sektoruntersuchung, die auch eine Reihe potenzieller
wettbewerbsrechtlicher  Bedenken der Interessentrdger enthalten, darlegte. Die
Interessentrager &ullerten insbesondere Besorgnis Uber i) bestimmte Ausschliel3lichkeits- und
Kopplungspraktiken im Zusammenhang mit Sprachassistenten, ii) die Stellung der
Sprachassistenten und Betriebssysteme intelligenter Gerate als Mittler zwischen Nutzern auf
der einen Seite und intelligenten Gerédten bzw. den Uber sie abgewickelten Leistungen flr
Verbraucher, iii) den Zugang zu grofien Datenmengen und dessen Anhdufung durch Anbieter
von Sprachassistenten und iv) mangelnde Interoperabilitat aufgrund der Fragmentierung der
Technologien und der Verbreitung eigentumsrechtlich geschiitzter Technologien.

Gesetz Uber digitale Markte

Der Legislativvorschlag zum Gesetz Uber digitale Méarkte (Digital Markets Act — DMA) wurde von
der Kommission im Dezember 2020 als Kernstilick ihrer europaischen Digitalstrategie angenommen.
Durch den Vorschlag sollen die auf digitalen Méarkten auftretenden Probleme, wie die Macht grofl3er
digitaler Plattformen als Gatekeeper, angegangen werden. Im Vorschlag zum Gesetz Uber digitale
Markte werden die einschldagigen Kriterien fur die Bestimmung von Gatekeepern festgelegt, die unter
die Verordnung fallen. Erreicht eine Plattform die quantitativen Schwellenwerte hinsichtlich 1) ihrer
GroRe, 2) ihrer aktiven gewerblichen Nutzer und Endnutzer und 3) ihrer festen und dauerhaften
Position, wird sie als Gatekeeper eingestuft, bis sie dies widerlegen kann. Die Kommission kann auch
aufgrund einer qualitativen Bewertung ein Unternehmen als Gatekeeper einstufen. Gatekeeper werden
verpflichtet sein, innerhalb von sechs Monaten nach der Einstufung als Gatekeeper harmonisierte
Vorschriften einzuhalten, die darauf abzielen, dass die zentralen Plattformdienste bestreitbar bleiben
und unlauteres Verhalten gegentiber ihren gewerblichen Nutzern beschrankt wird. Zur Gewahrleistung
der wirksamen Durchsetzung der Vorschriften kdnnen GeldbuBen von bis zu 10 % des weltweiten
Umsatzes des Unternehmens sowie verhaltnismélRige verhaltensbezogene oder strukturelle
Abhilfemalinahmen verhangt werden.

Im November 2021 einigte sich der Rat auf einen Standpunkt (,,allgemeine Ausrichtung™) zu dem
Vorschlag zum Gesetz (iber digitale Méarkte. Im Dezember 2021 stimmte das Européische Parlament
mit groBer Mehrheit fir den Text und damit fiir sein Verhandlungsmandat gegenlber dem Rat. Eine
politische Einigung wird fir das erste Halbjahr 2022 erwartet. Parallel zu den Legislativverhandlungen
muss die Kommission eine Reihe von Durchfiihrungsrechtsakten und Vorlagen fur Beschlisse
vorbereiten sowie interne Verfahren wie Register- und IT-Systeme einrichten.

2.2.2. Grenziberschreitender Zugang zu Inhalten

Am 9. Dezember 2020 hob der EuGH?? das friihere bestitigende Urteil des Gerichts??” auf

223 Der vorlaufige Bericht st (in Englisch) abrufbar unter: https://ec.europa.eu/competition-
policy/system/files/2021-06/internet of things_preliminary report.pdf.

224 Bericht der Kommission an den Rat und das Europdische Parlament, Endgltiger Bericht —
Sektoruntersuchung zum Internet der Dinge fur Verbraucher (COM(2022) 19 final vom 20. Januar 2022),
abrufbar unter: https://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2022-01/internet-of-
things final report 2022 _de.pdf.

225 Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, Report from the Commission to the Council and the
European Parliament: Final report — Sector inquiry into consumer Internet of Things (SWD(2022) 10 final vom
20.1.2022), abrufbar unter: https://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2022-01/internet-of-
things_final_report_2022_staff working_document 0.pdf.

226 Urteil des Gerichtshofs vom 9.12.2020, Groupe Canal +/Kommission, C-132/19 P, ECLI:EU:C:2020:1007.
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und erklarte den Beschluss der Kommission vom 26. Juli 2016 fur nichtig, mit dem die von
einem der Studios (Paramount) im Rahmen der Pay-TV-Untersuchung angebotenen
Verpflichtungszusagen fiir bindend erklart wurden. Da die Kommission mit ihrem Beschluss
vom 7. Mérz 2019 auch im Grunde identische Verpflichtungen fir die brigen Studios
(Disney, NBCUniversal, Sony Pictures, Warner Bros.) und den Sender Sky fir bindend
erklart hat, beschloss sie, diesen Beschluss zuriickzuziehen und das Kartellverfahren am
31. Mérz 2021 einzustellen.??® Die Pay-TV-Untersuchung bezog sich auf bestimmte Klauseln
in Lizenzvertragen fur Pay-TV zwischen sechs groRen Filmstudios und Sky UK. Diese
Klauseln schréankten die Moglichkeit von Sky UK ein, unaufgeforderte Bestellungen von
Verbrauchern aulRerhalb des Vereinigten Konigreichs und Irlands anzunehmen, wodurch der
grenziberschreitende Wettbewerb ausgeschaltet und der grenziiberschreitende Zugang zu
audiovisuellen Inhalten erschwert wurde. In beiden Urteilen wurde die Auslegung von
Artikel 101 Absatz 1 AEUV durch die Kommission bestatigt und darauf hingewiesen, dass
die in Rede stehenden Klauseln in Bezug auf Geoblocking einen absoluten Gebietsschutz
schaffen und damit eine Beschréankung des Wetthewerbs bezwecken. Dar(iber hinaus steht das
Urteil des Gerichts hinter der Auffassung der Kommission, dass solche Klauseln nicht nach
Artikel 101 Absatz 3 AEUV ausgenommen waren, da die diesbeziiglichen Beschrankungen
nicht unerlasslich sind.

2.2.3. Technologiemarkte

Die MaRnahmen der Kommission auf Technologiemérkten sollen die Wettbewerbsféhigkeit
der Markte aufrechterhalten und mdglichst grofle Anreize fiir Innovationen schaffen. In
diesem Zusammenhang tberwacht die Kommission weiter die Einhaltung ihrer Beschlisse in
den Sachen Google Search (Shopping) und Google Android.

Die Sache Google Search (Shopping)

Am 10. November 2021 bestatigte das Gericht weitgehend den Beschluss der Kommission vom
27.Juni 2017 in der Sache Google Search (Shopping) und kam zu dem Schluss, dass Google seine
marktbeherrschende Stellung bei der allgemeinen Suche missbraucht hatte, indem es seinen eigenen
Preisvergleichsdienst gegentber konkurrierenden Preisvergleichsdiensten bevorzugt behandelt
hatte.??® Google hatte seinen eigenen Dienst im oder nahe dem obersten Teil der ersten Seite der
Suchergebnisse deutlich sichtbar angezeigt, unabhéngig davon, wie gut oder relevant er war, wéahrend
konkurrierende Dienste auf Seite 4 oder noch weiter zuriick auf Seiten herabgestuft worden waren, die
nicht mehr angesehen werden. Das Urteil enthélt die klare Mitteilung, dass das Verhalten von Google
rechtswidrig war, und schafft die erforderliche Rechtsklarheit fir den Markt. Das Gericht bestatigte
insbesondere eine Reihe wichtiger Grundsétze, die in dem Beschluss der Kommission dargelegt
wurden, wie den wettbewerbswidrigen Charakter der streitigen Praxis, die Feststellung schadlicher
Auswirkungen auf den Wettbewerb durch die Kommission und das Fehlen einer objektiven
Rechtfertigung fiir das Verhalten von Google. Das Gericht bestatigte auch die gegen Google verhangte
Geldbulie in Hohe von 2,42 Mrd. EUR. Google hat beim EuGH Beschwerde eingelegt.

Am 2. August 2021 leitete die Kommission eine eingehende Prifung der geplanten
Ubernahme von Kustomer, einem Softwareanbieter fiir Kundenbeziehungsmanagement
(Customer Relationship Management — CRM), durch Meta (vormals Facebook) ein. Nach

227 Urteil des Gerichts vom 12.12.2018, Groupe Canal +/Kommission, T-873/16, ECLI:EU:T:2018:904.

228 Sache AT.40023 — Grenzliberschreitender Zugang zu Pay-TV, Beschluss der Kommission vom 31.3.2021 zur
Aufhebung des Beschlusses C(2019) 1772 final vom 7.3.2019 in einem Verfahren nach Artikel 101 des Vertrags
Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) und Artikel 53 des EWR-Abkommens.

229 Urteil des Gerichts vom 10.11.2021, Google LLC und Alphabet, Inc./Kommission, T-612/17,
ECLI:EU:T:2021:763.
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ihrer eingehenden Prifung beflrchtete die Kommission, dass das Vorhaben in der
urspriinglich angemeldeten Form den Wettbewerb auf dem Markt fur CRM-Software und
dem Markt fur damit verbundene Kundendienst- und Unterstiitzungsleistungen einschrénken
wirde. Insbesondere koénnte Meta den Zugang zu seinen Messaging-Kandlen fir die
Kommunikation zwischen Unternehmen und Verbrauchern (Business-to-Consumer — B2C),
d. h. WhatsApp, Messenger oder Instagram, die einen wichtigen Input fir Anbieter von
CRM-Softwarediensten darstellen, verwehren. Um die von der Kommission festgestellten
wettbewerbsrechtlichen Bedenken auszuraumen, bot Meta umfassende
Zugangsverpflichtungen mit einer Laufzeit von zehn Jahren an, namlich eine 6ffentliche API-
Zugangszusage und eine grundlegende Paritatszusage fir den API-Zugang mit einem
Treuhénder, der vor Abschluss des Vorhabens bestellt werden sollte, um die Umsetzung der
Verpflichtungen zu tberwachen. Vor diesem Hintergrund genehmigte die Kommission am
27. Januar 2022 die geplante Ubernahme von Kustomer durch Meta unter der Bedingung,
dass die von Meta angebotenen Verpflichtungen vollstandig erfiillt werden.?3°

Am 30. Juni 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme von Xilinx durch Advanced
Micro Devices (AMD), beide weltweit tatige Halbleiterunternehmen mit Sitz in den USA. Die
Kommission konzentrierte sich auf mdgliche konglomerate Effekte in Bezug auf die
Zentraleinheiten (CPU) und Grafikprozessoren (GPU) von AMD sowie auf die FPGA (field
programmable gate arrays) von Xilinx und kam zu dem Schluss, dass das VVorhaben keine
wettbewerbsrechtlichen Bedenken aufwirft, da konkurrierende Anbieter von CPU und GPU
dadurch nicht ausgeschlossen werden kénnen und auch die Anreize dazu fehlen.

Am 27. Oktober 2021 leitete die Europaische Kommission eine eingehende Prifung in Bezug
auf die geplante Ubernahme von Arm durch NVIDIA, einen weltweiten Halbleiterlieferanten,
ein. Arm ist ein Anbieter von Kernarchitekturen, der Lizenzen fur geistiges Eigentum an
Hersteller von Chips fiir die Konstruktion von Verarbeitungseinheiten vergibt.?3! In ihrer
vorlaufigen Untersuchung hatte die Kommission festgestellt, dass Arm auf dem vorgelagerten
Markt fir die Lizenzierung von geistigem Eigentum fir die Verwendung in
Prozessorprodukten ber eine erhebliche Marktmacht verfligt. Daher &uRerte die Kommission
ernste Bedenken, dass das aus dem Zusammenschluss hervorgehende Unternehmen die
Madglichkeit und den Anreiz hatte, den Zugang von Anbietern von Prozessorprodukten, die
moglicherweise mit NVIDIA auf dem nachgelagerten Markt konkurrieren, zu den Lizenzen
flr geistiges Eigentum von Arm einzuschréanken oder zu erschweren, was zu héheren Preisen,
einer geringeren Auswahl und weniger Innovation in der Halbleiterindustrie fiihren kdnnte.
Am 8. Februar 2022 unterrichtete NVIDIA die Kommission Uber die Rucknahme der
Anmeldung und machte glaubhaft, dass der Zusammenschluss aufgegeben wurde.?

Am 21. Dezember 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme von Nuance, einem US-
amerikanischen Softwareunternehmen, das Transkriptionstechnologie mit Schwerpunkt auf
dem Gesundheitswesen anbietet, durch das weltweite Technologieunternehmen Microsoft.
Das Vorhaben, durch das Microsoft einen leichteren Zugang zur Gesundheitssparte anstrebt,
wirde hauptsachlich zu konglomeraten Beziehungen zwischen den
Transkriptionssoftwareprodukten von Nuance und der Produktivitatssoftware, der Software
fir das Kundenbeziehungsmanagement und den PC-Betriebssystemen von Microsoft fuihren.
Die Kommission kam zu dem Ergebnis, dass die geplante Ubernahme auf keinem der

230 Sache M.10262 — Meta (ehemals Facebook)/Kustomer.
231 Sache M.9987 — NVIDIA/Arm.
232 ABI. C 85 vom 22.2.2022, S. 2.
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untersuchten Markte im EWR wettbewerbsrechtliche Bedenken aufwirft. Daher genehmigte
sie den Zusammenschluss ohne Auflagen.?*

2.2.4. Telekommunikationssektor

Die europdischen Verbraucher miissen dank niedriger Preise, hoher Qualitat und innovativer
Dienste von einer grofReren Auswahl im Telekommunikationssektor profitieren konnen. Die
schnelle und effiziente Einflhrung von 5G-Technologien, die die Wettbewerbsfahigkeit der
europdischen Industrie in einer zunehmend digitalen Gesellschaft sicherstellt, gehort fiir die
Kommission zu den wichtigsten Prioritaten. Vereinbarungen tber die gemeinsame Nutzung
von Netzen kénnen eine Quelle fur Effizienzgewinne sein, denn sie kdnnen die Einfuhrung
fortschrittlicher technologischer Ldsungen erleichtern, indem sie Kosten senken. Allerdings
sind nicht alle Vereinbarungen (ber die gemeinsame Nutzung von Netzen vorteilhaft, und
mdogliche wettbewerbswidrige Auswirkungen mussen sorgfaltig gepruft werden, um Schaden
flr den Wettbewerb und maogliche Beeintrachtigungen fir die Verbraucher zu vermeiden.

Im Jahr 2021 fiihrte die Kommission ihr Priifverfahren beziiglich einer zwischen den beiden
groliten Betreibern in Tschechien — O2/CETIN und T-Mobile — geschlossenen Vereinbarung
Uber die gemeinsame Nutzung des Mobilfunknetzes fort. Nachdem die Kommission im
Jahr 2019 den beteiligten Unternehmen eine Mitteilung der Beschwerdepunkte Ubermittelt
hatte, nahm sie am 27. August 2021 eine vorlaufige Beurteilung an, in der sie ihre
verbleibenden Bedenken hinsichtlich der negativen Auswirkungen der Vereinbarung tber die
gemeinsame Netznutzung auf den Wettbewerb darlegte. Die wichtigsten Bedenken bezogen
sich darauf, dass fur T-Mobile und O2 vor allem durch technologische Zurlckhaltung,
finanzielle Negativanreize und Informationsaustausch die Maoglichkeiten und Anreize
eingeschrankt waren, unilateral in die Netzinfrastruktur zu investieren. Um die
wettbewerbsrechtlichen Bedenken der Kommission auszurdumen, legten die Parteien
Verpflichtungsangebote vor. Die Verpflichtungen beziehen sich auf bestimmte Hardware-
Upgrades und finanzielle Bedingungen flr einseitige Ausbaumalinahmen sowie weitere
Beschrankungen des Informationsaustauschs.?®* Die Verpflichtungsangebote wurden bis zum
1. November 2021 einem Markttest unterzogen.?®

Am 28. Juli 2021 genehmigte die Europaische Kommission die Ubernahme der Telekom
Romania Communications (TKR) durch Orange, die beide
Telekommunikationsdienstleistungen in Ruménien sowohl auf der Vorleistungs- als auch auf
der Einzelhandelsebene anbieten. VVoraussetzung fir die Genehmigung war die VerdufRerung
der 30-prozentigen Minderheitsbeteiligung von TKR an Telekom Romania Mobile
Communications (TRMC), einem der groRten Mobilfunkbetreiber in Ruménien. Die
Kommission stellte fest, dass das Vorhaben Anlass zu ernsthaften wettbewerbsrechtlichen
Bedenken gegeben hétte, da die 30-prozentige Minderheitsbeteiligung von TKR an TRMC,
einem der wichtigsten Wettbewerber von Orange auf Einzelhandelsebene, an Orange
Ubergegangen ware. In der Folge hatte Orange womdglich geringere Anreize gehabt, mit
TRMC zu konkurrieren, und wichtige Investitionen von TRMC blockieren kénnen. Die
Kommission stellte fest, dass die VerdufRerung der 30-prozentigen Minderheitsbeteiligung von
TKR an TRMC die wettbewerbsrechtlichen Bedenken auf dem Markt fiir Mobilfunkdienste

233 Sache M.10290 — Microsoft/Nuance.

234 Sache AT.40305 — Gemeinsame Netznutzung — Tschechische Republik.

235 Mitteilung der Kommission nach Artikel 27 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates in der
Sache AT.40305 — Gemeinsame Netznutzung — Tschechische Republik (ABI. C 398 vom 1.10.2021, S. 24).

65



fiir Endkunden vollstandig ausraumt.?%

Am 10. November 2021 genehmigte die Europaische Kommission die Ubernahme der
gemeinsamen Kontrolle von Open Fiber, einem nur auf Vorleistungsebene tatigen Betreiber,
der ein Glasfasernetz in Italien entwickelt, durch die Cassa Depositi e Prestiti (CDP), die vom
italienischen Staat kontrolliert wird, und durch die multinationale Investitionsbank Macquarie
Group Limited.?” Durch den Zusammenschluss wurden keine horizontalen oder vertikalen
Beziehungen zwischen den Tatigkeiten von Macquarie und Open Fiber, das bereits der
gemeinsamen Kontrolle von CDP (zusammen mit Enel) unterliegt, hergestellt. Die
Kommission prifte, ob das Vorhaben mit der von CDP und TIM, dem etablierten
italienischen Telekommunikationsunternehmen, angekiindigten potenziellen Schaffung eines
einzigen Festnetzes in Italien zusammenhéngt und daher als ein Zusammenschluss zu
behandeln ist. Die Kommission kam zu dem Schluss, dass die beiden Vorhaben voneinander
unabhéngig sind. Schliellich prifte die Kommission auch, ob das Vorhaben das Risiko von
Koordinierungen zwischen Open Fiber und TIM, an der CDP Minderheitsbeteiligungen halt,
erhdhen wiirde, und kam zu dem Schluss, dass sich etwaige Bedenken in dieser Hinsicht nicht
spezifisch auf das VVorhaben beziehen.

Zu den weiteren wichtigen Entwicklungen im Telekommunikationssektor zahlen die Urteile
des EuGH in den Rechtssachen Deutsche Telekom und Slovak Telekom.?®® Diese Urteile
bestatigen, dass es einen Missbrauch darstellen kann, wenn ein marktbeherrschendes
Unternehmen Zugang zu seiner Infrastruktur gewahrt, diesen Zugang jedoch von unfairen
Bedingungen abhangig macht.?*®

2.2.5. Medien

Am 22. Dezember 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme von Warner Media
durch Discovery; beide US-Unternehmen sind in der Wertschépfungskette im audiovisuellen
Bereich tatig. Die Untersuchung der Kommission konzentrierte sich auf eine Reihe
horizontaler, vertikaler und konglomerater Beziehungen zwischen den Tatigkeiten der
beteiligten Unternehmen in verschiedenen Mitgliedstaaten, vor allem in Bezug auf die Markte
fir das Angebot von Fernsehkandlen auf Vorleistungsebene und das Angebot von AV-
Diensten auf Einzelhandelsebene. Die Kommission kam zu dem Schluss, dass die geplante
Ubernahme keinen Anlass zu wettbewerbsrechtlichen Bedenken gibt, da das aus dem
Vorhaben hervorgehende Unternehmen weiterhin einem ausreichenden Wettbewerb durch
andere Marktteilnehmer ausgesetzt ist. Dariiber hinaus stellte die Kommission fest, dass die
vertikalen und konglomeraten Verbindungen zwischen den Tatigkeiten der Unternehmen
keine wettbewerbsrechtlichen Bedenken aufwerfen, da die Unternehmen weder in der Lage
sind noch einen Anreiz haben, Abschottungspraktiken zu betreiben.?4

236 5ache M.10153 — Orange/Telekom Romania Communications.

237 Sache M.10450 — CDP/Macquarie/Open Fiber.

238 Urteile des Gerichtshofs vom 25.3.2021, Deutsche Telekom/Kommission, C-152/19 P, ECLI:EU:C:2021:238
und Slovak Telekom/Kommission, C-165/19 P, ECLI:EU:C:2021:239, mit denen die Urteile des Gerichts vom
13.12.2018 in den Rechtssachen T-827/14 und T-851/14 in vollem Umfang bestatigt wurden.

2% Die vom Gerichtshof in seinem Urteil vom 26.11.1998, Bronner, C-7/97, ECLI:EU:C:1998:569, Rn. 41,
aufgestellten Bedingungen gelten in solchen Fallen nicht. Die Urteile bestatigen auch die Einschdtzung der
Kommission, dass die Deutsche Telekom und Slovak Telekom Teil derselben wirtschaftlichen Einheit sind und
dass die Deutsche Telekom als Muttergesellschaft daher gesamtschuldnerisch fiir das missbrauchliche Verhalten
von Slovak Telekom haftbar ist.

240 5ache M.10343 — Discovery/Warner Media.
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Im Jahr 2021 befasste sich die Kommission mit zahlreichen Beihilfefdllen im
Nachrichtenmediensektor. Besondere Aufmerksamkeit wurde der Tatsache gewidmet, dass
die Medien eine Schlsselrolle fir die Demokratie einnehmen und dass die Unterstutzung in
einer Weise geleistet werden sollte, die hochwertigen unabhangigen Journalismus,
Medienfreiheit und Pluralismus achtet und fordert.?*! Die Kommission setzte ihre politische
Arbeit zur Aufrechterhaltung eines freien und unabhéangigen Mediensektors fort. Auch sind
Beihilfen fur Filmproduktionen nach wie vor ein wichtiges Instrument, um die kulturelle
Vielfalt der EU im audiovisuellen Sektor zu bewahren. Da Beihilfen fur die Medien auch im
Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitdt (ARF) gewéhrt werden konnen, arbeitete die
Kommission eine Vorlage aus, um den Mitgliedstaaten zu helfen, die Vorschriften und
Verfahren fir staatliche Beihilfen auf Beihilfen fir die Digitalisierung von
Nachrichtenmedien anzuwenden.?#?

2.2.6. Erleichterung des digitalen Wandels

Eine hochwertige elektronische Kommunikationsinfrastruktur ist fiir den sozialen
Zusammenhalt und eine wettbewerbsfahige und nachhaltige Wirtschaft von entscheidender
Bedeutung; daher spielt die Kontrolle staatlicher Beihilfen im Bereich der elektronischen
Kommunikation, unter die auch Beihilfen fir den Breitbandausbau fallen, eine wichtige
Rolle, wenn es darum geht, eine koordinierte Investitionsstrategie zu entwickeln und die Ziele
des digitalen Wandels zu verwirklichen.

Im Januar 2021 endete eine offentliche Konsultation zur Evaluierung®*® der Leitlinien fur
staatliche Breitbandbeihilfen von 20132, Um sicherzustellen, dass die Breitbandleitlinien mit
den technologischen und wirtschaftlichen Entwicklungen im Einklang stehen und den sich
weiterentwickelnden Konnektivitatszielen Rechnung tragen, leitete die Kommission im
November 2021 eine Offentliche Konsultation zum Entwurf der Uberarbeiteten
Breitbandleitlinien?® ein, die im Laufe des Jahres 2022 angenommen werden sollen.

Im Juli 2021 nahm die Kommission eine Ausweitung des Geltungsbereichs der AGVO?* an,
die unter anderem bestimmte staatliche BeihilfemaBnahmen zur Unterstiitzung des digitalen
Wandels, insbesondere Beihilfen fur feste und mobile Breitbandnetze, sowie
Konnektivitatsgutscheine betrifft. Diese neue Ausweitung der AGVO wird fur bestimmte

241 Vgl. hierzu die Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Européischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Europdischer Aktionsplan fur Demokratie
(COM(2020) 790 final vom 3.12.2020) sowie die Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament,
den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Europas
Medien in der digitalen Dekade: Ein Aktionsplan zur Unterstitzung der Erholung und des Wandels
(COM(20202) 784 final vom 3.12.2020).

242https://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2021-

04/template RRF_digitalisation_of news media.pdf

243 Staatliche Beihilfen: Die Kommission ersucht um Stellungnahmen zu den Vorschriften Uber staatliche
Beihilfen fur den Breitbandnetzausbau, abrufbar unter:
https://ec.europa.eu/competition/consultations/2020_broadband/index_de.html und
https://ec.europa.eu/info/law/better-requlation/have-your-say/initiatives/12398-Evaluation-of-State-Aid-rules-
for-broadband-infrastructure-deployment.

24 Mitteilung der Kommission: Leitlinien der EU fir die Anwendung der Vorschriften tiber staatliche Beihilfen
im Zusammenhang mit dem schnellen Breitbandausbau (ABI. C 25 vom 26.1.2013, S. 1).

245 https://ec.europa.eu/competition-policy/public-consultations/2021-broadband_de

246 \ferordnung (EU) 2021/1237 der Kommission vom 23.7.2021 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (Text von
Bedeutung fiir den EWR) (ABI. L 270 vom 29.7.2021, S. 39).
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Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Bereich der transeuropaischen digitalen
Vernetzungsinfrastruktur, die im Rahmen der Verordnung (EU) 2021/1153 finanziert oder mit
einem Exzellenzsiegel ausgezeichnet wurden, auch die Kofinanzierung mit staatlichen
Beihilfen erleichtern.

MaRnahmen im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitat miissen mit dem Rahmen fir
staatliche Beihilfen zur Stitzung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von
COVID-19 im Einklang stehen und bei der Kommission angemeldet werden, es sei denn, sie
fallen unter die AGVO oder eine bestehende genehmigte Regelung. Um den Mitgliedstaaten
die beihilferechtliche Prifung zu erleichtern, stellte die Kommission Leitlinien zu Beihilfen
fir die Breitbandanbindung in Form einer Vorlage fur MalRnahmen zur Forderung des
Ausbaus und der Nutzung von Festnetzen und Mobilfunknetzen mit sehr hoher Kapazitit,
einschlieBlich 5G- und Glasfasernetzen, bereit.?*’

3. FINANZDIENSTLEISTUNGEN
3.1 Die groRten Herausforderungen im Uberblick

Auch im Jahr 2021 waren die Finanzdienstleistungsméarkte durch ein rasches Tempo
technologischer und regulatorischer Veranderungen gekennzeichnet. Durch die Malinahmen
der Kommission in diesem Sektor soll sichergestellt werden, dass Verbraucher und Handler
voll und ganz von diesen Entwicklungen profitieren kénnen. Alle Instrumente der EU-
Wettbewerbspolitik tragen dazu bei, einen starken Wettbewerb auf den Markten fir
Finanzdienstleistungen aufrechtzuerhalten und zu férdern, Kunden und Innovationen zu
schutzen und gleichzeitig systemischen Risiken fir die Wirtschaft vorzubeugen.

Die EU-Rechtsvorschriften und insbesondere die Umsetzung der Verordnung Uber
Interbankenentgelte?*® und die tiberarbeitete Zahlungsdiensterichtlinie?*® zielen darauf ab, den
Wettbewerb und Innovationen im Zahlungsverkehrssektor zum Nutzen von Verbrauchern und
Héndlern zu beleben. Viele Zahlungsdienste unterliegen Netzwerkeffekten. Daher kénnen
Wettbewerbsverzerrungen  durch ~ Unternehmen  oder  Mitgliedstaaten  besonders
schwerwiegende Auswirkungen haben, indem beispielsweise innovative Wettbewerber am
Markteintritt gehindert oder zum vorzeitigen Ausscheiden aus dem Markt gezwungen werden.
Es ist somit wichtig, diesen Verzerrungen vorzubeugen oder sie zu beseitigen.

RegelméRig treten neue Anbieter in die Finanzmarkte ein oder entwickeln sich dort weiter,
darunter groBe Technologieunternehmen wie Apple oder Alphabet (Google), aber auch
kleinere oder innovativere Anbieter, insbesondere FinTech-Unternehmen, deren Ziel es ist,
die Erbringung von Finanzdienstleistungen durch technologische Innovationen zu verbessern.
Dieser Trend ist auf den meisten Finanzdienstleistungsmarkten zu beobachten, unter anderem
auf den Markten fiir Bankgeschafte, Zahlungsverkehr und Versicherungen. Die Anbieter
digitaler Technologien und FinTech-Unternehmen haben auch weiterhin den Zugang zu den
EU-Kapitalmérkten flr Investoren erleichtert, wéhrend die Kommission im Jahr 2021 ihr Ziel
verfolgte, eine reibungslos funktionierende Kapitalmarktunion zu schaffen. Die Entwicklung
von Kryptowéhrungen wirft eine Reihe regulatorischer Herausforderungen auf, einschliellich

24Thttps://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2021-

04/template RRF_broadband _roll_out and_demand side _measures 0.pdf

248 Verordnung (EU) 2015/751 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29.4.2015 (ber
Interbankenentgelte flr kartengebundene Zahlungsvorgédnge (ABI. L 123 vom 19.5.2015, S. 1).

249 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25.11.2015 (iber Zahlungsdienste
im Binnenmarkt (ABI. L 337 vom 23.12.2015, S. 35).
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maoglicher Wettbewerbsprobleme. Die meisten Regulierungsfragen werden im Rahmen von
Gesetzgebungsinitiativen der Kommission behandelt, in denen auch potenzielle
wettbewerbsrechtliche Bedenken berticksichtigt werden, wie z. B. bei dem Vorschlag der
Kommission fiir eine Verordnung (iber Markte fir Kryptowerte?, mit der Kryptowerte
reguliert und beaufsichtigt werden sollen. Die Kommission wird die Marktentwicklungen in
Bezug auf Kryptowerte sowie digitale Brieftaschen fiir damit verbundene Zahlungs- und
Geldtransfers — wie Novi, die digitale Brieftasche von Facebook — weiterhin beobachten, um
eine zeitnahe Kartellrechtliche Bewertung ihrer Auswirkungen auf den Bereich des
Zahlungsverkehrs und das Verbraucherwohl sicherzustellen.

Etablierte Akteure der Finanzbranche, wie Kartenzahlverfahren, Banken und traditionelle
Versicherer oder Makler, sind nach wie vor wichtige Akteure in den finanziellen
Wertschopfungsketten. Im Laufe des Jahres 2021 wurden Konsolidierungen, Kooperationen
und sogar Koordinierungen zwischen den traditionellen Marktteilnehmern von der
Kommission eingehend gepriift. Die Kommission uberprufte auch Beihilferegelungen fir
Banken und andere traditionelle Finanzinstitute.

Eine weitere wichtige Herausforderung fiir den Wirtschaftszweig besteht im Zugang zu
kostengtinstigen und zuverlassigen Finanzdaten, da diese Daten faire Marktpreise und die
Systemstabilitat sichern. Wie wichtig ein fairer und diskriminierungsfreier Zugang zu
Finanzmarktdaten wie ESG-Indizes ist, zeigt sich auch an bedeutenden politischen Initiativen
und Geschéaftsstrategien zur Forderung eines stiarkeren Ubergangs zu nachhaltigen
Investitionen durch klarere Angaben zu den Unternehmensbilanzen im Bereich Umwelt,
Soziales und Corporate-Governance. All diese Entwicklungen haben gezeigt, dass qualitative
firmeneigene Marktdaten, auf die sich die Kapitalmarktunion stitzt, von wesentlicher
Bedeutung sind. Umgekehrt muss dadurch verstarkt sichergestellt werden, dass die
Datenmdarkte im EWR frei von wettbewerbswidrigem Verhalten sind und dass
Zusammenschlisse in diesem Bereich sorgféltig geprift werden.

Die Entscheidung der G20 und der zustdndigen Regulierungsbehérden, die Verdffentlichung
von IBORs (beginnend mit bestimmten LIBOR-Sétzen ab Ende 2021) einzustellen, um den
Riickgriff auf alternative ,risikofreie Referenzzinssitze zu fordern, hat eine Reihe
internationaler Finanzorganisationen veranlasst, Mechanismen zur Erleichterung dieses
Ubergangs zu entwickeln. Sie beriefen ihre Mitglieder ein und eréffneten Konsultationen, um
Ausweichzinssatze fur auf IBOR basierende Altvertrage festzulegen. Diese freiwilligen
Ausweichzinssatze zielen darauf ab, die notwendige Neuverhandlung und Anpassung der
vielen Tausend Altvertrdge zu erleichtern, deren Laufzeiten Uber die angekindigten
Zeitpunkte fur die Einstellung des IBOR hinausgehen. Die Festlegungsverfahren fir die
Ausweichzinssdtze mussen im Einklang mit dem EU-Wettbewerbsrecht durchgefiihrt werden.

Im Jahr2021 hatte die COVID-19-Pandemie weiterhin Auswirkungen auf die
Finanzdienstleistungsmarkte. Das zeigte sich insbesondere an Folgendem:

- Im Bankensektor trugen die zahlreichen von den Mitgliedstaaten eingefiihrten und von der
Kommission genehmigten Beihilferegelungen zur Unterstiitzung der Realwirtschaft dazu
bei, die Banken in der EU vor einem schweren Abschwung zu bewahren.

- Im Versicherungssektor gab es durch die COVID-19-Pandemie weiterhin Druck auf

20 \orschlag fir eine Verordnung (iber Markte fir Kryptowerte und zur Anderung der Richtlinie
(EU) 2019/1937, COM(2020) 593 final vom 24.9.2020.
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bestimmte Versicherungsbereiche, vor allem auf jene, die mit dem Gesundheitsbereich
und der Betriebskontinuitat verbunden sind. Der Versicherungssektor ist neben der
COVID-19-Pandemie auch vom Klimawandel und der wachsenden Zahl schwerer
Wetterereignisse sowie von der zunehmenden Cyberkriminalitidt betroffen. Aufgrund
dieser Entwicklungen kann in diesem Sektor eine Zusammenarbeit erforderlich werden,
die jedoch mit dem EU-Wettbewerbsrecht konform sein muss.

- Im Zahlungsverkehrssektor werden Massenzahlungen zunehmend digital und kontaktlos
abgewickelt. Der Trend zu einer verstarkten Nutzung digitaler und kontaktloser
Zahlungen in Geschéften und im Internet, der sich zu Beginn der Pandemie beschleunigt
hat, setzte sich im Laufe des Jahres fort und starkte die Marktposition von Unternehmen,
die solche Zahlungsdienste anbieten.

3.2 Beitrag der EU-Wettbewerbspolitik zur Bewaltigung der Herausforderungen
3.2.1. Beitrag der EU-Wettbewerbspolitik zu Innovation und Fairness im Zahlungsverkehr

Im Jahr 2021 setzte die Kommission ihre Uberwachung der Anwendung der Verordnung Gber
Interbankenentgelte fort.?!

In ihrem Bericht vom 29. Juni 2020 an das Européische Parlament und den Rat Uber die
Anwendung der Verordnung iber Interbankenentgelte?®> kam die Kommission zu dem
Schluss, dass die Verordnung Uber Interbankenentgelte ihre Hauptziele erreicht hat eine
rechtliche Uberarbeitung nicht erforderlich ist. AnschlieBend an die Anhérung zur
Verordnung uber Interbankenentgelte vom 7. Dezember 2020, bei der die Meinungen von
weiteren Interessentragern und zustandigen nationalen Behorden eingeholt werden konnten,
setzte die Kommission die Marktiiberwachung im Jahr 2021 auf der Grundlage freiwilliger
Fragebogen fir Interessentrager fort, insbesondere in Bezug auf die jungsten Trends bei den
Entgelten fur Kartenzahlungen und die mogliche Umgehung der Interbankenentgelte, fir die
in der Verordnung eine Entgeltobergrenze festgelegt wurde.

3.2.2. Kartellrechtliche Untersuchungen im Finanzdienstleistungssektor

Im Jahr 2021 sanktionierte die Kommission drei neue Kartelle im Finanzsektor, wobei 16
verschiedenen Finanzinstituten Geldbuf3en in Hohe von insgesamt 740 Mio. EUR auferlegt
wurden.

Im April und Mai 2021 verhdngte die Kommission gegen eine Reihe von Investmentbanken
GeldbulRen in Hohe von insgesamt 28 494 Mio. EUR wegen ihrer Beteiligung an einem SSA-
Anleihen-Kartell?®® und in Héhe von 371 Mio. EUR wegen Beteiligung an einem Kartell im
Bereich des Handels mit européischen Staatsanleihen*.

In Bezug auf die erste Sache stellte die Kommission fest, dass die Bank of America Merrill
Lynch, Crédit Agricole, Credit Suisse und Deutsche Bank an einem Kartell im Bereich des
Handels mit auf US-Dollar lautenden supranationalen, staatlichen und halbstaatlichen
Anleihen (SSA-Anleihen) beteiligt waren. Die Kartellbeteiligung der vier Investmentbanken

21 Verordnung (EU) 2015/751 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29.4.2015 (ber
Interbankenentgelte flr kartengebundene Zahlungsvorgénge (ABI. L 123 vom 19.5.2015, S. 1).

252 Bericht tber die Anwendung der Verordnung (EU) 2015/751 tber Interbankenentgelte fiir kartengebundene
Zahlungsvorgange (SWD(2020) 118 final vom 29.6.2020).

253 Sache AT.40346 — Staatliche und halbstaatliche Anleihen.

254 Sache AT.40324 — Europaische Staatsanleihen.
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erfolgte Uber eine Kerngruppe von Wertpapierhandlern, die sensible Geschaftsinformationen
austauschten, in der Regel in multilateralen bzw. bilateralen Chatrooms auf Bloomberg-
Terminals.

In der zweiten Sache stellte die Kommission fest, dass die Bank of America, Natixis, Nomura,
RBS (jetzt NatWest), UBS, UniCredit und die WestLB (jetzt Portigon) an einem Kartell
beteiligt waren, das den Primar- und Sekundarmarkt fur europdische Staatsanleihen (EGB)
betraf. Die Kartellbeteiligung erfolgte ber eine Gruppe von Haéndlern, die sensible
Geschaftsinformationen austauschten, hauptsachlich in  multilateralen Chatrooms auf
Bloomberg-Terminals. Mit ihrer Zusammenarbeit verfolgte die Gruppe von Héndlern vor
allem das Ziel, sich durch Erhohung der Transparenz und Verringerung der Unsicherheiten
hinsichtlich der Emission und/oder des Handels von EGB gegenseitig bei ihrer Tatigkeit auf
dem Markt zu unterstitzen.

In beiden Fallen konnte die Kommission ein wettbewerbswidriges Verhalten bestatigen,
obwohl die Betreiber ausgefeilte technische Instrumente wie multilaterale oder bilaterale
Chatrooms auf einer speziellen Plattform fur Finanzintermedidre nutzten, um sensible
Informationen auszutauschen, Preise zu koordinieren und ihre Handelstétigkeiten aufeinander
abzustimmen.

Daruber hinaus schloss die Kommission im Dezember 2021 ihre Kartelluntersuchung zum
Devisenkassamarkt (Foreign Exchange ,,Forex* spot trading market) durch Verhdngung von
GeldbuBen in Hohe von insgesamt 344 Mio. EUR gegen UBS, Barclays, RBS, HSBC und
Credit Suisse ab.?> Die Untersuchung der Kommission ergab, dass Handler, die fur den
Forex-Kassahandel mit G10-Wahrungen fiir Rechnung der mit einer GeldbuRe belegten
Banken zusténdig sind, sensible Informationen und Handelsabsichten austauschten und ihre
Handelsstrategien von Zeit zu Zeit Gber einen professionellen Online-Chatroom mit Namen
Hoterling  Lads®  koordinierten. Barclays, HSBC, RBS wund UBS rdumten ihre
Kartellbeteiligung ein und stimmten einem Vergleich zu. Der Beschluss gegen Credit Suisse
wurde am selben Tag im normalen Verfahren (einem sogenannten parallelen ,,hybriden*
Vergleichsverfahren) erlassen.

Im Jahr 2021 intensivierte die Kommission auch ihre Uberwachung in Bezug auf den
Wettbewerb bei firmeneigenen Finanzmarktdaten auf den EWR-Markten, da sie informelle
Beschwerden gegen etablierte  Primdranbieter, die vermutlich  missbrauchliche
Lizenzierungspraktiken anwenden, erhielt. Die Entscheidung der internationalen
Finanzaufsichtsbehdrden, dass Finanzkontrakte auf sogenannten risikofreien Zinssatzen
basieren mussen, und die Einstellung der Verdffentlichung bestimmter LIBORs Ende 2021
haben dazu gefuhrt, dass um Leitlinien ersucht wurde, um sicherzustellen, dass die Verfahren
fiir die Festlegung und Einfiihrung von ,,Ausweichzinssitzen* mit dem EU-Wettbewerbsrecht
im Einklang stehen. Da die Kommission anerkennt, dass diese freiwilligen Ausweichzinssétze
eine Schltsselrolle dabei spielen konnen, einen reibungslosen Ubergang zu alternativen
Séatzen fur die grolRe Zahl der betroffenen Altvertrdge zu gewahrleisten, ist sie bereit, mit den
an der Festlegung solcher Systeme fir Ausweichzinssatze beteiligten Organisationen
zusammenzuarbeiten, um ihnen die Moglichkeit zu geben, zu bestimmen, wie sie die
Einhaltung des EU-Wettbewerbsrechts sicherstellen wollen; gleichzeitig wird die
Kommission die Finanzmarkte, die derzeit auf IBORs angewiesen sind, weiterhin
uberwachen.

255 Sache AT.40135 — FOREX.
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Im Bereich der Kfz-Versicherung setzte die Kommission im Jahr 2021 ihre Untersuchung der
Bedingungen flr den Zugang zum Datenpoolsystem Insurance Link fort, das von Insurance
Ireland verwaltet wird. Am 18. Juni 2021 richtete die Kommission eine Mitteilung der
Beschwerdepunkte®® an Insurance Ireland, in der sie ihre vorlaufigen Bedenken darlegte, dass
Insurance Ireland den Zugang von Unternehmen, die ein berechtigtes Interesse an der
Teilnahme an dem Datenpooling-System hatten, willklrlich verzégert bzw. faktisch
verweigert hat, und dass nach wie vor Hindernisse bestehen, die Unternehmen betreffen
kdnnten, die in den irischen Kfz-Versicherungsmarkt eintreten wollen. Dies kdnnte dazu
fuhren, dass diese Unternehmen auf dem irischen Kfz-Versicherungsmarkt gegenuber
Unternehmen, die bereits Zugang zu der Datenbank haben, einen Wettbewerbsnachteil
erfahren.

Im Jahr 2021 setzte die Kommission vorrangig ihre eingehende Untersuchung fort, durch die
festgestellt werden soll, ob Apple im Zusammenhang mit Apple Pay gegen die EU-
Wetthewerbsvorschriften verstoRen hat.>>’ Sie prift insbesondere die Geschaftsbedingungen
von Apple und seine sonstigen Malinahmen zur Integration von Apple Pay in kommerzielle
Apps und Websites auf iPhones und iPads, die Beschrankung des Zugangs zur NFC-Funktion
(Nahfeldkommunikation) ,tap and go* auf iPhones auf Zahlungen in Online-Shops und
Ladengeschaften sowie mutmaliliche Verweigerungen des Zugangs zu Apple Pay. Apple Pay
ist eine mobile digitale Brieftasche, die auf Apple-Geraten (i0OS) angewendet werden kann.
Ausgehend von der vorldufigen Tatsachenfeststellung der Kommission scheint Apple
Praktiken angewandt zu haben, die den Wettbewerb zwischen den Anbietern mobiler digitaler
Brieftaschen verfélschen und die Wahlmdglichkeit sowie Innovationen einschranken kénnen.

3.2.3. Fusionskontrolluntersuchungen im Finanzsektor

Die Kommission stellte weiterhin sicher, dass Zusammenschliisse im Finanzsektor nicht zu
hoheren Preisen, einer geringeren Qualitat bei den Produkten oder Dienstleistungen bzw. zu
weniger Innovationen fir die Verbraucher fuhren. Die Kommission priifte Vorhaben auf
verschiedenen Markten, darunter insbesondere in den Bereichen Zahlungsdienste,
Finanzdaten sowie Versicherungsleistungen und -vertrieb.

Am 8. Juli 2021 genehmigte die Kommission vorbehaltlos die Griindung des
Gemeinschaftsunternehmens P27 und dessen Ubernahme von Bankgirot durch sechs
nordische Banken.?®® P27 zielt auf den Aufbau des weltweit ersten Zahlungssystems ab, das
die Abwicklung von Zahlungen (iber Grenzen hinweg und in mehreren Wé&hrungen in
Echtzeit ermdglicht und mehrere nordische Lander abdeckt. Die Kommission stellte fest, dass
das Vorhaben keinen Anlass zu wettbewerbsrechtlichen Bedenken gibt, da die Zahl der
verfligbaren Anbieter nicht verringert wirde und P27 sowie die Mutterbanken durch die
geltenden regulatorischen Anforderungen daran gehindert wirden, andere Marktteilnehmer
vom Markt auszuschlielRen.

Nach einer am 21. Dezember 2020 eingeleiteten eingehenden Untersuchung genehmigte die
Kommission am 9. Juli 2021 unter Auflagen die geplante Ubernahme von Willis Towers
Watson durch Aon?®. Die Kommission stellte fest, dass der Zusammenschluss in der
urspriinglich angemeldeten Form den Wettbewerb auf folgenden Markten erheblich behindert

256 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_21 3081
257 Sache AT.40452 — Apple — Mobile Zahlungen.

2% Sache M.9971 — P27 NPP/Bankgirot.

259 Sache M.9829 — Aon/Willis Towers Watson.
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hatte: i) Dienstleistungen im Bereich der Vermittlung von Versicherungen fur wirtschaftliche
Risiken fur groRe multinationale Kunden mit Sitz im EWR in den Risikosparten Sach- und
Haftpflichtrisiken, Risiken in den Bereichen Finanz- und Unternehmensdienstleistungen
sowie Cyberrisiken; ii) Dienstleistungen im Bereich der Vermittlung von Versicherungen flr
wirtschaftliche Risiken in den Risikosparten Fabrikationsrisiken in Luft- und Raumfahrt;
iii) Vermittlung von Versicherungen fur wirtschaftliche Risiken in Bezug auf die nationalen
Mérkte in den Niederlanden und Spanien; iv) Dienstleistungen im Bereich der Vermittlung
von  obligatorischen und  fakultativen  Schadenriickversicherungen  weltweit;
V) Rentenverwaltungsleistungen fir Unternehmen im Zusammenhang mit den ihren
Beschaftigten angebotenen Altersversorgungssystemen fiir den deutschen Markt.

Um die Bedenken der Kommission auszurdumen, verpflichtete sich Aon, dem
konkurrierenden Versicherungsmakler Gallagher folgende Aktiva zu verauBern: die
Gesamtheit der nationalen Geschéaftseinheiten von Willis Towers Watson fir die Vermittlung
von Versicherungen flr wirtschaftliche Risiken in Frankreich, Deutschland, Spanien und den
Niederlanden, den Geschaftsbereich von Willis Towers Watson fiir die Vermittlung von
Versicherungen fir Cyberrisiken im Vereinigten Konigreich, zahlreiche zusétzliche
Kundenvertrdge und Mitarbeiter in einer Reihe von EWR-und Nicht-EWR-Landern, das
gesamte Maklergeschéft von Willis Towers Watson fir die Risikosparten Fabrikationsrisiken
in Luft- und Raumfahrt sowie die Gesamtheit der weltweiten Geschaftseinheit von Willis
Towers Watson fur die Vermittlung obligatorischer und fakultativer Rickversicherungen.
Aon verpflichtete sich ferner zur VerduRerung der Gesamtheit seiner deutschen
Geschéaftsbereiche Beratung zu  Altersversorgungsleistungen, Rentenverwaltung und
Investmentldésungen an einen geeigneten Kaufer.

Am 22. Oktober 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme von IHS Markit durch
S&P Global?®?, die beide Anbieter von Finanzdaten und anderen Finanzdienstleistungen sind,
unter der Bedingung, dass sich die beteiligten Parteien verpflichten, Unternehmen in
folgenden Bereichen zu verduRern: i) Rohstoffpreisbewertung, ii) Kreditkennungen,
iii) Finanzindizes und iv) Marktinformationen tber hebelfinanzierte Kredite. Die Kommission
hatte Bedenken, dass der Zusammenschluss andernfalls eine beherrschende Stellung auf
diesen Markten begriindet oder verstarkt oder dem Wettbewerb durch héhere Preise und eine
eingeschrankte Wahlmaoglichkeit fur die Verbraucher geschadet hétte.

Am 29. Oktober 2021 kindigte die Kommission die Einleitung einer Untersuchung an, die
den moglichen Verstol3 Ungarns gegen Artikel 21 der EU-Fusionskontrollverordnung betraf.
Ungarn hatte gegen die Ubernahme der beiden ungarischen Tochtergesellschaften der
AEGON-Gruppe durch VIG, die beide im Versicherungssektor tétig sind, ein Veto eingeleqgt,
obwohl das Vorhaben (einschlieRlich der Ubernahme der Geschaftstatigkeit von AEGON in
Ruménien und Polen) bereits am 12. August 2021 von der Kommission uneingeschrénkt
genehmigt worden war.26!

3.2.4. Beihilferechtliche Untersuchungen im Finanzsektor

2021 gab es im zweiten Jahr in Folge keine neuen Einzelfélle von staatlicher Beihilfe an
Finanzinstitute. Dies bestétigt, dass der Bankensektor der EU die letzte Finanzkrise
weitgehend Uberwunden und den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie bislang
standhalten konnte. Das ist auch dem breiten Spektrum von Beihilferegelungen zu verdanken,

260 Sache M.10108 — S&P Global/IHS Markit.
261 Sache M.10102 — VIG/AEGON CEE.
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die von den Mitgliedstaaten zur Unterstlitzung der Realwirtschaft eingerichtet und von der
Kommission auf der Grundlage des Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen genehmigt
wurden, was die Banken indirekt vor den Folgen eines tiefen Abschwungs schiitzte.

Dennoch genehmigte die Kommission im Jahr 2021 die Verlangerung bereits bestehender
Regelungen, nach denen die Mitgliedstaaten im Bedarfsfall Beihilfen zur Forderung der
Umstrukturierung oder des geordneten Marktaustritts von notleidenden Unternehmen
gewéhren kénnen.

Fur Polen genehmigte die Kommission die Verlangerung sowohl der (seit Februar 2014
geltenden) Regelung fiir die Liquidation von Kreditgenossenschaften®®? als auch der (seit
Dezember 2016 geltenden) Regelung, nach der die polnischen Behdrden
Genossenschaftsbanken und kleinen Geschaftsbanken, die sich in Abwicklung befinden,
Beihilfen gewahren konnen?®. Die Kommission genehmigte auch die Verldngerung der
Liquidation der polnischen ,,Bank Nowy BFG®“, die sich aus der Abwicklung der
Genossenschaftsbank Podkarpacki Bank Spotdzielczy vom Januar 2020 ergab.?%*

Fur Irland genehmigte die Kommission zwei Verlangerungen der (seit Oktober 2014
geltenden) Regelung zur Umstrukturierung von Kreditgenossenschaften®® und die
Verlangerung der (seit Dezember 2011 geltenden) Regelung zur geordneten Liquidation von
Kreditgenossenschaften26®.

Fur Dénemark genehmigte die Kommission die Verlangerung der (seit August 2017
geltenden) Regelung fiir die geordnete Liquidation kleiner Banken.’

Die Kommission genehmigte auch die Verlangerung einer (seit November 2008 geltenden)
Bankengarantieregelung, um mdgliche Probleme im Zusammenhang mit der Liquiditatslage
der Banken in Griechenland zu I6sen.?%®

Die Kommission genehmigte ferner indirekte Beihilfen fir Finanzinstitute im Rahmen von
Regelungen, die in erster Linie darauf abzielen, sozial schwache Haushalte zu unterstiitzen,
die aufgrund von Schwierigkeiten bei der Hypothekenriickzahlung vom Verlust ihres
Eigenheims bedroht sind. In Zypern genehmigte die Kommission eine neue derartige
Regelung (,,0IKIA*“)?%, wihrend sie in Griechenland die Verlangerung einer bestehenden, im
Jahr 2019 angenommenen Regelung?’® genehmigte. In beiden Féallen sind in den Regelungen
strenge Anforderungen hinsichtlich des Werts der Erstwohnung und des Einkommens des

%2 gache SA.63002 — Polen— Elfte Verlangerung der Regelung zur geordneten Liquidation von
Kreditgenossenschaften.

263 Sache SA.64522 — Polen — Sechste Verlangerung der Abwicklungsregelung fiir Genossenschaftsbanken und
kleine Geschaftsbanken.

264 Sache SA.63965 — Polen — Aufschub der formlichen Liquidation der Bank Nowy BFG.

265 Sachen SA.62303 — Irland — 13. Verlangerung der Regelung zur Umstrukturierung und Stabilisierung der
Kreditgenossenschaft; ~ SA.100030 —  Irland—  14. Verldangerung  der  Umstrukturierungs-  und
Stabilisierungsregelung firr den Kreditgenossenschaftssektor.

266 Sache SA.62649 — Irland — 17. Verlangerung der Regelung zur Abwicklung von Kreditgenossenschaften
2020-2021.

267 Sache SA.58478, Danemark — Dritte Verlangerung der Regelung zur Liquidation kleiner Banken.

268 Sache SA.59030 — Griechenland — Verlangerung der Regelung zur Liquiditatsgarantie fir Banken.

269 Sache SA.63005 — Zypern — Regelung fiir die Verwaltung von Darlehen, im Rahmen der staatlichen
Wohnungsbaupléne (OIKIA-Regelung) gewéhrt werden.

210 Sache SA.100197 — Griechenland — Verlingerung von SA.58555 ,,Voriibergehende Regelung zum Schutz des
Erstwohnsitzes®.
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Empfangers festgelegt, wodurch sichergestellt werden soll, dass die Unterstiitzung den
bedirftigsten Personen zugutekommt.

Dariber hinaus genehmigte die Kommission die Verlangerung marktkonformer
Garantieregelungen fir die Verbriefung notleidender Kredite. Durch diese Regelungen
kdnnen die Mitgliedstaaten Banken dabei helfen, ihre Bilanzen zu bereinigen, ohne dass ihnen
Beihilfen gewahrt werden oder der Wettbewerb verfalscht wird. Fur Griechenland genehmigte
die Kommission die Verldngerung der seit Oktober 2019 geltenden beihilfefreien
Absicherungsregelung fir Bankvermdgenswerte (Hellenic Asset Protection Scheme —
,Hercules).?’* Fiur Italien genehmigte die Kommission die Verldngerung der seit
Februar 2016 bestehenden Garantieregelung fir die Verbriefung notleidender Kredite (Fondo
di Garanzia sulla Cartolarizzazione delle Sofferenze — ,,GACS*).2"2

Die Kommission stellte ferner fest, dass der schwedische Gesetzesvorschlag zur Einfihrung
einer Risikosteuer fiir groRe Kreditinstitute keine staatliche Beihilfe darstellte.?"

Als Erganzung zur Finanzierung durch Kreditinstitute oder Investmentfonds koénnen die
Mitgliedstaaten jungen KMU und Start-up-Unternehmen, die in der Regel unter einem
begrenzten Zugang zu Finanzmitteln leiden, Unterstiitzung bieten, damit sie auch angesichts
der asymmetrischen Information der Investoren wachsen und ihr volles Potenzial entfalten
kdnnen. Diese Mallnahmen kdnnen entweder direkt von den Mitgliedstaaten durchgefihrt
werden, wenn sie unter die AGVO?™ fallen, oder als anmeldepflichtige Regelungen geman
den Leitlinien fir staatliche Beihilfen zur Forderung von Risikofinanzierungen
(Risikofinanzierungsleitlinien)?™ strukturiert sein. In diesem Zusammenhang genehmigte die
Kommission im Jahr 2021 eine Anderung der bestehenden Risikofinanzierungsregelung in
Frankreich (fir den Zeitraum 2020-2025).2’® Ferner genehmigte die Kommission eine
Preismethode fur marktkonforme Garantien, die die portugiesische Entwicklungsbank (Banco
Portugués de Fomento) kleinen und mittleren Unternehmen zur Verfiigung stellen soll.?”” Mit
Beschluss vom 2. Dezember 2021 genehmigte die Kommission eine Kapitalerhéhung um
11,2 Mio. EUR fir den Fondsmanager fir Finanzierungsinstrumente in Bulgarien
(FMFIB).2’®

Im Juli 2021 erweiterte die Kommission den Anwendungsbereich der Allgemeinen
Gruppenfreistellungsverordnung auf Beihilfen aus nationalen Mitteln fur Projekte, die auch
Uber bestimmte zentral von der EU verwaltete Programme (vor allem das Programm
»InvestEU*) finanziert werden, sowie auf Beihilfen zur Unterstiitzung des 6kologischen und

271 Sache SA.62242 — Griechenland — Verlingerung der ,,Hercules“-Regelung.

212 Sache SA.62880 — Italien — Vierte Verlangerung der italienischen Garantieregelung fur die Verbriefung
notleidender Kredite.

213 Sache SA.56348 — Schweden — Schwedische Steuer auf Kreditinstitute.

274 \erordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17.6.2014 (ABI. L 187 vom 26.6.2014, S. 1) in der
geénderten Fassung.

215 Mitteilung der Kommission — Leitlinien fir staatliche Beihilfen zur Férderung von Risikofinanzierungen
(ABI. C 19 vom 22.1.2014, S. 4) in der verlangerten Fassung.

276 Sache SA.59985 — Frankreich — Modification de la décision Aide d’Etat SA. 55869 (2019/N): Dispositif IR-
PME pour les investissements dans les FCPI et FIP.

277 Sache SA.61340 — Portugal — Vorgeschlagenes Preismodell fiir Garantieregelungen im Rahmen der SNGM
(Sistema Nacional de Garantia Mutua).

278 Sache SA.61100 — Bulgarien — Kapitalerh6hung fir den FMFIB.
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digitalen Ubergangs, die auch zur Erholung von den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie
beitragen werden.?’®

Daruiber hinaus verabschiedete die Kommission nach einer Konsultation der Interessentrager
zum Entwurf der (iberarbeiteten Vorschriften?®® am 6. Dezember 2021 sowohl die
iiberarbeitete Mitteilung Gber die kurzfristige Exportkreditversicherung?®! als auch die
Risikofinanzierungsleitlinien?®2,  Mit den neuen Risikofinanzierungsleitlinien werden
insbesondere vereinfachte Bedingungen fir die Bewertung von Regelungen eingefiihrt, die
ausschlieBlich auf Start-up-Unternehmen und KMU ausgerichtet sind, die ihre ersten
kommerziellen Verkdufe noch nicht getatigt haben; zudem wird Kklargestellt, welche
Nachweise erforderlich sind, um ein spezifisches Marktversagen oder ein anderes relevantes
Hindernis fur den Zugang zu Finanzmitteln nachzuweisen.

SchlieRlich hat die Kommission ihre Absicht angekindigt, im Jahr 2022 im breiteren Kontext
der von der Kommission im Jahr 2021 eingeleiteten Uberpriifung des Rahmens fiir das
Bankenkrisenmanagement und die Einlagenversicherung eine Evaluierung der Vorschriften
fiir staatliche Beihilfen fiir Banken in Schwierigkeiten einzuleiten.?

4. GRUNDSTOFFINDUSTRIEN UND VERARBEITENDES GEWERBE
4.1 Die groRten Herausforderungen im Uberblick

Das verarbeitende Gewerbe, das mehr als 20 % der EU-Wirtschaft ausmacht, dient als Motor
fir Wachstum und Innovation und beschaftigt rund 35 Millionen Menschen, d. h. mehr als
20 % der Erwerbsbevolkerung in der EU. Die zwei Millionen in diesem Wirtschaftszweig
tatigen Unternehmen stehen vor erheblichen Herausforderungen in Form von geschéftlichen
Spannungen, der Einfuhrung fortschrittlicher Technologien und der Notwendigkeit, ihre
Geschaftsmethoden radikal anzupassen, sodass sie klimafreundlicher werden. Diese Situation
wurde durch die COVID-19-Pandemie verscharft, die zu Unterbrechungen in den
Lieferketten, Preiserh6hungen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Rohstoffen und
Komponenten sowie zu erheblichen Veranderungen bei den Arbeitsverfahren, aber auch beim
Nachfrageverhalten geflhrt hat.

Mit der Aufbau- und Resilienzfazilitat sowie dem europdischen Griinen Deal und einer neuen
Industriestrategie fir Europa sollen diese Herausforderungen bewaltigt werden, indem die
Wetthewerbsfahigkeit der EU-Unternehmen unterstiitzt und die Investitionen wahrend der
Erholung von der Pandemie und wiahrend des Ubergangs zu einer digitalisierten und sauberen
Wirtschaft gefordert werden. Die Durchsetzung von Kartell- und Fusionskontrollvorschriften
im verarbeitenden Gewerbe und in der Grundstoffindustrie tragt zu diesem Wandel bei, indem
vor allem sichergestellt wird, dass Innovationen nicht behindert werden und Unternehmen zu
fairen und gleichen Bedingungen konkurrieren konnen. Unterdessen wird durch die

279 Siehe Pressemitteilung der Kommission vom 23.7.2021, abrufbar unter:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 21 3804.

280 Sjehe https://ec.europa.eu/competition-policy/public-consultations/2021-revision-stec_de und
https://ec.europa.eu/competition-policy/public-consultations/2021-risk-finance de.

281 Mitteilung der Kommission zur Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union auf die kurzfristige Exportkreditversicherung (ABI. C 497 vom 10.12.2021, S. 5).

282 Mitteilung der Kommission, Leitlinien fir staatliche Beihilfen zur Férderung von Risikofinanzierungen (ABI.
C 508 vom 16.12.2021, S. 1).

283 Siehe Anhang von COM(2021) 713 final vom 18.11.2021.
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Anwendung der Beihilfevorschriften daflr gesorgt, dass der Wettbewerb nicht durch rein
nationale Interessen verzerrt wird, dass defizitdre Unternehmen nicht kinstlich mit
offentlichen Mitteln zum Nachteil effizienterer Wettbewerber am Leben gehalten werden und
dass offentliche Mittel in Forschung, Ausbildung und Energieeffizienz flieRen.

4.2 Beitrag der EU-Wettbewerbspolitik zur Bewaltigung der Herausforderungen
4.2.1. Kartelluntersuchungen in der Grundstoffindustrie und im verarbeitenden Gewerbe

Die Verarbeitungsindustrie und die Konsumguterindustrie stehen nach wie vor im Blickpunkt
der DurchsetzungsmaBnahmen der Kommission. Im Jahr 2021 hat die Kommission ihre
Tatigkeitsschwerpunkte  (darunter in  Bezug auf die Einzelfallbearbeitung, die
Marktiberwachung und die Forderung des Wettbewerbsgedankens) in diesen Sektoren
beibehalten. Im Juni 2021 fuhrte die Kommission Prifungen im Bereich der Herstellung und
des Vertriebs von Bekleidung in Deutschland durch.?®* Sie war zudem offen fiir Gespréache
mit  Interessentragern Uber die mogliche Anwendung des Kartellrechts auf
genossenschaftliche  Krisenprogramme. Gleichzeitig Uberwachte sie weiterhin die
Anschlussmarkte in der verarbeitenden Industrie, um sicherzustellen, dass der Wetthewerb
nicht zum allgemeinen Nachteil der Verbraucher eingeschrankt wird.

4.2.2. Fusionskontrolluntersuchungen in der Grundstoffindustrie und im verarbeitenden
Gewerbe

Am 18. Marz 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme von Eaton Hydraulics durch
Danfoss unter Auflagen.?®® Beide Unternehmen sind weltweit filhrende Anbieter
hydraulischer Komponenten, die in Maschinen im landwirtschaftlichen, industriellen und
baugewerblichen Sektor verwendet werden. Nach einer eingehenden Untersuchung
beflirchtete die Kommission, dass das Vorhaben zu einer geringeren Auswahl und héheren
Preisen fur bestimmte Hydraulikkomponenten, wie hydraulische Lenkanlagen,
elektrohydraulische Lenkventile und Orbitmotoren, hatte fiihren kénnen. Um die Bedenken
der Kommission auszurdumen, bot Danfoss an, drei Produktionsstatten in Breslau (Polen),
Parchim (Deutschland) und Hopkinsville (USA) zu verduf(ern und diese MaRRnahme durch
eine Ubertragung weiterer Produktionslinien und Technologien zu erginzen. Mit den
Verpflichtungszusagen werden die wettbewerbsrechtlichen Bedenken der Kommission
vollstdndig ausgerdaumt und es wird sichergestellt, dass die nachgelagerten
Maschinenhersteller weiterhin von wettbewerbsfahigen Preisen profitieren und aus
innovativen Komponenten fiir ihre Produkte wéhlen kénnen.

Am 23. Dezember 2019 meldete EssilorLuxottica bei der Kommission die geplante
Ubernahme von GrandVision an. EssilorLuxottica ist das weltweit groRte Augenoptik-
Unternehmen, das im Bereich Sonnenbrillen, Brillengldser und Fassungen tétig ist. Es besitzt
oder betreibt mehrere bekannte Marken in der Augenoptik-Branche wie Ray-Ban, Oakley und
Chanel. Es ist auch mit Augenoptik-Einzelhandelsketten in verschiedenen européischen
Landern présent. GrandVision ist ein weltweit operierender Augenoptik-Einzelhéndler, der
einige der groRten Optikerketten in Europa wie GrandOptical und Pearle betreibt. Nach einer
eingehenden Untersuchung hatte die Kommission Bedenken, dass das einzigartige
Markenportfolio von EssilorLuxottica in Verbindung mit der fihrenden Présenz von

284Gjehe Pressemitteilung vom 22.6.2021 unter
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 21 3145.
285 Sache M.9820, Danfoss/Eaton Hydraulics.
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GrandVision auf dem Einzelhandelsmarkt fur diese Produkte den Zugang konkurrierender
Optiker zu den Produkten von EssilorLuxottica in Belgien, Italien und den Niederlanden
verschlechtern konnte. Um die Bedenken der Kommission auszurdumen, bot EssilorLuxottica
an, einen Teil seines Einzelhandelsgeschafts in diesen Mitgliedstaaten zu verdufRern. Am
23. Marz 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme von GrandVision durch
EssilorLuxottica unter den oben genannten Auflagen.?®® Durch diesen Eingriff stellte die
Kommission sicher, dass der Wettbewerb auf der Ebene des Augenoptik-Einzelhandels
dynamisch bleibt, was den Kunden in den betroffenen Landern zugutekommt.

In der Pflanzenschutzbranche genehmigte die Kommission am 11. Februar 2021 die
Ubernahme von Belchim durch Mitsui unter einer Reihe von Auflagen.?®” Dabei handelte es
sich um Folgende: i) Ubertragung der Mitsui-Vertriebsvereinbarung und des Kundenbestands
fir seine Pflanzenwuchsregulatoren fir Kartoffeln (zur Verhinderung oder Kontrolle der
Keimung gelagerter Kartoffeln) fir Deutschland, Polen, Danemark, Schweden, Norwegen
und Finnland und ii) Ubertragung der Belchim-Vertriebsvereinbarung und anderer relevanter
Daten und Vereinbarungen fur seine Paraffindle zur Virusbekampfung bei Pflanzkartoffeln
und Blumenzwiebeln (zur Kontrolle der Ausbreitung von Viren) in den Niederlanden. Die
Kommission stellte fest, dass das Vorhaben in der urspriinglich angemeldeten Form den
Wetthewerb erheblich beeintrachtigt und zu héheren Preisen in den betreffenden Landern fur
die Lieferung der genannten Produkte hatte fihren kénnen. Durch ihr Eingreifen stellte die
Kommission sicher, dass die Kunden von Pflanzenwuchsregulatoren und von Paraffindlen zur
Virusbekdmpfung in den betreffenden Landern weiterhin eine ausreichende Auswahl haben.

Im Jahr 2021 setzte die Kommission ihre Untersuchung in Bezug auf die Ubernahme von
Daewoo Shipbuilding & Marine Engineering CO., Ltd (DSME) durch Hyundai Heavy
Industries Holdings (HHIH) fort und untersagte diese Ubernahme schlieflich am 13. Januar
2022.2% Die beiden Unternehmen sind zwei der drei groRten Akteure auf dem sehr
konzentrierten weltweiten Markt fur den Bau grofer Flussigerdgastanker. Die Kommission
stellte fest, dass der Zusammenschluss zu einer beherrschenden Stellung gefiihrt, die Auswahl
der Lieferanten eingeschréankt und héhere Preise fir EU-Abnehmer auf dem Weltmarkt flr
den Bau von groRen Flissigerdgastankern zur Folge gehabt héatte, bei denen es sich um
hochentwickelte, schwierig zu bauende und teure Schiffe handelt. Die Kommission stiitzte
ihre Feststellungen auf Erwdgungen wie die sehr grofRen und wachsenden Marktanteile der
beteiligten Unternehmen sowie die Tatsache, dass es flr die Abnehmer bereits kaum
Alternativen gibt und dass es fir eine Werft duRerst schwierig ist, auf diesem Markt
erfolgreich Ful3 zu fassen oder zu expandieren. Die beteiligten Unternehmen haben keine
formlichen Verpflichtungsangebote vorgelegt, um die Bedenken der Kommission
auszurdumen. Die Kommission bewahrte einen wirksamen Wettbewerb auf dem Markt fir
grolRe Flissigerdgastanker zugunsten der Abnehmer in der EU (auf die in den letzten funf
Jahren fast 50 % aller Bestellungen fiir solche Schiffe entfielen).

Am 3. Mai 2021 verhéngte die Européische Kommission eine Geldbul’e von 7,5 Mio. EUR
gegen Sigma-Aldrich, weil das Unternehmen wahrend der Untersuchung, die die Kommission
zur Ubernahme von Sigma-Aldrich durch Merck durchfiihrte, unrichtige bzw. irrefilhrende
Angaben vorgelegt hatte.?®® Die Kommission hatte diese Ubernahme im Jahr 2015 unter der
Auflage genehmigt, dass bestimmte Vermogenswerte von Sigma-Aldrich verauRert wirden,

286 Sache M.9569 — EssilorLuxottica/GrandVision.

287 Sache M.9686 — Mitsui/Belchim Pflanzenschutz.

288 Sache M.9343 — Hyundai Heavy Industries Holdings/Daewoo Shipbuilding & Marine Engineering.
289 Sache M.8181 — Merck/Sigma-Aldrich.
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wodurch die Wettbewerbsbedenken in Bezug auf Markte fir besondere Laborchemikalien
ausgerdaumt werden sollten. In der Folge fand die Kommission jedoch Belege dafiir, dass
Sigma-Aldrich es versaumt hatte, zum Zeitpunkt der Erdrterung der Abhilfemanahme ein
Innovationsvorhaben offenzulegen, obwohl es fir die Untersuchung der Kommission von
Bedeutung war. Auf der Grundlage der internen Unterlagen von Sigma-Aldrich und anderer
Belege aus der Zeit kam die Kommission zu dem Schluss, dass Sigma-Aldrich vorsatzlich
oder zumindest fahrlassig gehandelt hatte. In dem Beschluss wird betont, dass die
Bereitstellung richtiger und volistandiger Informationen einen Eckpfeiler des EU-
Fusionskontrollrechts darstellt und dass die beteiligten Unternehmen der Kommission alle
potenziell relevanten Informationen offenlegen oder mit einer GeldbufRe rechnen missen.

4.2.3. Beihilferechtliche Untersuchungen in der Grundstoffindustrie und staatliche Beihilfen
fur die Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten

Neben einer anhaltend hohen Zahl von Beschlissen im Zusammenhang mit der COVID-19-
Pandemie konzentrierte sich die Durchsetzung auf die Bewertung mehrerer bedeutender
Rettungs- und Umstrukturierungsmalinahmen, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf dem
Luftverkehrssektor lag (siehe Abschnitt 7.2.2. Beihilfen im Luftverkehr).

Dartiber hinaus nahm die Kommission im Dezember 2021 einen Beschluss an, mit dem sie
die Umstrukturierungsbeihilfe Kroatiens zugunsten des Maschinenbauunternehmens Buro
DPakovi¢ d.d. in Hohe von insgesamt 57,4 Mio. EUR genehmigte.?®® Kerngeschaft des
Unternehmens ist die Herstellung von Guiterwagen flr besondere Zwecke. Nachdem die
Rettungsbeihilfe fur das Unternehmen im Mai 2020 genehmigt wurde, présentierte Kroatien
einen Plan fiir die Finanzierung der Umstrukturierung von Puro Dakovi¢ und fiir die
Wiederherstellung seiner langfristigen Rentabilitdt mithilfe eines privaten Investors — eines
Konsortiums der tschechischen Unternehmen DD Acquisition —, der der Mehrheitsaktionar
von Puro PBakovi¢ werden soll. Die Kommission stellte fest, dass die Beihilfe angemessen ist,
einen umfassenden Umstrukturierungsplan mit Laufzeit bis Ende 2023 unterstiitzt und dass
sie verhaltnismaRig ist, da das Unternehmen und der Investor einen Eigenbeitrag von uber
50 % der Umstrukturierungskosten zu Marktbedingungen leisten. Auferdem sind
MaRnahmen vorgesehen, um mogliche Wettbewerbsverzerrungen auf dem Markt fur
Guterwagen, auf dem das Unternehmen tatig ist, zu begrenzen.

5. AGRAR- UND LEBENSMITTELINDUSTRIE
5.1 Die groRten Herausforderungen im Uberblick

Die Resilienz der Lebensmittelversorgungsketten wurde im Jahr 2021 infolge der COVID-19-
Pandemie weiter einer Belastungsprobe ausgesetzt. Der Anstieg der Energiepreise in Europa
gegen Ende 2021, insbesondere fur Erdgas, hat bereits zu einem erheblichen Anstieg der
Preise fur Dingemittel geflihrt. Auch die Rohstoffpreise und die Frachtkosten sind stark
gestiegen. Infolgedessen lagen die weltweiten Lebensmittelpreise gegen Ende 2021 dem
FAO-Lebensmittelpreisindex zufolge auf ihrem hochsten Stand seit 2011.2%

Wahrend sich die Lebensmittelversorgungskette der EU waéhrend der anhaltenden Pandemie
insgesamt als widerstandsféhig erwiesen hat, waren einige spezifische Wirtschaftszweige,

29 Sache SA.58248 — Kroatien — Umstrukturierungsbeihilfe fiir Puro Dakovié.

291 Der FAO-Lebensmittelpreisindex ist eine MessgréRe fur die monatliche Veranderung der internationalen
Preise eines Korbs von Lebensmitteln, abrufbar
unter:https://www.fao.org/worldfoodsituation/foodpricesindex/en/.
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Erzeugnisse und  Arbeitnehmergruppen durch die Krise starker belastet. Die
Herausforderungen, die bei der Lagerung der Produktion, z. B. in der Aquakultur, bestehen,
haben diesen Druck verstarkt, ebenso wie der Riickgang der Nachfrage nach Erzeugnissen
dieser Sektoren, insbesondere aus dem Gaststattengewerbe.

Diese Herausforderungen ergeben sich zusétzlich zu den bereits bestehenden langerfristigen
Herausforderungen fir die europdische Agrar- und Lebensmittelindustrie, ndmlich i) dem
verstarkten Wettbewerb durch das Angebot innerhalb und auBerhalb Europas, ii) héheren und
sich andernden Anforderungen der Endverbraucher in Bezug auf qualitative Aspekte wie
Gesundheit, Tierschutz, Vielfalt und verbesserte Ruckverfolgbarkeit und iii) dem hoéheren
Investitionsbedarf, um dazu beizutragen, dass die Lebensmittelwertschopfungskette eine
geringere Verschmutzung von Luft, Boden und Wasser verursacht, und um die
Treibhausgasemissionen zu senken.

In Verbindung mit bestimmten Merkmalen des Agrarsektors der EU, wie einer geringen
Konzentration, einer geringen Grof3e und einer schwacheren Verhandlungsposition gegeniber
Lebensmittelverarbeitern, GroRhdndlern und Einzelhdndlern, ist es fur den Sektor
schwieriger, diese Herausforderungen zu bewadltigen. Dartiber hinaus stellt das Problem des
Generationswechsels in der Landwirtschaft trotz der positiven Auswirkungen der
Finanzmittel der Gemeinsamen Agrarpolitik nach wie vor ein strukturelles Risiko fur die
langfristige Lebensfahigkeit des Agrarsektors der EU dar.?%?

5.1.1. Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) fur den Zeitraum 2023-2027

Im Dezember 2021 nahmen die beiden gesetzgebenden Organe die Reform der GAP fiir den
Zeitraum 2023-2027 an.?®® Die neuen Bestimmungen enthalten Klarstellungen bestimmter
Wettbewerbsregeln  und zwei neue Ausnahmen vom  Anwendungsbereich  der
Wettbewerbsregeln. Die erste Ausnahme gilt fir alle Erzeugnisse mit geschitzter
geografischer Angabe (geschitzte Ursprungsbezeichnung— g.U. oder geschitzte
geografische Angabe — g. g. A.) und sieht die Mdoglichkeit vor, das Angebot der Erzeugnisse
fiir eine bestimmte geografische Angabe gemeinsam festzusetzen.?%

Die zweite Ausnahmeregelung erlaubt Vereinbarungen, die von landwirtschaftlichen
Erzeugern (allein oder gemeinsam mit/anderen Akteuren der Lieferkette) geschlossen werden
und auf die Verwirklichung von Nachhaltigkeitszielen wie Klimaschutz und Anpassung an
den Klimawandel, Verringerung des Einsatzes von Pestiziden, Tierwohl usw. abzielen, wenn
solche Vereinbarungen dem Zweck dienen, einen hdheren Nachhaltigkeitsstandard
anzuwenden, als er durch das Unionsrecht oder nationales Recht vorgeschrieben ist.?%

292 Sjehe beispielsweise die Bewertung der Auswirkungen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) auf den
Generationswechsel, die lokale Entwicklung und die Beschéftigung in l&ndlichen Gebieten (SWD(2021) 78
final).

298 V)erordnung (EU) 2021/2117 vom 2.12.2021 (ABI. L 435 vom 6.12.2021, S. 262).

2% Artikel 166a der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 (ber eine gemeinsame Marktorganisation fur landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr.922/72, (EWG) Nr.234/79, (EG) Nr.1037/2001 und (EG)
Nr. 1234/2007 des Rates, gedndert durch Artikel 1 Absatz 49 der Verordnung (EU) 2021/2117 vom 2.12.2021
(ABI. L 435 vom 6.12.2021).

2% Artikel 210a der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
17. Dezember 2013 (ber eine gemeinsame Marktorganisation fur landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr.922/72, (EWG) Nr.234/79, (EG) Nr.1037/2001 und (EG)
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Eine zentrale, von den beiden gesetzgebenden Organen festgelegte Bedingung ist, dass mit
diesen Vereinbarungen lediglich Wettbewerbsbeschrankungen auferlegt werden, die fir das
Erreichen dieses Standards unerldsslich sind. Die Kommission und die nationalen
Wettbewerbsbehorden koénnen beschlielien, eine Vereinbarung zu &ndern oder zu beenden,
wenn sie es flr erforderlich erachten, um den Wettbewerb aufrechtzuerhalten, oder wenn sie
feststellen, dass die Verwirklichung der Ziele gemaR Artikel 39 AEUV gefahrdet ist. Die
Kommission gibt bis Dezember 2023 Leitlinien fir Marktteilnehmer zu den Bedingungen fir
die Anwendung dieser Ausnahme heraus.

5.1.2. Herausforderungen im Hinblick auf das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts

Eine erste Herausforderung fur ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarkts besteht
darin, dass es auf bestimmten nationalen Markten protektionistische Vereinbarungen gibt. Auf
manchen nationalen Mérkten vereinbaren Marktteilnehmer (beispielsweise die Einzelhéndler
unter sich oder gemeinsam mit anderen Ebenen der Versorgungskette) mitunter, heimischen
Produkten den Vorzug zu geben, obwohl diese Bevorzugung nicht auf objektiven
Produktkriterien (wie Qualitat, bestimmte Merkmale usw.) basiert. Diese Bevorzugung wird
mitunter durch die Kennzeichnung der Herkunft heimischer Produkte geférdert, ungeachtet
der obligatorischen Kennzeichnungsvorschriften fir bestimmte Erzeugnisse und
Lebensmittel.?®® Eine derartige Benachteiligung aufgrund der Staatsangehérigkeit stellt eine
Verletzung des fundamentalen Grundsatzes der EU dar, allen Herstellern innerhalb der EU
unabhéngig von ihrer Herkunft eine faire Chance zu geben. Die Kommission untersuchte in
Abstimmung mit den nationalen Wettbewerbsbehdrden im Jahr 2021 eine Reihe von
Vereinbarungen, die zwischen Supermarktketten oder Vertretern von Marktteilnehmern
entlang der Versorgungskette geschlossen wurden. Diese Untersuchungen hatten zur Folge,
dass in den meisten Fallen die Bedingungen der Vereinbarungen geadndert oder die
Vereinbarungen beendet wurden.

5.2. Der Beitrag der EU-Wettbewerbspolitik zur Sicherung des funktionsfahigen
Binnenmarkts

5.2.1. Die Anwendung der EU-Beihilfevorschriften im Agrar- und Fischereisektor

Staatliche Beihilfen zur FOrderung der wirtschaftlichen Entwicklung der Land- und
Forstwirtschaft sind im groBeren Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) und
insbesondere der Politik zur Entwicklung des landlichen Raums zu sehen. Ebenso sind
staatliche Beihilfen zur Forderung der wirtschaftlichen Entwicklung des Fischerei- und
Agquakultursektors eng mit der Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) und insbesondere mit der
im Rahmen des Européaischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds (EMFAF) gewéhrten
EU-Unterstiitzung verbunden. Die wirtschaftlichen Auswirkungen staatlicher Beihilfen
andern sich nicht, unabhé&ngig davon, ob sie (auch nur teilweise) von der EU oder von einem
Mitgliedstaat allein finanziert werden. Folglich ist der Einsatz staatlicher Beihilfen nur dann
zu rechtfertigen, wenn sie im Einklang mit der GAP und der GFP stehen und den

Nr. 1234/2007 des Rates, gedndert durch Artikel 1 Absatz 60 der Verordnung (EU) 2021/2117 vom 2.12.2021
(ABI. L 435 vom 6.12.2021).

2% Bei bestimmten Erzeugnissen und Lebensmitteln besteht zum Nutzen der Verbraucher die Verpflichtung, das
Ursprungsland oder den Herkunftsort anzugeben. Dariiber hinaus tragen geografische Angaben (g. A.) dazu bei,
Erzeugnisse zu kennzeichnen, die aufgrund naturlicher oder menschlicher Faktoren, die mit dem Herkunftsort
zusammenhangen, eigene Merkmale oder ein bestimmtes Ansehen haben. Somit tragen geografische Angaben
als eine Art Recht des geistigen Eigentums dazu bei, einen fairen Wettbewerb zu férdern, indem sie einen
Missbrauch in bdser Absicht verhindern.
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grundlegenden Zielen dieser Strategien entsprechen, d. h. der Gewahrleistung einer rentablen
Nahrungsmittelproduktion und der Forderung einer effizienten und nachhaltigen
Ressourcennutzung, um ein intelligentes und nachhaltiges Wachstum zu erzielen, das auch
wirtschaftliche, soziale und beschéftigungspolitische Vorteile bringt.

Die Kommission hat spezifische Rahmenregelungen fur staatliche Beihilfen in den Bereichen
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei und Aquakultur festgelegt. Die meisten dieser
Regeln bestehen seit Langem und haben ihre Bedeutung im Laufe der Jahre bewiesen. Die
Beihilfevorschriften sind jedoch zeitlich befristet, und die derzeitigen Beihilfevorschriften
laufen Ende 2022 aus. Die laufende Uberpriifung umfasst die
Gruppenfreistellungsverordnung fiir den Agrarsektor?®’, die Rahmenregelung fiir staatliche
Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten®®, die
Gruppenfreistellungsverordnung fiir den Fischereisektor?®®, die Verordnung tiber De-minimis-
Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor® und die Leitlinien fiir staatliche Beihilfen im
Fischerei- und Adquakultursektor®®’. Die Verordnung iiber De-minimis-Beihilfen im
Agrarsektor®®? wurde bereits 2019 Uberarbeitet und ist daher nicht Teil der aktuellen
Uberprifung.

Auch im Jahr 2021 bewertete die Kommission die Anmeldungen der Mitgliedstaaten zu den
staatlichen Beihilfen, erlieR insgesamt 198 Beschliisse®*® in Bezug auf den Agrar-, Forst-,
Fischerei- und Aquakultursektor und beriet die Behdrden der Mitgliedstaaten weiterhin bei
der Auslegung und Umsetzung der geltenden Beihilfevorschriften. Zudem prifte die
Kommission weiterhin alle neuen MaRnahmen, die unter eine Gruppenfreistellung fallen und
von den Mitgliedstaaten im Rahmen der bestehenden Gruppenfreistellungsverordnung fur den
Agrarsektor geplant wurden, vor deren Inkrafttreten (insgesamt 418) und beriet die
Mitgliedstaaten bei etwaigen Zweifeln oder Problemen, damit sie die entsprechenden
Beihilferegelungen rasch umsetzen konnen.

5.2.2. Untersuchung moglicher Beschrankungen des parallelen Handels

Im Jahr 2021 setzte die Kommission ihre Untersuchungen von Amts wegen zu mdglichen

297 Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25.6.2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit
bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags tber die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABI. L 193
vom 1.7.2014, S. 1).

2% Mitteilung der Kommission: Rahmenregelung der Européischen Union flir staatliche Beihilfen im Agrar- und
Forstsektor und in landlichen Gebieten 2014-2020 (ABI. C 204 vom 1.7.2014, S. 1).

29 Verordnung (EU) Nr. 1388/2014 der Kommission vom 16.12.2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit
bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von in der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von
Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur tatigen Unternehmen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABI. L 369 vom 24.12.2014,
S. 37).

300 Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27.6.2014 lber die Anwendung der Artikel 107 und
108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- und
Aquakultursektor (ABI. L 190 vom 28.6.2014, S. 45).

301 Mitteilung der Kommission: Leitlinien fur die Priifung staatlicher Beihilfen im Fischerei- und
Aquakultursektor (ABI. C 217 vom 2.7.2015, S. 1).

302 Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 (ber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen im
Agrarsektor (ABI. L 352 vom 24.12.2013, S. 9).

303 Dazu gehdren Beschlisse darlber, keine Einwéande zu erheben, Beschliisse zur Einleitung des formlichen
Prufverfahrens sowie Berichtigungen oder Berichtigungsbeschlisse.
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Beschrankungen des parallelen Handels mit Lebensmitteln fort. Sie leitete im Januar 2021
eine  Untersuchung  gegen  Mondelez  beziglich  einer  Reihe  potenziell
wettbewerbsbeschréankender Praktiken in den Markten fur Schokolade, Kekse und
Kaffeeerzeugnisse ein.*®* AuRerdem fiihrte sie andere Untersuchungen durch, z. B. im
Getrankesektor. Solche Durchsetzungsmafinahmen zielen darauf ab, niedrigere Preise flr die
Verbraucher auf den relevanten Maérkten sowie eine groRere Auswahl an angebotenen
Produkten sicherzustellen.

5.2.3. Beschaffungsallianzen und Wettbewerb im Einzelhandel des Binnenmarkts

Im Jahr 2021 hat die Kommission ihre im November 2019 er6ffnete kartellrechtliche
Untersuchung gegen zwei grofRe franzosische Einzelhandelsunternehmen, Casino und Les
Mousquetaires/Intermarché, wegen moglicher geheimer Absprachen im Rahmen ihrer
Beschaffungsallianz fortgesetzt, die in einer Abstimmung der Entwicklung von Geschéften
und der Preise gegeniiber Endverbrauchern besteht.3%

Mit diesen Untersuchungen mdchte die Kommission gegen ein EU-weites Systemrisiko
geheimer Absprachen durch Beschaffungsallianzen auf nationaler und internationaler Ebene
vorgehen. Das Risiko eines wettbewerbsbeschrankenden Informationsaustauschs hat sich
verscharft, da die Einzelh&ndler hdufig die Partner in diesen Allianzen gewechselt haben und
spezialisierte Fuhrungskrafte zwischen Einzelhéndlern und Allianzen ausgetauscht wurden,
wodurch die Einzelhéndler eine Vielzahl an Mdglichkeiten fiir geheime Absprachen erhielten.

Die Rechtssache Casino & Intermarché Alliance ist Gegenstand eines Gerichtsverfahrens. Am
5. Oktober 2020 hat das Gericht Uber die RechtméRigkeit der Nachprifungsbeschliisse der
Kommission aus dem Jahr 2017 in drei Féllen entschieden.%® Die betroffenen Unternehmen
legten Rechtsmittel gegen die Urteile beim EuGH ein.

6. ARZNEIMITTELSEKTOR UND GESUNDHEITSWESEN
6.1 Die groRten Herausforderungen im Uberblick

Der Zugang der Verbraucher zu wirksamen, innovativen und erschwinglichen Arzneimitteln
ist eine der Saulen der neuen Arzneimittelstrategie fur Europa der Kommission.*” Als Beitrag
zu diesen Zielen haben die Kommission und die Wettbewerbsbehdrden der Mitgliedstaaten
im Jahr 2021 das EU-Wettbewerbsrecht im Arzneimittelsektor und Gesundheitswesen weiter
energisch durchgesetzt. Die DurchsetzungsmaRnahmen erganzen den Rechtsrahmen in diesen
Wirtschaftszweigen und férdern sowohl einen dynamischen Wettbewerb, der zu
innovativeren Arzneimitteln fiihrt, als auch einen wirksamen Preiswettbewerb, der wiederum
zu erschwinglicheren und leichter zugéanglichen Arzneimitteln und Behandlungen beitrégt.

304 Sache AT.40632 — Handelsheschrankungen durch Mondelez.

305 Sache AT.40466 — Alliance Casino & Intermarché.

306 Urteile des Gerichts vom 5.10.2020, Casino, Guichard-Perrachon und Achats Marchandises Casino SAS
(AMC)/Kommission, T-249/17, ECLI:EU:T:2020:458; Intermarché Casino Achats/Kommission, T-254/17,
ECLI:EU:T:2020:459, und Les Mousquetaires und ITM  EntreprisesslKommission, T-255/17,
ECLI:EU:T:2020:460. Gegen die Urteile wurde Berufung beim Européischen Gerichtshof eingelegt (C-
690/20 P; C-693/20 P und C-682/20 P).

307 Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Eine Arzneimittelstrategie fir Europa (COM(2020) 761
final vom 25.11.2020).
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6.2 Beitrag der EU-Wettbewerbspolitik
6.2.1. Durchsetzung des Kartellrechts im Arzneimittelsektor

Im Februar 2021 erlieR die Kommission in der Sache Aspen ihren ersten Beschluss Uber
iiberhohte Preise im Arzneimittelsektor.3® Mit dem Beschluss wird die zehnjihrige
Preisverpflichtung von Aspen fir eine Reihe von Krebsmedikamenten in Europa
(ausgenommen Italien) verbindlich, wodurch die Preise fir diese Medikamente im
Durchschnitt um 73 % gesenkt werden. Die Kommission wird die Umsetzung der
Verpflichtungszusagen durch das Unternehmen weiter Gberwachen.

Die Kommission prift auch potenziell wettbewerbswidrige einseitige Praktiken, die den
Markteintritt oder die Expansion billigerer Produkte (z. B. Generika oder Biosimilars) nach
dem Verlust der Exklusivitatsrechte des Originalprodukts behindern. Im Marz 2021 leitete die
Kommission eine neue Untersuchung zu einem mdglichen Missbrauch einer
marktbeherrschenden Stellung durch Teva aufgrund eines mutmaflichen Missbrauchs des
Patentsystems und einer Herabsetzungskampagne zur Behinderung des Markteintritts von
Konkurrenzprodukten ein.3%°

Dartiber hinaus flhrte die Kommission unangekiindigte Nachprifungen im Bereich
Tiergesundheit durch® und untersucht Beschwerden und Marktinformationen, insbesondere
in Bezug auf Verhaltensweisen, die den Markteintritt oder die Akzeptanz konkurrierender
Erzeugnisse behindern3!t,

Urteil in der Rechtssache Lundbeck?!?

In der Rechtssache Lundbeck wurde der Ansatz der Kommission®® in Bezug auf ,,Pay-for-delay*-
Vereinbarungen im Zusammenhang mit Patentstreitigkeiten vom EuGH uneingeschrankt bestétigt. In
diesen Vereinbarungen bietet ein Pharmaunternehmen den Generikaherstellern Werttbertragungen an,
um sie dazu zu bewegen, ihre eigenen Bemiuhungen um den Markteintritt aufzugeben oder zu
verzdgern.

Im Jahr 2002 hatte Lundbeck eine Reihe von Vereinbarungen mit verschiedenen Generikafirmen (ber
ein  Generikum der Citalopram-Marke von Lundbeck, einem ,,Blockbuster“-Antidepressivum,
geschlossen. Die Generikafirmen vereinbarten mit Lundbeck, auf eine Markteinfuhrung zu verzichten,
und erhielten als Gegenleistung von Lundbeck erhebliche Barzahlungen und andere Anreize in Hoéhe
von vielen Millionen Euro. Lundbeck sprach intern von der Griindung eines ,,Clubs® und von ,,einem
Haufen $$$, der mit den Generikaherstellern geteilt werden sollte.

308 Sache AT.40394 — Aspen.

309 Sache AT.40588 — Teva Copaxone. Siehe: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 21 1022
310 Sjehe https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21 5543.

311 In einigen Fallen haben die betroffenen Unternehmen nach den von der Kommission eingeleiteten
Untersuchungsmaflinahmen die Praktiken in der Sache aufgegeben oder gedndert, siehe z. B. die Sache AT.40731
Quidel: Diagnostische Testkits, bei der ein langjahriges Wettbewerbsverbot in Bezug auf Testkits fur Herz-
Kreislauf-Erkrankungen aufgehoben wurde, und die Sache AT.40576 — Lonza, in der vermeintliche
Ausschlusspraktiken bei der Vertragsentwicklung und der Herstellung biologischer Arzneimittel eingestellt
wurden.

312 Urteile des Gerichtshofs vom 25.3.2021, Sun Pharmaceutical Industries und Ranbaxy (UK)/Kommission, C-
586/16 P, ECLI:EU:C:2021:241; Generics (UK)/Kommission, C-588/16 P, ECLI:EU:C:2021:242;
Lundbeck/Kommission, C-591/16 P, ECLI:EU:T:2021:243; Arrow Group und Arrow Generics/Kommission, C-
601/16 P, ECLI:EU:C:2021:244; Xellia Pharmaceuticals und Alpharma/Kommission, C-611/16 P,
ECLI:EU:C:2021:245 und Merck/Kommission, C-614/16 P, ECLI:EU:C:2021:246.

313 Beschluss C(2013) 3803 final der Kommission vom 19.6.2013 in einem Verfahren nach Art. 101 AEUV und
Art. 53 des EWR-Abkommens (Sache AT.39226 — Lundbeck).
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https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_1022
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_5543

Der EuGH bestitigte die Einschitzung der Kommission, dass solche ,,Pay-for-delay*“-Vereinbarungen
bezweckte Beschréankungen darstellten, da sich die Wertubertragungen allein mit dem Interesse der
Parteien an der Vermeidung von Leistungswettbewerb erklaren lassen. Der EUGH bestétigte ferner,
dass Lundbeck und die Generikafirmen zum Zeitpunkt der Vereinbarungen potenzielle Wetthewerber
waren, da sie tatsachliche und konkrete Mdoglichkeiten hatten, in den Markt einzutreten und mit
Lundbeck zu konkurrieren und mit keinen unuberwindlichen Marktzutrittsschranken konfrontiert
waren.

6.2.2. Fusionskontrolle im Arzneimittelsektor

Die Kommission stellte weiterhin sicher, dass Zusammenschliisse im Arzneimittelsektor nicht
zu Preiserhéhungen oder einer geringeren Auswahl fur die Verbraucher oder zu weniger
Innovation fuhren.

Am 19. Februar 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme von Varian durch Siemens
vorbehaltlich von Zusagen zur Gewahrleistung von Interoperabilitdt zwischen: i) seinen
Bildgebungslosungen und den Strahlentherapieldsungen von Wettbewerbern und ii) seinen
Strahlentherapielosungen und den Bildgebungslésungen von Wettbewerbern.®* Die
Kommission stellte fest, dass das Vorhaben in der urspriinglich angemeldeten Form den
Wetthewerb beeintréchtigt hatte, da es zum Ausschluss von Wettbewerbern auf den Markten
fir Losungen fir die diagnostische Bildgebung und fur Strahlentherapieldsungen im
Européischen Wirtschaftsraum (EWR) und im Vereinigten Konigreich gefuhrt hatte. Die
Untersuchung der Kommission ergab insbesondere, dass ein Zusammenschluss von Siemens,
dem groRten Anbieter medizinischer Bildgebungslésungen, mit Varian als groRtem Anbieter
von Strahlentherapielésungen durch die Verschlechterung der Interoperabilitdt zum
Ausschluss der Wettbewerber der beteiligten Unternehmen fiihren kénnte.

Am 5. Juli 2021 genehmigte die Kommission die Ubernahme von Alexion durch
AstraZeneca, beides weltweit aufgestellte Pharmaunternehmen.3!® Der Schwerpunkt von
Alexion liegt auf der Behandlung seltener Krankheiten, der von AstraZeneca hingegen auf
haufigen Krankheiten. Das Vorhaben hat Folgendes bewirkt: i) horizontale Uberschneidungen
zwischen den Pipelines von Medikamenten von AstraZeneca und Alexion zur Behandlung
von Lupus-Nephritis, follikularem Lymphom und peripheren T-Zell-Lymphomen und ii) eine
vertikale Verbindung im Zusammenhang mit der Herstellung von Uplizna, einem
Medikament zur Behandlung verschiedener seltener Krankheiten. Die Kommission stellte
fest, dass die geplante Ubernahme keinen Anlass zu wettbewerbsrechtlichen Bedenken gibt,
da sie nur begrenzte Auswirkungen auf die betroffenen Markte hat.

Die Kommission hatte am 19. April 2021 einem Antrag Frankreichs, dem sich Belgien,
Griechenland, Island, die Niederlande und Norwegen angeschlossen hatten, stattgegeben, die
geplante Ubernahme von GRAIL durch lllumina nach der EU-Fusionskontrollverordnung zu
prifen. Illumina ist ein fuhrender Anbieter von Sequenzierungsinstrumenten der néchsten
Generation (Next Generation Sequencing— NGS) mit kurzer Read-Lange fur Gen- und
Genomanalysen. GRAIL ist Kunde von Illumina und entwickelt Krebserkennungstests auf
Basis von NGS-Systemen mit kurzer Read-Ldnge. Die nach der EU-
Fusionskontrollverordnung vorgesehenen Umsatzschwellen wurden bei dem vorgeschlagenen

314 Beschluss der Kommission vom 19.2.2021 in der Sache M.9945 — Siemens Healthineers/Varian Medical
Systems. Siehe: https://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/case_details.cfm?proc_code=2 M _9945.

315 Beschluss der Kommission vom 5.7.2021 in der Sache M.10165 — AstraZeneca/Alexion Pharmaceuticals.
Siehe: https://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/case_details.cfm?proc_code=2 M 10165.
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Vorhaben nicht erreicht, und das Vorhaben wurde in keinem Mitgliedstaat angemeldet,
erfillte aber die Voraussetzungen fur einen Verweisungsantrag nach Artikel 22 der EU-
Fusionskontrollverordnung.

Am 22. Juli 2021 leitete die Kommission eine eingehende Priifung der geplanten Ubernahme
von GRAIL durch Illumina ein.?!® Die Kommission hatte ernsthafte Zweifel daran, dass die
geplante Ubernahme den Wettbewerb und die Innovation auf dem aufstrebenden Markt fiir
die Entwicklung und Vermarktung von auf Sequenzierungstechnologien der néchsten
Generation mit kurzer Read-L&nge basierenden Tests zur Erkennung von Krebs
beeintrachtigen konnte.

Am 18. August 2021 gab Illumina 6ffentlich bekannt, dass es die Ubernahme von GRAIL
ungeachtet der noch laufenden Prifung des geplanten Zusammenschlusses seitens der
Kommission vollzogen habe. Die Kommission leitete eine Untersuchung ein, um die
mdogliche Verhéngung einer Geldbulle wegen eines Verstol3es gegen die Stillhaltepflicht zu
priufen. Am 29. Oktober 2021 erlieR die Kommission einstweilige Malinahmen zur
Wiederherstellung und Wahrung eines wirksamen Wettbewerbs nach der vorzeitigen
Ubernahme von GRAIL durch Illumina.3’ Dies war das erste Mal, dass die Kommission nach
einem beispiellosen vorzeitigen Vollzug eines Zusammenschlusses einstweilige MaRnahmen
ergriff.

6.2.3. Beihilferechtliche MalRnahme im Gesundheitswesen

Die Kommission erzielte Fortschritte bei der Bewertung der Beihilfevorschriften fir
Gesundheits- und soziale Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
(DAWI) und der DAWI-De-minimis-Verordnung, die im Jahr 2019 auf den Weg gebracht
wurde.'® Im September 2021 verdffentlichte die Kommission eine externe Studie, die sie in
Auftrag gegeben hatte, um einen besseren Einblick in die Marktentwicklungen im Bereich
Krankenhauser und sozialer Wohnungsbau in zehn Mitgliedstaaten zu gewinnen.®*® Diese
Studie sollte der Kommission dabei helfen, ein besseres und detaillierteres Verstandnis der
potenziellen Probleme zu erlangen, die die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der DAWI-
Vorschriften moglicherweise gehabt haben.

Am 2.Juni 2021 bestétigte das Gericht in der Rechtssache T-223/18 den Beschluss der
Kommission vom 4. Dezember 2017, wonach die Vergutung ¢ffentlicher Krankenhduser in
der Region Latium (ltalien), die Gesundheitsdienstleistungen im Rahmen des italienischen
Gesundheitssystems erbringen, keine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1
AEUV darstellte, da diese Krankenhiuser nicht ,wirtschaftlicher Art sind.3?° Gegen das
Urteil des Gerichts wurden beim EuGH Rechtsmittel eingelegt (C-492/21 P).

7. VERKEHR, TOURISMUS UND POSTDIENSTE

7.1 Die groRten Herausforderungen im Uberblick

316 Beschluss der Kommission vom 22.7.2021 in der Sache M.10188 — Illumina/GRAIL.
Siehe: https://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/case details.cfm?proc_code=2 M 9945.

317 Sache M.10493 — Illumina/GRAIL (Verfahren nach Artikel 8 Absatz5 der EU-

Fusionskontrollverordnung).

318 Sjehe: https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2019-3777435_de.

319 Siehe: https://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2021-09/kd0621047enn_SGEI_evaluation.pdf.
320 Urteil des Gerichts vom 2.6.2021, Casa Regina Apostolorum della Pia Societa delle Figlie di San
Paolo/Kommission, T-223/18, ECLI:EU:T:2021:315.

86


https://ec.europa.eu/competition/elojade/isef/case_details.cfm?proc_code=2_M_9945
https://ec.europa.eu/competition-policy/system/files/2021-09/kd0621047enn_SGEI_evaluation.pdf

Verkehrs- und Postdienstleistungen spielen nach wie vor eine Schlisselrolle in der EU-
Wirtschaft. Der Verkehr ist nicht nur der Schliissel zu einem integrierten Binnenmarkt,
sondern auch zu einer offenen und in die Weltwirtschaft eingebundenen Wirtschaft. Den
Postdiensten kommt nach wie vor ein bedeutender wirtschaftlicher und gesellschaftlicher
Wert zu, nicht zuletzt, weil sie auch auf anderen Markten, insbesondere in der
Paketzustellung, tétig sind. Effiziente Postdienstleistungen sind ein entscheidender Faktor,
wenn der elektronische Handel sein Potenzial als Wachstums- und Beschaftigungsmotor
realisieren soll.

Auch im Jahr 2021 war der Verkehrssektor stark von der COVID-19-Pandemie betroffen. Im
Luftverkehr standen mehrere EU-Luftfahrtunternehmen aufgrund des erneuten Anstiegs der
Infektionsraten und der Entdeckung neuer Varianten unter anhaltendem operativem Druck.
Dies flhrte zu einer Beschrdnkung des Passagierverkehrs, und die daraus resultierenden
EinbuRen bei den Einnahmen erforderten eine sofortige 6ffentliche Unterstutzung.

7.2 Beitrag der EU-Wettbewerbspolitik
7.2.1. Fusionskontrolle im Luftverkehr

Im Jahr 2021 setzte die Kommission ihre eingehende Priifung der Ubernahme von Transat
(der Muttergesellschaft von Air Transat) durch Air Canada fort, die im April 2020 angemeldet
worden war. Die Untersuchung konzentrierte sich auf eine Uberschneidung bei den
Tatigkeiten der beteiligten Unternehmen im Bereich des Passagierluftverkehrs zwischen dem
EWR und Kanada. Darlber hinaus sollte ermittelt werden, inwieweit sich die COVID-19-
Pandemie mittel- und langfristig auf die Geschaftstatigkeit von Air Canada, Transat und ihren
Wettbewerbern auswirken wirde. Nach den Ergebnissen des Markttests erschienen die von
den beteiligten Unternehmen angebotenen Abhilfemanahmen unzureichend. Die Parteien
beschlossen daraufhin, ihr Zusammenschlussvorhaben zum 2. April 2021 zuriickzuziehen.3?!

Am 25. Mai 2021 erhielt die Kommission die Anmeldung einer geplanten Ubernahme der Air
Europa (eine Tochtergesellschaft der spanischen Tourismusgruppe Globalia Corporacion
Empresarial) durch die International Consolidated Airlines Group (im Folgenden ,,IAG®), die
unter anderem Iberia, British Airways und noch weitere Fluggesellschaften kontrolliert.®?2
Am 29.Juni 2021 leitete die Kommission eine eingehende Untersuchung ein, da der
Zusammenschluss den Wettbewerb bei zahlreichen Inlands-, Kurz- und Langstreckenfliigen
von und nach Spanien sowie innerhalb des Landes beeintréchtigt hatte. Bei der Untersuchung
wurden die Auswirkungen der COVID-19-Beschrankungen auf die betroffenen Markte
umfassend bericksichtigt. Die IAG bot AbhilfemaRnahmen an, doch der Markttest ergab,
dass dadurch die wettbewerbsrechtlichen Bedenken nicht vollstdndig ausgeraumt wirden. Am
16. Dezember 2021 beschlossen die Parteien daraufhin, ihr Zusammenschlussvorhaben
zurlickzuziehen.

7.2.2. Beihilfen im Luftverkehr

Da der Luftfahrtsektor wéhrend des gesamten Jahres 2021 weiterhin stark von der
COVID-19-Pandemie betroffen war und um den Mitgliedstaaten bei ihren Bemuhungen zur
Unterstlitzung des Luftfahrtsektors in diesem Zusammenhang zu helfen, veranlasste die
Kommission eine weitere Anderung ihres Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen®2,

321 Sache M.9489 — Air Canada/Transat.
322 Sache M.9637, IAG/Air Europa.
323 hitps://ec.europa.eu/competition-policy/state-aid/coronavirus/temporary-framework/amendments_de
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Diese umfasste die Anhebung der Beihilfehdchstgrenzen sowie die Einflihrung neuer
MaRnahmen zur Schaffung direkter Anreize fir zukunftsgerichtete private Investitionen und
SolvenzhilfemalRnahmen. Die Kommission unterstiitzte die Mitgliedstaaten auch weiterhin in
ihren Bemuhungen, Entschadigungen im Zusammenhang mit den unmittelbar infolge der
COVID-19-Pandemie erlittenen Einbuf’en nach Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV zu
leisten.

Im Jahr 2021 erlie die Kommission 35 Beschlusse zur Genehmigung staatlicher Beihilfen
zugunsten von Unternehmen im Luftfahrtsektor, um ihnen dabei zu helfen, ihren durch die
COVID-19-Pandemie verursachten Liquiditats- und Kapitalbedarf zu decken. Diese
BeihilfemaRnahmen wurden im Allgemeinen auf der Grundlage des Befristeten Rahmens fir
staatliche Beihilfen oder des Artikels 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV genehmigt.
Nachstehend werden einige beachtenswerte Beispiele angefihrt:

Am 4. Januar 2021 kindigte die Kommission ihren Beschluss an, die Plane Deutschlands zu
genehmigen, durch die im Rahmen eines umfassenderen Unterstiitzungsplans 1,25 Mrd. EUR
zur Rekapitalisierung der TUI AG beigetragen werden.3?* Die Kommission stellte fest, dass
TUI aufgrund der COVID-19-Pandemie und vor allem durch die Reisebeschrankungen, die
Deutschland und andere L&nder zur Einddmmung der Ausbreitung des Virus verhéngt haben,
erhebliche Verluste erlitten hat. Die Kommission genehmigte die Unterstiitzung, da sie die
Voraussetzungen des Befristeten Rahmens fir staatliche Beihilfen erfullt, und unter
Berlcksichtigung der Tatsache, dass die TUI AG trotz der zuvor gewahrten
Unterstlitzungsmalinahmen einem Ausfall- und Insolvenzrisiko ausgesetzt war.

Am 12. Marz 2021 genehmigte die Kommission einen Beitrag Finnlands in H6he von
351,38 Mio. EUR in Form eines Hybriddarlehens an Finnair.>> Die Kommission stellte fest,
dass Finnair aufgrund der COVID-19-Pandemie und vor allem durch die
Reisebeschréankungen, die Deutschland und andere Lander zur Einddmmung der Ausbreitung
der COVID-19-Pandemie verhangt hatten, erhebliche Betriebsverluste erlitten hatte. Ebenso
genehmigte die Kommission am 17. Médrz 2021 einen Betrag von 350 Mio. EUR zur
Unterstiitzung von Finavia®?®, dem Betreiber von 21 Flughéafen in Finnland.

Am 5. April 2021 kundigte die Kommission ihren Beschluss an, die Rekapitalisierung von
Air France in Hohe von 4 Mrd. EUR zu genehmigen.®?’ Die Kommission stellte fest, dass die
Air France-KLM im Jahr 2019 einen jahrlichen Betriebsgewinn von rund 750 Mio. EUR
meldete; aufgrund der Reisebeschréankungen, die Frankreich und andere Lander eingeflhrt
haben, um die Ausbreitung der COVID-19-Pandemie einzudammen, haben Air France und
ihre Holdinggesellschaft allerdings einen erheblichen Rickgang ihrer Geschéftstatigkeiten
erlitten, was zu erheblichen Betriebsverlusten gefiihrt hat. Die Rekapitalisierung von Air
France durch Frankreich wurde in zwei Schritten vorgeschlagen: a) die Umwandlung des fur
die Air France bereits gewahrten Darlehens in Hohe von 3 Mrd. EUR in ein hybrides
Kapitalinstrument; b) eine Kapitalzufiihrung von bis zu 1 Mrd. EUR durch Zeichnung neuer
Aktien. Die Kommission ist der Auffassung, dass die Mallnahmen mit Artikel 107 Absatz 3
Buchstabe b AEUV im Einklang stehen und die im Befristeten Rahmen fir staatliche
Beihilfen festgelegten VVoraussetzungen erftllen.

324 Sache SA.59812 — Deutschland — COVID-19 — Rekapitalisierung von TUI.

325 Sache SA.60113 — Finnland — COVID-19 — Beihilfe fiir Finnair.

326 Sache SA.59132 — Finnland — COVID-19 — Beihilfe fiir Finavia.

327 Sache SA.59913 — Frankreich — COVID-19 — Rekapitalisierung von Air France und der Air France-KLM
Holding.
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Am 5. Juli 2021 leitete die Kommission eine eingehende Untersuchung der Umstrukturierung
des rumanischen Luftfahrtunternehmens TAROM ein®?®, nachdem sie im Februar 2020 ein
Rettungsdarlehen in Hoéhe von rund 36,7 Mio. EUR genehmigt hatte®?°. Der von Rumanien im
Mai 2021 angemeldete Umstrukturierungsplan enthélt ein Malinahmenpaket zur Straffung des
Betriebs von TAROM, zur Erneuerung seiner alternden Flotte und zur Senkung der Kosten.
Die Kommission wird insbesondere prifen, ob der vorgelegte Umstrukturierungsplan
geeignet ist, die Schwierigkeiten von TAROM zu beheben und seine langfristige Rentabilitat
innerhalb  eines  angemessenen  Zeitraums ohne  weitere staatliche  Beihilfen
wiederherzustellen, ob TAROM oder Marktteilnehmer einen hinreichenden Beitrag zu den
Umstrukturierungskosten leisten werden und ob die Umstrukturierung durch geeignete
Mafnahmen zur Begrenzung beihilfebedingter Wettbewerbsverfalschungen flankiert wird.

Am 9.Juli 2021 genehmigte die Kommission eine schwedische und danische
BeihilfemaBnahme in HoOohe von rund 300 Mio. EUR zur Unterstitzung von SAS
(Scandinavian Airlines System).3® Ziel der MaBnahme war es, SAS die Liquiditatshilfe zu
gewahren, die es nach der Verschlechterung seiner Cashflow-Situation aufgrund der von
Danemark und Schweden zur Eingrenzung der Auswirkungen neuer Infektionswellen ab
September 2020 verhangten neuen Reisebeschrankungen und EinddmmungsmalRnahmen
bendtigte. Die Beihilfe erfolgte in Form von Darlehen (150 Mio. EUR von Schweden und
150 Mio. EUR von Dénemark) mit zinsvergunstigten Zinssatzen und einer Laufzeit von
hochstens fiinf Jahren. Die Kommission stellte fest, dass die Beihilfe nach Artikel 107
Absatz 3 Buchstabe b AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar ist.

Am 16.Juli 2021 genehmigte die Kommission ein Rettungsdarlehen in Hdhe von
1,2 Mrd. EUR zugunsten des portugiesischen Luftfahrtunternehmens TAP3, nachdem ein
frilherer Beschluss®*? vom Gericht fiir nichtig erklart worden war®®. In diesem Beschluss
wird festgestellt, dass das Rettungsdarlehen alle VVoraussetzungen der Leitlinien fiir staatliche
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in
Schwierigkeiten®** erfiillt. Nach einer eingehenden Priifung genehmigte die Kommission am
21. Dezember 2021 eine Umstrukturierungsbeihilfe in Hohe von 2,55 Mrd. EUR in Form von
Eigenkapital- oder Quasi-Eigenkapitalmalnahmen, einschlieflich der Umwandlung des
Rettungsdarlehens von 1,2 Mrd. EUR in Eigenkapital, zur Wiederherstellung der Rentabilitat
der Gruppe TAP SGPS und der Fluggesellschaft TAP Air Portugal.®*® Die Kommission stellte
fest, dass die VerhdltnismaRigkeit der Beihilfe durch den Uberarbeiteten
Umstrukturierungsplan und die eingegangenen Verpflichtungen, insbesondere durch den
Verzicht Portugals, 512 Mio. EUR an Darlehensbiirgschaften zu gewahren, verbessert worden
war. Dartiber hinaus sieht der Beschluss Malinahmen vor, um einen wirksamen Wettbewerb
am Flughafen Lissabon zu erhalten. TAP wird einem konkurrierenden Luftfahrtunternehmen
bis zu 18 Zeitnischen pro Tag am Flughafen Lissabon zur Verfligung stellen. Diese

328 Sache SA.59344 — Rumanien — Umstrukturierungsbeihilfe fir Tarom.

329 Sache SA.56244 — Rumanien — Rettungsdarlehen fir Tarom.

330 Sache SA.63838 — Schweden und Danemark — Staatliches Darlehen aufgrund von COVID-19 fir das SAS-
Konsortium.

331 Sache SA.57369 — Portugal — Rettungsdarlehen fiir TAP SGPS.

332 Beschluss C(2020) 3989 final der Kommission vom 10.6.2020 in der Beihilfesache SA.57369 (2020/N)
COVID-19 - Portugal — Beihilfe fur TAP.

33 Urteil des Gerichts wvom 19.5.2021, Ryanair DAC/Europdische Kommission, T-465/20,
ECLI:EU:T:2021:284.

334 Mitteilung der Kommission — Leitlinien fir staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung
nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten (ABI. C 249 vom 31.7.2014, S. 1).

3% Sache SA.60165 — Portugal — Umstrukturierungsbeihilfe fir TAP SGPS.
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MaRnahmen werden den dauerhaften Markteintritt oder die dauerhafte Expansion eines
konkurrierenden Luftfahrtunternehmens auf diesem Flughafen zum Nutzen der Verbraucher
ermoglichen. Die Kommission wird (mit Unterstiitzung eines Uberwachungstreuhanders) ein
transparentes und diskriminierungsfreies Auswahlverfahren durchfihren, um den
Wettbewerber auszuwahlen.

Am 27. Juli 2021 stellte die Kommission fest, dass ein Beihilfepaket Deutschlands zugunsten
von Condor mit den EU-Beihilfevorschriften vereinbar ist.3*® Die Genehmigung des
Beihilfepakets auf der Grundlage von drei separaten Kommissionsbeschllssen betrifft zwei
mit insgesamt 204,1 Mio. EUR ausgestattete Malinahmen zur Entschadigung von Condor fur
Schaden infolge der COVID-19-Pandemie und eine Umstrukturierungsbeihilfe in Hohe von
321,2 Mio. EUR zur Wiederherstellung der Rentabilitit von Condor.

Ebenfalls am 27.Juli 2021 genehmigte die Kommission eine Beihilfe in H6he von
110 Mio. EUR fiir die Athens International Airport S.A.3¥, dem Betreiber des internationalen
Eleftherios-Venizelos-Flughafen Athen, als Entschédigung flr die Schaden, die diesem durch
die COVID-19-Pandemie und die Reisebeschrankungen, die Griechenland und andere Lander
zur Einddmmung der Ausbreitung des Virus verhdngt haben, entstanden sind. Die Beihilfe
wurde in Form einer Direktbeihilfe und einer Aufhebung von Konzessionsgebihren gewéhrt.
Die Maltnahme wurde nach Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV genehmigt.

Im September 2021 erliel} die Kommission zwei Beschlusse in Bezug auf die italienische
Fluggesellschaft Alitalia. Nach der Einleitung einer eingehenden Untersuchung zu zwei
staatlichen Darlehen in Hohe von insgesamt 900 Mio. EUR im Jahr 2018 kam die
Kommission zu dem Schluss, dass diese Darlehen von einem marktwirtschaftlich handelnden
Kapitalgeber nicht gewahrt worden wéren und sie daher eine staatliche Beihilfe im Sinne der
EU-Beihilfevorschriften darstellen.®® Dariiber hinaus standen die Darlehen nicht im Einklang
mit den EU-Beihilfevorschriften fur Unternehmen in Schwierigkeiten, wie beispielsweise
Alitalia. Die Darlehen wurden nicht innerhalb von sechs Monaten zuriickgezahlt, Italien hat
zu keinem Zeitpunkt einen Umstrukturierungsplan fur die Wiederherstellung der Rentabilitat
des Unternehmens vorgelegt und das Unternehmen wurde auch nicht aufgeldst. Die
Kommission kam daher zu dem Schluss, dass die Darlehen Alitalia einen ungerechtfertigten
wirtschaftlichen Vorteil gegenlber seinen Wettbewerbern auf nationalen, europaischen und
internationalen Strecken verschafft haben und von dem Unternehmen zuriickzuzahlen sind.3*°
In einem gesonderten Beschluss®* stellte die Kommission hinsichtlich der neuen italienischen
Fluggesellschaft ITA, die einen Teil der Aktiva von Alitalia Gbernehmen soll, ferner fest, dass
ITA nicht Alitalias wirtschaftlicher Nachfolger ist und daher nicht zur Rickzahlung
rechtswidriger Beihilfen, die Alitalia erhalten hat, verpflichtet ist. Sie stellte ferner fest, dass
die Kapitalzufiihrungen Italiens in Hohe von 1,35 Mrd. EUR fiir das neue Unternehmen

33 Sachen SA.56867 — Deutschland — Ausgleich der Schéden infolge des COVID-19-Ausbruchs fiir die Condor
Flugdienst GmbH; SA.63203 — Deutschland — Umstrukturierungsbeihilfe fir Condor und SA.63617 —
Deutschland

COVID-19 - Condor, Ausgleich fiir Schaden I1.

337 Sache SA.62052 — Griechenland — COVID-19 — Beihilfe fir den internationalen Flughafen Athen.

338 Sache SA.48171 — Italien — Beschwerden tiber mutmaRliche staatliche Beihilfen zugunsten von Alitalia.

339 Pressemitteilung der Kommission vom 10.9.2021, , Kommission stellt fest, dass Darlehen Italiens in Hohe
von 900 Mio. EUR an Alitalia rechtswidrige Beihilfe darstellen®, abrufbar unter:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip 21 4664.

340 Sache SA.58173 — Italien — Newco ITA; Pressemitteilung der Kommission vom 10.9.2021: , Kommission
stellt fest, dass ITA nicht Alitalias wirtschaftlicher Nachfolger ist und die Kapitalzufilhrungen Italiens an ITA
marktkonform sind*, abrufbar unter: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21 4665.
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marktkonform sind und daher keine staatlichen Beihilfen im Sinne der EU-Vorschriften
darstellen.

Im Dezember 2021 erlie3 die Kommission zwei weitere Beschlusse in Bezug auf TAP. Die
Kommission genehmigte eine Entschadigung fur die aufgrund der COVID-19-Pandemie
unmittelbar infolge der Reisebeschrankungen erlittenen EinbuRen von TAP Air Portugal. Der
erste Beschluss betraf 107,1 Mio. EUR als Entschadigung fir Einbullen, die die
Fluggesellschaft zwischen dem 1. Juli 2020 und dem 30. Dezember 2020 erlitten hat®*'; der
zweite Beschluss betraf eine Entschadigung in Hohe von 71,4 Mio. EUR flr zwischen dem
1. Januar und dem 30. Juni 2021 erlittene EinbuRen3*?. Die COVID-19-Pandemie stellt nach
Auffassung der Kommission ein aullergewohnliches Ereignis dar, da diese beispiellose
Situation nicht vorhersehbar war und sich erheblich auf die Wirtschaft auswirkt. Folglich sind
SondermalBnahmen der Mitgliedstaaten zum Ausgleich von direkt auf die Pandemie
zurlickzufuhrenden EinbuRen gerechtfertigt. Die MalRnahmen fir TAP Air Portugal sind eine
Entschadigung, die fur unmittelbar auf die COVID-19-Pandemie zuriickzufiihrende EinbufRen
gewahrt wird, und sie sind verhaltnismaRig, da die Entschadigung nicht tber die zur Deckung
des Schadens erforderliche Hohe hinausgeht.

7.2.3. Urteile der Gerichte der Europaischen Union zu Beihilfen fir die Luftfahrt

Im Jahr 2021 fallte das Gericht eine Reihe von wichtigen Urteilen zu Beihilfesachen im
Luftverkehr.

Am 17. Februar 2021 erlieR das Gericht sein Urteil®*3, mit dem die Einwande von Ryanair
gegen den Beschluss der Kommission zur Genehmigung einer Beihilfe fiir schwedische
Fluggesellschaften3* zuriickgewiesen wurden. Alle Klagegriinde von Ryanair wurden vom
Gericht zurlickgewiesen. In Bezug auf die Behauptung, die Beihilfe sei diskriminierend (den
schwedischen Fluggesellschaften vorbehalten), stellte das Gericht fest, dass die
Garantieregelung fir Darlehen die in Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV festgelegten
Voraussetzungen erfullt. Das Gericht befand ferner, dass die Beschrdnkung des
Beihilfeanspruchs auf Luftfahrtunternehmen, die eine schwedische Genehmigung besitzen,
angesichts ihrer stabilen und gegenseitigen Beziehungen zur schwedischen Wirtschaft
geeignet sei, das Ziel der Behebung der betrachtlichen Stérung im Wirtschaftsleben
Schwedens zu erreichen.

Am selben Tag erlieR das Gericht sein Urteil®*, mit dem die Einwénde von Ryanair gegen
den Beschluss der Kommission zur Genehmigung der Beihilfe Frankreichs an die
franzosischen Fluggesellschaften (Moratorium fir die Erhebung der normalerweise vom
franzosischen Staat erhobenen Luftverkehrsteuer und Solidaritatsabgabe®*%) zuriickgewiesen
wurden. Das Gericht bestétigte, dass die COVID-19-Pandemie ein aullergewohnliches
Ereignis im Sinne von Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV darstellt, durch das den in
Frankreich tatigen Luftfahrtunternehmen wirtschaftliche Schaden entstanden sind. Das

341 Sache SA.63402 — Portugal — COVID19 — Ausgleichszahlungen an TAP SA I1.

342 Sache SA.100121 — Portugal — Entschadigung fir COVID-19-EinbuBen fir TAP 1I1.

343 Urteil des Gerichts vom 17.2.2021, Ryanair/Kommission, T-238/20, ECLI:EU:T:2021:91.

344 sache SA.56812 — Schweden — COVID-19 — Garantieregelung fir Darlehen fiir Fluggesellschaften.

345 Urteil des Gerichts vom 17.2.2021, Ryanair/Kommission, T-259/20, ECLI:EU:T:2021:92.

346 Sache SA.56765 — Frankreich— COVID-19 — Zahlungsaufschub fir Fluggesellschaften zugunsten
oOffentlicher Luftfahrtunternehmen.

91



Gericht war der Ansicht, dass die Beseitigung dieser Schéden eindeutig das Ziel des
Zahlungsmoratoriums fiir Steuern war.

Am 14. April 2021 wies das Gericht die Nichtigkeitsklagen von Ryanair gegen drei
Beschllsse der Kommission zur Genehmigung staatlicher Beihilfen im Luftverkehrssektor
ab.34" Die Falle betrafen Einzelbeihilfen, die von Finnland fiir Finnair3*® und von Dénemark
und Schweden fiir Scandinavian Airlines (im Folgenden ,,SAS*) gewihrt wurden.®* Das
Gericht stellte fest, dass die Mitgliedstaaten Unternehmen, die von den wirtschaftlichen
Folgen der COVID-19-Pandemie betroffen sind, auf der Grundlage von Artikel 107 Absatz 2
Buchstabe b und Absatz3 Buchstabeb AEUV Einzelbeihilfen gewahren kdnnen.
Insbesondere in Bezug auf Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV (SAS-Rechtssachen)
befand das Gericht, dass die Mitgliedstaaten nicht verpflichtet sind, den gesamten durch
COVID-19 entstandenen Schaden zu ersetzen, und dass sie auch nicht verpflichtet sind, allen
hierdurch Geschadigten eine Beihilfe zu gewahren. In Bezug auf Artikel 107 Absatz 3
Buchstabe b AEUV (Rechtssache Finnair I) stellte das Gericht fest, dass eine auf der
Grundlage von Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV genehmigte BeihilfemalRnahme
nicht als solche geeignet sein muss, ,,die betrdchtliche Stérung im Wirtschaftsleben des
betreffenden Mitgliedstaats zu beheben. Sobald die Kommission namlich feststellt, dass eine
betrachtliche Stérung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats vorliegt, konnte dieser, sofern
auch die tbrigen Voraussetzungen dieses Artikels erfillt sind, erméachtigt werden, staatliche
Beihilfen in Form von Beihilferegelungen oder Einzelbeihilfen zu gewahren, die zur
Behebung dieser betriichtlichen Stérung beitragen.

Am 19. Mai 2021 erlieR das Gericht sein Urteil®®!, mit dem der Beschluss der Kommission
zur Genehmigung der niederlandischen Finanzhilfe fur die Fluggesellschaft KLM in
Anbetracht der COVID-19-Pandemie wegen unzureichender Begriindung fur nichtig erklart
wurde.®? Aufgrund der besonders nachteiligen Auswirkungen der Pandemie auf die
niederlandische Wirtschaft hat das Gericht jedoch die Wirkungen der Nichtigerklarung bis
zum Erlass eines neuen Kommissionsbeschlusses ausgesetzt. Die betreffende angemeldete
Beihilfe, die sich auf insgesamt 3,4 Mrd. EUR belief, bestand zum einen aus einer staatlichen
Burgschaft fir ein Darlehen, das von einem Bankenkonsortium gewahrt werden sollte, und
zum anderen aus einem staatlichen Darlehen. Mit dieser MalRnahme wollten die Niederlande
vorubergehend die Liquiditdt zufuhren, die KLM bendtigte, um die negativen Auswirkungen
der COVID-19-Pandemie zu bewdltigen. In seinem Urteil duBerte sich das Gericht dazu, wie
weit die Begrindungspflicht der Kommission reicht, wenn diese eine Beihilfe zugunsten einer
Tochtergesellschaft einer Holdinggesellschaft fiir mit dem Binnenmarkt vereinbar erklart,
nachdem eine weitere Tochtergesellschaft derselben Holdinggesellschaft bereits eine dhnliche
Beihilfe erhalten hat.

347 Sachen SA.56809 — Finnland — COVID-19 — Staatliche Garantie fir Finnair; SA.56795 — Danemark —
Entschadigung fur die SAS aufgrund der COVID-19-Pandemie entstandenen Schaden; SA.57061 — Schweden —
Entschadigung flr die SAS aufgrund der COVID-19-Pandemie entstandenen Schaden.

348 Urteil des Gerichts vom 14.4.2021, Ryanair/Kommission (Finnair 1), T-388/20, ECLI:EU:T:2021:196.

39 Urteile des Gerichts vom 14.4.2021, Ryanair/Kommission (SAS, Danemark), T-378/20,
ECLI:EU:T:2021:194 und Ryanair/Kommission (SAS, Schweden), T-379/20, ECLI:EU:T:2021:195.

350 Ryanair/Kommission (Finnair 1), T-388/20, ECLI:EU:T:2021:196, Rn. 41.

351 Urteil des Gerichts vom 19.5.2021, Ryanair/Kommission, T-643/20, ECLI:EU:T:2021:286.

352 Sache SA.57116 — Niederlande — COVID-19 — Staatliche Garantie und staatliches Darlehen zugunsten von
KLM.
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Am 14. Juli 2021 bestatigte das Gericht den Beschluss der Kommission vom 6. Juli 2020%%2
zur Genehmigung der staatlichen Beihilfe nach Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV
zugunsten der zum Lufthansa-Konzern gehorenden Austrian Airlines in Form eines
nachrangigen Darlehens, das in eine Subvention in Hohe von 150 Mio. EUR umgewandelt
werden kann, als Ausgleich fur die Schaden, die Austrian Airlines aufgrund der Pandemie
entstanden sind.®4

Das Gericht bestatigte den Standpunkt der Kommission:

- Nach Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV kann die Kommission es flir angemessen
halten, eine Entschadigung fir Nettoverluste nicht nur fur den Zeitraum zu gewéhren, in
dem die Flotte des Beglnstigten am Boden geblieben ist, sondern auch fur die Tage
unmittelbar davor, als es bereits zu Annullierungen und Verschiebungen der Fluge
aufgrund der Beschrankungen kam.

- Die Entschéadigung fiir Austrian Airlines stellt aufgrund der Beihilfen, die bereits den
anderen Unternehmen der Lufthansa-Gruppe gemall Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b
AEUV gewahrt wurden, keine Uberkompensation dar. Das Gericht bestatigte, dass nach
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV genehmigte Beihilfen grundsétzlich mit auf der
Grundlage von Artikel 107 Absatz2 Buchstabe b AEUV genehmigten Beihilfen
verbunden werden kdnnen, sofern die VVoraussetzungen beider Bestimmungen erfillt sind.

7.2.4. Uberwachungstatigkeiten im Bereich der Containerschifffahrt

Im Jahr 2021 sahen sich die im Linienverkehr tatigen Spediteure, ihre Kunden (Verlader und
Spediteure), Hafenbetreiber und Logistikdienstleister weiterhin mit auRergewdhnlichen
Herausforderungen konfrontiert, die zu drastischen Preiserhdhungen fir Container-
Befdrderungsdienste und zu einer Verschlechterung der Verfligbarkeit und Zuverléssigkeit
der Dienste fiihrten. Die Grunde daflir waren vielféltig (z. B. starke Nachfrage nach Gutern,
Uberlastung der Hafen, Engpésse auf der Landseite usw.), die nicht unbedingt tberall auf der
Welt identisch und kaum einem einzigen entscheidenden Faktor oder einem Marktbeteiligten
zuzuschreiben waren.

Im Laufe des Jahres stand die Kommission regelmél3ig mit einschlagigen Interessentrégern,
Regulierungs- und Wettbewerbsbehdrden weltweit in Kontakt, um herauszufinden, durch
welche Interventionsmdoglichkeiten die Rickkehr zum Normalbetrieb erleichtert werden
konnte. Im Marz 2021 organisierte die Kommission ein Forum fiir maritime Fragen, in dem
Branchenvertreter der gesamten maritimen Lieferkette die Schwierigkeiten des Sektors und
mogliche VVorgehensweisen erdrterten. Auf dem von der Kommission im September 2021
veranstalteten ,,Global Maritime Summit* stimmten die Regulierungsbehorden aus China und
den USA mit der Kommission darin Uberein, dass bisher kein wettbewerbswidriges Verhalten
von Schifffahrtsallianzen mit dem Ziel der Erhéhung der Frachtraten festgestellt werden
konnte.

7.2.5. Durchsetzung der Beihilfevorschriften im Seeverkehr

Die Wettbewerbsfahigkeit des Seeverkehrssektors ist wichtig fiir einen gut funktionierenden
Binnenmarkt, da sie zu positiven Spillover-Effekten fiir andere Sektoren in einer in die
globalen Méarkte integrierten européischen Meereswirtschaft fiihrt.

33 Sache SA.57539 — Osterreich — COVID-19 — Beihilfe zugunsten von Austrian Airlines.
35 Urteil des Gerichts vom 14.7.2021, Ryanair und Laudamotion/Kommission, T-677/20, ECLI:EU:T:2021:465.
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Im Jahr 2021 genehmigte die Kommission mehrere Beihilferegelungen auf der Grundlage der
Leitlinien fiir staatliche Beihilfen im Seeverkehr®®. Am 1. Juli 2021 nahm die Kommission
einen positiven Beschluss tber eine franzdsische Seeleuteregelung in H6he von 30 Mio. EUR
an, mit der Reedern die Sozialversicherungskosten ihrer Seeleute erstattet werden sollen.%
Am 5. Juli und am 10. Dezember 2021 genehmigte die Kommission, dass zwei deutsche
Seeleuteregelungen mit Anderungen verlangert werden.®*” In den letztgenannten Sachen
weiteten die deutschen Behorden die Regelung auf alle forderfdhigen Schiffe aus, die in
einem EU-/EWR-Schiffsregister eingetragen sind. Darlber hinaus genehmigte die
Kommission am 25. Oktober 2021 dass eine danische Seeleuteregelung, die
SteuerermaRigungen vorsieht, um zehn Jahre verlangert wird.®*® Die von der Kommission im
Rahmen der Leitlinien fur staatliche Beihilfen im Seeverkehr genehmigten Regelungen
fordern die Registrierung von Schiffen innerhalb der EU und tragen zur globalen
Wettbewerbsféhigkeit des Sektors bei, ohne den Wettbewerb ibermaRig zu verfalschen.

Daruber hinaus hat die Kommission im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie eine
Reihe von Beschlissen auf der Grundlage sowohl des Artikels 107 Absatz 2 Buchstabe b
AEUV als auch des Befristeten Rahmens fir staatliche Beihilfen erlassen, damit
Schifffahrtsunternehmen  flr ihre Einbuflen entschadigt und im Seeverkehr tétige
Unternehmen unterstltzt werden. Diese Beschlusse betrafen u.a. Entschadigungen fir
EinbuBen und direkte Zuschiisse an Passagierschifffahrtsunternehmen in Schweden®®,
Entschadigungen fiur Brittany Ferries in  Frankreich®® und direkte Zuschiisse an
Schifffahrtsunternehmen in Italien3,

7.2.6. Durchsetzung der Beihilfevorschriften im Schienen- und Intermodalverkehr

Wie bei anderen von den neuen Wellen der COVID-19-Pandemie betroffenen
Verkehrstragern war ein offentliches Eingreifen in den Schienenverkehr erforderlich, um die
Konnektivitdt zu erhalten, und die Kommission hat erneut schnell auf diese Herausforderung
reagiert.

Zunachst genehmigte die Kommission im Jahr 2021 gemaR Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b
AEUV drei MaBnahmen®? nach denen Eisenbahnunternenmen fiir die infolge der
COVID-19-Pandemie erlittenen Schaden entschadigt werden. Darlber hinaus genehmigte die
Kommission entweder auf der Grundlage des Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen3®3

355 Mitteilung C(2004) 43 der Kommission — Leitlinien der Gemeinschaft fiir staatliche Beihilfen im Seeverkehr
(ABI. C 13 vom 17.1.2004, S. 3).

3% Sache SA.59537 — Frankreich — Remboursement des cotisations sociales des marins.

357 Sachen SA.62571 — Deutschland — Verlangerung der ErméaRigung der Lohnsteuer auf die L6hne von
Seeleuten; SA.64873 — Deutschland — Verlangerung mit Anderungen der Regelung zur Senkung der
Lohnnebenkosten in der Seeschifffahrt.

3% Sache SA.62065 — Danemark — Verlangerung der danischen SteuerermaBigungsregelung fir Seeleute.

39 Sachen SA.59863 — Schweden — Anderung an SA.57710 — Entschadigung fur EinbuBen, die Passagierfahren
aufgrund von COVID-19 entstanden sind; SA.62726 — Schweden — COVID-19 — Verlangerung der Beihilfe fur
den Seeverkehr (SA.59863).

360 Sache SA.62193 — Frankreich — Staatliche Beihilfe zur Entschadigung von Brittany Ferries fiir die durch die
Coronavirus-Pandemie erlittenen Einbulen.

361 Sache SA.62525 — Italien — COVID-19 — Beihilfe zugunsten von Schifffahrtsunternehmen.

32 Sachen SA.59346 — Italien — Entschadigung gewerblicher  Schienenpersonenverkehrsunternehmen;
SA.62375 — Tschechien — Entschadigungsregelung fiir Schienenpersonenverkehrsunternehmen; SA.63846 —
Deutschland — Entschadigung fiir die Deutsche Bahn AG.

363 Sache SA.62881 — Dianemark — COVID-19-Beihilferegelung zur Unterstiitzung von Anbietern offentlicher
Schienenpersonenverkehrsdienste.
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oder auf der Grundlage der Leitlinien fir staatliche Beihilfen an Eisenbahnunternehmen von
2008%%* sieben MaRnahmen, von denen die meisten ErméBigungen von Trassenpreisen und
Gebuhren fiir den Infrastrukturzugang betreffen.3%

Neben der Bearbeitung von Fallen im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie hat die
Kommission auch weiterhin die fur den Schienen- und Intermodalverkehr geltenden
Beihilfevorschriften durchgesetzt. Auf der Grundlage der Leitlinien flr staatliche Beihilfen
von 2008 und Artikel 93 AEUV genehmigte die Kommission zwolf Regelungen®® zur
Koordinierung des Verkehrs (die Beihilfen fur die Nutzung der Infrastruktur, zur
Verringerung externer Kosten oder zur Gewahrleistung der Interoperabilitat umfassen). Die
genehmigten Regelungen beinhalten beispielsweise Beihilfen fur den kombinierten Verkehr,
Beihilfen zur Forderung von LarmminderungsmalRnahmen, Beihilfen zur Férderung der
Einfihrung des Europaischen Eisenbahnverkehrsleitsystems (ERTMS)*¢" und Beihilfen fiir
den Einzelwagenverkehr. All diese MalRnahmen unterstiitzen die Verkehrsverlagerung von
der StralRe auf die Schiene, die Binnenschifffahrt oder den Seeverkehr als sicherere und
umweltfreundlichere Verkehrstréger, die eine Prioritdt bei der Umsetzung des européischen
Grlnen Deals darstellt.

7.2.7. Durchsetzung der Beihilfevorschriften im Bereich des StraRenverkehrs

Im August 2021 erlieB die Kommission auf der Grundlage des Befristeten Rahmens fir
staatliche Beihilfen zwei Beschliisse Uber Beihilfen in Hohe von rund 40 Mio. EUR zur
Unterstiitzung von Bustourismus-3%® und Fernbusbetreibern®® in Irland. Dariiber hinaus

364 Mitteilung der Kommission — Gemeinschaftliche Leitlinien fiir staatliche Beihilfen an Eisenbahnunternehmen
(ABI. C 184 vom 22.7.2008, S. 13).

365 Sachen SA.60655 — Osterreich — Anderungen der bestehenden Beihilferegelung fiir die Erbringung von
Schienenguterverkehrsdiensten in bestimmten Produktionsformen und befristete Férderung des Schienengliter-
und Personenverkehrs; SA.59376 — Italien — Senkung der Trassenpreise fiir den Schienenglterverkehr und den
gewerblichen  Schienenpersonenverkehr; SA.62391 — Dénemark — Verzicht auf Geblhren flr den
Infrastrukturzugang fir 6ffentliche Schienenpersonenverkehrsdienste; SA.62762 — Italien — Verléngerung der
COVID-19-Regelung zur Senkung der Trassenpreise fir den Schienengiterverkehr und den gewerblichen
Schienenpersonenverkehr;  SA.62763 — Deutschland — COVID-19 -  Anderung einer  bestehenden
Beihilferegelung fir den Schienengiterverkehr; SA.63635 — Deutschland — COVID-19 — Anderung einer
bestehenden Beihilferegelung fur den Schienengiterverkehr und voriibergehende Unterstiitzung fiir Anbieter im
Eisenbahn-Personenfernverkehr.

366 Sachen SA.58817 — Italien — Staatliche Beihilfe zur Férderung des Giiterverkehrs auf Binnenwasserstraen in
Italien; SA.58908 — Deutschland — Unterstlitzung des ERTMS und des automatischen Zugbetriebs im Raum
Stuttgart; SA.59183 — Italien — Anderung der ,,Marebonus*“-Regelung zur Férderung von Meeresautobahnen;
SA.59448 — Ungarn — Einzelwagenladungsregelung; SA.60132 — Osterreich — Verlangerung des Programms zur
Forderung von Investitionen im kombinierten Guterverkehr; SA.60177 — Belgien — Beihilferegelung zur
Verbesserung der Qualitat intermodaler Verbindungen zu und von flamischen Seehédfen; SA.60383 —
Schweden — Verlangerung und Anderung der Regelung iiber Umweltausgleich fiir den Schienengiiterverkehr;
SA.60451 — Belgien — Beihilfen fiir den intermodalen Containertransport auf WasserstraRen in der Region
Brissel-Hauptstadt fiir den Zeitraum 2021-2025; SA.60499 — Belgien — Aide au post-équipement des Waggons
pour réduire les nuisances sonores du transport ferroviaire de marchandises; SA.62018 — Tschechien —
Unterstiitzung von Schienengiterverkehrsunternehmen, die Elektrotraktion einsetzen; SA.62208 — Slowenien —
Zuschusse zur Forderung des Schienenguterverkehrs in Slowenien; SA.62800 — Schweden — Verldngerung der
schwedischen Regelung tiber Umweltausgleich fiir den Schienengterverkehr (SA.60383).

37 Das Europaische Eisenbahnverkehrsleitsystem (ERTMS) ist ein einheitliches europaisches Signalgebungs-
und Geschwindigkeitstiberwachungssystem, durch das die Interoperabilitdt der nationalen Eisenbahnsysteme
gewabhrleistet, die Anschaffungs- und Wartungskosten der Signalsysteme gesenkt und die Geschwindigkeit der
Zuge, die Kapazitat der Infrastruktur und das Sicherheitsniveau im Eisenbahnverkehr erhdht werden.

368 Sache SA.63009 — Irland — COVID-19: Beihilfen fir zugelassene gewerbliche Busunternehmen.

369 Sache SA.64443 — Irland — COVID-19: Irische Regelung fiir den Fernbustourismus (Anderung an SA.58955).
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genehmigte die Kommission am 27. Mai und am 5. November 2021 Beihilfen in Hohe von
insgesamt 25 Mio. EUR fir Unternehmen, die im Personenkraftverkehr mit Bussen in Italien
tatig sind.3"

7.2.8. Durchsetzung der Beihilfevorschriften im Bereich der Postdienstleistungen

Durch die Beihilfenkontrolle im Bereich der Postdienstleistungen stellt die Kommission
sicher, dass der Wettbewerb zwischen etablierten Dienstleistungsanbietern und neuen
Marktteilnehmern nicht verfalscht wird, dass die Empfénger staatlicher Beihilfen dadurch
nicht gegen Wettbewerbsdruck und Marktentwicklungen abgeschirmt werden und dass
weiterhin Anreize fur Effizienz, Innovation und Effizienz geschaffen werden.

Am 23. Juli 2021 leitete die Européische Kommission eine eingehende Untersuchung ein, um
zu prufen, ob der Ausgleich, den Danemark der Post Danmark im Jahr 2020 flr die Erfillung
ihres offentlichen Auftrags gewahrt hat, mit den Beihilfevorschriften vereinbar ist.3’* Die
Bedenken, die zur Einleitung des férmlichen Prifverfahrens geflihrt haben, betreffen die
Methoden der  Kostenaufteilung  zwischen  gemeinwirtschaftlichen und  nicht
gemeinwirtschaftlichen Postdienstleistungenen sowie auf die moglichen Auswirkungen auf
die Berechnung der Nettokosten.

Am 27. Juli 2021 kam die Kommission zu dem Schluss, dass die einjahrige Verlangerung der
Erbringung mehrerer Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI)
flr bpost in Belgien bis zum 31. Dezember 2021 nach Artikel 106 Absatz 2 AEUV mit dem
Binnenmarkt vereinbar ist, da alle Voraussetzungen des Rahmens fur die Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erfiillt sind.3’? Die betreffenden
DAWI umfassen die Aufrechterhaltung eines Vertriebsnetzes, die Lieferung der Zahlung von
Renten und Zulagen ins Haus, die Verteilung von Wahlunterlagen und die gesellschaftliche
Rolle des Brieftréagers.

Am 2. September 2021 kam die Kommission zu dem Schluss, dass eine zweijahrige
Verlangerung des Konzessionsvertrags zwischen Belgien und bpost fir den Vertrieb von
Zeitungen und Zeitschriften im Wert von 350 Mio. EUR bis zum 31. Dezember 2022 nach
Artikel 106 Absatz 2 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar ist, da alle VVoraussetzungen des
Rahmens fur die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse erfiillt sind.>"3

Am 10. September 2021 kam die Kommission nach einer eingehenden, am 14. Juni 2019
begonnenen Prifung zu dem Schluss, dass eine Kapitalzufiihrung der PostNord Group AB an
Post Danmark keine staatliche Beihilfe darstellt.3’* In demselben Beschluss befand die
Kommission, dass zwei Kapitalzufiihrungen aus D&nemark bzw. Schweden zugunsten der
PostNord AB eine staatliche Beihilfe darstellten, da sie der PostNord AB einen Vorteil

370 Sachen SA.62718 — ltalien — Unterstiitzung des Personenkraftverkehrs; SA.64342 — Italien — COVID-19:
Beihilfen fir Unternehmen, die im Personenkraftverkehr mit Bussen tatig sind.

371 Sachen SA.57991 — Danemark — Ausgleich fiir die Universaldienstverpflichtung von Post Danmark im Jahr
2020;; SA.55918 — Dénemark — MutmaRliche staatliche Beihilfe flr die Universaldienstverpflichtung von Post
Danmark im Jahr 2020.

372 Sache SA.62486 — Belgien — Verlangerung des sechsten Verwaltungsvertrags zwischen dem belgischen Staat
und bpost.

373 Sache SA.56448 — Belgien — Verlangerung der Konzessionen von bpost fir die Jahre 2021 und 2022.

374 Sachen SA.49668 — Danemark — Kapitalzufithrungen fiir PostNord und Post Danmark; SA.53403 —
Schweden — Kapitalzufiihrungen fur PostNord und Post Danmark.
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verschafften. Die beiden Kapitalzufiihrungen in Hohe von insgesamt 667 Mio. SEK werden
zurlickgefordert.

8. BESTEUERUNG UND STAATLICHE BEIHILFEN

8.1 Die groRten Herausforderungen im Bereich der Steuerhinterziehung
und -vermeidung und der steuerlichen Beihilfen im Uberblick

Die Kommission setzt die Vorschriften Uber staatliche Beihilfen in Steuerangelegenheiten
insbesondere im Hinblick auf aggressive Steuerplanungspraktiken durch, die den Wettbewerb
verfalschen oder zu verfdlschen drohen, sowie im Hinblick auf finanzpolitische
Entscheidungen, die zu einer diskriminierenden Behandlung von Unternehmen fuhren.

Aggressive Steuerplanungsstrategien kénnen in verschiedenen Formen auftreten, u. a. durch
die Verlagerung der Gewinne in Hoheitsgebiete mit geringer oder keiner Besteuerung, an
denen nur geringe oder keine wirtschaftliche Aktivitat stattfindet, sodass insgesamt keine oder
nur eine geringe Korperschaftsteuer anfallt. Eine aggressive Steuerplanung kann durch
Nutzung préferenzieller Steuerregelungen umgesetzt werden oder auf individuellem Wege,
etwa durch die Beantragung von Steuervorbescheiden. Eine aggressive Steuerplanung hat auf
dem EU-Markt viele negative Auswirkungen, da unzulédssige Steuererleichterungen den
Wettbewerb im Binnenmarkt verfalschen; zudem beeintréchtigt sie die soziale Gerechtigkeit,
weil die durch die Nichtbesteuerung multinationaler Unternehmen entgangenen
Steuereinnahmen anderweitig kompensiert werden mussen, wodurch die Gesamtsteuerlast in
der Regel auf weniger mobile Einkommen wie Einkommen aus Erwerbstatigkeit und
Einkommen von KMU verlagert wird. Aggressive Steuerplanung kann sich auch auf den
Binnenmarkt auswirken, indem sie Investitionsentscheidungen verzerrt, die eher von
Steueroptimierungsstrategien als von anderen Erwédgungen geleitet werden.

8.2 Beitrag der EU-Wettbewerbspolitik zur Bewaltigung der Herausforderungen

Im Jahr 2021 setzte die Kommission die Durchsetzung der Beihilfevorschriften in
Steuersachen fort. Obgleich die direkte Besteuerung aufgrund fehlender Harmonisierung in
die Zustandigkeit der Mitgliedstaaten féllt, missen nationale SteuermaRnahmen den
Vorschriften des Binnenmarkts entsprechen und mit dem EU-Wettbewerbsrecht in Einklang
stehen. Nach standiger Rechtsprechung des EuGH, die vor Kurzem bekraftigt wurde3”®, kann
die Kommission gemal Artikel 107 AEUV feststellen, ob eine steuerliche MalRnahme
Unternehmen einen wirtschaftlichen Vorteil verschafft, der die Begunstigten in eine bessere
Lage versetzt als andere Steuerpflichtige.

8.2.1. Beihilferechtliche Untersuchungen zur aggressiven Steuerplanung

Im Jahr 2021 setzte die Kommission ihre Untersuchung der Praxis der Steuervorbescheide
und der Anderungen des Steuerrechts in den Mitgliedstaaten fort. Die Kommission hatte im
Jahr 2014 damit begonnen, Informationen Gber die Praxis der Mitgliedstaaten bei
Steuervorbescheiden fur die Jahre 2010-2013 zu sammeln. Dies sollte Klarheit dartiber
bringen, ob es sich bei den Steuervorbescheiden um staatliche Beihilfen handelt, und der
Kommission die Madoglichkeit bieten, sich Gber die einschldgigen Verfahren aller

375 Urteil des Gerichtshofs (GroRe Kammer) vom 6.10.2021, Banco Santander/Kommission, C-52/19 P,
ECLI:EU:C:2021:794.
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Mitgliedstaaten eine fundierte Meinung zu bilden. Insgesamt hat die Kommission mehr als
1000 Steuervorbescheide gepriift.

Allerdings haben sich die Mitgliedstaaten seit 2013 sowohl in Bezug auf das Steuerrecht als
auch auf die Vorgehensweisen in Bezug auf Steuervorbescheide weiterentwickelt. Um diese
Entwicklung zu bewerten, forderte die Kommission Ende 2019 alle Mitgliedstaaten auf, eine
Aktualisierung ihrer Gesetzgebungs- und Verwaltungspraxis sowie eine Liste der
Steuervorbescheide fiir die Jahre 2014 bis 2018 vorzulegen. Diese Uberpriifung wurde 2021
fortgesetzt.

8.2.2. Laufende Falle aggressiver Steuerplanung

Die Kommission setzte die anhangigen Verfahren zur mutmallichen staatlichen Beihilfe
durch die Niederlande zugunsten von Inter IKEA, Starbucks und Nike sowie zur
mutmaBlichen staatlichen Beihilfe Luxemburgs zugunsten von Huhtamaki fort.

Im Jahr 2021 verteidigte die Kommission eine Reihe ihrer Beschlisse vor den
Unionsgerichten. Das Gericht erlieR sein Urteil in den Rechtssachen Amazon®’® und Engie®’’,
wahrend der EuGH sein Urteil in der Rechtssache Gewinniiberschiisse in Belgien®®
verkiindete.

Luxemburg — Urteil des Gerichts zu Amazon

Am 12. Mai 2021 erkléarte das Gericht den Beschluss der Kommission vom 4. Oktober 2017 in der
Rechtssache SA.38944 (iber eine staatliche Beihilfe Luxemburgs zugunsten von Amazon fur nichtig,
da die Kommission das Vorliegen eines Vorteils zugunsten von Amazon nicht in rechtlich
hinreichender Weise nachgewiesen hatte. Es bestétigte jedoch den Beschluss der Kommission zur
Anwendbarkeit wichtiger Rechtsgrundsatze.

In ihrem Beschluss war die Kommission zu dem Schluss gelangt, dass Luxemburg Amazon EU S.a.r.l.
(LuxOpCo) von 2006 bis 2014 eine rechtswidrige und mit dem Binnenmarkt unvereinbare staatliche
Beihilfe in Form einer unzulassigen Erméaiigung der Steuerschuld gewahrt hatte.

Im vorliegenden Fall zahlte LuxOpCo eine Lizenzgebihr fiir eine konzerninterne Lizenz fur geistiges
Eigentum an ein anderes, in Luxemburg von der Steuer befreites Konzernunternehmen, LuxSCS.
Nach Ansicht der Kommission hat Luxemburg féalschlicherweise den gréften Teil des Gewinns der
steuerlich transparenten, Scheinfirma LuxSCS und nicht LuxOpCo zugerechnet. Der Beschluss der
Kommission beruhte auf einer ersten und drei erganzenden Feststellungen.

Das Gericht entschied, dass es der Kommission mit keiner der Feststellungen gelungen ist, das
Vorliegen eines Vorteils im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV rechtlich hinreichend zu belegen.
Zur ersten Feststellung zum Vorliegen eines Vorteils fiihrte das Gericht aus, dass sich die Kommission
bei der Beurteilung der konzerninternen Geschaftsvorfalle auf die falschen Leitlinien der OECD
gestltzt hatte. Damit habe die Kommission fiir ihre Analyse die Relevanz des Eigentums an einem
geistigen Eigentum (das bei LuxSCS lag) verkannt. In Bezug auf die erganzenden Feststellungen zum
Vorliegen eines Vorteils war das Gericht der Auffassung, dass die Kommission nicht nachgewiesen
hatte, dass die von ihr festgestellten methodischen Fehler beim Verrechnungspreis zum Vorliegen
eines Vorteils fhrten.

376 Urteil des Gerichts vom 12.5.2021, verbundene Rechtssachen Luxemburg und Amazon/Kommission, T-
816/17 und T-318/18, ECLI:EU:T:2021:252.

377 Urteil des Gerichts vom 12.5.2021, Luxemburg und Engie/Kommission, T-516/18 und T-525/18,
ECLI:EU:T:2021:251.

378 Urteil des Gerichtshofs vom 16.9.2021, Kommission/Belgien und Magnetrol International
(Gewinntiberschisse in Belgien), C-337-19 P, ECLI:EU:C:2021:741.
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Die Kommission entschied, gegen dieses Urteil beim EuGH Rechtsmittel einzulegen.®”® Das Urteil des
Gerichts wirft wichtige Rechtsfragen auf, die fir die Kommission bei der Anwendung der
Beihilfevorschriften auf Falle von Steuerplanung von Bedeutung sind. Die Kommission bringt diese
Angelegenheit vor den EuGH, um Klarheit zu diesen Rechtsfragen zu schaffen.

Auch wenn der Beschluss der Kommission in der Sache Amazon fir nichtig erklart wurde, stellt dies
nicht die friheren Feststellungen des EuGH infrage, nach denen die Steuerhoheit angesichts der
Grundsatze des Vertrags und des EU-Beihilferechts ausgetibt werden muss. In dem Urteil des Gerichts
werden auch seine friheren Urteile in den Rechtssachen Gewinnliberschisse in Belgien, Fiat,
Starbucks und Apple sowie der Ansatz der Kommission bei der Beurteilung der Frage bestatigt, ob
Transaktionen zwischen Konzernunternehmen zu einem Vorteil nach den EU-Beihilfevorschriften
fiihren, der auf dem sogenannten Fremdvergleichsgrundsatz beruht.

Luxemburg — Urteil des Gerichts zu Engie

Am 12. Mai 2021 bestatigte das Gericht den Beschluss der Kommission vom 20. Juni 2018 in der
Sache SA.44888 Uber Beihilfe, die von Luxemburg an Engie gewéhrt wurde.

Die Kommission gelangte in ihrem Beschluss zu dem Ergebnis, dass eine Reihe von
Steuervorbescheiden, die von Luxemburg an Engie erteilt wurden und die zwei identische dreiseitige
Finanzierungsstrukturen betrafen, Engie einen selektiven Vorteil verschafften, da sie es ermdglichten,
bestimmte Gewinne zu erzielen und an die Muttergesellschaften weiter zu verteilen, ohne dass diese in
Luxemburg besteuert wiirden. Insbesondere wurden die Gewinne der Tochtergesellschaften als
gezahlte Zinsen verbucht und von ihrer Steuerbemessungsgrundlage abgezogen, wahrend sie letztlich
aufgrund der Steuerbefreiung von Beteiligungen von der Besteuerung ihrer Ausschittung an die
Holdinggesellschaften befreit waren. Nach Auffassung der Kommission gewahrte Luxemburg Engie
einen selektiven Vorteil auf der Grundlage von drei Argumentationsketten: i) indem die
Steuerbefreiung von Beteiligungen auf Gewinne angewendet wurde, die nicht auf der Ebene der
Tochtergesellschaften besteuert worden waren, ii) indem die Verringerung der gemeinsamen
Bemessungsgrundlage der Engie-Gruppe in Luxemburg gestattet wurde und iii) indem die
Bestimmungen zu Rechtsmissbrauch nicht auf diese Strukturen angewendet wurden.

Das Gericht billigte eine der beiden Selektivitatsprifungen im Rahmen der ersten
Argumentationskette sowie der dritten Argumentationskette, wéahrend es die zweite aus Griinden der
Verfahrensokonomie nicht prufte. In Bezug auf eine der Selektivitdtspriifungen im Rahmen der ersten
Argumentation erkannte das Gericht an, dass die Steuerbefreiung von Beteiligungen nicht auf
Gewinne hatte angewandt werden durfen, die auf der Ebene der Tochtergesellschaften nicht besteuert
worden waren, da dies effektiv zu einer doppelten Nichtbesteuerung gefiihrt hat und dieses Ergebnis
nicht mit der internen Kohérenz des nationalen Steuersystems im Einklang stehen konnte.

In Bezug auf die dritte Argumentation erkannte das Gericht an, dass die Nichtanwendung dieser
Vorschrift durch Luxemburg, soweit die Kriterien der luxemburgischen Bestimmungen zu
Rechtsmissbrauch erfullt sind, zu einem selektiven Vorteil fihrte. Luxemburg und Engie haben beim
Gerichtshof Rechtsmittel gegen das Urteil eingelegt.

Belgien — Urteil des EUGH zur belgischen Gewinntberschussregelung

Am 16. September 2021 hob der EuGH das Urteil des Gerichts auf, mit dem der Beschluss der
Kommission vom 11.Januar 2016 Uber die Beihilferegelung zur Steuerbefreiung fur
Gewinnlberschusse fur nichtig erklart worden war. Mit dieser Regelung befreite Belgien
39 multinationale Unternechmen von der Besteuerung ihrer ,,Gewinniiberschiisse®.

Die dem EuGH vorgelegte Frage betraf die Feststellungen des Gerichts, nach denen die Kommission
das Bestehen einer Regelung nicht nachgewiesen habe.

379 C-457/21 P, Kommission/Amazon.com u. a.
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Der EuGH hob das Urteil des Gerichts auf. Der EuGH erinnerte daran, dass Regelungen auf
Rechtsakten sowie auf der stdndigen Verwaltungspraxis der Mitgliedstaaten beruhen kénnen, wenn
eine solche Praxis einem ,systematischen Ansatz* entspricht, insbesondere im Falle einer
systematischen fehlerhaften Anwendung einer Bestimmung. Der EuGH vertrat die Auffassung, dass
das Gericht bei der Feststellung, dass eine Regelung auf eine Verwaltungspraxis gestltzt werden
kdnne, inkohdrent vorgegangen war, als es sich nur mit den zugrunde liegenden Rechtsakten befasst
habe, um die Merkmale dieser Regelung zu ermitteln.

Der EUGH verwies die Rechtssachen an das Gericht zurtick, um 0ber die Ubrigen Klagegriinde zu
entscheiden.

8.2.3. Jungste Urteile des EUGH zur Selektivitat in Steuersachen

Im Jahr 2021 lieferte der EuGH neue wichtige Erkenntnisse fir die Beurteilung der
Selektivitat steuerlicher MalRnahmen (Dreistufentest), und zwar mit neuen Leitlinien fur den
ersten Schritt, d. h. die Festlegung des Bezugsrahmens, der bei steuerlichen Malinahmen von
besonderer Bedeutung ist, da das Vorliegen eines wirtschaftlichen Vorteils im Sinne von
Artikel 107 Absatz 1 AEUV nur im Vergleich zur ,,normalen® Besteuerung festgestellt
werden kann.

Ungarn und Polen — Urteile des EUGH zu den ungarischen und polnischen Einzelhandelsteuern

Am 16. Marz 2021 bestétigte der EuGH in den Rechtssachen C-562/19 P Kommission/Polen und C-
596/19 P Kommission/Ungarn die Urteile des Gerichts vom Mai und Juni 2019, mit denen die
Beschlisse der Kommission von 2016 und 2017 in den Sachen SA.44351 (polnische
Einzelhandelsteuer mit progressiver Steuersatzstruktur) und SA.39235 (ungarische Werbesteuer mit
progressiver Steuersatzstruktur) mit der Begriindung flr nichtig erklart wurden, dass die Kommission
bei der Bewertung der Selektivitat das Referenzsteuersystem falsch ermittelt hatte. In diesen
Beschlussen war die Kommission davon ausgegangen, dass das geeignete Referenzsystem in der
Erhebung einer einzigen (pauschalen) Steuer auf den Umsatz aus Werbung (im ungarischen Fall) oder
aus Einzelhandelsverk&ufen (im polnischen Fall) besteht, ohne dass dieses System eine progressive
Steuerstruktur umfasst. Auf dieser Grundlage stellte die Kommission fest, dass Ungarn und Polen
kleineren Einzelhéndlern, fur die die niedrigsten Steuersétze (einschlieflich des Nullsatzes) gelten,
rechtswidrige und unvereinbare staatliche Beihilfen gewéhrt hatten.

Der EuGH stellte fest, dass auferhalb der Bereiche, in denen das Steuerrecht der Union harmonisiert
wurde, die Bestimmung der grundlegenden Merkmale jeder Steuer aufgrund der Steuerautonomie der
Mitgliedstaaten in deren Ermessen liegt. Dies gilt u. a. flr die Wahl des Steuersatzes, der proportional
oder progressiv sein kann, aber auch fir die Festlegung der steuerlichen Bemessungsgrundlage und
des Steuertatbestands. Diese grundlegenden Merkmale definieren somit grundsatzlich das
Referenzsystem bzw. die ,,normale* Steuerregelung, anhand deren die Voraussetzung der Selektivitat
zu prufen ist. Darlber hinaus hat der EUGH darauf hingewiesen, dass das Unionsrecht einer an den
Umsatz ankniipfenden progressiven Besteuerung nicht entgegensteht, da die Hohe des Umsatzes einen
relevanten Indikator fir die Leistungsfahigkeit der Steuerpflichtigen darstellt. Folglich bilden die
grundlegenden Merkmale der Steuer, zu denen die progressiven Steuersdtze gehoren, grundsatzlich
das Referenzsystem bzw. die ,,normale* Steuerregelung.

Ferner vertrat der EuGH die Auffassung, dass die Gibraltar-Rechtsprechung (Kommission und
Spanien/Government of Gibraltar und Vereinigtes Konigreich (C-106/09 P und C-107/09 P)) die
vorstehenden Erwdgungen nicht infrage stellt, da die Kommission nicht nachgewiesen hat, dass die
Progression der Steuersdtze in offensichtlich diskriminierende Weise ausgestaltet wurde, um die
Anforderungen zu umgehen, die sich aus dem Unionsrecht im Bereich staatlicher Beihilfen ergeben.

Spanien — Urteil des EuGH zur spanischen Abschreibung des finanziellen Geschafts- oder
Firmenwerts

Am 6. Oktober 2021 wies der EUGH die Rechtsmittel gegen die Urteile des Gerichts zurtick, mit
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denen die Beschlusse der Kommission vom 28. Oktober 2009 und 12. Januar 2011 (Goodwill I bzw.
Goodwill 1) bestatigt wurden. In diesen Beschliissen hatte die Kommission festgestellt, dass Spanien
eine rechtswidrige und unvereinbare Steuerregelung eingefilihrt hatte, die in der Abschreibung des
finanziellen Geschafts- oder Firmenwerts fir den Erwerb von Beteiligungen an auslandischen
Unternehmen durch gebietsansassige Gesellschaften besteht. Im Rahmen einer im Jahr 2001 in die
spanische Kdorperschaftsteuer eingefiihrten steuerlichen Malinahme konnte der finanzielle Geschafts-
oder Firmenwert, der sich aus dem Erwerb einer Beteiligung von mindestens 5% an einem
auslandischen Unternehmen durch ein gebietsanséssiges Unternehmen ergibt, in Form einer
Abschreibung abgezogen werden. Bei vergleichbaren Erwerben bei inlandischen Unternehmen war
eine Amortisation jedoch nicht zuléssig. Die Beschliisse Goodwill 1 und Il betrafen Erwerbe innerhalb
der EU bzw. Ubernahmen in Drittlandern.

Der EuGH hat insbesondere folgende Kriterien ermittelt:

- Die Bestimmung des Bezugssystems muss sich aus einer objektiven Prifung des Inhalts, der
Struktur und der konkreten Wirkung der nach nationalem Recht anwendbaren Vorschriften ergeben.

- Wenn die fragliche steuerliche MalRnahme untrennbar mit dem allgemeinen Steuersystem des
betreffenden Mitgliedstaats verbunden ist, ist auf dieses System Bezug zu nehmen. Erweist sich
dagegen, dass sich die in Rede stehende Malinahme eindeutig von diesem allgemeinen System trennen
lasst, so kann nicht ausgeschlossen werden, dass der zu berticksichtigende Bezugsrahmen enger ist als
dieses allgemeine System oder sogar mit der MaRnahme selbst identisch ist, wenn sich diese als eine
Norm mit eigenstandiger rechtlicher Logik darstellt.

- In diesem ersten Schritt der Priifung der Selektivitat sind die vom Gesetzgeber beim Erlass der zu
prifenden MaRnahme verfolgten Ziele nicht zu berticksichtigen.

- Die angewandte Regelungstechnik konne fir die Bestimmung des Bezugsrahmens nicht
entscheidend sein.

Dieses Urteil ist in Verbindung mit dem Urteil des EuGH aus dem Jahr 2016 tber dieselbe steuerliche
MaRnahme zu sehen (siehe Urteil in den verbundenen Rechtssachen C-20/15 P, World Duty Free
Group und C-21/15 P, Banco Santander), in dem er zu dem Schluss kam, dass eine Malinahme, die
grundsétzlich jedem Unternehmen offen steht, dennoch selektiv sein kann, wenn sie eine
Diskriminierung zwischen zwei Gruppen von Unternehmen bewirkt, die sich in einer vergleichbaren
tatsachlichen und rechtlichen Situation befinden (in diesem Fall Unternehmen, die Erwerbe in einem
anderen Land tatigen, und Unternehmen, die Ubernahmen in Spanien titigen). Der EUGH hatte auch
festgestellt, dass es fiir die Kommission nicht erforderlich war, eine Gruppe von Unternehmen zu
bestimmen, die ausschlieBlich durch die steuerliche MaBBnahme begiinstigt wurden, um ihren
selektiven Charakter zu beurteilen.
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ANHANG 1:

Beihilfebeschlisse, die im Rahmen des Befristeten Rahmens fir staatliche Beihilfen im
Jahr 2021 angenommen wurden3® nach Land

il

Osterreich

SA.60599

(2020/N):  Kreditgarantieregelung Osterreichs  fiir
Uberbriickungskredite nach dem Befristeten Rahmen
fur staatliche Beihilfen zur Stutzung der Wirtschaft
angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19

COVID-19: Dritte Anderung von SA.56981

12.1.2021

Osterreich

SA.60290

COVID-19: Anderung von SA.57148 (2020/N):
Unterstitzungsmanahmen der Léander Karnten,
Oberdosterreich, Steiermark, Tirol und Wien nach dem
Befristeten Rahmen flr staatliche Beihilfen zur
Stlitzung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen
Ausbruchs von COVID-19

12.1.2021

Osterreich

SA.60117

COVID-19: Beihilferegelung fiir Veranstaltungen |

19.1.2021

Osterreich

SA.61210

COVID-19: Vierte Anderung an der bestehenden
Beihilferegelung SA.56981 nach dem Befristeten
Rahmen

29.1.2021

Osterreich

SA.61614

— COVID-19: Osterreichisches
Liquiditatshilfeprogramm (SA.56840)

— COVID-19: Ausgleich von Fixkosten gemaR
Kapitel 3.12 des Befristeten Rahmens (SA.58661)

9.2.2021

Osterreich

SA.62010

SA.60321 (2020/N); COVID-19: Ausgleichsregelung:
Richtlinie zu Subventionen fur Fixkosten fir
wirtschaftliche  Tatigkeiten von gemeinnitzigen
Organisationen (SA.57928 (2020/N))

24.2.2021

Osterreich

SA.62419

SA.62419(2021/N) — Osterreich — COVID-19
Anderung der Beihilferegelung fiir Veranstaltungen |

26.3.2021

Osterreich

SA.62288

COVID-19 - Anderung der Regelung des Karntner
Wirtschaftsforderungsfonds (KWF)

30.3.2021

Osterreich

SA.62569

COVID-19 — Kurzarbeitsbonus

2.6.2021

10

Osterreich

SA.63291

Richtlinien des Niederdsterreichischen Wirtschafts-
und Tourismusfonds — Férderprogramm COVID-19

17.6.2021

11

Osterreich

SA.63692

Verlangerung der COVID-19-Regelungen des Landes

13.7.2021

380 Einige dieser Beschliisse wurden nachtraglich geandert.
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Tirol

12 Osterreich SA.63708 COVID-19: Funfte Anderung der bestehenden | 15.7.2021
Beihilferegelung SA.56981

13 Osterreich SA.64490 COVID-19: Direkte Zuschisse fir im offentlichen | 3.9.2021
Eigentum stehende Bader und Hallenbader mit Sauna
und/oder Wellnessbereich in Salzburg

14 Belgien SA.60198 COVID-19: Investitionsbeihilfen fur die Herstellung | 12.1.2021
von Produkten im Zusammenhang mit COVID-19
(Université de Liege)

15 Belgien SA.60414 COVID-19: Investitionsbeihilferegelung fur die | 12.1.2021
Herstellung von Produkten im Zusammenhang mit
COVID-19 (Region Wallonien)

16 Belgien SA.60524 COVID-19: Flamischer Schutzmechanismus fir | 29.1.2021
Unternehmen, die aufgrund der anhaltenden
COVID-19-Malinahmen vom 28. Oktober 2020 einen
Umsatzriickgang erleiden

17 Belgien SA.61748 Beschluss der flamischen Regierung dber einen | 22.2.2021
COVID-19-Globalisierungsmechanismus flir
Unternehmen, die aufgrund der COVID-19-
Malnahmen einen Umsatzriickgang erleiden

18 Belgien SA.61807 COVID-19: Beihilfen fir Tourismusunternehmen im | 22.2.2021
Zusammenhang mit dem Coronavirus

19 Belgien SA.62017 COVID-19: Unterstiitzung der flamischen Regierung | 11.3.2021
Uber die Projektaufforderung ,Flandern ist ein
Festival 2021 fiir die Organisation von Festivals im
Sommer 2021 im  Zusammenhang mit dem
Coronavirus

20 Belgien SA.62156 Anderung von SA.60524 Flamischer | 21.3.2021
Schutzmechanismus COVID-19

21 Belgien SA.62042 COVID-19: Anderungen der genehmigten | 26.3.2021
MafRnahmen

22 Belgien SA.62393 COVID-19: Beihilfe fir Schweineziichter mit | 29.3.2021
Zuchtsauen

23 Belgien SA.62032 BE - COVID-19 - Regelung fiir subventionierte | 30.3.2021
Darlehen — Société Régionale d’Investissement de
Wallonie

24 Belgien SA.62407 COVID-19 - Regelung zur Unterstlitzung von Hotels | 8.4.2021
und  &hnlichen  Unterkunftsmoglichkeiten  in
Wallonien

25 Belgien SA.62336 COVID-19 - Unterstiitzung von | 9.4.2021
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Tourismusattraktionen in Wallonien

26

Belgien

SA.60682

COVID-19 — Prolongation du régime d’aide de la
SOWAER en faveur des sociétés de gestion des
aéroports wallons. L‘aide porte sur un report des
redevance pour 1‘année 2021

12.4.2021

27

Belgien

SA.62430

COVID-19: Beschluss der flamischen Regierung iber
die Gewahrung eines Darlehens fiir einen Neuanfang
fur Unternehmen mit Liquiditatsproblemen

23.4.2021

28

Belgien

SA.62466

COVID-19-Beihilfen flr Profisportvereine — BE

29.4.2021

29

Belgien

SA.62826

Zweite  Anderung an SA.60524  (2020/N) —
COVID-19: Flamischer Schutzmechanismus fir
Unternehmen, die aufgrund der anhaltenden
COVID-19-MaRnahmen vom 28. Oktober 2020 einen
Umsatzriickgang erleiden

4.5.2021

30

Belgien

SA.62882

COVID-19: Beihilfen fiir den Personenverkehr in
Wallonien

12.5.2021

31

Belgien

SA.62884

Ausgleich flir Unternehmen, die im Bereich B2B tatig
sind und indirekt von Beschliissen iber SchlieBungen
in der Wallonischen Region betroffen sind

12.5.2021

32

Belgien

SA.62883

COVID-19: Régime wallon d’indemnité spécifique en
faveur de certains secteurs touchés indirectement par
des décisions de fermeture dans le cadre de la crise du
coronavirus COVID-19

17.5.2021

33

Belgien

SA.62562

COVID-19 - BE - Senkung der
Sozialversicherungsbeitrége fiir die Reisebranche

4.6.2021

34

Belgien

SA.62650

COVID-19 - BE - Réduction groupe-cible secteur
événementiel

4.6.2021

35

Belgien

SA.62651

COVID-19 - BE - Réduction groupe-cible secteur
hotelier

4.6.2021

36

Belgien

SA.63215

COVID-19: Beihilfen fiir das Beherbergungsgewerbe
in Brissel

18.6.2021

37

Belgien

SA.63286

COVID-19: Verléngerung der belgischen
Kreditgarantieregelung als Reaktion auf die
COVID-19-Krise zugunsten von KMU (Anderungen
an SA.57869 und SA.60114)

18.6.2021

38

Belgien

SA.63252

COVID-19: Gesund und kraftvoll von zu Hause aus
arbeiten:  Aufforderungen zur Einreichung von
Projekten

30.6.2021

39

Belgien

SA.63242

COVID-19: Flédmische Regelung fir nachrangige
Darlehen fur Start-up-Unternehmen, expandierende

5.7.2021
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Jungunternehmen und KMU

40

Belgien

SA.63243

COVID-19: Zweite flamische Regelung fir
nachrangige Darlehen fiir Start-up-Unternehmen,
expandierende Jungunternehmen und KMU

5.7.2021

41

Belgien

SA.63932

COVID-19: Ausgleich fur die Umbuchungskosten fiir
Veranstaltungen in der FI&mischen Region

16.7.2021

42

Belgien

SA.64030

Mécanisme de Résilience pour les secteurs les plus
Durablement touchés depuis le début de la crise du
coronavirus COVID-19

22.7.2021

43

Belgien

SA.63950

COVID-19:  Verliangerung der ,Zielgruppe*-
ErméRigungen fir Arbeitgeber in der Reise- und
Hotelbranche (SA.62562 und SA.62651)

28.7.2021

44

Belgien

SA.64031

Mise en place d’un mécanisme B2B ,,cascade Reca“.
Indemnité spécifique a destination des indépendants
et entreprises actifs en BtoB dans le secteur RECA.

30.7.2021

45

Belgien

SA.64488

COVID-19: Flamischer Schutzmechanismus fiir
Unternehmen, die aufgrund der anhaltenden
COVID-19-Malinahmen vom 28. Oktober 2020 einen
Umsatzriickgang erleiden (Anderungen an SA.60524,
SA.62156, SA.62826)

1.9.2021

46

Belgien

SA.64072

Aufbau- und  Resilienzfazilitdt —  Strategische
Investitions- und Innovationsférderung fur
sozialwirtschaftliche Unternehmen im
Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch

21.9.2021

47

Belgien

SA.64739

Anderung an SA.64488 (2021/N)-COVID-19:
Flamischer Schutzmechanismus fir Unternehmen, die
aufgrund der anhaltenden COVID-19-MalRnahmen
vom 28. Oktober 2020 einen Umsatzriickgang
erleiden (Anderungen an SA.60524, SA.62156,
SA.62826)

24.9.2021

48

Belgien

SA.64071

COVID-19:  Aufbau- und  Resilienzfazilitat —
Zukunftsorientierte Ausbildungsférderung fur
sozialwirtschaftliche Unternehmen im
Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch

6.10.2021

49

Belgien

SA.64775

Projet Arrété du Gouvernement de la Région de
Bruxelles-Capitale relatif a une aide de relance aux
entreprises encore fortement impactées des secteurs
des discothéques, des restaurants et cafés et de
certains de leurs fournisseurs, de I’événementiel, de la
culture, du tourisme, et du sport et du transport des
voyageurs.

14.10.2021

50

Belgien

SA.63490

COVID-19 — BE — Aufschub und Befreiung von der
jahrlichen  Urlaubsabgabe fir  Arbeitgeber im

18.10.2021

105




HORECA-Sektor

51

Belgien

SA.100118

COVID-19 Tourismusunterkiinfte in Briissel 11

19.10.2021

52

Belgien

SA.100480

COVID-19: Beihilfen fiir Reiseveranstalter

15.11.2021

53

Belgien

SA.100716

COVID-19: Finanzielle Unterstitzung fir die
Organisation von Veranstaltungen im Zusammenhang
mit der COVID-19-Gesundheitskrise in der Region
Briissel-Hauptstadt

6.12.2021

54

Belgien

SA.63455

COVID-19 — Malnahme zur Deckung der Fixkosten
der wallonischen Flughéfen

15.12.2021

55

Belgien

SA.63245

COVID-19 - Kapitalerhéhung beim  Flughafen
Charleroi BSCA

22.12.2021

56

Bulgarien

SA.60454

COVID-19: Finanzhilfen fur von den befristeten
MaBnahmen zur Bekdmpfung der Epidemie
betroffene  KMU im Rahmen des operationellen

Programms ,,Innovation und Wettbewerbsfahigkeit™
2014-2020

19.1.2021

57

Bulgarien

SA.61101

Anderung von SA.57795 (2020/N) und 57938
(2020/N) Bulgarien, BG16RFOP002-2.077
Lunterstiitzung  mittlerer Unternehmen bei der
Bewaéltigung der wirtschaftlichen Auswirkungen der
COVID-19-Pandemie*

20.1.2021

58

Bulgarien

SA.61348

COVID-19—- Zweite Anderung von SA.57759
(2020/N) — Kurzfristige Beschaftigungsforderung als
Reaktion auf die COVID-19-Pandemie, bereits
geédndert durch SA.60082 (2020/N)

30.3.2021

59

Bulgarien

SA.62520

COVID-19: Zweite Anderung der Regelung
SA.60454 (2020/N) Zuschsse fiir von den befristeten
MalBnahmen zur Bek@mpfung der Epidemie
betroffene  KMU im Rahmen des operationellen
Programms ,Innovation und Wettbewerbsfahigkeit®
2014-2020

23.4.2021

60

Bulgarien

SA.62887

COVID-19: Beihilferegelung fir Reiseveranstalter

25.5.2021

61

Bulgarien

SA.63638

COVID-19: Erhoéhung der Liquiditatshilfe flr
Landwirte, die Rosentl-Samen produzieren

8.7.2021

62

Bulgarien

SA.63497

Zweite Gruppenmitteilung zu den von Bulgarien
genehmigten MaRnahmen nach dem Befristeten
Rahmen — Anderung der MaBnahmen SA.57052,
SA59704, SA57283, SAL57795,  SA.60454,
SA.56905, SA.58050, SA.58095, SA.56933

9.7.2021
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63

Bulgarien

SA.64528

COVID-19:  Anderung der Regelung  zur
Unterstitzung kleiner Unternehmen mit einem
Umsatz von (iber 500 000 BGN zur Bewaéltigung der
wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie

1.9.2021

64

Bulgarien

SA.64711

COVID-19: Zweite Anderung an SA.56933
(2020/N) —  Biirgschaftsprogramm  zur  KMU-
Zwischenfinanzierung

1.10.2021

65

Bulgarien

SA.100255

COVID-19: LIQUIDITATSHILFE FUR
LANDWIRTE

27.10.2021

66

Bulgarien

SA.100427

COVID-19: Beihilfen fiir die Tourismusbranche

8.11.2021

67

Bulgarien

SA.100320

COVID-19 — BG — Entschéadigung fiir Arbeitnehmer
und selbstversicherte Personen mit Tatigkeiten, die
vorlbergehenden Beschrankungen unterliegen

9.11.2021

68

Bulgarien

SA.100331

Unterstitzung  von  Kleinstunternehmen  sowie
kleinen, mittleren und groflen Unternehmen, die im
Personenverkehr mit Bussen oder Fernbussen tatig
sind, zur Uberwindung der wirtschaftlichen
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie

16.11.2021

69

Kroatien

SA.60265

COVID-19: Beihilfen fur die Tourismus- und
Sportbranche

11.1.2021

70

Kroatien

SA.62105

BEIHILFEPROGRAMM FUR
MASTSCHWEINEHALTER AUFGRUND DER
DURCH DIE COVID-19-PANDEMIE
VERURSACHTEN WIRTSCHAFTLICHEN
SCHWIERIGKEITEN

5.3.2021

71

Kroatien

SA.62383

Staatliche Beihilfen flr die Fischerei zur Stiitzung der
Wirtschaft — COVID-19

25.3.2021

72

Kroatien

SA.62616

COVID-19 Anderungen der Regelungen SA.56877,
SA.56957, SA.57175, SA.57595, SA.60265

12.5.2021

73

Kroatien

SA.64375

COVID-19:  Staatliche  Beihilferegelung  zur
Unterstlitzung der Seeschifffahrt, des Verkehrs, der
Verkehrsinfrastruktur, des Tourismus und damit
verbundener Sektoren, die vom COVID-19-Ausbruch
betroffen sind (Anderungen SA.57711)

6.9.2021

74

Kroatien

SA.64716

BEIHILFEREGELUNG FUR DEN
GEFLUGELSEKTOR AUFGRUND DER DURCH
DIE COVID-19-PANDEMIE VERURSACHTEN
WIRTSCHAFTLICHEN SCHWIERIGKEITEN

5.10.2021

75

Kroatien

SA.100417

BEIHILFEPROGRAMM FUR PRIMARERZEUGER
IM TIERHALTUNGSSEKTOR AUFGRUND DER
DURCH DIE COVID-19-PANDEMIE
VERURSACHTEN WIRTSCHAFTLICHEN

17.11.2021
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SCHWIERIGKEITEN

76

Kroatien

SA.100941

COVID-19: Verlangerung der Regelung SA.64716
(2021/N)

17.12.2021

77

Kroatien

SA.100942

Anderung SA.100417 — Beihilfen fiir Primarerzeuger
im Tierhaltungssektor aufgrund der durch die
COVID-19-Pandemie verursachten wirtschaftlichen
Schwierigkeiten

20.12.2021

78

Kroatien

SA.100913

COVID-19 — HR — Verlangerung durch SA.57711

20.12.2021

79

Kroatien

SA.100912

COVID-19: Verlangerung der Regelungen SA.56877,
SA.56957, SA57175 und SA.57595, in der bereits
geénderten Fassung

21.12.2021

80

Kroatien

SA.100975

COVID-19: Verlangerung der Regelungen SA.56877,
SA.56957, SA57175 und SA.57595, in der bereits
geénderten Fassung

21.12.2021

81

Zypern

SA.59668

COVID-19 - Beihilfen in Form von Birgschaften fir
Gutschriften zugunsten von Verbrauchern und
Veranstaltern von Pauschalreisen

12.1.2021

82

Zypern

SA.60661

COVID-19 — Zypern— Verlangerung von SA.57691
und SA.57654

26.1.2021

83

Zypern

SA.60274

COVID-19:  Subventionsregelungen  fir  von
COVID-19 betroffene Unternehmen und
Selbststandige

29.1.2021

84

Zypern

SA.61839

COVID-19 — Unterstitzung fir Unternehmen und
Selbststandige, die der obligatorischen Aussetzung
unterliegen

8.3.2021

85

Zypern

SA.62216

COVID-19: Anderung an der
Zinssubventionsregelung fur neue
Unternehmenskredite

18.3.2021

86

Zypern

SA.61515

COVID-19 - Betriebsmittelkredite im
Zusammenhang mit dem ,,Cyprus Energy Fund of
Funds*

24.3.2021

87

Zypern

SA.62228

COVID-19: Beihilferegelung zur Unterstiitzung des
Agrarsektors zur Bewdltigung der Auswirkungen des
COVID-19-Ausbruchs auf der Grundlage des
Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen der EU;
Nachfolger von SA.57587 (2020/N)

29.3.2021

88

Zypern

SA.62199

Anreizregelung fur Reiseveranstalter zur
Abmilderung der Auswirkungen von COVID-19 auf
den Tourismus

13.4.2021
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89

Zypern

SA.62693

Staatliche Beihilfe SA.62290 (2021/N) - Zypern

COVID-19: BeihilfemaBnahme zur Unterstiitzung des
Agrarsektors zur

Bewadltigung der Auswirkungen des COVID-19-
Ausbruchs auf der Grundlage des

Befristeten Rahmens fiir staatliche Beihilfen der EU,
Nachfolger von SA.57587 (2020/N)

23.4.2021

90

Zypern

SA.62397

COVID-19:  Zyprische  Sonderregelungen  fiir
Lohnzuschiisse flir Unternehmen in bestimmten
Wirtschaftszweigen

6.5.2021

91

Zypern

SA.62908

COVID-19: Beihilfen in Form von Birgschaften fir
Gutschriften zugunsten von Verbrauchern und
Veranstaltern von Pauschalreisen

11.5.2021

92

Zypern

SA.63695

COVID-19 — Anderungen an SA.57691, SA.59668,
SA.61839, SA.62228 und SA.62397

9.7.2021

93

Zypern

SA.64326

COVID-19:  Staatliche  Garantieregelung  flr
Kreditinstitute zur Gewahrung von Darlehen an
Unternehmen und Selbstandige

17.8.2021

94

Zypern

SA.64602

Stlitzungsregelung fur den Weinsektor aufgrund der
Auswirkungen der restriktiven MaRnahmen im
Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie

22.9.2021

95

Zypern

SA.63515

COVID-19: Beihilfen fur KMU, die Grundstiicke
tirkischer ~ Zyprer,  staatliche  Flachen  und
forstwirtschaftliche Fl&chen verpachten

24.9.2021

96

Zypern

SA.101028

COVID-19: Verlangerung der Regelungen SA.59668
(2020/N), SA.61515 (2021/N), SA.62228 (2021/N)
und SA.64326 (2021/N)

22.12.2021

97

Tschechien

SA.59899

COVID-19 - Gezieltes Beschéaftigungsprogramm
,Antivirus Plus*

12.1.2021

98

Tschechien

SA.59334

COVID-19 — Anderung an der Lohnzuschussregelung
(SA.57102)

12.1.2021

99

Tschechien

SA.61234

CZ - COVID-Gastronomie — geschlossene Betriebe

27.1.2021

100

Tschechien

SA.61358

COVID-19 — CZ — Ausgleichszulage fur Selbstandige
und Gesellschafter kleiner Gesellschaften  mit
beschrankter Haftung

12.2.2021

101

Tschechien

SA.61361

COVID-19 — Unterstiitzung far Unternehmer (Miete —
Aufforderung 3)

23.2.2021
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102 Tschechien SA.62044 Hilfe zur Abmilderung der Auswirkungen von SARS | 1.3.2021
CovVv-19 auf die Agrar- und
Nahrungsmittelproduktion (AGRICOVID II)

103 Tschechien SA.61808 COVID-19: Unterstlitzung der Betreiber von | 5.3.2021
Skigebieten

104 Tschechien SA.62040 COVID-19: Anderungen von SA.58213, SA.59536, | 5.3.2021
SA58167, SA57149, SA57358, SA.57195,
SA.58198, SA.61234, SA.59118 und SA.57094

105 Tschechien SA.60280 COVID-19: Unterstutzung von Reiseveranstaltern 19.3.2021

106 Tschechien SA.59401 COVID - Fixkosten-Regelung flr Ausstellungen, | 29.3.2021
Messen, Konferenzen und Geschaftsveranstaltungen —
Ccz

107 Tschechien SA.61470 COVID-19: Beihilfen in Form von Garantien fir | 29.3.2021
Investitionsdarlehen

108 Tschechien SA.61824 COVID-19: Dritte Anderung an SA.57094 (2020/N) 29.3.2021

109 Tschechien SA.61948 COVID-19 - Unterstitzung fir | 6.4.2021
Unterbringungseinrichtungen 11

110 Tschechien SA.62477 COVID-19: Programm der ungedeckten Fixkosten 26.4.2021

111 Tschechien SA.61837 COVID - Garantien fur Reisebdiros 10.5.2021

112 Tschechien SA.62471 Rahmenregelung fur Programme zur Unterstiitzung | 10.5.2021
von Unternehmern, die wvon der weltweiten
Ausbreitung von COVID-19 betroffen  sind
(Abschnitt 3.1 des Befristeten Rahmens)

113 Tschechien SA.62362 COVID-19 — Unterstitzungsprogramm  fir  den | 27.5.2021
audiovisuellen Sektor — CZ

114 Tschechien SA.60062 COVID-19: Beihilfe fur die aufergewdhnlichen | 13.7.2021
direkten Kosten der tschechischen terrestrischen
Fernsehnetzbetreiber

115 Tschechien SA.62970 COVID-19 — Zahlungsaufschub fiir die staatlichen | 2.8.2021
Krankenversicherungspramien flr Selbststdndige

116 Tschechien SA.62442 COVID-19— Anderung an dem gezielten | 28.9.2021
Beschaftigungsprogramm »YAntivirus Plus*
(SA.59899)

117 Tschechien SA.62441 COVID-19 — Anderung an der Lohnzuschussregelung | 28.9.2021
(SA.57102 & SA.59334)

118 Tschechien SA.100663 COVID-19 - Cz- Gezieltes | 2.12.2021

Beschéftigungsprogramm ,,Antivirus*
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119 Tschechien SA.100917 COVID-19: Verlangerung der Regelungen SA.57358 | 21.12.2021
in der bereits gednderten Fassung, SA.58018 in der
bereits gednderten Fassung, SA.58167 in der bereits
gednderten Fassung, SA.62471, SA.62477 und
SA.62970

120 Dénemark SA.60074 COVID-19 —Ausgleichsregelung far | 18.1.2021
Fernsehproduzenten — DK

121 Danemark SA.61233 COVID-19 — Kreditfazilitst und Stundung von | 25.1.2021
Quellensteuern fur KMU-Arbeitgeber

122 Déanemark SA.61809 COVID-19 — Danemark — 4. Anderung an SA.57164 | 17.2.2021

123 Dénemark SA.61946 COVID-19: Ausgleichsregelung fiir Selbststandige, | 27.2.2021
die von Mallhahmen in Zusammenhang mit
COVID-19 betroffen sind

124 Danemark SA.61947 COVID-19 — Anderungen von SA.59960, SA.58515, | 3.3.2021
SA.59414, SA.56708, SA.56808

125 Dénemark SA.61943 Kreditfazilitat und Zahlungsaufschub fur | 5.3.2021
Mehrwertsteuerverbindlichkeiten von KMU

126 Dénemark SA.62035 COVID-19 — Beihilferegelung fiir Rabatte auf | 23.3.2021
Eintrittskarten fur kulturelle Veranstaltungen

127 Dénemark SA.62599 COVID-19: Anderung der Regelung SA.59370 zur | 30.4.2021
Unterstiitzung von Luftfahrtunternehmen, die tber ein
dénisches Luftverkehrsbetreiberzeugnis verfligen

128 Dénemark SA.63019 COVID-19 — Dritte Anderung an der dénischen | 20.5.2021
Lohnausgleichsregelung fir Unternehmen, die keine
Geschaftstatigkeit durchfiihren durften (SA.58515)

129 Dénemark SA.63029 COVID-19: Beihilfe fir lokale Wochenzeitungen in | 21.5.2021
Dénemark — DK

130 Dénemark SA.62998 COVID-19 — Beihilferegelung in Bezug auf den | 25.5.2021
MwsSt-Satz fur mittlere Unternehmen mit Falligkeit
1. Juni 2021 sowie eine Anderung beziiglich der
Sache SA.61233

131 Dénemark SA.62998 COVID-19 — Beihilferegelung in Bezug auf den | 25.5.2021
MwSt-Satz fir mittlere Unternehmen mit Félligkeit
1. Juni 2021 sowie eine Anderung beziiglich der
Sache SA.61233

132 Dénemark SA.62881 COVID-19 — Beihilferegelung zur Unterstiitzung von | 21.6.2021
Anbietern offentlicher
Schienenpersonenverkehrsdienstleistungen

133 Déanemark SA.63250 SA.63250 COVID-19 — Subventioniertes Darlehen an | 9.7.2021

SAS
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134

Danemark

SA.63201

Zweite Anderung an der Rahmenregelungen nach
dem Befristeten Rahmen, Abschnitte TF 3.1 und 3.12

15.7.2021

135

Danemark

SA.63654

COVID-19: Anderung der Beihilferegelung zur
Unterstltzung von Luftfahrtunternehmen, die tber ein
déanisches  Luftverkehrsbetreiberzeugnis  verfligen
(SA.59370, in der durch SA.62599 gednderten
Fassung)

16.7.2021

136

Danemark

SA.64159

COVID-19: Dénische Beihilferegelung  fiir
Veranstaltungsanbieter ~ (nach  dem  Befristeten
Rahmen, Abschnitt 3.1)

30.7.2021

137

Danemark

SA.63958

Staatliche Beihilfe fir Bavarian Nordic A/S

23.8.2021

138

Danemark

SA.64616

COVID-19: Anderungen an SA.60074(2021/N) —
Ausgleichsregelung flr Fernsehproduzenten

9.9.2021

139

Danemark

SA.64617

COVID-19 — Anderung an den Garantieregelungen
SA.56708 und SA.56808

15.9.2021

140

Danemark

SA.64773

Verlangerung von SA.57678

28.9.2021

141

Danemark

SA.100192

COVID-19—- DK- Anderung an SA.57027
(Kreditfazilitdt und Steuerstundungen in Bezug auf
die  Mehrwertsteuer und  Lohnsummensteuer),
SA.59341 (Anderung von SA.57027 — Kreditfazilitat
und  Steuerstundungen in  Bezug auf die
Mehrwertsteuer und  Lohnsummensteuer)  und
SA.61943  (Kreditfazilitit und Stundung der
Mehrwertsteuerschuld von KMU)

14.10.2021

142

Déanemark

SA.100368

COVID-19: Unterstiitzung von Reiseveranstaltern bei
einer zusdtzlichen Gebiihr zur Deckung von
Insolvenzen

3.12.2021

143

Déanemark

SA.100775

COVID-19: Dritte Anderung an der
Ausgleichsregelung fur Fixkosten SA.60081
(Rahmenregelung nach dem Befristeten Rahmen,
Abschnitt 3.1) in der durch SA.61241 und SA.63201
gednderten Fassung

17.12.2021

144

Danemark

SA.100776

COVID-19: Dritte Anderung an der
Ausgleichsregelung  fir  Fixkosten ~ SA.60094
(Rahmenregelung nach dem Befristeten Rahmen,
Abschnitt 3.12) in der durch SA.61241 und SA.63201
gednderten Fassung

17.12.2021

145

Estland

SA.61615

COVID-19: Entschadigungszulage und teilweise
Entschddigung im  Zusammenhang mit den
Beschrankungen der COVID-19-Pravention fir
Unternehmen in den Landkreisen Ida-Viru und Harju

17.2.2021

146

Estland

SA.61586

COVID-19 — Beihilfe fiir Kulturveranstalter in den

18.2.2021
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Landkreisen lda-Viru und Harju

147

Estland

SA.60666

Befristete Sonderbeihilfe fur Landwirte aufgrund des
COVID-19-Ausbruchs

15.3.2021

148

Estland

SA.61591

COVID-19: Beihilfen fur Unternehmen in der
Tourismusbranche und unmittelbar damit
verbundenen Wirtschaftszweigen 2

25.3.2021

149

Estland

SA.62513

COVID-19: Beihilfen fur die experimentelle
Entwicklung von COVID-19-relevanten Produkten
und Dienstleistungen (Befristeter Rahmen,
Abschnitt 3.6)

14.4.2021

150

Estland

SA.62690

COVID-19: Anderungen der Regelungen SA.56804,
SA.57028 und SA.59278

23.4.2021

151

Estland

SA.62815

COVID-19 — Soforthilfe fur Kulturorganisatoren
aufgrund des Ausbruchs von COVID-19

7.5.2021

152

Estland

SA.62825

COVID-19: Beihilfen fur Unternehmen der
Tourismus- und Einzelhandelsbranche (Befristeter
Rahmen, Abschnitt 3.1)

12.5.2021

153

Estland

SA.62801

COVID-19: Beihilfen fir die Produktion und den
Vertrieb von Filmen (einschlieflich Kinos) — EE

26.5.2021

154

Estland

SA.62921

COVID-19: Beihilfe fir Anbieter gewerblicher
Linienbusdienste

3.6.2021

155

Estland

SA.63197

COVID-19: Anderungen an SA.57014 (2020/N) und
SA.58783 (2020/N)

4.6.2021

156

Estland

SA.63164

COVID-19: Soforthilfe fur die Umstrukturierung der
Dienstleistung, des Produkts, des Geschaftsprozesses
oder des Geschéaftsmodells eines Kulturveranstalters
aufgrund eines COVID-19-Ausbruchs und Soforthilfe
flir 6ffentliche Einrichtungen in den Bereichen Kultur
und Sport, vom Staat errichtete Stiftungen und von
staatlichen Stellen verwaltete Behorden aufgrund von
COVID-19-bedingten Beschréankungen

11.6.2021

157

Estland

SA.63122

COVID-19:  Soforthilfe  fiir  Betreiber  von
Erlebniszentren und Betreiber anderer Gebdude, die
fur Konferenzen oder é&hnliche Veranstaltungen
genutzt werden und die aufgrund der Beschrankungen
wegen der Ausbreitung des COVID-19-Virus gelitten
haben

11.6.2021

158

Estland

SA.63701

COVID-19: Unterstlitzung der Organisatoren von
Veranstaltungen und Konferenzen im Kultursektor

15.7.2021

159

Estland

SA.63935

AuBergewohnliche Unterstiitzung fiir Fischverarbeiter
aufgrund des COVID-19-Ausbruchs

29.7.2021
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160

Estland

SA.64220

COVID-19 — Unterstitzung des Tourismus, des
Einzelhandels und von Tagungsstitten (Anderungen
an SA.61591, SA.62825 und SA.63122)

13.8.2021

161

Estland

SA.100636

AuBergewohnliche Unterstitzung fur Milch- und
Schweinefleischerzeuger aufgrund des COVID-19-
Ausbruchs

7.12.2021

162

Estland

SA.100927

COVID-19: Anderungen der Regelungen SA.59278,
SA.62513, SA.57014 und SA.58783

21.12.2021

163

Finnland

SA.61987

COVID-19: Direkte Entwicklungszuschiisse fiir
Unternehmen des Fischereisektors zur verstarkten
Verwendung von wenig genutzten einheimischen
Fischen

1.3.2021

164

Finnland

SA.61959

COVID-19 — Anderungen von SA.56995, SA.57059,
SA.57221, SA.57231 und SA.57192

10.3.2021

165

Finnland

SA.59132

COVID-19Beihilfe fur Finavia

17.3.2021

166

Finnland

SA.62290

Beihilfe-Nr.:  SA.62290 (2021/N) -  Finnland

COVID-19: Anderung der Regelung SA.57059
(2020/N) — COVID-19: Darlehensbhurgschaft und
Darlehensregelung mit erméaRigtem Zinssatz fir
Unternehmen, die am starksten von COVID-19
betroffen sind

21.4.2021

167

Finnland

SA.63205

Unterstitzung ungedeckter Fixkosten nach dem
Befristeten Rahmen, Abschnitt 3.12

9.6.2021

168

Finnland

SA.63500

COVID-19: COVID-19: Befristete Beihilfen fir
Unternehmen des Fischereisektors, Anderung von
SA.57221, SA.57958, SA.59332 und SA.61959

28.6.2021

169

Finnland

SA.100811

COVID-19 — Anderungen von SA.56995 und
SA.57059

20.12.2021

170

Frankreich

SA.59897

Amendement des mesures approuvées par les
décisions SA.56709 (2020/N), SA.57502 (2020/N),
SA57989 (2020/N) et SA.58475 (2020/N) —
Frankreich — COVID-19: Plan de sécurisation du
financement des entreprises

12.1.2021

171

Frankreich

SA.60965

COVID-19: Régime d’aides sous la forme d’une
compensation pour les congés payés acquis en
période d’activité partielle

26.1.2021

172

Frankreich

SA.61330

COVID-19: Régime d’aides destinées & compenser
les colts fixes non couverts des entreprises

9.3.2021

173

Frankreich

SA.62102

Frankreich — COVID-19 — Anderung der staatlichen
Beihilfemainahmen SA.56709, SA.56985, SA.56868,
SA57219, SA.57367, SA.57695, SA.57754 und

16.3.2021
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SA.60965

174

Frankreich

SA.62255

COVID-19:  Ausgleich ~ fir  EinbuBen, die
Gartenbauern entstanden sind

19.3.2021

175

Frankreich

SA.59913

COVID-19 — Rekapitalisierung von Air France und
der Air France-KLM Holding

5.4.2021

176

Frankreich

SA.62568

COVID-19: crédit d'imp6t exceptionnel
d'accompagnement a la sortie du glyphosate en lien
avec les difficultés rencontrées par les entreprises
agricoles en raison de la crise de la COVID-19

12.5.2021

177

Frankreich

SA.63043

Amendement des mesures approuvées par les
décisions SA.56709 (2020/N), SA.57502 (2020/N),
SA.57989 (2020/N), SA.58475 (2020/N) et SA.59897
(2021/N) — COVID-19: Plan de sécurisation du
financement des entreprises

2.6.2021

178

Frankreich

SA.63564

COVID-19: Ausgleichszahlungen fir Halter von
Fleischrindern

28.6.2021

179

Frankreich

SA.62999

COVID-19: Beihilfen in Form von Befreiungen von
den Sozialversicherungsbeitragen (,,Régime d‘aides
sous forme d‘exonérations de cotisations sociales*)

27.7.2021

180

Frankreich

SA.63656

COVID-19: Ubergangsfonds fir bestimmte vom
COVID-19-Ausbruch betroffene Unternehmen

14.9.2021

181

Frankreich

SA.100299

COVID-19: aide spécifique de compensation des
pertes dans le secteur de la viande bovine sur la
période du ler avril 2020 au 31 mars 2021

26.10.2021

182

Frankreich

SA.64114

COVID-19 — Compensation partielle des charges
fixes des entreprises affectées par la crise COVID-19
en raison des mesures administratives d’interdiction
d’accueil du public

26.11.2021

183

Frankreich

SA.100430

COVID-19 — Garantie au bénéfice d‘Air France
(prolongation de la mesure d‘aide SA.57082)

1.12.2021

184

Frankreich

SA.100739

Anderung der Beihilfemalnahme SA.59913:
COVID-19 — Rekapitalisierung von Air France und
der Air France-KLM Holding

17.12.2021

185

Frankreich

SA.100959

COVID-19: Anderung der Beihilferegelungen
SA56709, SA.56985, SA57367, SA.57695,
SA57754, SA.61330, SA.62568, SA.62999,
SA.63656 und SA.100299 und SA.60965

20.12.2021

186

Deutschland

SA.59812

COVID-19 - Rekapitalisierung von TUI

4.1.2021

115




187

Deutschland

SA.61744

Anderung an und Erganzung von SA.56790,
SA59289, SA. 56814, SA.58504, SA.56787,
SA.56863, SA.57100. SA.57447 — COVID

12.2.2021

188

Deutschland

SA.62099

Zweite Anderung der COVID-19-Regelung fiir
Flughéfen

16.3.2021

189

Deutschland

SA.63063

COVID-19: Deutscher Reisesicherungsfonds

9.7.2021

190

Deutschland

SA.100743

COVID-19 — Anderungen von SA.56790, SA.59289,
SA.56814, SA.58504, SA.56787, SA.58021,
SA.57100 und SA.57447

21.12.2021

191

Griechenland

SA.61573

Beihilfe fir KTEL und KTEL S.A. Busunternehmen
fiir die aufgrund des COVID-19-Ausbruchs verhangte
vorgeschriebene Leerstandsquote

18.2.2021

192

Griechenland

SA.61802

COVID-19: ZWEITE BEIHILFERUNDE ZUR
UNTERSTUTZUNG VON KMU AUFGRUND
VON COVID-19

19.2.2021

193

Griechenland

SA.61916

COVID-19 — Anderung an SA.59033 — Beihilfen fiir
kulturelle Aktivitaten in der Stadt Athen

19.2.2021

194

Griechenland

SA.61843

COVID-19 — HR — ANDERUNGEN VON SA.56839,
SA.58367, SA.58616 UND SA.58368

19.2.2021

195

Griechenland

SA.62095

Unterstiitzung der Erzeuger in den Bereichen
Buffelzucht, im Freien kultivierte Wassermelonen,
Gewéchshauspflanzen, Sommer- und Herbstkartoffeln
auf der Grundlage des befristeten COVID-19-
Rahmens

5.3.2021

196

Griechenland

SA.62098

BETRIEBSKAPITAL FUR KLEINST- UND
KLEINE BIS MITTLERE START-UP-
UNTERNEHMEN IM GANZEN LAND,
MITGLIEDER DES NATIONALEN REGISTERS:
»ELEVATE GREECE*

8.3.2021

197

Griechenland

SA.62264

COVID-19: Anderungen von SA.58367, SA.58616
und SA.59033

18.3.2021

198

Griechenland

SA.62171

COVID-19 — Beihilfen fur
Reisebusse und -ziige betreiben

Unternehmen, die

23.3.2021

199

Griechenland

SA.58824

COVID-19 geplante Beihilfe fur Energean Oil & Gas

24.3.2021

200

Griechenland

SA.62016

Dritte Anderung an den Garantien fiir das Portfolio
der  gedeckelten  Geschaftskredite  fir  neue
Betriebsmittelkredite angesichts des Ausbruchs von
COVID-19

21.4.2021

201

Griechenland

SA.62626

COVID-19: Zuschisse fiir Lebensmitteldienstleister

11.5.2021

202

Griechenland

SA.62341

COVID-19: Beihilfen fiir KMU (,,Gefyra 11*)

12.5.2021
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203

Griechenland

SA.63123

COVID-19: Unterstutzung des Tourismussektors

1.6.2021

204

Griechenland

SA.62835

Garantien fur das Portfolio der gedeckelten
Geschéftskredite fur neue Kredite im Baugewerbe
wahrend des COVID-19-Ausbruchs

11.6.2021

205

Griechenland

SA.63004

COVID-19-Beihilfen fiir den audiovisuellen Sektor —
EL

29.6.2021

206

Griechenland

SA.63570

COVID-19: Landesweite  Zuschisse fur die
Landwirtschaftsbereiche i) Schweinezucht,
ii) einheimische Zucht von schwarzen Schweinen und
iii) Honigproduktion

1.7.2021

207

Griechenland

SA.62081

COVID-19: Anderung der Regelung fiir riickzahlbare
Vorschusse (5. Runde)

1.7.2021

208

Griechenland

SA.62699

COVID-19 — Unterstiitzung von Theatern und
anderen Kultureinrichtungen

5.7.2021

209

Griechenland

SA.63896

COVID-19 - Beihilfen  far  Zeitungen und
Zeitschriften, regionale Mediendiensteanbieter und
Radiosender — EL

27.7.2021

210

Griechenland

SA.64273

Anderung der Regelungen fiir riickzahlbare
Vorschiisse fur vom COVID-19-Ausbruch betroffene
Unternehmen (1. bis 5. Runde)

5.8.2021

211

Griechenland

SA.61574

COVID-19:  Beihilferegelung  fiir
Fixkosten nach dem Befristeten Rahmen

ungedeckte

27.8.2021

212

Griechenland

SA.100006

COVID-19: Beihilfen fiir Anbieter elektronischer
Medien (Anderung an SA.63896 (2021/N))

12.10.2021

213

Griechenland

SA.100637

COVID-19: Anderung der Regelungen  fiir
rickzahlbare Vorschisse fir vom COVID-19-
Ausbruch betroffene Unternehmen — 1. bis 5. Runde
(Anderungen an SA.56815 in der gednderten
Fassung)

18.11.2021

214

Griechenland

SA.100534

COVID-19:
Griechenland

Beihilfen fir Hafenbehdrden in

13.12.2021

215

Griechenland

SA.100951

COVID-19 - EL - Direktzuschuss fir von COVID-19
betroffene Unternehmen im Norden der Region Evia

14.12.2021

216

Griechenland

SA.100904

,.JFinanzhilfen fiir Theater, Musikbihnen, Tanztheater,
Konzerthallen, Auffihrungsorte, Filmunternehmen
und Filmverleiher im Zusammenhang mit den
Auswirkungen von COVID-19 fiir das Jahr 2021

21.12.2021
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217

Ungarn

SA.60909

COVID-19-Regelung  zur  Unterstitzung  der
Beschaftigung von Forschern und Entwicklern in
allen von der zweiten Welle des Coronavirus-
Ausbruchs betroffenen Sektoren (Verlangerung und
Anderung von SA.57007)

23.1.2021

218

Ungarn

SA.61329

Zweiter  Anderungsantrag  fir die  SA.59477
COVID-19: Regelung firr den Schutz der Wirtschaft
wahrend der zweiten Ausnahmezustands-Regelung

28.1.2021

219

Ungarn

SA.60910

COVID-19-Regelung zur Senkung der lokalen
Gewerbesteuersitze  fir  kleine und  mittlere
Unternehmen zur Abmilderung der Auswirkungen der
Coronavirus-Pandemie auf die Wirtschaft

29.1.2021

220

Ungarn

SA.61842

Gemeinsame Anderung bestehender Regelungen
nach der fiinften Anderung des Befristeten Rahmens

17.2.2021

221

Ungarn

SA.62250

SA.62250, SA.62359 und SA.62268: COVID-19 -
Anderungen der Regelungen SA.57269, SA.58420,
SA.57064 und SA.59477

29.3.2021

222

Ungarn

SA.62359

SA.62250, SA.62359 und SA.62268: COVID-19 -
Anderungen der Regelungen SA.57269, SA.58420,
SA.57064 und SA.59477

29.3.2021

223

Ungarn

SA.62268

SA.62250, SA.62359 und SA.62268: COVID-19 -
Anderungen der Regelungen SA.57269, SA.58420,
SA.57064 und SA.59477

29.3.2021

224

Ungarn

SA.62449

7. Anderung an SA.57468 (2020/N) — COVID-19:
Rahmenregelung uber direkte Zuschisse aus den auf
der Ebene der Haushaltskapitel der Ministerien
verwalteten Mitteln

12.4.2021

225

Ungarn

SA.62363

COVID-19: Vom Kabinett des Premierministers
Uberwachte Rahmenregelung zur Unterstiitzung der
Wirtschaft wahrend des COVID-19-Ausbruchs

16.4.2021

226

Ungarn

SA.62560

COVID-19: Anderung von SA.57121 (2020/N) -
Darlehensgarantieregelung nach dem Befristeten
Rahmen fiir staatliche Beihilfen zur Stutzung der
Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von
COVID-19

4.5.2021

227

Ungarn

SA.62526

Finfte  Anderung an SA.56926  (2020/N) —
COVID-19: BeihilfemalRnahmen zur Steigerung der
Wettbewerbsfahigkeit ~ von  Unternehmen  im
Zusammenhang mit dem Ausbruch der COVID-19-
Pandemie

6.5.2021

228

Ungarn

SA.62913

Finfte  Anderung der Regelung SA.59477:
COVID-19: Regelung fir den Schutz der Wirtschaft
wahrend des zweiten Ausnahmezustands

12.5.2021

118




229

Ungarn

SA.63066

COVID-19: Vierte Anderung an SA.56994 (2020/N)
Uber Strukturfondsbeihilfen zur Unterstiitzung von
Unternehmen, die von den  wirtschaftlichen
Auswirkungen von COVID-19 betroffen sind

28.5.2021

230

Ungarn

SA.63175

COVID-19: Achte Anderung an SA.57468
(2020/N) — COVID-19: Rahmenregelung Uber direkte
Zuschusse aus den auf der Ebene der Haushaltskapitel
der Ministerien verwalteten Mitteln

2.6.2021

231

Ungarn

SA.63616

Anderungen an SA.58202 — Beihilferegelung fiir auf
COVID-19-bezogene FUE und Produktion — sowie an
SA.57468 — COVID-19-Rahmenregelung fir direkte
Zuschisse

12.7.2021

232

Ungarn

SA.64593

COVID-19: Achte Anderung an SA.57064, zehnte
Anderung an SA.57468 und zweite Anderung an
SA.57007

8.9.2021

233

Ungarn

SA.100796

COVID-19 — Anderungen an SA.56926, SA.56994,
SA.57064, SA.57121, SA.57198, SA.57269,
SA57329, SA57468, SA.58202, SA.58420,
SA.60910, SA.62363

17.12.2021

234

Irland

SA.61617

COVID-19: Regelung  zur  Erhaltung  der
Unternehmen (SA.57036, in der durch SA.58043
gednderten Fassung)

31.1.2021

235

Irland

SA.59709

Irland — COVID-19 - Beihilfen fur
Flughafenbetreiber

23.2.2021

236

Irland

SA.61236

COVID-19 - Regelung zur Fortfuhrung des
Tourismusgewerbes

8.3.2021

237

Irland

SA.62293

COVID-19: Liquiditatshilfen fur Rindfleischerzeuger

19.3.2021

238

Irland

SA.62301

Irland — Unterstiitzungsregelung fur kleine
Unternehmen unter COVID (Small Business
Assistance Scheme for COVID — SBASC)

31.3.2021

239

Irland

SA.62209

COVID-19 — Anderungen von SA.57453, SA.57465,
SA.58214, SA.58955, SA.59719

19.4.2021

240

Irland

SA.63067

COVID-19: Live Performance-Beihilferegelung 2021

28.5.2021

241

Irland

SA.63482

COVID-19: Erweiterte Unterstitzungsregelung fiir
kleine Unternehmen unter COVID (Small Business
Assistance  Scheme for COVID- SBASC)
(Anderungen an SA.62301).

22.6.2021

242

Irland

SA.63264

COVID-19: Regionale Regelung fur
Unternehmensumstellungen

23.7.2021

243

Irland

SA.63009

COVID-19: Beihilfen flir zugelassene Busbetreiber

5.8.2021
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244 Irland SA.64443 COVID-19 - Regelung zur Fortfihrung von | 20.8.2021
Fernbusunternehmen

245 Irland SA.64412 COVID-19: COVID-Beihilferegelung  fur den | 27.8.2021
Veranstaltungssektor

246 Irland SA.100025 COVID-19 — IE — COVID-Beihilferegelung fiir den | 7.10.2021
Veranstaltungssektor — Anderung SA 64412

247 Irland SA.100526 COVID-19: Kapitalzuschussregelung fur | 1.12.2021
kommerzielle Unterhaltung

248 Irland SA.100717 COVID-19 - IE — Verlingerung und Anderung der | 2.12.2021
Regelungen SA.57453, SA.57465, SA.61236,

SA.57036, SA.59709 und SA.63067

249 Irland SA.100481 Anderung von SA.59709 — Irland — COVID-19 — | 3.12.2021
Beihilfen firr Flughafenbetreiber

250 Irland SA.101046 COVID-19- IE- Beihilfen fur zugelassene | 20.12.2021
Busunternehmen (Anderung an SA.63009)

251 Italien SA.60402 COVID-19: Anderung an SA.57891 — Direkte | 12.1.2021
Zuschiisse  fur italienische  Unternehmen  mit
internationalen Téatigkeiten und Geschéften

252 Italien SA.61599 COVID-19: Malnahmen zur Unterstitzung von | 11.2.2021
Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren
Unternehmen, die den Kraftstoffvertrieb auf
Autobahnen betreiben, wahrend des COVID-19-

Notstands

253 Italien SA.61438 COVID-19: Vierte Anderung der Regelung SA.57068 | 11.2.2021
(2020/N)

254 Italien SA.61940 COVID-19: Teilweise Befreiung von der Zahlung von | 18.2.2021
Sozialversicherungsbeitrdgen  in  benachteiligten
Gebieten.

255 Italien SA.61939 COVID-19: Befreiung von den Zahlungen der | 23.2.2021
Sozialversicherungsbeitrage fiir private Arbeitgeber,
die keine lohnstiitzenden MalRnahmen beantragen

256 Italien SA.61774 Projekt zur Entwicklung von COVID-19-Impfstoffen | 26.2.2021
von ReiThera S.r.l.

257 Italien SA.61841 COVID-19-Beihilfe fur die Organisatoren | 16.3.2021
internationaler Sportveranstaltungen — IT

258 Italien SA.61294 COVID-19 — Unterstiitzung von Unternehmen in der | 16.3.2021

Messebranche nach dem Befristeten Rahmen,
Abschnitt 3.12
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259 Italien SA.62420 COVID-19: Anderung an SA.57891 (2020/N) in der | 26.3.2021
bereits durch SA.59655 (2020/N) und SA.60402
(2020/N) geanderten Fassung: Direkte Zuschisse fir
italienische ~ Unternehmen  mit  internationalen
Tatigkeiten und Geschéften

260 Italien SA.62356 Verlangerung von und Anderungen an SA.59755 | 29.3.2021
(2020/N) — Italien— COVID-19: Beihilfen fir
Reiseveranstalter und Reisebiiros und SA.59992
(2020/N) — Italien — COVID-19: Fordermainahme fir
die Kongress- und Messewirtschaft

261 Italien SA.62108 COVID-19: Ausgleichsregelung fir | 6.4.2021
Liegeplatzbetreiber

262 Italien SA.62495 COVID-19 Anderung an SA.57021 — Quadro- | 9.4.2021
Regelung — Verlédngerung der MaRnahmen und
Anhebung der Beihilfehdchstgrenzen im
Zusammenhang mit den Mafinahmen 3.1 und 3.12 des
Befristeten Rahmens

263 Italien SA.62544 COVID-19: Anderung von SA.57349 (2020/N) 12.4.2021

264 Italien SA.62525 COVID-19 Beihilfen fir Reedereien 14.4.2021

265 Italien SA.62409 COVID-19: Anderungen von SA.57005 und | 16.4.2021
SA.57252 (2020/N)

266 Italien SA.62504 COVID-19 - Italien — Anderung der | 4.5.2021
Regelung SA.61294 (2021/N) - Italien —
COVID-19 — Unterstiitzung von Unternehmen in der
Messebranche nach dem Befristeten Rahmen,
Abschnitt 3.12

267 Italien SA.62793 UnterstitzungsmaBnahmen fir Unternehmen, die | 6.5.2021
Tatigkeiten in  den  Sektoren Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei und Adquakultur austben,
und die damit verbundenen Tétigkeiten im
Zusammenhang mit der Krise aufgrund des
COVID-19-Ausbruchs

268 Italien SA.62503 COVID-19: Beihilfen fur Unternehmen, die | 18.5.2021
Passagierhafenterminals verwalten

269 Italien SA.62799 COVID-19: Anderung an SA.58208 (2020/N) — | 26.5.2021
Italien — COVID-19: Beihilfen in Form von Garantien
fur Darlehen und verglnstigte Zinssatze, die vom
Hlstituto per il Credito Sportivo™ verwaltet werden,
gemal  Artikel 14  Absdtzel und 2  des
Gesetzesdekrets vom 8. April 2020

270 Italien SA.62718 COVID-19 - Unterstiitzung des | 27.5.2021
Personenkraftverkehrs
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271

Italien

SA.62576

Entwicklungsvertrdge nach dem Befristeten Rahmen
fur COVID-19

8.6.2021

272

Italien

SA.63138

COVID-19 - Steuergutschriften fiir
Produktionsunternehmen des audiovisuellen Sektors —
IT

10.6.2021

273

Italien

SA.63261

Italien— COVID-19—-  Patrimonio  Rilancio —
Verlangerung von SA.57612 in der durch SA.59677
(N/2020) geénderten Fassung

16.6.2021

274

Italien

SA.63375

Beihilfe SA.63375 (2021/N) - Italien

COVID-19: Staatliche Garantie zur Unterstiitzung des
Schuldenmoratoriums von Banken fir KMU-
Kredithehmer nach dem Befristeten Rahmen fir
staatliche Beihilfen zur Stltzung der Wirtschaft
angesichts des derzeitigen COVID-19-Ausbruchs —
Anderung der Regelung SA.56690 in der bereits
durch SA.57717 und SA.59655 gednderten Fassung

17.6.2021

275

Italien

SA.63465

COVID-19: Direkte Zuschiisse an italienische
Unternehmen mit internationalen Aktivitdten und
Tatigkeitsbereichen SA.57891 (bereits gedndert durch
SA.59655, SA.60402 und SA.62420)

21.6.2021

276

Italien

SA.63597

COVID-19: Darlehensgarantieregelungen im Rahmen
des ,,Fondo di garanzia per le PMI*“ — Anderung der
Regelung SA.56966 in der bereits durch SA.57625
und SA.59655 geénderten Fassung

29.6.2021

277

Italien

SA.63653

Beihilfe SA.63653 (2021/N) — Italien— COVID-19:
Darlehensgarantieregelung zur Unterstitzung der
Wirtschaft — Anderung der Regelung SA.56963 in der
bereits durch SA.59681 gednderten Fassung

29.6.2021

278

Italien

SA.63719

COVID-19: Befreiung von
Sozialversicherungsbeitrdgen fir Selbststandige, die
von den wirtschaftlichen  Auswirkungen des
COVID-19-Ausbruchs betroffen sind

14.7.2021

279

Italien

SA.63721

COVID-19: Befreiung von den Sozialbeitrdgen bei
Wiedereinstellungsvertrédgen

14.7.2021

280

Italien

SA.63720

COVID-19: Befreiung von der Beitragspflicht in den
Bereichen Tourismus, Heilb&der und Handel

2.8.2021

281

Italien

SA.64217

COVID — subventionierte Darlehen fur groRe
Unternehmen mit voriibergehenden Schwierigkeiten

16.8.2021

282

Italien

SA.64358

Verlédngerung der staatlichen Beihilfe SA.57289
(2020/N) in der durch die staatliche
Beihilfe SA.59681 (2020/N) gednderten Fassung —
Italien — COVID-19: Kapitalstarkende MaRnahmen

16.8.2021
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flr mittlere Unternehmen

283 Italien SA.64218 Garanzie e contributi in conto interesse concessi | 17.8.2021
dall'lstituto per il Credito Sportivo sui Comparti per
finanziamenti di liquidita di cui al D.L. 8/4/2020,
n. 23, art. 14 commi le 2.

284 Italien SA.64385 COVID-19 - Steuergutschrift fir Kultur 19.8.2021

285 Italien SA.64357 Nicht riickzahlbarer Beitrag zu wirtschaftlichen und | 20.8.2021
gewerblichen Tétigkeiten in den historischen Zentren
von Gemeinden, in denen es Kultstatten gibt

286 Italien SA.64446 COVID-19: MaRnahme des Direktzuschusses zur | 15.9.2021
Entschadigung von Tourismus-
Beherbergungsbetrieben

287 Italien SA.64420 COVID-19: Befreiung von Beitrdgen fiir die | 16.9.2021
Einstellung junger Menschen

288 Italien SA.64521 COVID-19 — Anderungen der Ausgleichsregelung fiir | 16.9.2021
Liegeplatzbetreiber

289 Italien SA.64469 COVID-19-  Mallnahme  zur  Unterstiitzung | 12.10.2021
touristischer ,,Open Bus“-Unternehmen.

290 Italien SA.64776 COVID-19: Fiinfte Anderung der Regelung SA.57068 | 12.10.2021
(2020/N)

291 Italien SA.100142 COVID-19: Beihilfen fiir den Feuerwerksektor 18.10.2021

292 Italien SA.100005 COVID-19: Befreiung von den | 27.10.2021
Sozialversicherungsbeitrdgen bei der Beschaftigung
von Frauen

293 Italien SA.62668 COVID-19 — IT — Automatische SteuermaRnahmen | 27.10.2021
und nicht riickzahlbare Zuschiisse

294 Italien SA.100126 COVID-19: Unterstlitzung des Personenkraftverkehrs | 4.11.2021
(Anderung an SA.62718)

295 Italien SA.64342 COVID-19: Beihilfen fiir Unternehmen, die im | 5.11.2021
Personenkraftverkehr mit Bussen tatig sind

296 Italien SA.100420 COVID-19: Befreiung von der Beitragspflicht in den | 8.11.2021
Bereichen Tourismus, Heilbader, Handel, Kultur und
Freizeit

297 Italien SA.100091 COVID-19 — IT — Nicht ruckzahlbarer Zuschuss fur | 10.11.2021
Start-ups

298 Italien SA.100155 COVID-19 - IT - Nicht rickzahlbarer Zuschuss | 10.11.2021

(,,Contributo perequativo*)
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299 Italien SA.100204 COVID-19 — IT — Steuergutschrift fir den Textil-, | 10.11.2021
Mode- und Accessoiresektor

300 Italien SA.100304 COVID-19: Fonds zur  Unterstitzung von | 19.11.2021
Wirtschaftstatigkeiten, die nicht ausgefihrt werden
konnten

301 Italien SA.100597 COVID-19: Direkte Finanzhilfen fur KMU, die sich | 29.11.2021
mit internationalen Aktivitaten und
Tatigkeitsbereichen  fir  den  digitalen  und
okologischen Wandel einsetzen (ARF)

302 Italien SA.100825 COVID-19: Verlangerung der Regelung SA.63138 | 14.12.2021
Steuergutschriften fir Produktionsunternehmen des
audiovisuellen Sektors

303 Italien SA.100722 COVID-19 - IT- Beihilfe fur | 15.12.2021
Unterhaltungsagenturen und Touristendorfer

304 Italien SA.100724 COVID-19- IT- MaRnahme aus direkten | 15.12.2021
Zuschiissen zur Entschédigung von
Verwaltungsstellen fir die touristische Nutzung von
speldologischen Stétten und Hohlen

305 Italien SA.100833 COVID-19: Verlangerung der Regelungen SA.57005 | 16.12.2021
und SA.57252 (2020/N) in den bereits gednderten
Fassungen

306 Lettland SA.60409 Beihilfe SA.60409 (2020/N) — Lettland | 12.1.2021
COVID-19 — Anderung von SA.56722

307 Lettland SA.60411 Beihilfe SA.60411 (2020/N) Lettland | 12.1.2021
COVID-19 — Anderung von SA.57655

308 Lettland SA.60412 COVID-19: Senkung der Pacht fur Pé&chter von | 12.1.2021
offentlichem Eigentum

309 Lettland SA.60528 COVID-19 - LV - Erstattung von Tickets flr | 18.1.2021
Organisatoren kultureller Veranstaltungen

310 Lettland SA.60960 Verlangerung und Anderung des | 1.2.2021
Rekapitalisierungsfonds (SA.57409 — COVID-19 —
Rekapitalisierungsfonds)

311 Lettland SA.61338 Anderung an SA.59592 (2020/N) beziglich | 3.2.2021
Zuschissen fiir von der COVID-19-Krise betroffene
Unternehmen zur Sicherstellung des
Betriebskapitalflusses

312 Lettland SA.61873 Zweite Anderung an SA.59592 (2020/N) beziiglich | 28.2.2021

Zuschissen fur von der COVID-19-Krise betroffene
Unternehmen zur Sicherstellung des
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Betriebskapitalflusses

313

Lettland

SA.57756

COVID-19 - Rekapitalisierung des Flughafens Riga

8.3.2021

314

Lettland

SA.62128

Anderungen der Beihilferegelung SA.59865
(2020/N): Verfahren fiir die Gewahrung, Verwaltung
und  Uberwachung staatlicher  Beihilfen  fir
Landwirtschaft und Lebensmittel zur Abmilderung
der negativen Auswirkungen des COVID-19-
Ausbruchs

10.3.2021

315

Lettland

SA.61769

COVID-19 — Nachhaltigkeit der von COVID-19
betroffenen Kultureinrichtungen

16.3.2021

316

Lettland

SA.62195

Verfahren fur die Gewahrung staatlicher Beihilfen an
Kleinlandwirte

19.3.2021

317

Lettland

SA.62681

COVID-19: Anderungen der
Beihilferegelung SA.57287 ,,Beihilfen fiir kurzfristige
Kredite in der Landwirtschaft zur Abmilderung der
negativen Auswirkungen der COVID-19-
Verbreitung*

30.4.2021

318

Lettland

SA.62631

COVID-19: Staatliche Unterstitzung fur die
Schweinehaltung zur Abmilderung der negativen
Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs

7.5.2021

319

Lettland

SA.62003

COVID-19: Beihilfen fir Kunst-, Unterhaltungs- und
Freizeitunternehmen

11.5.2021

320

Lettland

SA.62916

COVID-19: Vorschriften tber Beihilfen fir von der
COVID-19-Krise betroffene Einkaufszentren

21.5.2021

321

Lettland

SA.62917

COVID-19: Vorschriften tber Beihilfen fiir von der
COVID-19-Krise betroffene Sportzentren

21.5.2021

322

Lettland

SA.62706

Verfahren fir die Gewéhrung, Verwaltung und
Uberwachung staatlicher Unterstiitzung  fiir  den
Geflugelsektor zur Abmilderung der negativen
Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs

27.5.2021

323

Lettland

SA.63046

COVID-19: Dritte Anderung an SA.59592 (2020/N)
beziiglich Zuschissen fur von der COVID-19-Krise
betroffene Unternehmen zur Sicherstellung des
Betriebskapitalflusses

3.6.2021

324

Lettland

SA.63259

COVID-19: Anderung an SA.62631 (2021/N)

8.6.2021

325

Lettland

SA.63031

COVID-19-Beihilfen fir Medien — LV

18.6.2021

326

Lettland

SA.63307

COVID-19: Vorschriften tber Beihilfen fir von der
COVID-19-Krise betroffene Einkaufszentren
(Anderungen an SA.62916)

22.6.2021
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327

Lettland

SA.63308

COVID-19: Vorschriften Gber Beihilfen fur von der
COVID-19-Krise betroffene Sportzentren
(Anderungen an SA.62917)

22.6.2021

328

Lettland

SA.63139

Beihilfe SA.63139 (2021/N) — Lettland
COVID-19: Zweite Anderung an SA.56722
Beihilfe SA.63157 (2021/N) — Lettland

COVID-19: Dritte Anderung an SA.57655

24.6.2021

329

Lettland

SA.63157

Beihilfe SA.63139 (2021/N) - Lettland
COVID-19: Zweite Anderung an SA.56722
Beihilfe SA.63157 (2021/N) - Lettland

COVID-19: Dritte Anderung an SA.57655

24.6.2021

330

Lettland

SA.64033

Verfahren fiir die Gewéhrung staatlicher Beihilfen zur
Abmilderung der negativen Auswirkungen der
Ausbreitung von COVID-19 in der Mikro-Grin-
Produktion und im Fischerei- und Aquakultursektor

20.7.2021

331

Lettland

SA.64541

Staatliche Beihilfen fir den Rinderzuchtsektor zur
Abmilderung der negativen Auswirkungen der
Ausbreitung von COVID-19

13.9.2021

332

Lettland

SA.64382

COVID-19: Erstattung wvon Tickets fur die
Organisatoren kultureller Veranstaltungen
(Anderungen an SA.60528)

24.9.2021

333

Lettland

SA.100665

COVID-19: Zweite Anderung der
Regelung SA.62631 (2021/N)

2.12.2021

334

Lettland

SA.100599

COVID-19: Erstattung wvon Tickets fur die
Organisatoren kultureller Veranstaltungen
(Anderungen an SA.60528 in der durch SA.64382
geénderten Fassung)

3.12.2021

335

Lettland

SA.100633

COVID-19 — LV - Steuerstundungen aufgrund des
Lockdowns

6.12.2021

336

Lettland

SA.100609

Anderungen der Beihilfe SA.64033 (2021/N) —
Lettland — COVID-19: Beihilfen zur Abmilderung der
negativen Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs
in der Mikro-Griin-Produktion und im Fischerei- und
Aquakultursektor

10.12.2021

337

Lettland

SA.100596

COVID-19: Vierte Anderung an SA.59592 (2020/N)
beziglich Zuschissen fir von der COVID-19-Krise
betroffene Unternehmen zur Sicherstellung des

14.12.2021
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Betriebskapitalflusses

338 Lettland SA.100605 COVID-19: Senkung der Pacht fur Pé&chter von | 14.12.2021
offentlichem Eigentum fir den Zeitraum 11. Oktober
bis 31. Dezember 2021

339 Lettland SA.100598 COVID-19 — LV — Unterstiitzung der Steuerzahler bei | 15.12.2021
der Fortsetzung ihrer Tatigkeit unter den Umsténden
der durch COVID-19 verursachten Krise

340 Lettland SA.100694 Verordnung Uber Beihilfen fir Einkaufs- und | 17.12.2021
Sportzentren  sowie  Kultur-,  Freizeit- und
Unterhaltungsstatten, die von der COVID-19-Krise
betroffen sind

341 Litauen SA.60977 Die MafBnahme ,,Beihilfen fiir Unternehmen* 14.1.2021

342 Litauen SA.60632 COVID-19 - Stundung von Steuerzahlungen 18.1.2021

343 Litauen SA.61067 COVID-19: Anderung des Beschlusses SA.60379 | 18.1.2021
(2020/N)

344 Litauen SA.61815 COVID-19: Verlangerung und Anderung der | 2.3.2021
Regelung SA.57008 (2020/N) — COVID-19:
Beihilfefonds fur Unternehmen

345 Litauen SA.62484 COVID-19: Anderungen an SA.57514, SA.57529, | 7.4.2021
SA.57823 und SA.58856 (2020/N)

346 Litauen SA.62306 Die MaBnahme ,.Beihilfen fiir Unternehmen, die von | 9.4.2021
COVID-19 am stérksten betroffen sind*

347 Litauen SA.62580 Die MaBnahme ,,Beihilfen fiir Unternehmen* 13.4.2021

348 Litauen SA.62627 COVID-19 — Entschédigung fiir Reiseveranstalter fir | 27.4.2021
die Riickfuhrung von Touristen

349 Litauen SA.62833 COVID-19 — LT — Anderung an der Stundung von | 7.5.2021
Steuerzahlungen (SA.60632)

350 Litauen SA.62950 Befristete staatliche Beihilfe fur den Schweine- und | 21.5.2021
Gefllgelsektor (einschlieRlich Produktion,
Verpackung und Verarbeitung von Eiern) fiir Verluste
aufgrund des COVID-19-Ausbruchs

351 Litauen SA.63099 COVID-19: Anderung an SA.57823 (2020/N) 28.5.2021

352 Litauen SA.63021 COVID-19 — Anderungen von SA.57665 (2020/N) — | 31.5.2021
COVID-19: Garantien und Kredite Litauens fir
Reiseveranstalter, Dienstleister im Beherbergungs-
und Gastronomiesektor

353 Litauen SA.63195 COVID-19: Zweite Anderung der bestehenden | 10.6.2021
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Beihilferegelung SA.60379

354

Litauen

SA.63496

COVID-19 — LT - Verlangerung der Stundung von
Sozialversicherungsbeitradgen (SA.58885)

25.6.2021

355

Litauen

SA.63535

SA.63535 - COVID-19: Anderungen an SA.57529
(2020/N)

29.6.2021

356

Litauen

SA.63603

COVID-19: Anderung an SA.62950

2.7.2021

357

Litauen

SA.64495

Litauen COVID-19: Verlédngerung von SA.58645
(2020/N) — Forderregelung fir COVID-19-bezogene
Forschung, Entwicklung und Produktion

20.9.2021

358

Litauen

SA.100937

COVID-19 — LT — Verléngerung der Stundung von
Sozialversicherungsbeitrdgen (SA.58885, verlangert
durch SA.63496)

17.12.2021

359

Litauen

SA.100910

Litauen— COVID-19: Anderung an SA.57823
(2020/N) —  TeilmaBnahme  betreffend  einen
begrenzten Beihilfebetrag fur Schweinezilichter

22.12.2021

360

Litauen

SA.101074

COVID-19: Verléangerung der Regelungen SA.57008,
SA.57529 und SA.57665 (2020/N) in der bereits
geénderten Fassung

22.12.2021

361

Luxemburg

SA.60541

COVID-19: Anderung der Regelung fiir ungedeckte
Fixkosten (SA.59322)

8.1.2021

362

Luxemburg

SA.61954

COVID-19: Anderungen an SA.59428

25.2.2021

363

Luxemburg

SA.61934

COVID-19—- LUX- Weitere Anderung der
Beihilferegelung flr ungedeckte Fixkosten nach dem
Befristeten Rahmen (SA.59322 in der durch
SA.60541 geénderten Fassung)

1.3.2021

364

Luxemburg

SA.62239

COVID-19 Aide au secteur porcin

18.3.2021

365

Luxemburg

SA.62500

COVID-19 — Anderungen an SA.57305, SA.56805,
SA.56742

21.4.2021

366

Luxemburg

SA.62951

COVID-19- LUX- Weitere Anderung der
Beihilferegelung fiir ungedeckte Fixkosten nach dem
Befristeten Rahmen (SA.59322 in der durch
SA.60541 und SA.61934 gednderten Fassung)

20.5.2021

367

Luxemburg

SA.63309

Anderungen an SA.59322 (2020/N) und SA.59428
(2020/N)

14.6.2021

368

Luxemburg

SA.100857

COVID-19 — Anderung an SA.59428, SA.59322 und
SA.57305

15.12.2021
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369

Malta

SA.60675

COVID-19 — Anderungen an SA.56843, SA.57076,
SA.57204, SA57163, SA.57961, SA.58006,
SA.58297, SA.58306

14.1.2021

370

Malta

SA.62735

COVID — Anderung an den Regelungen SA.58297 —
Befristete staatliche Beihilfen fur Viehzichter — und
SA.58306 — Befristete staatliche Beihilfe fir
Landlandwirte

4.5.2021

371

Malta

SA.62499

Malta — COVID-19: Anderung und Verldngerung der
Regelungen SA.56843, SA.57163 und SA.57961

12.5.2021

372

Malta

SA.62220

COVID-19 -MT — Anderung der
Beihilferegelung SA.57076 (2020/N) —
Lohnzusatzregelung nach dem Befristeten Rahmen
fur staatliche Beihilfen zur Stutzung der Wirtschaft
angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19

26.5.2021

373

Malta

SA.63304

SA.63304: Anderung an SA.57204
Investitionsbeihilfen  fir die Herstellung von
COVID-19-relevanten Produkten und SA.58006
Unterstiitzung  fir von der Ausbreitung von
COVID-19 betroffene Unternehmen

28.6.2021

374

Malta

SA.100157

COVID-19 Zinssubventionsprogramm

15.10.2021

375

Malta

SA.100440

COVID-19 Zuschussregelung fir die finanzielle Hilfe
fur Fischer

16.11.2021

376

Malta

SA.64380

COVID-19: Beihilfen fur Unternehmen in der
Tourismusbranche und unmittelbar damit
verbundenen Wirtschaftszweigen

26.11.2021

377

Niederlande

SA.61360

COVID-19: Neue Ausgleichsregelung fur Anbieter
von Sondertransporten

9.2.2021

378

Niederlande

SA.60166

COVID-19: Anderung der TVL (SA.59535 (2020/N))
Direktzuschussregelung fir Fixkosten fiir KMU

9.2.2021

379

Niederlande

SA.61300

COVID-19: Beihilfen fiir Zoos nach dem Befristeten
Rahmen, Abschnitt 3.1

12.2.2021

380

Niederlande

SA.62241

NL_EZK_B&I_TOP_Anderungen  der  zweiten
Verlangerung der niederlandischen COVID-19-
Beihilferegelung ,,Regeling subsidie vaste lasten
financiering COVID-19 for Q12021

12.3.2021

381

Niederlande

SA.62129

COVID-19—- Zweite Anderung an SA.57850
(2020/N)

25.3.2021

382

Niederlande

SA.62271

COVID-19: Kreditfazilitat fir Gutscheine der
Stiftung SGR

30.3.2021
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383

Niederlande

SA.62556

Beihilfe SA.62556 (2021/N) — Niederlande

COVID-19: Zinsgiinstige Uberbriickungsdarlehen mit
subventionierten Zinssatzen

30.4.2021

384

Niederlande

SA.62867

COVID-19: Verordnung Uber die Finanzierung von
Fixkosten fir in Grundung befindliche KMU —
COVID-19

20.5.2021

385

Niederlande

SA.62816

NL-LNV-AGRO-DAD Abbruch und Umstellung der
Tierhaltung von  Pelztieren  (Anderung  von
SA.41842) — COVID-19

31.5.2021

386

Niederlande

SA.62944

SA.62944 (2021/N) — Niederlande — COVID-19:
Anderung von zwei bestehenden Beihilferegelungen
(SA.56914 und SA.57397) im Einklang mit der
fiinften Anderung des Befristeten Rahmens

1.6.2021

387

Niederlande

SA.63257

COVID-19: Vierte Anderung der
Direktzuschussregelung zur Deckung der Fixkosten
von vom  COVID-19-Ausbruch  betroffenen
Unternehmen (Anderungen an SA.57712, SA.59535,
SA.60166, SA.62241)

22.6.2021

388

Niederlande

SA.63576

NL_LNV_AGRO_EIA Beihilferegelung zur
Finanzierung ungedeckter Fixkosten von Agrar- und
Gartenbauunternehmen — COVID-19

29.6.2021

389

Niederlande

SA.63984

COVID-19: Fiinfte Anderung der
Direktzuschussregelung zur Deckung der Fixkosten
von vom  COVID-19-Ausbruch  betroffenen
Unternehmen (Anderungen an SA.57712, SA.59535,
SA.60166, SA.62241, SA.63257)

26.7.2021

390

Niederlande

SA.64370

COVID-19: Staatliche Darlehen fur
Reisegarantiefonds (Anderungen an SA.57985)

20.8.2021

391

Niederlande

SA.100202

NL_LNV_AGRO_EIA_Anderung an SA.63576
(2021/N) — NL LNV AGRO EIA Beihilferegelung
zur Finanzierung ungedeckter Fixkosten von Agrar-
und Gartenbauunternehmen — COVID-19

15.10.2021

392

Niederlande

SA.100306

COVID-19: Erweiterung von SA.61360 mit erh6htem
Budget (Sondertransporte in den Niederlanden)

9.11.2021

393

Niederlande

SA.100829

COVID-19: Sechste Anderung der
Direktzuschussregelung zur Deckung der Fixkosten
von vom  COVID-19-Ausbruch  betroffenen
Unternehmen (Anderungen an SA.57712, SA.59535,
SA.60166, SA.62241, SA.63257 und SA.63984)

10.12.2021

394

Niederlande

SA.100953

NL_LNV_AGRO_EIA_Anderung an SA.63576 und
SA.100202 (2021/N)— NL LNV AGRO EIA
Beihilferegelung zur Finanzierung ungedeckter

22.12.2021
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Fixkosten von Agrar- und Gartenbauunternehmen —
COVID-19

395 Polen SA.60940 Anderung von SA.59763 COVID-19: Finanzieller | 12.1.2021
Schutzschild fur KMU 2.0 (Erweiterung der Liste der
Sektoren, auf die sich die Regelung bezieht)

396 Polen SA.60376 Unterstitzung  von  Unternehmen, die  von | 20.1.2021
Beschrénkungen betroffen sind, die fir Branchen
gelten, deren Téatigkeiten zur
Ausbreitung der COVID-19-Pandemie beitragen
kénnen

397 Polen SA.61173 Staatliche Beihilfen in Form von zinsginstigen | 9.2.2021
Darlehen fir Nichtregierungsorganisationen und
Kofinanzierung von Vergltungen und Beitragen fir
kirchliche  juristische  Personen und ihre
Organisationseinheiten, um  von  COVID-19
betroffene Einrichtungen zu unterstiitzen

398 Polen SA.59872 COVID-19: Zweite Anderung von SA.57306 | 26.2.2021
(2020/N)

399 Polen SA.61825 Neue Beihilfen fiir die von der COVID-19-Pandemie | 11.3.2021
betroffenen Branchen

400 Polen SA.62078 Verlangerung von SA.56876, SA.56896, SA.56922, | 16.3.2021
SA56996, SA.57015, SA.57054, SA.57055,
SA57065, SA57172, SA57191, SA.57452,
SA.57519, SA.59763 und SA.60376

401 Polen SA.62597 COVID-19: Zinsvergitungen fir Landwirte 20.4.2021

402 Polen SA.62472 COVID-19: Mit dem Paneuropdischen Garantiefonds | 6.5.2021
verbundene Leasinggarantien als Reaktion auf
COVID-19

403 Polen SA.62231 COVID-19: Anderungen an SA.58102 und Beihilfen | 2.6.2021
in Form begrenzter Beihilfebetrdge (Befristeter
Rahmen, Abschnitt 3.1)

404 Polen SA.62752 COVID-19- Die polnischen MaRnahmen zur | 17.6.2021
Bewaltigung der Krise — Beihilfen fur
Entschadigungen und zur Verbesserung der Liquiditat
von vom  COVID-19-Ausbruch  betroffenen
Unternehmen 2.0 und Anderungen der
Regelungen SA.57054 und SA.57306

405 Polen SA.62885 Anderung von SA.61825 (2021/N) — Neue Beihilfen | 21.6.2021

fir von der COVID-19-Pandemie betroffene
Branchen

131




406

Polen

SA.62603

COVID-19 — Beihilfen fir Busunternehmen

24.6.2021

407

Polen

SA.64285

Zweite  Anderung von SA.61825 (2021/N) —
»Subventionsregelungen fiir

von COVID-19 betroffene Branchen*

4.8.2021

408

Polen

SA.100902

COVID-19: Verlangerung und Anderung der
Regelungen SA.56876(2020/N), SA.56896 (2020/N),
SA.56922 (2020/N), SA.56996 (2020/N), SA.57015
(2020/N), SA.57054 (2020/N), SA.57055 (2020/N),
SA.57065 (2020/N), SA.57172 (2020/N), SA.57191
(2020/N), SA.57306 (2020/N), SA.57452 (2020/N),
SA.57519 (2020/N), SA.58102 (2020/N), SA.59763
(2020/N), SA.60376 (2020/N), SA.61173 (2021/N),
SA.61825 (2021/N), SA.62472 (2021/N), SA.62603
(2021/N) und SA.62752 (2021/N)

22.12.2021

409

Portugal

SA.61209

COVID-19: Direkte Zuschisse flr
Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere
Unternehmen in bestimmten Sektoren MaRnahme
,LAPOIAR RENDAS*

20.1.2021

410

Portugal

SA.61758

COVID-19: Direkte Zuschusse flr
Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere
Unternehmen in bestimmten Sektoren, die in der in
aulerster Randlage befindlichen Region Azoren
angesiedelt sind; MaBnahme ,,APOIAR.PT Agores*

10.2.2021

411

Portugal

SA.61048

Anderung an SA.59450 (2020/N)— ,,COVID-19:
Direkte Zuschiisse fir Kleinstunternehmen sowie
kleine und mittlere Unternehmen in bestimmten
Sektoren — MaBnahmen ,,Apoiar.PT* und ,,Apoiar
Restauragao*

20.2.2021

412

Portugal

SA.62023

COVID-19: Direkte Zuschiisse fiir
Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere
Unternehmen in bestimmten Sektoren, die in der in
duBerster Randlage befindlichen Region Azoren
angesiedelt sind; ,,APOIAR.PT Acores — 4°T 2020

1.3.2021

413

Portugal

SA.62091

COVID-19: Programa de Manutencdo do Emprego 11

31.3.2021

414

Portugal

SA.62090

COVID-19 - Regelung zur Unterstitzung von
Unternehmen auf den Azoren

16.4.2021

415

Portugal

SA.62587

COVID-19 - Programa de Apoio & Liquidez
designado por Programa APOIAR.PT Acores — 1°T
2021

21.4.2021

416

Portugal

SA.62506

COVID-19 - Beihilfe for F&E-Vorhaben,
Testinfrastrukturen und die  Herstellung  von
COVID-19-bezogenen Produkten — Verlangerung bis

23.4.2021
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Dezember 2021

417

Portugal

SA.62136

COVID-19 — Beihilferegelung flr Betriebskosten
2020 - PACO

26.4.2021

418

Portugal

SA.61240

COVID-19- PT-  Lohnkostenzuschiisse — zur
Erhaltung der Beschéftigung auf den Azoren

27.4.2021

419

Portugal

SA.62505

COVID-19: Anderung von SA.56873 Direktzuschuss-
und Kreditgarantieregelung

30.4.2021

420

Portugal

SA.62507

COVID-19: Anderung von SA.57494 —
Direktzuschuss- und Kreditgarantieregelung —
Autonome

Region Madeira

30.4.2021

421

Portugal

SA.62647

Liquiditatsanreizsystem  fir  Kleinstunternehmen
sowie kleine und mittlere Unternehmen in der in
auRerster Randlage befindlichen Region Madeira im
Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie.
MaBnahme ,,Programa APOIAR.PT.Madeira®

7.5.2021

422

Portugal

SA.63010

COVID-19: Unterstlitzung des Busverkehrs auf den
Azoren

4.6.2021

423

Portugal

SA.63378

COVID-19: Direkte Zuschiisse fiir
Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere
Unternehmen in bestimmten Sektoren, die in der in
aulerster Randlage befindlichen Region Azoren
angesiedelt sind. Maflnahme ,,APOIAR.PT Acores —
2°T 2021

28.6.2021

424

Portugal

SA.64041

COVID-19: Finanzielle Unterstiitzung der auf
Madeira téatigen Unternehmen im Bereich der
Zuckerrohrverarbeitung

29.7.2021

425

Portugal

SA.63549

COVID-19: Direktzuschuss- und
Kreditgarantieregelung (Anderungen an SA.56873)

6.8.2021

426

Portugal

SA.64523

Programm zur Unterstiitzung der Aufrechterhaltung
der Beschéaftigung in der Landwirtschaft (Support
Programme for Maintenance of Employment in
Agriculture — SME-AGRI)

1.9.2021

427

Portugal

SA.64599

Incentivo Regional as Empresas de Transporte
Coletivo Regular de Passageiros para mitigacdo dos
efeitos econémico financeiros provocados pela
pandemia Covid 19 — Ano de 2021

13.9.2021

428

Portugal

SA.100810

COVID-19: Verlangerung der Regelungen SA.56873,
SA56886, SA.57035, SA.57494, SA.59450,
SA.61209, SA.62647 und SA.64041 in den bereits

16.12.2021
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geanderten Fassungen

429

Rumanien

SA.61231

Amendment of the scheme SA.58166 (2020/N) as
amended by SA.59970 (2020/N) concerning COVID-
19: support for SMEs and some large enterprises to
overcome the economic crisis caused by the COVID-
19 pandemic

21.1.2021

430

Rumanien

SA.60650

COVID-19: Beihilfen fiir Tourismusunternehmen,
Unterbringungsunternehmen,
Lebensmittelunternehmen und Reisebiiros

14.4.2021

431

Rumanien

SA.62827

COVID-19: Unterstitzung der Tatigkeit wvon
Rinderziichtern im Jahr 2021 vor dem Hintergrund
der durch COVID-19 verursachten Wirtschaftskrise

20.5.2021

432

Rumanien

SA.63040

COVID-19: Zweite Verlangerung der bestehenden
Beihilferegelung SA.57408

25.5.2021

433

Rumanien

SA.63318

SA.63318 Anderung an SA.58166 Beihilfe fiur KMU
und bestimmte verbundene GrofRunternehmen zur
Uberwindung der durch die COVID-19-Pandemie
verursachten Wirtschaftskrise

17.6.2021

434

Rumanien

SA.62608

COVID-19: Hilfe fur den unabhangigen Kultursektor
in Bukarest

18.6.2021

435

Rumanien

SA.63354

COVID-19: Dritte Anderung der bestehenden
Beihilferegelung SA.56895

30.6.2021

436

Rumanien

SA.63562

COVID-19: Erste Anderung der bestehenden
Beihilferegelung SA.58462

30.6.2021

437

Rumanien

SA.63334

COVID-19 - Verlangerung des Anreizsystems fir am
Flughafen Sibiu tatige Fluggesellschaften

2.7.2021

438

Rumanien

SA.63319

Ruménien COVID-19  Anreizsystem fur am
Flughafen Targu Mures tétige Fluggesellschaften

7.7.2021

439

Rumanien

SA.63550

COVID-19: Unterstiitzung des Tourismus, der
offentlichen  Verpflegungseinrichtungen und der
Organisatoren von Veranstaltungen

13.7.2021

440

Rumanien

SA.64092

COVID-19 — Beihilfen fur Fluggesellschaften am
internationalen Flughafen Maramures

28.9.2021

441

Rumanien

SA.100195

COVID-19: Beihilfen fir KMU zur Uberwindung der
durch die COVID-19-Pandemie  verursachten
Wirtschaftskrise — produktive Investitionen

27.10.2021
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442

Rumanien

SA.64595

Anmeldung der ,,Beihilferegelung zur Unterstiitzung
von  Sportvereinen in  Miercurea-Ciuc  im
Zusammenhang mit der derzeitigen COVID-19-
Pandemie*

22.11.2021

443

Rumanien

SA.100666

COVID-19:  Staatliche  Beihilferegelung  zur
Gewahrung finanzieller Unterstiitzung fiir
Wirtschaftsbeteiligte, die Flughafen betreiben

13.12.2021

444

Rumanien

SA.64591

COVID-19 — Staatliche Beihilfen fur Sportvereine in
der Gemeinde Sfantu Gheorghe

15.12.2021

445

Rumanien

SA.100996

COVID-19 Anderungen an SA.56895; SA.57408;
SA.100195; SA.58166; SA.59156; SA.64092;
SA.63319; SA.62608

22.12.2021

446

Slowakei

SA.60212

COVID-19 — Beihilfen fur Profisportvereine — SK

15.1.2021

447

Slowakei

SA.61931

COVID-19: Zweite Anderung an SA.57483 (2020/N)

23.2.2021

448

Slowakei

SA.62004

COVID-19: Zweite Anderung von SA.56986
(2020/N) — Beihilfen nach dem Befristeten Rahmen
zur Erhaltung von Beschéftigung und selbststandiger
Erwerbstatigkeit

17.3.2021

449

Slowakei

SA.62727

COVID-19— Anderung der Beihilferegelung fiir
Profisportvereine — SK

30.4.2021

450

Slowakei

SA.62256

COVID-19 — Beihilfen fur die Tourismusbranche

3.5.2021

451

Slowakei

SA.62712

COVID-19: Zweite Anderung von SA.58054
(2020/N): Staatliche Beihilferegelung Uber
Liquiditéatsbeihilfen aus dem européischen Struktur-
und Investitionsfonds fiir innovative Unternehmen
mit eingeschréanktem Zugang zu Krediten

3.5.2021

452

Slowakei

SA.63294

SA.63294 (2021/N) - Slowakei - COVID-19:
Beihilfen nach dem Befristeten Rahmen zur Erhaltung
von Beschéftigung und selbststandiger
Erwerbstatigkeit (Anderungen an SA.56986)

21.6.2021

453

Slowakei

SA.63394

COVID-19 — Zweite Anderung an SA.57484 und
SA.57485 nach dem Befristeten Rahmen

28.6.2021

454

Slowakei

SA.63467

COVID-19 — Verlangerung der Beihilferegelung fiir
Flughafenbetreiber (SA.59240)

8.7.2021

455

Slowakei

SA.64148

COVID-19: Unterstltzung fur Profisportvereine 11

6.8.2021

456

Slowakei

SA.64415

COVID-19: Staatliche Beihilferegelung zur Sicherung
der Liquiditat von Reiseblros

9.9.2021

457

Slowakei

SA.64688

COVID-19: Anderungen an SA.57599 (in der durch
SA.59809 gednderten Fassung) und SA.59996

7.10.2021
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458

Slowakei

SA.100845

COVID-19 — SK — Verlingerung und Anderung von
SA.59240 und SA.62256

14.12.2021

459

Slowakei

SA.100900

COVID-19: Anderung der Regelung SA.57599
(2020/N) in der bereits durch die Sache SA.64688
(2021/NN) geénderten Fassung

16.12.2021

460

Slowakei

SA.100963

COVID-19: Anderung der Regelungen SA.57484 und
SA.57485 in den bereits ge&dnderten Fassungen

16.12.2021

461

Slowakei

SA.101016

Beihilfe SA.101016 (2021/N) - Slowakei —
COVID-19: Beihilfen nach dem Befristeten Rahmen
zur Erhaltung von Beschéaftigung und selbststandiger
Erwerbstatigkeit (Anderungen an SA.56986)

21.12.2021

462

Slowakei

SA.100962

COVID-19-  Verlangerung  von  SA.64148 —
Unterstiitzung von Profisportvereinen 11

21.12.2021

463

Slowenien

SA.60415

COVID-19 — Anderungen an SA.56999, SA.57143,
SA.57782, gedndert durch SA.58471, SA.57724 und
SA.57558

8.1.2021

464

Slowenien

SA.61019

COVID-19: Neue Regelung fir direkte Zuschiisse

14.1.2021

465

Slowenien

SA.59943

COVID-19: Anderung an SA.59099 (2020/N) Uber
eine zusatzliche Regelung flr
InterventionsmalRhahmen

14.1.2021

466

Slowenien

SA.60951

Anderung an COVID-19 — Beihilfe in Form einer
Teilerstattung der ungedeckten Fixkosten

22.1.2021

467

Slowenien

SA.61324

COVID-19: Anderung der Regelung SA.56999
(2020/N) - Interventionsmafnahmen zur
Abmilderung der Auswirkungen der
Infektionskrankheit SARS-COV2 (COVID-19) auf
die Wirtschaft

30.1.2021

468

Slowenien

SA.61211

Senkung der jéhrlichen Konzessionsgebihr fir die
Verwalter von Jagdgrinden fir 2020

11.2.2021

469

Slowenien

SA.62041

COVID-19: Zweite Anderung an der SA.57724
(2020/N) Regelung fiir Nullzins- und zinsvergunstigte
Darlehen

11.3.2021

470

Slowenien

SA.62118

COVID-19: Finanzieller Ausgleich fur
Einkommensverluste der Inhaber von
Nebentéatigkeiten im landwirtschaftlichen Betrieb

15.3.2021

471

Slowenien

SA.61920

Staatliche Beihilfe SA.61920 (2021/N) — Slowenien —
Anderung an SA.57558 (2020/N) (iber eine Regelung
fur zusétzliche InterventionsmalRnahmen
(Kurzarbeiterregelung, Lohnzuschisse  fiir  Juni,
Seilbahnen, landwirtschaftliche Flachen)

16.3.2021
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472

Slowenien

SA.61928

Staatliche Beihilfe SA.61928 (2021/N) — Slowenien —
Anderungen der Regelungen: SA.57558, as amended
by SA.59943, (2020/N) COVID-19: additional
intervention measures scheme, and SA.61019
(2020/N) COVID-19: new scheme of direct grants

16.3.2021

473

Slowenien

SA.62223

Beihilfen zum Ausgleich der Einkommensverluste der
Apfelbauern infolge des COVID-19-Ausbruchs

18.3.2021

474

Slowenien

SA.62332

COVID-19: Finanzieller Ausgleich fur
Einkommensverluste im Weinsektor aufgrund der
zweiten Welle des COVID-19-Ausbruchs

23.3.2021

475

Slowenien

SA.62686

Finanzieller Ausgleich flir Einkommensverluste in der
Schweinehaltung infolge der zweiten Welle der
COVID-19-Epidemie  fir den Zeitraum vom
1. November 2020 bis zum 31. Januar 2021

6.5.2021

476

Slowenien

SA.62926

Finanzieller Ausgleich fur Einkommensverluste aus
der Aufzucht kleiner Wiederk&uer infolge der zweiten
Welle der COVID-19-Epidemie fir den Zeitraum
vom 1. Oktober 2020 bis zum 31. Januar 2021

18.5.2021

477

Slowenien

SA.62977

Finanzieller Ausgleich fiir die Rindfleischproduktion
aufgrund der Folgen der zweiten Welle der
COVID-19-Epidemie  fir den Zeitraum vom
1. Oktober 2020 bis zum 31. Mérz 2021

26.5.2021

478

Slowenien

SA.63194

COVID-19: Finanzieller Ausgleich flr Erzeuger von
Lebensmittelkartoffeln fir die Folgen der zweiten
Welle der COVID-19-Epidemie fiir den Zeitraum
vom 1. Oktober 2020 bis zum 31. Marz 2021

7.6.2021

479

Slowenien

SA.63088

COVID-19: Anderung an SA.57782 (2020/N) —
COVID-19: Unterstitzung fur KMU und fir
Forschungs-, Entwicklungs-, Innovations- und
Investitionsvorhaben  im  Zusammenhang  mit
COVID-19

7.6.2021

480

Slowenien

SA.63498

Anderung der Beihilferegelung SA.59124 —
COVID-19: Wiederherstellung der Luftanbindung
Sloweniens

13.7.2021

481

Slowenien

SA.64098

Verringerung der Pachtzahlungen fiir
landwirtschaftliche Fl&chen, die vom Agrar- und
Forstfonds der Republik Slowenien verwaltet werden,
aufgrund von COVID-19

29.7.2021

482

Slowenien

SA.64238

Slowenien COVID-19 — Beihilfen fir die MICE-
Industrie

29.7.2021

483

Slowenien

SA.64152

Beihilfen zur Finanzierung des Urlaubsentgelts

30.7.2021

484

Slowenien

SA.64194

COVID-19: Verlangerung der MaBnahme ,,Befreiung
von der Zahlung der Wasserentschédigung und von

3.8.2021
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der Zahlung fiir Wasserrechte*

485 Slowenien SA.64318 COVID-19: Unterstlitzung der Betreiber von | 12.8.2021
Seilbahnen

486 Slowenien SA.64421 Slowenien COVID-19 — Beihilfen in Form von | 14.9.2021
Zinszuschissen fiir Darlehen

487 Slowenien SA.64606 COVID-19: Anderung an SA.62118 (2021/N) 23.9.2021

488 Slowenien SA.100855 COVID-19 — Unterstiitzung  fur  Selbststandige, | 13.12.2021
Verwalter und Landwirte in Form eines teilweisen
Ausgleich des durch Quarantdne entgangenen
Einkommens

489 Spanien SA.59723 COVID-19 - Vierte Anderung an SA.56851 | 19.2.2021
(2020/N) — Rahmenregelung

490 Spanien SA.61875 COVID-19 — Anderung der Beschliisse SA.56851, | 14.3.2021
SA.57019 und SA.57659

491 Spanien SA.62838 Spanien— COVID-19 — Anderung von SA.56851 | 18.5.2021
(2020/N) und SA.57019 (2020/N)

492 Spanien SA.63690 COVID-19: Rickversicherungsregelung fur | 1.7.2021
Warenkredite (Verlangerung)

493 Spanien SA.62067 Spanien — COVID-19 — Rekapitalisierungsfonds fir | 19.7.2021
bestimmte vom COVID-19-Ausbruch betroffene
Unternehmen

494 Spanien SA.100974 COVID-19: Verlangerung und Anderung der | 21.12.2021
Regelungen SA.56851, SA.57019, 57659 und
SA.62067 in den bereits gednderten Fassungen

495 Schweden SA.59639 COVID-19: Beihilferegelung fiir Reiseblros und | 28.1.2021
Reiseveranstalter

496 Schweden SA.61486 COVID-19: Fortsetzung der Staatlichen | 4.2.2021
Garantieregelung flr Unternehmen

497 Schweden SA.60275 Ausgleichsregelung  fiir  Unternehmen, die im | 12.2.2021
Zeitraum August 2020 bis Februar 2021 aufgrund von
COVID-19 UmsatzeinbufBen erlitten haben

498 Schweden SA.61672 COVID-19: Mietnachlass fur Mieter — Verlangerung | 23.2.2021
der staatlichen Beihilfe SA.56972 (2020/N)

499 Schweden SA.61904 COVID-19 — Beihilfen zur Gewahrleistung des | 5.3.2021
Zugangs zum Krankentransport durch
Ambulanzflugzeuge

500 Schweden SA.61298 COVID-19: Darlehen an Verkehrskontrolldienste 10.3.2021

501 Schweden SA.62190 COVID-19 Anderungen an SA.60275 11.3.2021
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502 Schweden SA.62272 COVID-19: Mietnachlass fiir Mieter — Anderungen an | 31.3.2021
SA.56972 (2020/N) und SA.61672 (2021/NN)

503 Schweden SA.62726 COVID-19 — Verléngerung der Beihilfe fur die | 4.6.2021
Schifffahrt (SA.59863)

504 Schweden SA.63263 Verlangerung der Ausgleichsregelung fir | 15.6.2021
Unternehmen, die im  Zeitraum Mai bis
September 2021 aufgrund von COoVID-19
UmsatzeinbuRen erlitten haben

505 Schweden SA.63162 COVID-19: Mietnachlass fir Mieter — Anderung | 16.6.2021
SA.62272

506 Schweden SA.63130 COVID-19 — Beihilfe zur Gewdhrleistung des | 17.6.2021
Zugangs zum Krankentransport durch
Ambulanzflugzeuge

507 Schweden SA.63289 COVID-19 — Verlangerung der Beihilferegelung fir | 22.6.2021
Verkehrskontrolldienste

508 Schweden SA.63116 COVID-19 -  Beihilfe  fir  annullierte  oder | 2.7.2021
eingeschrankte Veranstaltungen im Zeitraum Juni bis
Dezember 2021

509 Schweden SA.63898 COVID-19 — Staatliches Darlehen fiir das SAS- | 9.7.2021
Konsortium

510 Schweden SA.63727 COVID-19: Beihilferegelung fiir Reiseblros und | 12.7.2021
Reiseveranstalter 11 (Anderungen von SA.59639)

511 Schweden SA.63337 COVID-19-Liquiditatsbeihilfe fur | 15.7.2021
Nerzfellproduzenten

512 Schweden SA.100381 COVID-19: Anderung an SA.56860, verlangert in den | 11.11.2021
Sachen SA.58659 und SA.61486 —
Biirgschaftsprogramm der Regierung fir
Unternehmen

513 Schweden SA.100728 COVID-19: Anderung der Ausgleichsregelung fir | 1.12.2021
Unternehmen mit Umsatzverlusten aufgrund von
COVID-19 (Anderungen an SA.60275, verlangert
durch SA.62190 und SA.63263)

514 Schweden SA.100911 COVID-19 - Beihilfe  fir annullierte  oder | 13.12.2021

eingeschrankte Veranstaltungen im Zeitraum Juni bis
Dezember 2021 (Verlédngerung)
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Osterreich

k]

SA.60655

ANHANG 2:

COVID-19
nach Land

COVID-19 — Anderungen der bestehenden
Beihilferegelung fur die Erbringung von
Schienengiiterverkehrsdiensten in bestimmten
Produktionsformen und Verlangerung der befristeten
Férderung des Schienengiiter- und Personenverkehrs

Im Rahmen des Vertrags angenommene Beihilfebeschlisse im Zusammenhang mit

24.1.2021

Osterreich

SA.60521

COVID-19: Staatliche Garantie fiir
Pauschalreiseveranstalter und Vermittler
verbundener Reiseleistungen

4.2.2021

Osterreich

SA.63287

COVID-19; Beihilferegelung fiir Veranstaltungen |1

5.7.2021

Osterreich

SA.100991

COVID-19; Beihilferegelung fir Veranstaltungen 11

21.12.2021

Belgien

SA.60548

COVID-19: Verlingerung von und Anderung an
SA.57188 — Ruckversicherung kurzfristiger Kredit-
und Kautionsrisiken

25.1.2021

Belgien

SA.59765

COVID-19: Beihilfe fuir den Konzessionar des
Waterloo 1815 Memorials

18.5.2021

Belgien

SA.61709

Air Belgium SA

24.6.2021

Belgien

SA.62160

Mesure temporaire de réduction de la redevance pour
le trafic ferroviaire commercial de voyageurs

17.12.2021

Belgien

SA.62498

Projet d’arrété royal modifiant I’arrété royal du
21 décembre 2013 fixant les regles provisoires qui
valent comme contrat de gestion d'Infrabel et de la

SNCB - Mesure temporaire de réduction du colt de
la redevance d’infrastructure pour le trafic
ferroviaire de fret.

17.12.2021
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10

Tschechien

SA.61912

COVID-19: Anderung der Beihilferegelung fiir
Heilb&der (SA.58018)

9.3.2021

11

Tschechien

SA.62375

COVID-19: Entschadigungsregelung fir
Schienenpersonenverkehrsunternehmen

30.7.2021

12

Déanemark

SA.61056

Verlangerung und Anpassung der staatlichen
Beihilfe SA.56685 in der durch SA.57209 und
SA.59667 gednderten Fassung — Ausgleichsregelung
fur Annullierungen von Veranstaltungen aufgrund
von COVID-19

20.1.2021

13

Déanemark

SA.61044

Verlangerung von SA.59055 Befristete gezielte
Ausgleichsregelung fir Fixkosten fur Unternehmen,
die von COVID-19-Verboten betroffen sind
(Verbote und abgesagte Veranstaltungen)

20.1.2021

14

Déanemark

SA.61945

Beihilferegelung fir Nerzziichter und verbundene
Unternehmen, die vom COVID-19-Ausbruch
betroffen sind

7.4.2021

15

Déanemark

SA.62444

Anmeldung der Verldngerung und Anpassung der
staatlichen Beihilfe SA.56685 in der durch
SA.57209, SA.59667 und SA.61056 gednderten
Fassung — Ausgleichsregelung fiir Annullierungen
von Veranstaltungen aufgrund von COVID-19

14.4.2021

16

Déanemark

SA.62132

Verlangerung bis zum 5. April 2021 von SA.59055
Befristete gezielte Ausgleichsregelung fur Fixkosten
fiir Unternehmen, die von COVID-19-Verboten
betroffen sind (Verbote und abgesagte
Veranstaltungen)

27.4.2021

17

Déanemark

SA.62226

COVID-19: Reaktivierung der gezielten
Ausgleichsregelung SA.57932 fiir die Fixkosten von
Unternehmen (geschlossene Grenzen und
Reisebeschrankungen)

7.5.2021

18

Déanemark

SA.62538

Zusatzliches Element zu SA.57930 fir Unternehmen

mit gemischten Tétigkeiten; gezielte Regelung zum

Ausgleich von Fixkosten fiir Unternehmen, die von
den COVID-19-Verboten betroffen sind

30.6.2021
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Anmeldung der Verlangerung und Anpassung der
staatlichen Beihilfe SA.56685 in der durch
SA.57209, SA.59667, SA.61056 und SA.62444
gednderten Fassung — Ausgleichsregelung fur
Annullierungen von Veranstaltungen aufgrund von

19 Déanemark SA.63389 COVID-19 1.7.2021
Vierte Anderung der befristeten gezielten
Ausgleichsregelung SA.57930 fir Unternehmen, die
von Verboten im Zusammenhang mit COVID-19
betroffen sind (Verbote und abgesagte
20 Déanemark SA.63904 Veranstaltungen) 12.7.2021
COVID-19: Dritte Anderung der
21 Dénemark SA.64032 Ausgleichsregelung SA.56774 26.7.2021
COVID-19 — Verzicht auf Gebuhren fur den
Infrastrukturzugang fiir 6ffentliche
22 Déanemark SA.62391 Schienenpersonenverkehrsdienste 30.7.2021
COVID-19 — Beihilferegelung fir
23 Dénemark SA.62217 Kultureinrichtungen fiir den Sommer 2020 4.8.2021
24 Finnland SA.60113 Finnair — COVID-19 — Hybriddarlehen 107.2.b 12.3.2021
25 Finnland SA.59132 COVID-19: Beihilfe fiir Finavia 17.3.2021
Aide d’Etat SA.60523 (2020/N) — Frankreich
Amendement de la décision SA.57607 (2020/N) —
Frankreich — COVID-19: Staatliche Garantie zur
26 Frankreich SA.60523 Unterstitzung der Kreditversicherung 13.1.2021
COVID-19 — Compensation des clubs sportifs et
27 Frankreich SA.59746 organisateurs d’événements sportifs —FR 25.1.2021
COVID-19: Dispositif de garantie aux fonds de
28 Frankreich SA.58639 préts participatifs et d'obligations subordonnées 3.3.2021
COVID-19 — Régime d’aides destiné a compenser
les colits d’exploitation des sociétés de remontées
29 Frankreich SA.60949 mécaniques 19.3.2021
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30

Frankreich

SA.63316

Amendement des mesures approuvées par les
décisions SA.56903 (2020/N) et SA.59571
(2020/N) — COVID-19: Staatliche Garantie zur
Ruckversicherung von inlandischen
Warenkreditversicherungsrisiken

18.6.2021

31

Frankreich

SA.63563

COVID-19 — Compensation des clubs sportifs et
organisateurs d’éveénements sportifs (modifications)

20.8.2021

32

Frankreich

SA.62193

COVID-19: Compensation du dommage subi par
Brittany Ferries en raison de 1°épidémie de
COVID-19

23.9.2021

33

Frankreich

SA.62625

COVID-19 — Compensation des loyers et charges
locatives des commerces de détail et de certains
services interdits d’accueil du public en raison de la
crise COVID-19

15.10.2021

34

Frankreich

SA.100430

COVID-19 — Garantie au bénéfice d’Air France
(prolongation de la mesure d’aide SA.57082)

1.12.2021

35

Deutschland

SA.60045

,,Novemberhilfe Extra“ nach Artikel 107 Absatz 2
Buchstabe b AEUV — COVID

21.1.2021

36

Deutschland

SA.59173

COVID-19: Bundesrahmenregelung fir die
Entschadigung von EinbuRen von Messen und
Kongressen

22.1.2021

37

Deutschland

SA.62099

Zweite Anderung der COVID-19-Regelung fiir
Flughéfen

16.3.2021

38

Deutschland

SA.62763

Deutschland — COVID-19 — Anderung einer
bestehenden Beihilferegelung fur den
Schienengiiterverkehr

21.5.2021

39

Deutschland

SA.62784

COVID-19 — Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b
Bundesrahmenregelung

28.5.2021

40

Deutschland

SA.63617

Deutschland — COVID-19-Beihilfe fiir die Condor
Flugdienst GmbH

26.7.2021

41

Deutschland

SA.63635

Deutschland — COVID-19 — Anderung einer
bestehenden Beihilferegelung fur den
Schienengiiterverkehr und voriibergehende
Unterstiitzung fir Anbieter aus dem Eisenbahn-
Personenfernverkehr

30.7.2021
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COVID-19 — Entschédigung flr die Deutsche Bahn

42 Deutschland SA.63846 AG 10.8.2021
COVID-19 — Vorubergehende Gewahrung von
Bundesbeihilfen in Form einer Entschadigung fir
43 Deutschland SA.64720 Veranstalter von Messen und Ausstellungen 8.10.2021
Anderung der SA.59173 (2020/N): COVID-19:
Bundesrahmenregelung fir die Entschédigung von
44 Deutschland SA.64494 EinbuBen von Messen und Kongressen 11.11.2021
45 Deutschland SA.100944 Verlangerung und Anderung von SA.62784 21.12.2021
COVID-19: Entschéadigung fur die DB AG zur
Deckung der EinbuRen, die DB Cargo entstanden
46 Deutschland SA.63847 sind 22.12.2021
Unterstutzung der Erzeuger in den Bereichen
i) Biffelzucht, landesweit, ii) im Freien kultivierte
Wassermelonen, landesweit,
iii) Gewachshauspflanzen, landesweit,
ausgenommen Kreta bei Tomaten und Gurken,
47 Griechenland SA.62095 iv) Sommer- und Herbstkartoffeln 5.3.2021
COVID-19 — Beihilfe fiir den internationalen
48 Griechenland SA.62052 Flughafen Athen 26.7.2021
Irland — COVID-19 — Beihilfen fur
49 Irland SA.59709 Flughafenbetreiber 23.2.2021
Anderung von SA.59709 — Irland — COVID-19 —
50 Irland SA.100481 Beihilfen fir Flughafenbetreiber 3.12.2021
51 Italien SA.59518 COVID-19: Beihilfe flr Toscana Aeroporti 1.3.2021
COVID-19 - Entschadigung gewerblicher
52 Italien SA.59346 Schienenpersonenverkehrsunternehmen 10.3.2021
COVID-19 — Senkung der Trassenpreise fir den
Schienenguterverkehr und den gewerblichen
53 Italien SA.59376 Schienenpersonenverkehr 24.3.2021
54 Italien SA.61676 COVID-19 - Entschédigung fiir Alitalia I11 26.3.2021
55 Italien SA.62542 COVID-19 — Entschédigung fiir Alitalia 1V 12.5.2021
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Verlangerung der COVID-19-Regelung zur Senkung
der Trassenpreise fir den Schienenguterverkehr und

56 Italien SA.62762 den gewerblichen Schienenpersonenverkehr 9.6.2021
57 Italien SA.63234 Italien, COVID-19 — Entschadigung fir Alitalia V 2.7.2021
COVID-19: Entschadigung fiir Reiseveranstalter und
58 Italien SA.62392 Reisebiiros 8.7.2021
Entschadigungsregelung fur
Flughafeninfrastrukturbetreiber und Unternehmen
59 Italien SA.63074 fiir die Bodenabfertigung an den Flughéfen in Italien 26.7.2021
60 Italien SA.63534 COVID-19: Entschadigung fir Skiliftbetreiber 4.8.2021
COVID-19 — Anderung der Entschadigungsregelung
fur Luftfahrtunternehmen mit einer von Italien
61 Italien SA.62152 erteilten EU-Betriebsgenehmigung 9.8.2021
COVID-19: Italien — Ausgleichsregelung fir Messen
62 Italien SA.63317 und Kongresse 30.8.2021
Zweite Verlangerung der COVID-19-Regelung zur
Senkung der Trassenpreise fur den
Schienengterverkehr und den gewerblichen
63 Italien SA.63652 Schienenpersonenverkehr 14.9.2021
COVID-19: Entschéadigung fur die kalabrischen
64 Italien SA.62539 Flughéfen 14.12.2021
65 Lettland SA.101032 COVID-19: Entschédigung fir airBaltic 21.12.2021
COVID-19: Verlingerung von und Anderung an
66 Luxemburg SA.59682 SA.57708 15.2.2021
COVID-19: Ausgleichsregelung flr niederlandische
Zoos geméR Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b
67 Niederlande SA.59706 AEUV 12.2.2021
COVID-19: Garantierte Entschadigungsregelung flr
68 Niederlande SA.62743 annullierte Veranstaltungen 11.6.2021
69 Niederlande SA.62368 COVID-19: Beihilfen fir den Feuerwerksektor 21.9.2021
COVID-19: Anderung der Garantierten
Entschadigungsregelung fur annullierte
70 Niederlande SA.100223 Veranstaltungen (SA.62743) 21.10.2021
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COVID-19: Anderung an SA.62368 betreffend

71 Niederlande SA.100303 Beihilfen fiir den Feuerwerksektor 12.11.2021
COVID-19: Zweite Ausgleichsregelung fiir Zoos
72 Niederlande SA.100258 gemaR Artikel 107 Absatz 2 Buchstabe b AEUV 9.12.2021
COVID-19 — Polnische Malinahmen zur
73 Polen SA.59800 Bewidltigung der Krise — Versicherungsforderungen 1.6.2021
COVID-19 - Die polnischen MalRnahmen zur
Bewaltigung der Krise — Beihilfen fir
Entschéadigungen und zur Verbesserung der
Liquiditat von vom COVID-19-Ausbruch
betroffenen Unternehmen 2.0 und Anderungen der
74 Polen SA.62752 Regelungen SA.57054 und SA.57306 17.6.2021
COVID-19: Die polnischen MalRnahmen zur
Bewaltigung der Krise — Beihilfen fiir
Entschéadigungen und zur Verbesserung der
Liquiditat von vom COVID-19-Ausbruch
75 Polen SA.63947 betroffenen Unternehmen 15.7.2021
76 Polen SA.63700 COVID-19 - Entschéadigung fur Poczta Polska S.A. 16.12.2021
COVID-19: Staatliche Garantie zur Versicherung
77 Portugal SA.58082 von inlandischen Warenkreditrisiken 31.3.2021
78 Portugal SA.62304 COVID-19 — Entschéadigung fur TAP 23.4.2021
COVID-19 — SATA - Entschéadigung fiir Einbuf3en,
die durch auBergewohnliche Ereignisse entstanden
79 Portugal SA.61771 sind 30.4.2021
Portugal — COVID-19: Anderung von SA.62304
80 Portugal SA.63041 (2021/N) Entschédigung fir TAP Portugal 12.5.2021
81 Portugal SA.63402 COVID-19 — Entschédigung fir TAP SA 11 21.12.2021
82 Portugal SA.100121 COVID-19 — Entschadigung fir TAP 111 22.12.2021
COVID-19 — Verlangerung der Beihilferegelung fiir
83 Slowakei SA.63467 Flughafenbetreiber (SA.59240) 8.7.2021
COVID-19 — SK — Verlangerung und Anderung von
84 Slowakei SA.100845 SA.59240 und SA.62256 14.12.2021
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85

Slowenien

SA.59994

Fraport Slovenija, d.0.0. — Entschadigung fir
EinbuBen aufgrund des COVID-19-Ausbruchs

1.2.2021

86

Slowenien

SA.63636

COVID-19: Entschadigung fiir den Konzessiondr der
Hohlen Postojna und Predjama

17.8.2021

87

Spanien

SA.63266

ECON — SPANIEN — COVID-19 —
Garantieregelung fiir Unternehmen mit
Vergleichsvereinbarungen (Verlangerung von
SA.59045)

9.6.2021

88

Spanien

SA.63690

COVID-19: Riickversicherungsregelung fir
Warenkredite (Verlangerung)

1.7.2021

89

Spanien

SA.58343

COVID-19-Beihilfe fir Air Nostrum

22.7.2021

90

Schweden

SA.60323

COVID-19: Verlangerung von SA.58690 —
COVID-19: Beihilfe flir abgesagte oder verschobene
Kulturveranstaltungen

15.2.2021

91

Schweden

SA.59609

Verlangerung und Anderung der
Ausgleichsregelung SA.57372 (in der durch
SA.58631 gednderten und verlangerten Fassung) flr
Unternehmen, die im Juni und Juli 2020 aufgrund
von COVID-19 UmsatzeinbuRen erlitten haben

5.3.2021

92

Schweden

SA.62406

COVID-19: Ausgleichsregelung flr SchlieBungen
und Verbote aufgrund von COVID-19

14.7.2021

93

Schweden

SA.63073

Verlangerung und Anderung der
Ausgleichsregelung SA.57372 (SA.58631,
SA.59609) fur Unternehmen, die im Zeitraum
August 2020 bis April 2021 aufgrund von
COVID-19 Umsatzeinbulen erlitten haben

26.7.2021

94

Schweden

SA.100044

COVID-19: Verlangerung und Anderung der
Ausgleichsregelung SA.57372 (SA.58631,
SA.59609, SA.63073) fiir Unternehmen, die im
Zeitraum Mai bis September 2021 aufgrund von
COVID-19 Umsatzeinbul3en erlitten haben

18.10.2021

95

Schweden

SA.100464

COVID-19: Senkung der Gebuhren fir den
Infrastrukturzugang fiir Schienenverkehrsdienste

7.12.2021
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ANHANG 3:

Beihilfesachen im Bankensektor: Beschliisse der Kommission 2021

nach Land

Mitgliedstaat | Sache/Titel Art des Beschlusses DEL et
Annahme

1 | Schweden SA.56348 Schwedische Steuer auf Kreditinstitute 24.11.2021

2 Dénemark SA.58478 Déanemark — Dritte Verlangerung der | 28.1.2021
Abwicklungsregelung fiir kleine Banken

3 Polen SA.63002 Elfte Verlangerung der Regelung zur geordneten | 2.7.2021
Liquidation von Kreditgenossenschaften

4 Polen SA.64522 Sechste Verlangerung der Abwicklungsregelung fur | 29.10.2021
Genossenschaftsbanken und kleine Geschaftsbanken

5 | Polen SA.63965 Stundung der férmlichen Liquidation der Bank Nowy | 3.8.2021
BFG

6 Irland SA.62303 13. Verlangerung der Regelung zur Umstrukturierung | 6.5.2021
und Stabilisierung von Kreditgenossenschaften

7 Irland SA.100030 14. Verlangerung der Regelung zur Umstrukturierung | 29.10.2021
und Stabilisierung fur den Sektor
Kreditgenossenschaften

8 Irland SA.62649 17. Verlangerung der Regelung zur Abwicklung von | 17.5.2021
Kreditgenossenschaften 2020-2021

9 | Griechenland | SA.59030 Verlangerung der Regelung zur Liquiditatsgarantie | 10.3.2021
fur Banken

10 | Griechenland | SA.62242 Verléngerung der Hercules-Regelung 9.4.2021

11 | Italien SA.62880 Vierte Verléngerung der italienischen | 14.6.2021
Garantieregelung fur die Verbriefung notleidender
Kredite

12 | Bulgarien SA.61100 FMFIB-Kapitalaufstockung 2.12.2021

148




	EINLEITUNG
	1.1.  Überprüfung des Kartellrechts und der entsprechenden Leitlinien
	1.2. Kartellbekämpfung hat weiterhin höchste Priorität
	1.3. Wichtige Urteile der Gerichte der Europäischen Union
	1.4. Zusammenarbeit im Rahmen des Europäisches Wettbewerbsnetzes und mit den Gerichten der Mitgliedstaaten
	2.1. Aktuelle Entwicklungen in der Durchsetzungspraxis
	2.2. Überprüfung der Fusionskontrollvorschriften und der entsprechenden Leitlinien
	2.3. Wichtige Urteile der Unionsgerichte in Fusionskontrollsachen

	3.1. Befristeter Rahmen für staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtschaft angesichts des derzeitigen Ausbruchs von COVID-19
	3.2. Erleichterung des Ausstiegs aus der Krise – Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF)
	3.3. Staatliche Beihilfen für horizontale Ziele
	1.4.  Stärkung des Instrumentariums der Kommission – eine neue politische Initiative, um verzerrenden Subventionen aus Drittstaaten zu begegnen
	3.5. Monitoring, Rückforderung und Zusammenarbeit mit einzelstaatlichen Gerichten
	1.5.  Multilaterale Beziehungen
	1.6.  Bilaterale Beziehungen
	5.1. Digitaler Wandel
	5.2. Binnenmarktprogramm
	5.3. Externe Kommunikation und Interessenvertretung

	II. ÜBERSICHT ÜBER DIE EINZELNEN WIRTSCHAFTSZWEIGE
	1. Energie und Umwelt
	2. Informations- und Kommunikationstechnologien und Medien
	3. Finanzdienstleistungen
	4. Grundstoffindustrien und verarbeitendes Gewerbe
	5. Agrar- und Lebensmittelindustrie
	5.1 Die größten Herausforderungen im Überblick
	6. Arzneimittelsektor und Gesundheitswesen
	7. Verkehr, Tourismus und Postdienste
	8. Besteuerung und staatliche Beihilfen

